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I. Bürgerliches Recht. 


1. Der einigen Geſamtſchuldnern gegenüber nach dem 1. Jan. 1900 
geſchehene Erlaß der unter altem Recht entſtandenen Forderung iſt 
in ſeinen Wirkungen nach BGB. zu beurteilen und iſt auf den Aus⸗ 
gleichungsanſpruch des zahlenden Geſamtſchuldners ohne Einfluß. 
EG BGB. Art. 17 BGB. § 426. HGB. 249. 


Der Kläger war auf die Klage der Aktiengeſellſchaft G. B. in M.⸗Glad⸗ 
bach, deren Aufſichtsrat er angehört hatte, zur Erſtattung von 176282 M 
zu Unrecht ausgezahlter Dividenden für die Jahre 1897 bis 1899 verurteilt 
„worden. Er erhob gegen die übrigen Aufſichtsratmitglieder Ausgleichungs⸗ 
anſprüche. Das Landgericht wies die Klage ab. Das OLG. unterſchied, 
Je nachdem es ſich um Handlungen des Klägers vor oder nach dem 1. Januar 
* 1900 handelte, gelangte in Anſehung der vor dem 1. Januar 1900 ausbe⸗ 
zahlten Dividenden auf Grund des franzöſiſchen Rechtes zur Klageabweiſung, 
weil die Generalverſammlung von 1901 in Kenntnis des Sachverhalts 
allen Mitgliedern des Aufſichtsrats, mit Ausnahme des Klägers, Entlaſtung 
erteilt hatte und dadurch jeder Ausgleichungsanſpruch des Klägers nach 
franz. Recht ausgeſchloſſen ſei, gab dagegen der Klage in Anſehung der 
x nad) dem 1. Jan. 1900 bezahlten Beträge auf Grund des § 426 BGB. 
Statt. Die Reviſion des Klägers hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.“ 
Urteils: 8 ; 

„Von ſeinem Standpunkt aus hätte der Vorderrichter die Klage im 
anzen Umfange abweiſen müſſen. Es handelt ſich nicht, wie er anzunehmen 
cheint, um Anſprüche aus unerlaubter Handlung. In ihrer Stellung als 

Mitglieder des Aufſichtsrats hatten die Beklagten oder ihre Erblaſſer die 

Weſchäftsführung der Geſellſchaft zu überwachen. Hierin haben fie es nach 
Den Feſtſtellungen des Berufungsrichters verſehen. Dieſes Rechtsverhältnis 
Wit unter der Herrſchaft des früheren Rechts begründet worden. Es blieb für 
dasſelbe nach Art. 170 EG. z. BGB. auch nach dem 1. Januar 1900 das 
frühere Recht maßgebend, und wäre es richtig, daß nach franzöſiſchem Recht 
der zahlende Geſamtſchuldner wegen ſeines Ausgleichsanſpruchs auf die 
Subrogation ange wieſen iſt, würde das auch für Anſprüche aus den Ver— 
fehlungen gelten, die im Jahre 1900 vorgekommen ſind. 


Dieſe letztere Annahme iſt aber nicht richtig (wird e 
Seufferts Archiv, Bd. 76. 3. Folge. Bd. 21. Heſt 1 und 2. 
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2 I. Geſamtſchuld. 2. Vollmacht. 


Es kann nur in Frage kommen, ob die Beklagten ſich nicht auf Art. 1285 
c. c. berufen können, wonach der Gläubiger, der einen der Solidarſchuldner 
— unter Vorbehalt ſeiner Rechte gegen die anderen — aus der Haftung ent⸗ 
läßt, den im Verhältnis der Schuldner untereinander auf dieſen entfallenden 
Anteil ſeines Anſpruchs auch von den anderen Schuldnern nicht einfordern 
kann. Der Fall liegt vor. Indem die Geſellſchaft allen übrigen Mitgliedern 
des Aufſichtsrats Entlaſtung erteilt und nur dem Kläger fie verweigert hat, 
iſt der Schulderlaß deutlich genug nur unter Vorbehalt erfolgt, und demnach 
hätte Kläger die Beträge, die er jetzt fordert, der Geſellſchaft nicht geſchuldet 
und es könnte von einem Ausgleichsanſpruch keine Rede ſein. Wenn nun 
auch nach Art. 170 EG. z. BGB. für das Rechtsverhältnis das franzöſiſche 
Recht maßgeblich blieb, ſo ſind doch Rechtsgeſchäfte, welche nach Eintreten 
des neuen Rechts geſchloſſen werden und geſchloſſen worden find, nament- 
lich der Erlaß der Forderung in ſeinen Wirkungen nach dem nunmehr gelten⸗ 
den Recht zu beurteilen. Konnte nach dem früheren Recht die Geſellſchaft 
die übrigen Mitglieder des Aufſichtsrats ihrer Haftung nicht anders entlaſten, 
als auf Koſten des auf dieſe entfallenden Anteils an der Schuld, den ſie dann 
auch von dem verbleibenden Geſamtſchuldner nicht einfordern konnte, 
und waren daher die befreiten Schuldner durch den Erlaß auch gegenüber 
Regreßanſprüchen gedeckt, ſo konnte ein unter der Herrſchaft des BGB. 
geſchehener Erlaß dieſe Folge nicht mehr haben. Die bevorzugten Mit⸗ 
ſchuldner wurden dem Gläubiger gegenüber allerdings befreit, dem etwaigen 
Regreßanſpruch des Mitſchuldners blieben fie aber ausgeſetzt. (RGeEntſch. 
48, 19; Urt. v. 21. Juni 1917, VI. 141/17.)” 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 9. Juli 1920. K. w. S. u. Gen. 

(OLG. Düſſeldorf). II. 36/20. 

2. Die Frage, ob ein Stellvertreter Vertretungsmacht hat und kraft 
dieſer Machtbefugnis den Dertretenen verpflichtet, entſcheidet das 
Perſonalſtatut des Vertretenen. | 
EG BGB. Art. 7. BGB. § 164. 

Der Kläger, ein Deutſcher, war Reiſender bei der Beklagten, einer belgi⸗ 
ſchen Aktiengeſellſchaft, für deren in G. in Oberheſſen errichtete, unter 
Leitung des Direktors K. ſtehende Zweigniederlaſſung. Zwecks Beilegung 
eines zwiſchen den Parteien entſtandenen Streits wurde zwiſchen dem 
Kläger und Direktor K. ein Vergleich geſchloſſen. Kläger beſtritt die Wirk⸗ 
ſamkeit des Vergleichs und klagte ſeinen vermeintlichen Anſpruch ein. Das 
OLG. erkannte unter Anwendung deutſchen Rechts auf einen Eid für den 
Kläger. Die Reviſion der Beklagten war erfolglos. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: | 

„Die Reviſion rügt, daß das Rechtsverhältnis der Parteien nicht dem 
deutſchen, ſondern dem belgiſchen Rechte unterworfen ſei. Sie iſt der 
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Auffaſſung, daß ſowohl darüber, ob die Beklagte bei dem Vergleiche in wirk⸗ 
ſamer Weiſe vertreten geweſen ſei, als darüber, ob der Kläger ein Widerrufs⸗ 
recht gehabt habe, das belgiſche Recht entſcheide. Der Reviſion iſt darin 
beizutreten, daß über die Frage, ob ein Stellvertreter Vollmacht, ein ge⸗ 
ſetzlicher Vertreter Vertretungsmacht habe und kraft dieſer Machtbefugnis 
den Vertretenen verpflichte, deſſen Perſonalſtatut entſcheide (v. Bar, Inter⸗ 
nationales Privatrecht II S. 65ff.; Zittelmann, ebenda II S. 206ff.). 
Allein vorliegendenfalls kommt nicht ſowohl eine Verpflichtung der Beklagten, 
ſondern eine ſolche des Klägers in Betracht. Durch die als Vergleich be⸗ 
zeichnete Vereinbarung iſt der vorher beſtehende monatliche Reiſeſpeſen⸗ 
anſpruch des Klägers von 450 M auf 300 „ herabgeſetzt worden. Die Ver⸗ 
einbarung hat alſo die Rechte des Klägers beſchränkt. Die Frage des Prozeſſes 
iſt lediglich die, ob dieſe Beſchränkung der klägeriſchen Rechte in rechtswirk⸗ 
ſamer Weiſe begründet wurde, ob insbeſondere der Kläger ſeine Erklärung 
nachträglich bis zur Genehmigung der Beklagten widerrufen durfte. Die 
Wirkſamkeit einer ſolchen Erklärung des Klägers beſtimmt ſich jedoch nach 
ſeinem Perſonalſtatut. Dieſem kommt ausſchlaggebende Bedeutung für 
den Beſtand der klägeriſchen Verpflichtung zu. Ein anderer Wille der Parteien 
iſt nicht feſtgeſtellt, auch nicht erſichtlich.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 15. Juni 1920. R. w. W. (OLG. 

Darmſtadt). III. 441/19. 
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3. Irrtum über die Vertraue nswürdigkeit des Vertragsgegners als 
Grund für die Anfechtung des Vertrages. 
Vgl. 67 Nr. 243 m. N. 
BOB. § 119. 

Die Klägerin hatte dem Beklagten den Alleinverkauf des Luftbefeuchters 
„Briswel“ für beſtimmte Bezirke übertragen und ſich verpflichtet, keiner 
anderen Firma oder Perſon den weiteren Verkauf in dem vorbezeichneten 
Bezirke zu übertragen oder andere Vertreter anzuſtellen. Der Beklagte 
verpflichtete ſich dagegen zum Kaufe von 10000 Apparaten zum Preiſe 
von je 5,25 % bis 1. April 1919, notfalls 1920, bei monatlicher Abnahme 
von ca. 1500 Apparaten und zur Hinterlegung einer Sicherheit von 2500 . 
Der Beklagte verweigerte die Erfüllung und focht den Vertrag wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung und Irrtums an. Die Klägerin verlangte darauf Schaden⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung. Die Klage wurde abgewieſen. Das Ber.⸗Gericht 
hielt die Anfechtung des Vertrages wegen Irrtums des Beklagten über 
weſentliche Eigenſchaften des Inhabers der Klägerin für durchgreifend. 
Die Reviſion blieb erfolglos. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Berufungsgericht geht bei ſeiner Entſcheidung von den Rechts⸗ 
brundſätzen aus, welche das Reichsgericht in den Urteilen vom 17. Oktober 
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1911 und 20. Juni 1917 (Warneyer 1911 Nr. 469 und RGentſch. 90, 342ff.) 
ausgeſprochen und näher begründet hat, und nach denen unter Umſtänden 
auch ein Irrtum über die Vertrauenswürdigkeit des Vertragsgegners als 
ein verkehrsweſentlicher, nach 8119 BGB. zur Anfechtung berechtigender 
Irrtum angeſehen werden kann, insbeſondere bei Verträgen, die auf längere 
Zeitdauer in Erwartung der freiwilligen, pünktlichen und gewiſſenhaſten Er- 
füllung von ſeiten des Gegners abgeſchloſſen werden und nicht nur eine 
einmalige Sachleiſtung zum Gegenſtande haben. Zu Unrecht rügt die 
Reviſion, daß das Berufungsurteil dieſen Rechtsgrundſätzen nicht gerecht 
werde. Was zunächſt den Inhalt des Vertrages vom 24. April 1918 betrifft, 
ſo handelte es ſich dabei nicht, wie die Reviſion meint, um einen einfachen 
Sachkauf, bei dem die Vertrauenswürdigkeit des Inhabers der Klägerin 
nicht von weſentlicher Bedeutung war, ſondern es ging, ganz abgeſehen 
davon, daß nicht ein einmaliger Sachkauf, ſondern ein Lieferungsvertrag 
von längerer Dauer abgeſchloſſen war, die für den Beklagten weſentliche 
und für ſeinen Entſchluß zur Eingehung des Vertrages offenbar erhebliche 
Verpflichtung der Klägerin dahin, ihm für den näher beſtimmten, größeren 
Bezirk den Alleinverkauf des Luftbefeuchters „Briswel“ zu gewährleiſten, 
indem ſie es unterließ, in dem Bezirk einer anderen Firma oder Perſon 
den weiteren Verkauf zu übertragen oder andere Vertreter anzuſtellen. 
Nur bei Ausſchaltung der Konkurrenz hatte der Beklagte, der im ganzen 
10000 Stück Luftbefeuchter zum Preiſe von je 5,25 % abzunehmen hatte 
und damit ein großes Riſiko übernahm, die Ausſicht, die Apparate in ſeinem 
Bezirk vorteilhaft abzuſetzen. . 

Dieſer Vertrag iſt in ſeinen beiden Teilen: einmal Übertragung und 
Übernahme der Vertretung des Fabrikats der Klägerin in einem beſtimmten 
Bezirke und ſodann Kauf einer größeren Anzahl von Apparaten, als Einheit 
aufzufaſſen; nur mit Rückſicht auf die ihm gewährte Alleinvertretung hat 
der Beklagte einen größeren Poſten des Artikels käuflich übernommen. 
Ein ſolches Vertretungsverhältnis iſt aber beiderſeitig ein offenbares Ver— 
trauensverhältnis, für das die Vertrauenswürdigkeit des Vertragsgegners 
eine große Rolle ſpielt. Mit Recht hat daher das Berufungsgericht ange 
nommen, daß der Beklagte ſich auf die freiwillige und gewiſſenhafte Erfüllung 
der Verpflichtung der Klägerin mußte verlaſſen können und an die Vertrauens 
würdigkeit ihres Inhabers größere Anforderungen ſtellen durfte, als dies 
im gewöhnlichen geſchäftlichen Leben der Fall zu ſein braucht. Zutreffend 
weiſt das Berufungsgericht auch darauf hin, daß die gewiſſenhafte Erfüllung 
der Vertragspflicht der Klägerin für den Beklagten ſchwer oder gar nicht 
nachzuprüfen war; erfahrungsgemäß werden derartige Wettbewerbsverbote 
im geſchäftlichen Leben zuweilen ſo geſchickt übertreten und umgangen, 
daß ſich die Zuwiderhandlung der Kenntnis des Betroffenen entzieht oder 
doch erſt zu ſeiner Kenntnis gelangt, nachdem bereits ein erheblicher Schaden 
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für ihn eingetreten iſt. Die Anſicht der Klägerin, der Beklagte würde bei 
ſeinen Verkäufen ſofort von ſeinen Kunden erfahren haben, wenn ihnen 
bereits von anderer Seite die Ware angeboten oder verkauft war, iſt in dieſer 
Allgemeinheit nicht zutreffend, ſie ſetzt auch ein Aufſuchen jedes einzelnen 
in Betracht kommenden Abnehmers voraus, während doch der Beklagte 
auch auf Abnehmer rechnen konnte, die auf ſeine Zeitungsinſerate hin ſich 
meldeten, und dadurch, daß manche von anderer Seite bezogen und deshalb 
gar nicht mit ihm in Geſchäftsverbindung traten, ohne weiteres, und ohne 
daß er davon Kenntnis erhielt, Schaden erlitt. Verfehlt iſt deshalb auch die 
Annahme der Reviſion, der Beklagte fet durch das Zurückbehaltungsrecht, 
das ihm gegebenenfalls an dem Kaufpreiſe für die Apparate zugeſtanden 
haben würde, genügend geſichert geweſen. Die Geltendmachung des Zurück⸗ 
behaltungsrechts wegen Vertragsverletzungen der Klägerin ſetzte in jedem 
einzelnen Falle Kenntnis der Zuwiderhandlungen voraus, weiter aber auch 
die noch nicht erfolgte Zahlung des Kaufpreiſes, während doch der Beklagte 
die Apparate mangels anderer Vereinbarung Zug um Zug gegen Lieferung 
zu bezahlen hatte und möglicherweiſe oft erſt viel ſpäter von den Zumider- 
handlungen der Klägerin Kenntnis erlangte. Der Weg, auf den die Reviſion 
den Beklagten zu feiner Sicherheit verweiſen will, iſt aber auch aus dem 
Grunde überhaupt nicht geeignet, dem Beklagten zum Recht zu verhelfen, 
weil er zu Streitigkeiten und nötigenfalls zu Prozeſſen der Parteien geführt 
haben würde, während der Beklagte, wenn er den Vertrag ſchloß, damit 
mußte rechnen können, daß die Klägerin ihre Verpflichtungen ohne Streit 
und ohne Unſtimmigkeiten jederzeit freiwillig und gewiſſenhaft erfüllen würde, 
und in dieſer Hinſicht Vertrauenswürdigkeit des Inhabers der Klägerin be- 
anſpruchen durfte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 27. Sept. 1920. K. w. B. (OLG. 

Düſſeldorf). VI. 288/20. 


4. Konftitutive Bedeutung eines Lebensverſicherungsſcheins; Anfechtung 
wegen irrtümlicher Angabe eines unrichtigen Seitpunfts ine die Fällig⸗ 
keit der Verſicherungsſumme.“ 

„Vgl. 68 Nr. 3 m. N. 

BGB. §§ 119. 157. 242. 

Der Kläger hatte bei der Beklagten eine Lebensverſicherung zur Höhe 
von 10000 #6 genommen. Der Verſicherungsſchein beſagte, daß die Ver⸗ 
ſicherungsſumme am 15. Dezember 1918, oder falls der Verſicherte vorher 
ſterbe, nach vorſchriftsmäßig erbrachtem Beweiſe des Todes gezahlt werde. 
Die vierteljährliche Prämie war auf 89,02 . feſtgeſetzt. Die letzte Prämie 
ſollte am 15. September 1918 zu zahlen ſein, wenn der Verſicherte nicht 
vorher verſtorben wäre. Auf Grund dieſer Beſtimmungen des Verſicherungs⸗ 
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ſcheines verlangte der Kläger Zahlung von 10000 / nebſt 4% Zinſen ſeit 
dem 29. Dezember 1918. Die Beklagte wandte ein, die betreffenden Daten 
in der Polize beruhten auf einem Schreibfehler und müßten richtig auf den 
15. Dezember bzw. 15. September 1924 lauten. Der Einwand wurde in 
zwei Inſtanzen verworfen. Das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 


„Regelmäßig hat zwar der Lebensverſicherungsfchein nur die Natur 
einer Beweisurkunde, alſo nur die Bedeutung eines durch Gegenbeweis 
widerlegbaren Beweismittels für den Inhalt des abgeſchloſſenen Verſiche“ 
rungsvertrages. Kraft beſonderer Vereinbarung kann dem Verſicherungs⸗ 
ſchein aber konſtitutive Bedeutung in der Art beigelegt ſein, daß ſein Inhalt 
allein für das Verſicherungsverhältnis und daher für die beiderſeitigen Ver⸗ 
pflichtungen maßgebend iſt. Solche konſtitutive Wirkung legt das Berufungs⸗ 
gericht auf Grund der Beſtimmung in $1 Abſ. 3 der allgemeinen Verſiche⸗ 
rungsbe dingungen: | 

„Durch die Annahme der Polize und Zahlung der erſten Prämie oder Prämien- 

rate wird das Einverſtändnis des Verſicherungsnehmers mit dem ganzen Inhalt 

der Polize .. . feſtgeſtellt.“ 
der Polize bei. Dieſer Auffaſſung iſt beizutreten. Der Zweck der genannten 
Beſtimmung geht offenbar dahin, klare Verhältniſſe zu ſchaffen und Hinficht- 
lich des Vertragsinhalts jedes Zurückgreifen auf die Vorverhandlungen, 
ſowie auf mündliche oder ſchriftliche Vereinbarungen anderen Inhalts auszu⸗ 
ſchließen. Daran wird auch dadurch nichts geändert, daß auf der. Vorderſeite 
des Verſicherungsſcheins auf die ‚abgegebenen Antragsdeklarationen Bezug 
genommen, und daß in § 1 Abſ. 2 der allgemeinen Bedingungen gejagt iſt: 
‚Die vom Verſicherungsnehmer und dem Verſicherten zum Zweck, des 
Abſchluſſes des Verſicherungsvertrags abgegebenen ſchriftlichen Erklärungen 
(Antrag, Deklaration und etwaige Nachträge dazu) bilden mit der . . . Polize 
zuſammen den Verſicherungsvertrag.“ Denn mit dieſen Beſtimmungen 
wollte die Beklagte ſich nur ihre Rechte wahren für den Fall, daß die für den 
Abſchluß maßgebend geweſenen Erklärungen des Verſicherungnehmers 
der Wahrheit nicht entſprächen . 

Wenn in der Tat ein Irrtum vorliegt, ſo würde es ſich nicht um einen 
unbeachtlichen Irrtum im Beweggrunde handeln, ſondern um einen bead)t- 
lichen Irrtum über den Inhalt der Erklärung im Sinne des § 119 Abſ. 1 BGB. 
Der Berufungsrichter glaubt, die Sache läge nicht anders, als wenn ein Kauf⸗ 
mann bei der Berechnung des Preiſes einer Ware eine falſche Kalkulation 
zugrunde legt. Dabei iſt aber nicht beachtet, daß auch der Kalkulationsirrtum 
unter Umſtänden einen beachtlichen Irrtum darſtellen kann. Als unbeadht- 
licher Irrtum im Beweggrunde iſt er nur dann anzuſehen, wenn die Preis 
kalkulation in keiner Weiſe zum Gegenſtand der rechtsgeſchäftlichen Erklä⸗ 
rungen der Parteien gemacht worden iſt, wenn ſie ſich außerhalb des Rahmens 
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dieſer Erklärungen vollzogen hat (RGEntſch. 55, 370; 64, 268). Von einem 
bloßen Irrtum im Beweggrunde kann aber dann nicht geſprochen werden, 
wenn der Irrtum zugleich die objektive Sachlage, den Tatbeſtand des Rechts⸗ 
geſchäfts betrifft (RGEntſch. 75, 272). Hier bildete aber die Frage, wann 
die Verſicherungsſumme fällig ſein ſollte und wie lange demgemäß Prämien 
zu zahlen ſeien, d. h. welcher Tarif zur Anwendung kommen follte, einen we⸗ 
ſentlichen Gegenſtand der Parteivereinbarungen. Wenn die Beklagte ſich 
in ihrer zu dieſem Punkte abgegebenen Erklärung geirrt hat, ſo liegt alſo 
ein den Inhalt ihrer Willenserklärung betreffender, daher beachtlicher Irrtum 
vor, der zur Anfechtung der Willenserklärung gemäß § 119 BGB. berechtigt. 
Daß dieſer Irrtum auch ein weſentlicher ſein würde, daß die Beklagte die 
Willenserklärung bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdi⸗ 
gung des Falles nicht abgegeben haben würde, liegt auf der Hand.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 8. Juni 1920. V. w. B. (Kammer⸗ 

gericht). VII. 88/20. 


5. Über die Bedeutung von Beſtätigungsſchreiben. 
Vgl. 62 Nr. 199. 200; 73 Nr. 93. 
BGB. §§ 242. 320. 157. 

„Das Berufungsgericht ſieht als erwieſen an, daß zwiſchen den Parteien 
am 30. Nov. 1919 zu P. ein feſter Kaufvertrag über vier Torfſtechmaſchinen 
und eine Torfpreſſe abgeſchloſſen iſt, ohne daß irgendein Vorbehalt, etwa 
für den Fall einer Preisſteigerung bei Maſchinen, Rohmaterialien oder 
Löhnen gemacht worden iſt. (Wird näher ausgeführt.) Es iſt aber auch 
. . . zur Sprache gekommen, daß die beklagte Firma das Geſchäft ſchriftlich 
beſtätigen ſollte, doch ſollte es nur „der Ordnung halber“ geſchehen. Der 
Vertrag ſelbſt war bereits mündlich in bindender Weiſe zuſtande gekommen. 
Hiernach hatte die Abſendung und widerſpruchsloſe Annahme des Be- 
ſtätigungsſchreibens nicht die Bedeutung, daß dadurch erſt ein Vertrag ge- 
ſchloſſen wurde, ſondern nur die der Schaffung eines Beweismittels. Als 
ſolches betrachtet, ergibt das Beſtätigungsſchreiben, welches die Beklagte 
am 1. Dez. 1919 an den Kläger gerichtet hat, nicht, daß der mündliche Ver⸗ 
trag unter einem Vorbehalt geſchloſſen iſt. Der Brief beginnt mit den Worten: 
„Hiermit beſtätigen wir den uns durch Herrn W. erteilten Auftrag unter 
allem derzeitigen Vorbehalt zur Lieferung im Laufe des Monats Februar 
1920. . .“ uſw. Dem Wortlaute nach bedeutet dies Schreiben nicht, daß ein 
unter Vorbehalt erteilter Auftrag beſtätigt werde, ſondern daß ein ſchlechthin 
erteilter Auftrag beſtätigt werde; der Vorbehalt iſt danach nicht ſchon bei 
dem Auftrag gemacht, ſondern wird erſt nachträglich hinzugefügt. Zum 
mindeſten war ein Sinn des Schreibens, als beziehe ſich die Beſtätigung 
auf einen bereits unter Vorbehalt geſchloſſenen Sen, für den Zu 
nicht klar erkennbar. 
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Nun iſt es allerdings im Handelsverkehr üblich, daß der eine Kontrahent 
dem andern ein Beſtätigungsſchreiben über einen mündlich vereinbarten 
Vertrag zuſendet, um ihn wiſſen zu laſſen, wie er dieſen auffaßt, und um 
ihn zu einer Prüfung zu veranlaſſen, ob dieſe Auffaſſung mit der ſeinigen 
übereinſtimmt; wenn der Empfänger eines ſolchen Schriftſtückes es unbe- 
antwortet läßt, ſo kann dieſem Schweigen die Bedeutung beigelegt werden, 
daß er als zuſtimmend zu gelten hat, und zwar auch zu ſolchen Bedingungen, 
die mündlich nicht vereinbart waren (Steub, Exkurs zu § 372 HGB. Rand⸗ 
note 38; Brodmann in Ehrenbergs Handbuch, Bd. IV, 2, S. 104; RGentſch. 
54, 177; 58, 69; 88, 377; 90, 136; SeuffA. 62 Nr. 199, 200; 73 Nr. 93). 
Vorausſetzung für dieſe Wirkung iſt aber, daß für den Empfänger erkennbar 
iſt, der Abſender habe den Zweck verfolgt, den Inhalt des mündlichen Vertrags 
endgültig gemäß dem Inhalt des Schreibens feſtzuſtellen, jo daß dieſer rechts 
erzeugende (konſtitutive) Kraft haben ſollte. Das iſt hier nicht der Fall; 
der Kläger konnte nach der mündlichen Beredung annehmen, daß das Be— 
ſtätigungsſchreiben nur ein Beweismittel bilden ſolle und bilde, und als 
ſolches bewies es eben, wie oben gejagt-ift, nicht die jetzige Behauptung des 
Beklagten. Ferner werden durch Beſtätigungsſchreiben und deren wider— 
ſpruchsloſe Annahme entweder nur ſolche mündlich nicht beſprochene Be— 
ſtimmungen zur Anerkennung gebracht, welche ſich auf ergänzende, insbe— 
ſondere übliche oder nebenſächliche, Bedingungen beziehen, oder es wird, 
wenn die mündliche Beredung verſchiedene Auslegungen zuläßt, die Auf— 
faſſung des Abſenders als die maßgebende feſtgelegt. Keiner dieſer Fälle 
liegt hier vor. Der Vorbehalt war, wenn man ihn im Sinne der Beklagten 
verſteht, eine außerordentliche Bedingung von größter Tragweite; ſie brachte 
etwas ganz Neues in den Vertrag und enthielt eine weſentliche Abweichung 
von dem Vereinbarten. Unter dieſen Umſtänden kann nicht dem Empfänger 
die Pflicht zum Widerſpruch zwecks Vermeidung der Annahme der Zuſtim— 
mung auferlegt werden, ſein Schweigen iſt nicht als Einwilligung zu behandeln. 
Endlich muß das Beſtätigungsſchreiben beſtimmt genug lauten, in ſich zu 
verſtehen ſein. Dies Erfordernis hat das Landgericht vermißt, und ihm iſt 
darin beizutreten, daß die Worte „unter allem derzeitigen Vorbehalt“ für 
den Kläger unverſtändlich und jedenfalls nicht ohne weiteres dahin zu ver— 
ſtehen waren, daß die Beklagte ſich für den Fall der Preisſteigerung den 
Rücktritt offen halten wolle. Die Beklagte hat dagegen geltend gemacht, 
daß dieſe Klauſel ausdrücklich beſage, der Verkauf erfolge im Hinblick auf die zu 
erwartende Preisſteigerung freibleibend, und ein Kaufmann könne ſie gar 
nicht anders verſtehen, und hat ſich hierfür auf die Auskunft der Handels⸗ 
kammer berufen. Allein dieſe Erklärung iſt ſchon ſelbſt inſofern nicht recht 
verſtändlich, als das Wort „freibleibend“ zwar bei Offerten eine beſtimmte 
Bedeutung hat, aber ſeine Auslegung bei Vertragsſchlüſſen mindeſtens 
nicht zweifelsfrei in dem Sinne iſt, den die Beklagte ihm beilegen will. 


6. Sorgfalt des Verwahrers. 9 


Sollte aber auch im Handelsverkehr die Klauſel ſo aufgefaßt werden, wie 
die Beklagte ſie verſteht, ſo würde doch in der vorliegenden Faſſung ſie für 
den Kläger nicht unbedingte Klarheit gebracht haben. Gerade weil bei den 
mündlichen Beredungen kein Vorbehalt gemacht war und weil die Beklagte 
dabei geſagt hatte, daß ſie das Material hereinbekommen habe oder doch, daß 
es ihm zugeſagt ſei, war nach Treu und Glauben von ihr zu verlangen, daß 
ſie einen nachträglichen Vorbehalt in ganz beſtimmter Form zum Ausdruck 
bringe, und nur dann, wenn dies geſchehen wäre, könnte aus dem Schweigen 
etwas gegen den Kläger hergeleitet werden. 

Zu erwähnen iſt noch, daß die Beklagte in dem Schreiben vom 24. Dez. 
1919, in welchem ſie wegen der Preisſteigerung nicht liefern zu können 
erklärt, die Lieferungsweigerung nicht mit dem wegen der Preisſteigerung 
angeblich gemachten Vorbehalt rechtfertigt, ſondern mit der angeblichen 
Nichtleiſtung einer Anzahlung. Hieraus ergibt ſich, daß die Inhaber der 
Beklagten ſich bewußt waren, daß ſie bei der mündlichen Beredung keinen 
Vorbehalt gemacht hatten und daß ſie ſich auf die Nichtbeantwortung des 
Beſtätigungsſchreibens nicht berufen könnten. 

Auf die Nichtleiſtung der Anzahlung hat ſich die Beklagte im Prozeſſe 
nicht berufen, und es iſt darauf nicht einzugehen. Sie hat auch nicht geltend 
gemacht, daß ſie wegen der Preisſteigerung nicht liefern könne oder daß ihr 
wegen der Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe die Lieferung nach 
Treu und Glauben nicht zugemutet werden könne. Es bedarf nur der Be— 
merkung, daß ihr ein ſolcher Einwand auch nicht zuſteht, da eine Unmöglich— 
keit nicht vorliegt, und da die Beklagte in der Lage war, die Möglichkeit einer 
Preisſteigerung bei der Abmachung mit dem Kläger zu berückſichtigen. 
Ob ihre Lieferanten trotz der Zuſage höhere Preiſe berechnen durften, 
ſteht dahin; jedenfalls kann die Beklagte daraus nichts entnehmen, um ihre 
Verpflichtung gegen den Kläger aufzuheben oder zu ändern.“ 

Urteil des OLG. in Roſtock (2. Sen.) v. 26. Mai 1920. Z. w. E. Ze. 

70/1920. | Kn. 

6. Umfang der Verwahrungspflicht eines Gewerbetreibenden (Wäſcherei⸗ 
geſchäfts) an fremden, ihm zur Bearbeitung übergebenen Gegenſtänden. 
BGB. §§ 276. 631. 688. 

Der Kläger hatte dem Beklagten, der eine Dampfwäſcherei betreibt, 
Wäſcheſtücke zum Waſchen übergeben. In der Annahmeſtelle X, in der ſie 
abgegeben und ſpäter wieder abzuholen waren, wurde, nachdem ſie aus der 
Wäſche dorthin zurückgelangt waren, eingebrochen und dabei die Wäſche— 
ſtücke geſtohlen. Der Schadenerſatzklage des Klägers wurde in beiden 
Inſtanzen ſtattgegeben. Aus den Gründen: 

„Nach § 282 BGB. hat der Beklagte zu beweiſen, daß er den Umſtand, 
zufolgedeſſen nach ſeiner Behauptung ihm die Erfüllung der ihm nach §§ 631 
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folg. BGB. obliegenden Ablieferungspflicht unmöglich geworden ſein ſoll, 
nicht zu vertreten habe (§ 276 BGB.). Dieſen Nachweis hat er nicht ge- 
führt. Bis zur Ablieferung der Wäſcheſtücke an den Kläger, die nach dem 
Einverſtändniſſe der Parteien in der Annahmeſtelle X. zu geſchehen hatte, 
war der Beklagte, wie er ſelbſt nicht in Abrede ſtellt, verpflichtet, die Gegen⸗ 
ſtände zu verwahren. Er hatte daher nach Treu und Glauben und der Ver⸗ 
kehrsauffaſſung (88 157, 242 BGB.) ſolche Vorkehrungen zu treffen, die 
geeignet waren, den Verluſt der Wäſche des Klägers zu verhüten. Schon zu 
der in Betracht kommenden Zeit waren mit Rückſicht auf die ſchon damals 
hohen und mehr und mehr ſteigenden Wäſchepreiſe Einbruchsdiebſtähle 
in Wäſchegeſchäften und Wäſchereien häufig. Auch der Beklagte ſelbſt 
hatte vor dem Einbruch in ſeiner Annahmeſtelle X nach ſeiner eigenen Dar⸗ 
ſtellung in anderen Geſchäftsſtellen durch Einbruchdiebſtähle Wäſcheverluſte 
gehabt. Nach dieſen Erfahrungen war ihm bei der allgemeinen Unſicherheit 
eine geſteigerte Sorgfalt in der Ausübung ſeiner Verwahrungspflicht anzu⸗ 
ſinnen. Es iſt aber nach ſeiner eigenen Darſtellung und dem Gutachten des 
Sachverſtändigen nicht anzuerkennen, daß der Beklagte dieſer Sorgfalts⸗ 
pflicht genügt habe. Die Annahmeſtelle X ift, wie nach dem Berichte des 
Sachverſtändigen feſtſteht, nach der Straße zu durch eine aus Eiſen her⸗ 
geſtellte, mit Kriſtallglas verglaſte Türe verſchloſſen. Das zur Zeit des 
Einbruchs in der Nacht vom 12. zum 13. April 1918 — und auch noch jetzt — 
daran befindliche Schloß iſt zwar mit mehreren Zuhaltungen verſehen und 
nach der Angabe des Sachverſtändigen „im allgemeinen“ zufolge dieſer 
Einrichtung als Sicherheitsſchloß zu bezeichnen. Allein es läßt ſich, wie auch 
die Ausführung des Diebſtahls gezeigt hat, mit Nachſchlüſſel öffnen. Dar⸗ 
nach war und iſt es nicht geeignet und nicht genügend, einen zur Aufbe— 
wahrung von wertvollen Wäſcheſtücken dienenden Raum, der noch dazu 
unmittelbar von der Straße aus zu erreichen iſt, ſicher zu verſchließen. Hätte 
ſich der Beklagte, wozu er nach den allgemeinen und namentlich nach den 
von ihm ſelbſt in ſeinem Betriebe gemachten Erfahrungen allen Anlaß hatte, 
rechtzeitig an einen Sachverſtändigen gewendet, ſo hätte er nach der Über⸗ 
zeugung des Berufungsgerichts zweifellos die Auskunft erhalten, daß der 
Verſchluß der Türen zu der Annahmeſtelle X in dem Zuſtand, in dem er 
ſich zur Zeit des Einbruchs befand, nicht geeignet war, geſchickten und mit 
der inneren Einrichtung ſolcher Schlöſſer vertrauten Dieben weſentlichen 
Widerſtand entgegenzuſetzen. Nach alledem hat er den für ihn vorausſehbaren 
Verluſt der Wäſche des Klägers nach § 276 BGB. zu vertreten und dieſem 
den durch die Unmöglichkeit der Ablieferung erwachſenen Schaden nach §§ 280, 
251 BGB. in Geld zu erſetzen. Daß ein ſolcher Schaden für den Kläger ent— 
ſtanden ijt, ſteht außer Zweifel (8 287 ZPO.).“ 
Urteil des OLG. in Dresden (1. Sen.) v. 25. März 1920. 1.0. 51/19. 
8s. 
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7. Sur Auslegung von 8 511 BGB.“ Beweislaſt für die Schenkung 
hat der Beſchenkte trotz ſeines Beſitzes. 
Vgl. 75 Nr. 148. 
BOB. §§ 311. 516. 1006. BRO. § 282. 

Der Kläger und die Mutter der Beklagten find die einzigen Geſchwiſter 
und alleinigen geſetzlichen Erben der am 27. Sept. 1917 nach der Über⸗ 
ſiedelung aus der eigenen Wohnung in G. in das Haus des Vaters der 
Beklagten verſtorbenen ledigen R. Der Kläger verlangte auf Grund ſeines 
Erbrechts von der Beklagten die Herausgabe des aus den Kleidern, dem 
Hausrate ſowie den Spar⸗ und Einlagebüchern beſtehenden Nachlaſſes 
an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer. Die Beklagte, die Beſitzerin 
aller dieſer Sachen war, machte geltend, daß ſie ihr von ihrer Tante geſchenkt 
und übergeben worden ſeien. Sie behauptet dazu: Kurze Zeit nachdem 
ihre Tante zu ihren Eltern übergeſiedelt ſei, habe jene eines Montags Abend 
in ihrer, der Beklagten, Gegenwart, ihrem Vater erklärt, „alles was ſie habe, 
ihre Möbel, ihre Wäſche, die Kleider und ihr Vermögen wolle ſie ſeinen 
Kindern ſchenken; die Sachen ſollten ihr, der Beklagten, allein gehören; von 
dem Gelde ſolle ſie ihrem Bruder die Hälfte davon geben“; die R. habe 
aber verlangt, daß ihr, der Beklagten, Vater ſie bis an ihr Lebensende um⸗ 
ſonſt beherberge, beköſtige und verpflege und nach ihrem Tode alles Not⸗ 
wendige erledige; das habe ihr der Vater mit Handſchlag verſprochen; dann 
habe die R. ſie, die Beklagte, zu ſich gerufen und ihr die 9 Einlagebücher 
und die Schlüſſel, die ſie neben ſich zurecht gelegt gehabt habe, in die Hand 
gegeben; ſie, die Beklagte, habe die Bücher und die Schlüſſel an ſich ge— 
nommen. Das LG. hat die Entſcheidung von einem richterlichen Eide der 
Beklagten abhängig gemacht, mit dem dieſe ihre Behauptung beſchwören ſoll. 
Die Berufung des Klägers wurde vom O OG. zurückgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: | 

„Der Meinung des Klägers, die von der Beklagten behauptete Schenkung 
würde, wenn ſie ſtattgefunden hätte, ungeachtet der Vollziehung nach § 311 
BGB. im Mangel der erforderlichen gerichtlichen oder notariellen Beurfun- 
dung nichtig ſein, weil ſie einen Vertrag enthalten habe, durch den ſich die 
Erblaſſerin des Klägers verpflichtet habe, ihr gegenwärtiges Vermögen zu 
übertragen, kann nicht beigepflichtet werden. Es mag zutreffen, daß die 
Sachen und die Forderungen, die nach der Behauptung der Beklagten 
die ledige R. ihr übertrug, tatſächlich das ganze Vermögen der letzteren aus— 
machten. Aber nicht dieſes als Geſamtheit oder ein Bruchteil davon iſt über- 
tragen worden, ſondern eine Mehrheit von Vermögensſtücken, auch wenn 
fie nicht ſämtlich im einzelnen, ſondern unter zuſammenfaſſenden Bezeich— 
nungen, wie „Möbel“, „Wäſche“, „Kleider“ und „Vermögen“, dies nicht 
im Sinne der Geſamtheit aller Vermögensſtücke, ſondern entſprechend dem 
landläufigen Sprachgebrauche zur Bezeichnung des zinstragenden Teiles 


~ 
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des Vermögens, hier der Forderungen an die Sparkaſſe und den Spar- 
und Vorſchußverein, von der Erblaſſerin genannt worden find (vgl. RGeEntſch. 
69, 420; 94, 315 und Warn. Rechtſpr. 1917 Nr. 49). 

Die Schenkung und ihre Vollziehung, durch die der Mangel der in 
§ 518 Abſ. 1 BGB. erforderten Form geheilt worden wäre (Abſ. 2 a. a. O.), 
werden ſchlüſſig behauptet. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob eine Schenkung 
unter Lebenden beabſichtigt oder aber, wie der Kläger annimmt, von Todes 
wegen ſo geſchenkt worden iſt, daß die Wirkung der Schenkung vom Über— 
leben der Schenkerin durch die Beklagte aufſchiebend oder auflöſend bedingt 
abhängig ſein ſollte (zu vgl. Endemann Lehrb. Bd. 3 S. 96, 97 der 5. Aufl. 
§ 22 unter 2c, Planck BGB. Bd. 5 S. 764flg. Der 3. Aufl. Anm. 1 und 3 
zu § 2301). Denn zufolge der Vollziehung der Schenkung durch die Lei— 
ſtung der zugewendeten Gegenſtände unterfällt die Schenkung den Vor— 
ſchriften über Schenkungen unter Lebenden (8 2301 Abſ. 2 BGB.). Die 
Schenkung aber iſt nach dem Vorbringen der Beklagten jedenfalls zum er— 
heblicheren Teile vollzogen worden. Soweit es ſich dabei um diejenigen 
Sachen gehandelt hat, die von der ledigen R. bei ihrer Überſiedelung in das 
Haus des Schwagers mitgebracht und hier weiter benutzt worden ſind, kann 
die Vollziehung durch Übertragung des Eigentums, wozu neben der Eini— 
gung über den Übergang des letzteren die Übergabe zu erfordern iſt (§ 929 
BGB.), zweifelhaft ſein. Inſoweit erledigt ſich jedoch eine weitere Erörte— 
rung, weil die Beklagte in dieſem Umfange den Klaganſpruch anerkannt 
hat. Die übrigen Sachen dagegen, die nach der übereinſtimmenden Er— 
klärung der Parteien ſich in der von der R. verlaſſenen Wohnung in G. 
befunden haben, würden durch die Übergabe des Schlüſſels der verſchloſſenen 
Wohnung, wodurch die Beklagte deu unmittelbaren Beſitz der in der Wohnung 
befindlichen Sachen erlangt hätte (vgl. RG. in Jur. Wſchr. 1908 S. 681 
Nr. 13, in Seuff A. Bd. 62 Nr. 57 auf S. 102 und in Gruchots Beitr. Bd. 48 
S. 956), übergeben worden ſein. Hierüber hätte die Übergabe der Einlage— 
bücher die Übertragung der darin beurkundeten Forderungen enthalten. 

Bedenken gegen die Annahme, daß nur eine Schenkung an die Be— 
klagte, nicht auch zugleich eine ſolche an ihren Bruder vorliege, ſind nach dem 
Vorbringen der Beklagten nicht zu erheben. Denn wenn auch die Schenkerin 
geſagt hat, „von dem Gelde habe die Beklagte ihrem Bruder die Hälfte zu 
geben“, ſo verbleibt es doch nach ihrer Sachdarſtellung bei der Schenkung 
an ſie allein; die Verfügung zugunſten des Bruders enthält eine Auflage 
(§ 525 Abſ. 1 BGB.), deren Vollziehung die Schenkgeberin und nach § 328 
Abſ. 2, § 330 Abſ. 2, nach Befinden nach § 331 Abſ. 1 BGB. auch der Bruder 
der Beklagten zu fordern berechtigt waren und ſind. 

Die Beweispflicht für die Schenkung und deren Vollziehung trifft die 
Beklagte. Zwar iſt ſie im Beſitze der Sachen, deren Herausgabe der Kläger 
fordert. Nicht aber ſchlägt zu ihren Gunſten die Eigentumsvermutung des 
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§ 1006 Abſ. 1 Satz 1 BGB. ein. Dieſe entfällt, ſoweit es ſich um die Spar- 
und Einlagebücher handelt, ſchon um deswillen, weil deren Eigentum als 
dasjenige von Urkunden der in § 952 BGB. gedachten Art der Gläubiger 
der Forderung, über die ſie ausgeſtellt ſind, zuſteht. Der Beklagten liegt es 
darnach ob, die Übertragung der Forderungen, die in der Übergabe der 
Bücher im Zuſammenhange mit der vorangehenden Erklärung der R. 
zu finden wäre, nachzuweiſen (vgl. RG. in Warn. Reſpr. 1909 Nr. 106, 
1912 Nr. 426, Entſch. des Bayer. ObL G. Bd. 5 S. 69). Soweit es ſich aber 
um die Sachen handelt, deren Herausgabe die Beklagte ſich noch weigert, 
iſt bis zum Beweiſe des Gegenteils davon auszugehen, daß die Erblaſſerin 
des Klägers, deren Eigentum die Sachen waren, an ihnen den Beſitz bis zum 
Tode ausgeübt hat, daß der Beſitz auf ihre Erben übergegangen ijt (§ 857 
BGB.) und daß die Beklagte, wenn die Sachen nach dem Tode der Richter 
in ihrem Beſitz waren, ſie aus dem Nachlaſſe an ſich gezogen hat. Die Beklagte 
kann ſich deshalb auch bezüglich dieſer Sachen nicht auf die Vermutung des 
§ 1006 Abſ. 1 BGB. berufen, wohl aber der Kläger auf Abſ. 2 daſelbſt. 
Es iſt daher Sache der Beklagten, dieſe Vermutung durch den Nachweis 
ihres Eigentums zu widerlegen (vgl. OLG. im Sächſ. Archiv 1912 S. 272).“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 7. Juli 1919 i. S. R. w. W. 

5. O. 175/18. | F—ch. 


8. Auftrag zum Grundſtückserwerb bedarf nicht der Form des § 3135 BGB.; 
der formlos Beauftragte iſt zur Übereignung des erworbenen Grund— 
ſtücks an den Auftraggeber verpflichtet. 

Vgl. 59 Nr. 2 m. N.; auch 64 Nr. 149; 75 Nr. 186. 

BEL. §§ 313. 667 | 

Der Vater der Kläger war früher Eigentümer eines in W. gelegenen 

Hausgrundſtücks. Nachdem dieſes Grundſtück bei einer gegen ihn ſtattgehabten 

Zwangsverſteigerung dem T.'ſchen Genoſſenſchaftsverband zugeſchlagen 

worden war, wurde es von dieſem im Wege der freiwilligen Verſteigerung 

an den Beklagten veräußert. Die Kläger behaupten, der Beklagte habe 

dabei in ihrem Auftrage und Intereſſe gehandelt und berufen ſich hierfür 

auf eine von ihrer Mutter, den Klägern zu 2 und 3 und dem Beklagten aus— 
geſtellte privatſchriftliche Erklärung, die folgenden Wortlaut hat: 

„Die unterzeichnete Ehefrau zu W., handelnd im eigenen Namen und für ihren 

vorgenanten Ehemann und deren mitanweſende Söhne Karl und Heinrich J. 

erklären hiermit, daß ſie dem Herrn S. zu W. mündlich Auftrag und Vollmacht 

erteilt haben, das heute zu verſteigernde Haus zu. W. für Rechnung der ſämtlichen 

Kinder der Eheleute J. zu erwerben, aber vorläufig in eigenem Namen den Er— 

werb vorzunehmen, bis ſie in der La je find, die Mittel zum Erwerb des Hauſes, 

das ihnen bereits gehört, aber im Frühjahr zwangsweiſe verſteigert wurde, zu 


beſchaffen. 
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Die Umſchreibung des Hauſes auf die Kinder J. ſoll innerhalb 3 Monaten er- 
folgen, falls die Eintragung vorher auf den Namen des S. im Grundbuch vor⸗ 
genommen werden ſollte. ö 

Herr S. nimmt von vorſtehenden Erklärungen Kenntnis und beſtätigt, daß er 
vorbehaltlich der Einigung über die Zahlungs weiſe und Beſchaffung der Mittel 
für die Zahlung oder genügender Sicherſtellung des Kaufpreiſes verpflichtet iſt, 

gemäß dem Auftragsverhältnis die Eintragung der Kinder J. zu bewirken.“ 


Auf Grund dieſer Erklärung verlangten die Kläger von dem Beklagten 
Auflaſſung des Hausgrundſtücks und erhoben, da der Beklagte die Auflaſſung 


verweigerte, Klage auf Auflaſſung. Die Klage wurde in zwei Inſtanzen ab⸗ 


gewieſen, weil der ihr zugrunde liegende Vertrag mangels der Form des 
§ 313 BGB. nichtig fet. Das Reichsgericht hob auf. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Vorſchrift des § 313 BGB. bezieht ſich nach feſtſtehender Recht- 


ſprechung des Reichsgerichts ihrem klaren Wortlaute gemäß nur auf Ver⸗ 


träge, durch die ſich der eine Teil verpflichtet, das Eigentum an einem Grund⸗ 
ſtücke zu übertragen, nicht dagegen auf Verträge, durch die fic) jemand ver⸗ 
pflichtet, ein Grundſtück zu erwerben, mag ſich auch aus dem Erwerbe kraft 
Rechtsſatzes, wie z. B. beim Auftrage aus 8667 BGB. die Pflicht zur 
Herausgabe, alſo zur Übereignung des Grundſtücks ergeben, und zwar gilt 
dies auch dann, wenn bei dem Abſchluſſe des Vertrages über dieſe ſich aus 
dem Geſetze ergebende Pflicht eine ſie beſtätigende Vereinbarung getroffen 
iſt (RGEntſch. 54, 78). Dies hat allerdings auch der Berufungsrichter nicht 
verkannt und er hat gleichfalls entgegen dem Beſtreiten des Beklagten feſt⸗ 
geſtellt, daß dieſem ein Auftrag zur Anſteigerung des im Klagantrag bezeich⸗ 
neten Grundſtücks erteilt war. Die Beobachtung der in $ 313 BGB. vorge⸗ 
ſchriebenen Form hat er indes für das der Klage zugrunde liegende Abkommen 


gleichwohl deshalb für geboten erachtet, weil die Eigentums übertragung. 


an die Klägerin nicht ſchon auf Grund des Auftrages, ſondern erſt auf Grund 
einer hierüber vorbehaltenen Einigung habe erfolgen ſollen. Hierin kann 
ihm jedoch nicht beigetreten werden. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob nicht 
in Ermangelung von Umſtänden, die eine andere Beurteilung rechtfertigen, 
anzunehmen iſt, daß es nicht von dem Belieben des Beklagten abhängen 


ſollte, ob er ſich auf eine Einigung mit dem Kläger einlaſſe, daß vielmehr die . 


Parteien den Vertrag ungeachtet des nur die Art der Befriedigung oder 
Sicherſtellung des Beklagten betreffenden Vorbehalts als abgeſchloſſen 
angeſehen haben und daß mithin hinſichtlich des erwähnten noch offen ge⸗ 
laſſenen Punktes mangels Einigung das maßgebend ſein ſollte, was nach 
Treu und Glauben unter Berückſichtigung der Intereſſen beider Parteien 
als angemeſſen erſcheinen würde. Auch wenn man annimmt, daß die Heraus⸗ 
gabepflicht wegfallen ſollte, wenn keine Einigung zuſtande kam, ſo wurde 
doch durch dieſe Abrede die das Weſen des Auftrages ausmachende Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten zur unentgeltlichen Geſchäftsbeſorgung nicht be⸗ 
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rührt und die ſich aus der Geſchäftsbeſorgung ergebende Pflicht zur Heraus⸗ 
gabe des aus ihr Erlangten, d. i. hier zur Übereignung des angeſteigerten 
Grundſtücks nur inſofern betroffen, als ſie, unter gewiſſen Vorausſetzungen 
wegfiel und der Gegenanſpruch des Beklagten auf Erſatz ſeiner Aufwendungen 
durch den erwähnten Vorbehalt eine gewiſſe Einſchränkung erlitt. Dieſe Ab⸗ 
reden enthalten aber keine über den Rahmen des Auftrages hinausgehende 
Erſchwerung der ſich aus deſſen Ausführung ergebenden Übereignungs⸗ 
pflicht, die die Anwendung der Formvorſchrift des 8 313 BGB. rechtfertigen 
könnte. Der erſte Entſcheidungsgrund des Berufungsrichters muß daher 
verſagen.“ 

Arteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 26. Juni 1920. Geſchw. J. w. S. 

(OLG. Köln). V. 31/20. 


9. Anwendbarkeit des 8 526 BGB. bei Verzug des Käufers mit einer 
ihm obliegenden Leiſtung zur Ermöglichung der Ablieferung. 
Vgl. 61 Nr. 35; 59 Nr. 4. 73; 60 Nr. 71. 

BGB. §§ 326. 433. | 

Klägerin hatte an die Beklagte 25 Waggons Natronwaſſerglas, ab 
rheiniſcher Station, ſukzeſſive lieferbar in Keſſelwagen oder Fäſſern, die von 
der Beklagten zu ſtellen waren, verkauft. Beklagte hatte Keſſelwagen oder 
Fäſſer, auch innerhalb der von der Klägerin geſetzten Nachfriſt, nicht geſtellt. 
Klägerin lehnte Erfüllung ab und beanſpruchte Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung. Ihre Klage hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Rüge, das Oberlandesgericht habe, indem es der Klägerin die 
Rechte aus 8 3261 Satz 1 und 2 BGB. auf Grund des Verzuges der Be⸗ 
klagten mit der Verpflichtung zur Stellung der erforderlichen Keſſelwagen 
oder Fäſſer zubilligte, den § 326 a. a. O. verletzt, iſt nicht begründet. Aller⸗ 
dings reicht nicht jeder Verzug mit irgendeinem unter Umſtänden ganz neben⸗ 
ſächlichen Teile der im übrigen noch nicht erfüllten Leiſtung aus, um der 
nicht ſäumigen Partei die Rechte aus § 3261 Satz 1 und 2 zu eröfſnen. Viel⸗ 
mehr wird dazu ein Verzug mit der Hauptleiſtung oder wenigſtens — wie 
in RGEntſch. 53, 164 gejagt iſt — mit einer zur Hauptleiſtung gehörenden 
Leiſtung erfordert. Die Hauptleiſtung des Käufers iſt die Zahlung des 
Kaufpreiſes; wenn aber eine beſondere Leiſtung, nämlich die Mitwirkung 
zur Ermöglichung der Ablieferung vertraglich zur Pflicht gemacht iſt, von 
deren Erfüllung die Verſchaffung der Ware, alfo die Erreichung des eigent- 
lichen Vertragszweckes des Käufers, abhängt, ſo ſteht nichts im Wege, dieſe 
Verpflichtung als einen weſentlichen Beſtandteil der dem Käufer obliegenden 
Leiſtung im Sinne des § 3261 Satz 1 gelten zu laſſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 6. Juli 1920. N. w. L. (OLG. 
Hamburg). II. 84/20. 
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10. Verſendungspflicht des Verkäufers; in unficheren Zeiten müſſen 
Poſtpakete von nicht unerheblichem Wert verſichert oder als Wertpakete 
geſchickt werden. | 
BGB. §§ 447. 276. HGB. § 346. 

K. in B. hatte an die Beklagte S. auf deren Beſtellung vom 25. 6. 1918 
am 6. Dez. 1918 vier unfrankierte Pakete mit Knabenanzügen zugeſandt. 
Eines dieſer Pakete, enthaltend Waren zum Preiſe von 1125 , war ver- 
loren gegangen. Der Poſtfiskus hat der Abſenderin nur 60.4 erſtattet. 
Der auf Zahlung des Reſtes gerichteten Klage wurde ſtattgegeben aus folgen: 
den Gründen: 

„Eine Überſendungspflicht legt zwar § 447 Abſ. 1 BGB. dem Ber: 
käufer nicht auf; bei Diſtanzgeſchäften beſteht aber ſeit langer Zeit ein 
Handelsbrauch, daß der Verkäufer die Verpflichtung hat, die Waren dem 
Käufer an ſeinen Wohnort zu überſenden. Über die Art, wie der Verkäufer 
dieſe Verpflichtung zu erfüllen hat, fehlt eine geſetzliche Beſtimmung. § 447 
Abſ. 2 BGB. macht den Käufer nur für den Schaden verantwortlich, der 
dem Käufer durch eine Abweichung von der von ihm angeordneten Ver— 
ſendungsart entſteht. Art. 344 des alten HGB. beſtimmte aber, daß, wenn 
der Käufer über die Art der Verſendung keine Weiſung erteilt hatte, der 
Verkäufer für beauftragt galt, mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf; 
manns dieſe Beſtimmung ſtatt des Käufers zu treffen. Dieſe Vorſchrift iſt 
im HGB. als ſelbſtverſtändlich weggelaſſen, der in ihr ausgeſprochene Grund— 
ſatz iſt alſo auch jetzt noch Rechtens. Dieſe Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns hat K. nicht beobachtet, als ſie am 6. Dez. 1918 die ſtreitige 
Sendung weder unter Verſicherung noch als Wertpaket durch die Poſt ab— 
ſandte. Damals war es ſchon ſeit mehreren Monaten allgemein bekannt, 
daß infolge des Mangels an geſchulten und zuverläſſigen Beamten und der 
Einſtellung von Hilfskräften die Diebſtähle und Unterſchlagungen bei der 
Poſt, die in Friedenszeiten zu ſeltenen Ausnahmefällen gehörten, in erheb— 
lichem Umfange zugenommen hatten; es iſt gerichtsnotoriſch, daß ſchon vor 
der Revolution ſowohl von dem Privatpublikum als auch von der Geſchäfts— 
welt wegen der immer größer werdenden Unſicherheit der Beförderungs— 
verhältniſſe bei der Poſt Pakete von nicht unerheblichem Wert nur unter 
Wertangabe oder gegen Verſicherung der Poſt zur Beförderung anvertraut 
zu werden pflegten, da die Poſt im Falle des Verluſtes für jedes Pfund nur 
3 vergütet. Dieſe unſicheren Verhältniſſe bei der Poſt hatten ſich nach der 
Revolution im November 1918 noch verſchlimmert und Anfang Dezember 
1918 war eine Wendung zum Beſſeren noch nicht eingetreten. Unter dieſen 
Umſtänden gebot es die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns, daß K. 
die Beklagte, da es fic um Sachen im Werte von über 1125 / handelte, vor 
dem ihr durch den im Bereich der Möglichkeit liegenden Verluſt des Pakets 
drohenden erheblichen Schaden durch die Mittel der Wertangabe oder Ver— 


11. Kuuf. 17 


ſicherung zu ſchützen ſuchte. Es bedarf deshalb nicht der Einholung einer 
Auskunft der Handelskammer darüber, ob es ſchon in Friedenszeiten üblich 
war, Pakete im Werte von über 1000 „ als Wertpakete zu ſenden, und ob 
ſich im Dezember 1918 ſchon ein Handelsbrauch dahin gebildet hatte, Waren 
dieſer Art in Wertpaketen zu befördern. Ebenſowenig bedarf es eines Ein- 
gehens auf den Streit der Parteien darüber, ob Warenſendungen aus dem 
Jahre 1917 von K. als gewöhnliche oder Wertpakete aufgegeben ſind. Un⸗ 
erheblich endlich iſt die Tatſache, daß die Beklagte nach dem von K. über- 
reichten Originalauftrage die ſtreitige Sendung am 25. Juni 1918 unfrankiert 
beſtellt hatte. Seitdem waren bis zur Lieferung am 6. Dez. 1918 faſt 6 Monate 
vergangen; die Beklagte konnte deshalb erwarten, daß auch ohne ihre aus- 
drückliche Weiſung ihre Verkäuferin die infolge der Revolution noch ver⸗ 
größerte Unſicherheit der poſtaliſchen F bei der Wahl 
der Verſendungsart berückſichtigen würde. 

Durch den Verluſt iſt nun aber nicht K. ſondern lediglich die Beklagte, 
auf die mit der Aufgabe zur Beförderung auf der Poſt die Gefahr über⸗ 
gegangen war, ein Schaden entſtanden. K. haftet aber wegen der ihr zur Laſt 
fallenden Verletzung der Sorgfaltspflicht für den der Beklagten erwachſenen 
Schaden und die Beklagte iſt deshalb, da es ſich um einen Anſpruch aus dem- 
ſelben Vertrag handelt, ohne daß der Geſichtspunkt der Aufrechnung herangu- 
ziehen iſt, zur Verweigerung der Bezahlung des Kaufpreiſes für die ihr nicht 
zugegangenen Waren berechtigt. (RG. 62 S. 55, Warneyer 1914 Nr. 329.)“ 

Urteil des OLG. in Königsberg (1. Sen.) v. 26. Okt. 1920. Th. 


11. Der Kaufpreis iſt von dem im Vertrage beſtimmten Seitpunkt 
an zu verzinſen, auch wenn der Verkäufer noch darüber hinaus Nutzungen 
| von der Kaufſache gezogen hat. 
BGB. § 452. 242. 

Zwiſchen der Stadtgemeinde F. einerſeits und den Erben des Kauf— 
manns K., zu welchen auch die Beklagten gehören, andererſeits wurde am 
29. Juni 1914 ein Vertrag abgeſchloſſen, durch welchen die Vertragſchließenden 
gewiſſe Grundſtücke miteinander austauſchten und andere Grundſtücke von 
der Stadt an die Erben K. verkauft wurden. Nach dem Vertrage ſollten die 
Erben K. an die Stadt 115000 % herauszahlen und ſollte dieſer zu 4 v. H. 
in halbjährlichen Raten verzinsliche Betrag auf den den Erben K. zu über⸗ 
eignenden Grundſtücken hypothekariſch eingetragen werden. Beſitz und 
Genuß, Laſten und Steuern an den Tauſch- und Kaufgrundſtücken ſollten 
mit der gerichtlichen Auflaſſung, welche alsbald nach förmlicher Feſtſtellung 
der Fluchtlinien, Fertigſtellung der Fortſchreibungsunterlagen und Eingang 
der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes erfolgen ſoll, auf die Erwerber 
übergehen. Der Vertrag wurde am 10. Auguſt 1914 vom n | 

Seufferts Archiv, Od. 76. 3. Folge. Bd. 21. Heft 1 und 2. 
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genehmigt. Am 9. November 1914 wurde feſtgeſtellt, daß die im Bertrags- 
plane eingezeichneten Straßenfluchtlinien zur förmlichen Feſtſtellung ge- 
langt ſeien. Eine Auflaſſung kam nicht zuſtande, da die Erben K. die in der 
Auflaſſungsvollmacht enthaltene Angabe, daß die Herauszahlung von 115000 
Mark vom 1. Juli 1915 ab zu verzinſen ſei, beanſtandeten und die Zahlung 
der ihnen über Hypothekenzinſen für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dez. 1915 
von der Klägerin überſandten Rechnung verweigerten. Die Stadt Frank⸗ 
furt erhob darauf Klage auf Zahlung dieſer Zinſen. Der Klage wurde ent- 
ſprochen. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die Beklagten haben eine Gegenforderung zur Aufrechnung geſtellt, 
die ſie gegen die Klägerin wegen der von dieſer nach dem 1. Juli 1915 von 
ihren Grundſtücken noch gezogenen Nutzungen zu haben vermeinen. Das 
Berufungsgericht hat dieſe Forderung als nicht gerechtfertigt erachtet. Die 
Reviſion ſucht unter Bezugnahme auf § 242 BGB. auszuführen, daß die 
Klägerin, da ſie die Hypothekenzinſen, alſo Laſten des Grundſtücks, verlange, 
auch verpflichtet fet, die aus dem Grundſtück gezogenen Nutzungen herauszu— 
geben. Das kann indeſſen nicht anerkannt werden. Das BGB. hat den 
Satz des Pr. Allg. Landrechts (Teil I Titel 11 § 109), daß kein Kontrahent 
wider des anderen Willen Kaufgeld und Sache zugleich nutzen dürfe, nicht 
aufgenommen, ſondern ſich damit begnügt, in § 452 zu beſtimmen, daß der 
Käufer den Kaufpreis von dem Zeitpunkt ab zu verzinſen habe, von welchem 
an die Nutzungen der Sache ihm gebühren, ſofern nicht der Kaufpreis ge— 
ſtundet ſei. Dieſer Rechtsſatz iſt in den Motiven (II 329) als eine „ſinguläre 
Vorſchrift“ bezeichnet und die Aufnahme nur mit der Erwägung gerecht— 
fertigt, daß er bereits in dem größten Teile Deutſchlands geltendes Recht 
ſei, dagegen ausdrücklich abgelehnt, wegen der dieſer Vorſchrift in der bis— 
herigen Geſetzgebung zuteil gewordenen Ableitung ‚aus Billigkeitsrückſichten“ 
weiterzugehen und auch den erwähnten landrechtlichen Grundſatz anzuer⸗ 
kennen. Dieſer darf deshalb in das Recht des BGB. nicht ohne weiteres 
hineingetragen werden. Auch § 242 BGB. kann nicht dazu führen, die klare 
Vertragsbeſtimmung, die den Beklagten die Verzinſung des Kaufpreiſes 
vom 1. Juli 1915 ab auferlegt, im Wege der Auslegung dahin einzuſchränken, 
daß der Kaufpreis auch von da ab nur inſoweit zu verzinſen ſei, als die Ver— 
käuferin nicht ihrerſeits aus den verkauften Grundſtücken, deren Übergabe 
und Auflaſſung, wie der Berufungsrichter feſtſtellt, durch die Beklagten ver- 
zögert worden iſt, Nutzungen gezogen hat. Mit Unrecht behauptet die Re⸗ 
viſion auch, daß der Berufungsrichter den rechtlichen Geſichtspunkt der 
Bereicherung (§ 812 BGB.) rechtsirrig abgelehnt habe. Ging, wie der 
Berufungsrichter nach obigem bedenkenfrei angenommen hat, der Inhalt 
des Vertrages dahin, daß die Beklagten den Kaufpreis vom 1. Juli 1915 
ab zu verzinſen hatten, auch ſoweit die Klägerin noch die Nutzungen des 
Grundſtücks bezog, ſo war der rechtfertigende Grund für das, was die Klägerin 
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dadurch etwa erlangt hat, der abgeſchloſſene Vertrag; die Bereicherung würde 

ſich alſo nicht als eine ungerechtfertigte im Rechtsſinne darſtellen ...“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 12. Juni 1920. K. u. Gen. w. Stadt F. 
(OLG. Frankfurt). V. 17/20. 


12. Bühnenvertrag; keine Verpflichtung zum Auftreten an Grten, 
wo politiſche Unruhen herrſchen; Kündigungsrecht der Bühnenleitung. 
BGB. §§ 611. 626. 

Die Kläger waren im Jahre 1918 durch ſchriftliche Bühnenverträge 
bis zum 30. April 1919 für das Bühnenunternehmen des Beklagten, und zwar 
„für Wilhelmshaven und Filialen“ verpflichtet. Für Februar 1919 ver⸗ 
weigerte der Beklagte die Zahlung der Gage. Die Kläger verlangten mit 
der Klage Zahlung derſelben. Der Beklagte wandte ein: Sein Vertrag mit 
dem Adler⸗Theater in Rüſtringen habe nur bis zum 31. Jan. 1919 gelautet; 
er habe deshalb für die Folgezeit im Dezember 1918 mit dem Apollotheater 
in Poſen abgeſchloſſen. Die Kläger hätten ſich geweigert, ihm nach Poſen 
zu folgen, ſeien alſo vertragbrüchig geworden. Ferner habe er auf Grund 
des 815 Abſ. 5 der allgemeinen Vertragsbeſtimmungen, wonach er bei 
Krieg, politiſchen Unruhen uſw., auch ohne daß eine Schließung des Theaters 
verfügt werde, den Vertrag mit achttägiger Kündigung habe auflöſen dürfen, 
dem ſämtlichen Bühnenperſonal zum 1. Februar gekündigt. Der Klage wurde 
in beiden Inſtanzen ſtattgegeben. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Beklagte ſtützt ſeine Berechtigung zur Kündigung zunächſt auf 
den § 626 BGB. Den wichtigen Grund erblickt er einmal in der feiner Anſicht 
nach unbegründeten Weigerung der Kläger, mit ihm am 1. Febr. 1919 
nach Poſen, dem Orte ſeiner Spieltätigkeit, zu ziehen. Für den Fall, daß 
die Kläger aber zu ihrer Weigerung berechtigt geweſen ſeien, ſieht er ihn 
darin, daß ihm durch die politiſchen Unruhen in Poſen die Fortführung ſeiner 
Bühnentätigkeit über den 1. Februar 1919 hinaus unmöglich gemacht ſei. 

Nach dem Vertrage waren die Kläger für die vom Beklagten geleiteten 
Bühnen Wilhelmshaven und Filialen verpflichtet. Der Wortlaut des Ver⸗ 
trages läßt nicht erkennen, was die Parteien mit dem Ausdruck „Filialen“ 
haben feſtlegen wollen. Daß er die Kläger nur zu gelegentlichen Abſtechern 
in die Wilhelmshaven benachbarten Orte, wie Varel und Jever hat ver- 
pflichten ſollen, wollen die Kläger offenbar ſelbſt nicht geltend machen, 
da ſie ſich für verpflichtet halten, z. B. im Bremer Tivolitheater, wo der 
Beklagte vor der Wilhelmshavener Zeit hatte ſpielen laſſen, aufzutreten. 
Anderſeits läßt ſich aus ihm auch nicht, wie der Beklagte will, entnehmen, 
daß die Kläger ſich dem Beklagten für ein Tourentheater verpflichtet haben 
und angewieſen ſind, an Bühnen jeder anderen Stadt Deutſchlands, in die 
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Aber wie dem auch fet, zum 1. Febr. 1919 brauchten die Kläger dem 
Beklagten keinesfalls nach Poſen zu folgen. Selbſt wenn die Deutſchen 
Ende Januar 1919 nicht in der von der erſten Inſtanz angenommenen Weiſe 
in Poſen Gefährdungen ausgeſetzt geweſen ſind, wenn damals dort über⸗ 
haupt keine politiſchen Unruhen ſtattgefunden haben, ſo waren doch Unruhen 
jederzeit im Bereiche der Möglichkeit. Die Polen beanſpruchten größere 
Teile deutſchen Bodens. Daß ein derartiges Verlangen die Gegenſätze 
zwiſchen Deutſchen und Polen ſchüren mußte und früher oder ſpäter zu 
innerpolitiſchen Wirren in Poſen führen konnte, daß dann aber Beläſtigungen, 
Verfolgungen, ja Gefährdungen an Leib und Leben für den deutſchen Teil 
der Bevölkerung zu befürchten ſtanden, lag auf der Hand. Unter dieſen 
Uumſtänden konnten zumal die Kläger damit rechnen, daß ſie ſich in Gefahr 
brächten, wenn ſie mit dem Beklagten nach Poſen reiſten und dort deutſche 
Lieder und deutſche Muſik öffentlich vortrugen. Derartigen Gefahren 
brauchten ſie ſich nicht auszuſetzen. Aus ihrer Weigerung, mit nach Poſen 
zu ziehen, kann der Beklagte demnach auch noch keinen wichtigen Grund zur 
Kündigung entnehmen. 

Unhaltbar iſt aber auch die Ausführung des Beklagten, daß, wenn die 
politiſchen Unruhen in Poſen die Kläger berechtigten ihre Dienſte daſelbſt zu 
verweigern, ſie auch ihn ermächtigen müßten, die Verträge mit den Klägern 
friſtlos zu kündigen, da ſie ihm die Fortführung ſeiner Bühnentätigkeit un⸗ 
möglich gemacht hätten. Der Beklagte hat den Vertrag mit der Leitung 
der Apolloſäle in Poſen Anfang Dezember 1918, alſo zu einer Zeit, in der 
die (durch den deutſchen Waffenſtillſtand geſchaffenen) politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe in Poſen ungeklärt, und die Lage der dortigen Deutſchen bereits 
recht bedenklich war, abgeſchloſſen. Als vorſichtiger Mann hätte er den Ver⸗ 
trag entweder überhaupt nicht abſchließen ſollen, oder aber ſich der Mit; 
wirkung der Kläger zuvor verſichern müſſen. Wenn er ihn trotzdem abſchloß, 
geht die ſpätere Entwicklung der politiſchen Ereigniſſe in Poſen auch auf ſeine 
Gefahr und kann er ſie deshalb Ende Januar 1919 auch nicht zur Veranlaſſung 
einer ſofortigen Kündigung nehmen. Es verſtößt gegen Treu und Glauben, 
wenn der Beklagte die Lage, in die er ſich durch Eingehung des Vertrages 
mit dem Apollotheater zu Poſen ſelbſt gebracht hat, als Grund zu einer frift- 
loſen Kündigung geltend macht. ‘ 

Beklagter ſtützt. fein Recht zur Kündigung weiter auch noch auf § 15 
Abſ. 5 der allgemeinen Bühnenbeſtimmungen. Zu Unrecht. Wenn das 
Landgericht den § 15 »Abſ. 5 dahin auslegt, daß Krieg, politiſche Unruhen uſw. 
dem Beklagten nur dann ein Recht zur Kündigung geben ſollten, wenn durch 
dieſelben eine weſentliche Beeinträchtigung ſeines Unternehmens herbei— 
geführt werden ſollte, und es weiter die Beeinträchtigung offenbar nur für 
den Fall als gegeben erachten will, daß der Beklagte für fein Theaterunter 
nehmen infolge der erwähnten Exeigniſſe keine geeignete Bühne im deutſchen 
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Reiche finden könne, fo iſt dem nicht beizuſtimmen. Eine derartig einengende 
Auslegung erſcheint durch nichts begründet. Nach Anſicht des Berufungs- 
gerichts iſt der § 15 Abſ. 5 dahin aufzufaſſen, daß für das Kündigungsrecht 
der Bühnenleitung die Verhältniſſe am Orte der Niederlaſſung des Theaters 
maßgebend ſein ſollen, und daß, ſofern dort Krieg, politiſche Unruhen uſw. 
auftreten, das Kündigungsrecht der Bühnenleitung beſteht, ohne Rüdficht 
darauf, ob dieſe anderweitig an einem ruhigen Orte Deutſchlands, eine ge⸗ 
eignete Bühne zu finden vermag oder nicht. Hiernach könnten etwaige 
Unruhen in Poſen als dem vom 1. Febr. 1919 von dem Beklagten ins Auge 
gefaßten Ort ſeiner gewerblichen Niederlaſſung ſeine Kündigung redit- 
fertigen, wenn die Kläger ihm in ruhigen Zeiten dorthin zu folgen ver⸗ 
pflichtet geweſen wären. Dieſes Kündigungsrecht würde jedoch dadurch 
wieder hinfällig werden, daß der Beklagte, wie bereits oben hervorgehoben, 
durch Eingehung des Vertrages mit dem Apollotheater zu Poſen zu einer Zeit, 
in der die dortigen politiſchen Verhältniſſe recht bedenklich waren und eine 
Verſchlimmerung der Lage für die Deutſchen befürchten ließen, den Tat⸗ 
beſtand des § 15 Abſ. 5 ſelbſt herbeigeführt hat, es hiernach aber gegen Treu 
und Glauben verſtößt, wenn er die Unruhen als Grund für eine vorzeitige 

Kündigung der Verträge geltend macht.“ 

Urteil des OLG. Oldenburg (Zivilſenat) v. 8. Nov. 1919 i. S. H. u. Gen. 

w. A. U. 35/19. F- n. 


13. Angebliche Unähnlichkeit eines Bildniſſes iſt bei ſonſt guter Aus⸗ 
führung des Gemäldes kein Grund, die Abnahme zu verweigern. 
BGB. § 633. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Der Beklagte will ein Bildnis ſeines fünfjährigen Sohnes, das bei dem 
Kläger beſtellt und von ihm gemalt iſt, nicht abnehmen und nicht bezahlen, 
weil es nicht den Anforderungen entſpreche, die vom künſtleriſchen Stand 
punkt an ein ſolches Bild zu ſtellen ſeien, insbeſondere weil es nicht ähnlich 
ſei. Rechtlich ſtellt ſich dieſe Verteidigung des Beklagten als Wandlung dar, 
eine Friſtſetzung zur Beſeitigung der angeblichen Mängel des Bildes kommt 
nicht in Frage, da der Kläger ſich weigert, an dem Bilde Anderungen vorzu— 
nehmen. 


Das Gutachten des Direktors der Kunſthalle Prof. Dr. P., wonach das. 


Bild als eine künſtleriſche Leiſtung anzuſehen iſt, für die das vereinbarte 
Honorar von 1000 / angemeffen fei, und wonach auch hinſichtlich der Ahnlich- 
keit das Bild nicht zu beanſtanden ſei, kann durch die vom Beklagten bei- 
gebrachte Außerung des Porträtmalers B. in keiner Weiſe erſchüttert werden. 
Einer weiteren Begutachtung bedarf es nicht. Das Gericht hat ſich auch 
mit eigener Sachkenntnis durch den Augenſchein davon überzeugt, daß das 
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P.'ſche Gutachten nicht irgendwie zu beanſtanden iſt. Was insbeſondere 
die Frage der Ahnlichkeit eines gemalten Bildniſſes anbetrifft, ſo iſt es nicht 
anders möglich, als dem mit der Herſtellung eines gemalten Bildniſſes be⸗ 
auftragten Künſtler zu überlaſſen, den Darzuſtellenden ſo wiederzugeben, 
wie er ihn ſieht, und wie er mit ſeinen Kunſtmitteln, nach ſeiner Auffaſſung 
und mit den gerade ihm zu Gebote ſtehenden Fähigkeiten und nach ſeiner 
Kunſtrichtung ihn darzuſtellen in der Lage iſt; es iſt das Sache des Ber- 
trauens, das man dem Künſtler ſchenkt, von deſſen Art und Weiſe zu malen 
man ſich vor der Beſtellung überzeugen muß. Freilich kann ein Bildnis 
mißglücken, es kann auch nachläſſig verfertigt ſein, beides liegt hier nicht vor. 
Weil es dem Beſteller nicht gefällt, und weil er es nicht genügend ähnlich 
findet, kann es nicht abgelehnt werden. Es iſt gerichtsbekannt, daß die Bild- 
niſſe anerkannter und berühmter Maler von weiten Kreiſen, ganz beſonders 
aber von den nächſten Angehörigen der Dargeſtellten unähnlich gefunden 
und mißfällig beurteilt werden. An dem hohen Kunſtwert ſolcher Bildniſſe 
iſt trotzdem nicht zu zweifeln, wie ſie auch in den Kreiſen der Kenner voll 
anerkannt werden. 
Der Standpunkt des Beklagten iſt danach unberechtigt.“ 
Urteil des OLG. in Hamburg (5. Sen.) v. 2. Juli 1920. B. w. M. 
Bf. V. 146/20. Gr. 


14. Gemeingebrauch am öffentlichen Weg kein Recht i. S. des 8825 BGB; 
wann enthält die Behinderung der pachtwirtſchaftlichen Benutzung 
eines Weges einen Eingriff in den Pachtbetrieb als ſolchend 
BGB. §§ 823. 581. 

Die 1908 erbaute Bahnſtrecke K.⸗M. durchſchneidet die Domäne D. 
Quer über die Bahn führt ein Weg vom Hauptgute zum Vorwerk J.; wo 
er die Bahn ſchneidet, hatte der Beklagte 1908 eine Wegüberführung aus 
Betonmiſchung hergeſtellt. Dieſe war am 4. April 1913 eingeſtürzt; die 
Wiederherſtellung war erſt am 8. Nov. 1913 vollendet 

Der Kläger, Pächter von D., behauptete, durch den Einſturz der Weg⸗ 
überführung Schaden erlitten zu haben; er habe, ſo behauptet er, bis zur 
Wiederherſtellung des Weges einen Umweg von etwa 800 Meter machen 
müſſen, um das Gelände jenſeits der Bahn zu erreichen; dadurch ſei die 
Ernte und Beſtellung des Geländes beeinträchtigt worden Er hält den Be- 
klagten für den Schaden für verantwortlich; weil er beim Bau der Uber- 
führung aus Fahrläſſigkeit Fehler begangen und überdies auch die Wieder- 
herſtellung der Überführung ſchuldhaft verzögert habe — Die Klage wurde 
abgewieſen. Aus den Gründen des Rev Urteils: 

„Der Kläger als Pächter von D. kann mit der aus § 823 Abſ. 1 BGB. 
hergeleiteten Schadensklage nur Erfolg haben, wenn er an dem Wege, 
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an deſſen Benutzung er aus Verſchulden des Beklagten längere Zeit ge- 
hindert geweſen fein will, ein ſonſtiges Recht’ gehabt hat. Als ein ſonſtiges 
Recht im Sinne des § 823 BGB. ijt aber der einem jeden zuſtehende Ge- 
meingebrauch an öffentlichen Wegen, wie er des Näheren im § 4 der Wege⸗ 
ordnung für die Provinz Oſtpreußen vom 10. Juli 1911 beſtimmt iſt, nicht 
anzuerkennen: der Gemeingebrauch genießt nicht den Schutz ſubjektiver 
Privatrechte in dem Sinne, daß jedermann wegen etwaiger ſchuldhafter 
Beeinträchtigung des Gemeingebrauchs privatrechtlich befugt wäre, Schaden- 
erſatz wegen Verletzung eines ‚ſonſtigen Rechts“ nach Maßgabe des § 823 
Abſ. 1 BGB. zu verlangen (HGR. Kom. § 823 Anm. 9). 

Ebenſowenig kann hier die Rede davon ſein, daß der Pachtbetrieb des- 
Klägers im Sinne eines ſonſtigen Rechts verletzt worden wäre. Selbſt wenn 
man den Beſtand des Pachtbetriebs des Klägers in gleicher Weiſe wie den 
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb als ſolchen als ein ſonſtiges 
Recht im Sinne des § 823 Abſ. 1 BGB. gelten laſſen wollte, fo iſt doch ein 
widerrechtlicher Eingriff, der unmittelbar den Beſtand des Pachtbetriebs 
ta tſächlich unterbunden oder ſogar rechtlich in Frage geſtellt hätte, nach der 
Feſtſtellung des Berufungsgerichts ausgeſchloſſen. Denn die Behinderung 
des Klägers, den bisherigen Weg bis zur Wiederherſtellung der Überführung 
pachtwirtſchaftlich zu benutzen, ſtellt ſich nicht als unmittelbarer wider⸗ 
rechtlicher Eingriff in ſeinen Pachtbetrieb als ſolchen dar, ſondern nur 
als eine nachteilige Einwirkung auf den Ertrag der Pachtung. 

Ein ſonſtiges Recht des Klägers kann daher im gegebenen Falle nur 
unter der Vorausſetzung in Frage kommen, daß der Kläger kraft des Pacht 
vertrags das Recht erlangt hätte, den Weg als zu der Pachtung gehörig als 
Pächter zu beſitzen und zu benutzen. In dieſer Hinſicht hatte aber der Kläger 
zu beweiſen, daß der Weg als ein privater ihm mitverpachtet worden iſt. 
Das Berufungsgericht ſieht aber den Beweis, daß der Weg ein privater iſt, 
nicht für geführt an.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 10. Juni 1920. R. w. Pr. Staat 

(OLG. Königsberg). VI. 123/20. 

15. Beſchäftigung von Gefangenen; Haftung für den von dieſen 
zufolge ungenügender Beaufſichtigung den Nachbarn zugefügten 
Sachſchaden. 

BGB. § 823. 

Der Kläger war von Militär- und Strafgefangenen beſtohlen, die bet 
der Beklagten gearbeitet hatten. Dieſe wurde deswegen verantwortlich 
gemacht und vom Berufungsgericht zum Schadenerſatz verurteilt. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Erſatzpflicht der Beklagten für den Schaden, welcher dem Kläger 
durch die im Laufe der Jahre 1916 und 1917 unſtreitig von den bei der Be— 
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klagten damals beſchäftigt geweſenen Militär- und Strafgefangenen ber 
übten Entwendungen von Spirituoſen und Raffinadenzucker erwachſen iſt, 
ergibt fic) aus dem Vorliegen der Vorausſetzungen des § 823 BGB. Wenn 
die Beklagte, wozu ſie an ſich zufolge der Bewilligungen der Finanzdepu⸗ 
tation vom 20. Oktober 1916 (bzw. vom 3. Dez. 1915) und der Senats⸗ 
kommiſſion für die Juſtizverwaltung vom 2. April 1917 befugt war, auf 
ihrem Werftplatze in dem hier fraglichen Gebäude 30 bis 40 Straf- und 
(ruſſiſche) Kriegsgefangene unterbrachte, ſo war ſie mit Rückſicht auf die ihr 
bekannte Gefährlichkeit und Unzuverläſſigkeit dieſer Leute in Verbindung mit 
der ihr gleichfalls bekannten unmittelbaren Nachbarſchaft der in den klägeriſchen 
Räumen lagernden Spirituoſen und ſonſtigen Waren verpflichtet, bei der 
Unterbringung dieſer Leute zur Verhütung von Schädigungen des Klägers 
ein beſonders hohes Maß von Sorgfalt zu beobachten. Die an ſie in dieſer 
Hinſicht zu ſtellenden Anforderungen waren um ſo peinlicher zu erfüllen, als 
ſie in dem. Schreiben der Finanzdeputation vom 20. Okt. 1916 beſonders 
darauf hingewieſen war, daß der ‚von der Firma P. (dem Kläger) befürch⸗ 
teten Gefährdung ihrer Spirituoſenvorräte durch deren ſichere Verwahrung 
und entſprechende Überwachung der Gefangenen vorgebeugt‘ werden müſſe. 
Für das Maß der von der Beklagten zu verlangenden Sorgfalt war es ferner 
bedeutungsvoll, daß die Räume, die durch die Unterbringung der Gefangenen 
gefährdet wurden, dem Kläger durch einen mit der Beklagten geſchloſſenen 
Vertrag vorbehalten worden waren. Die Beklagte hätte demgemäß die 
Gefangenen überhaupt nicht in dieſem Gebäude, ſondern in anderer Weiſe 
unterbringen, oder wenn dies aus irgendwelchen Gründen nicht möglich 
war, beſondere Vorkehrungen, die dem Schutze des fremden Eigentums zu 
dienen geeignet waren — die nach dem erſten Einbruch an einem klägeriſchen 
Zugange angebrachte Alarmvorrichtung war in dieſer Hinſicht nicht aus— 
reichend — treffen müſſen. Sie durfte ſich auf die ihr behördlicherſeits bei- 
gegebenen Aufſeher, abgeſehen davon, daß einzelne derſelben bei dem einen 
Diebſtahl beteiligt geweſen ſein ſollen, um ſo weniger verlaſſen, als dieſe 
Wachtmannſchaften nicht ſowohl mit dem Schutze des Eigentums dritter 
Perſonen, als vielmehr mit der Aufrechterhaltung der Ordnung unter den 
Gefangenen betraut waren und vor allem ein Entweichen derſelben un— 
möglich zu machen hatten, wie denn auch in der protokollariſch niedergelegten 
Beſprechung vom 28. Febr. 1917 auf die von dem Inhaber der Bekl. ge- 
ſtellte Frage, ob der hamburgiſche Staat dafür eintrete, wenn etwa von den 
Gefangenen größerer Sachſchaden (Brandſtiftung, Sabotage uſw.) — hier 
kamen offenbar auch Güterberaubungen in Frage — angerichtet werden 
ſollte, von dem Vertreter der Juſtizverwaltung betont worden iſt, daß der 
Staat irgendeine Haftung in dieſer Beziehung unter keinen Umſtänden über- 
nehmen könne. Indem die Beklagte unter Außerachtlaſſung dieſer im Ver— 
kehr erforderlichen Sorgfalt, indem ſie ohne beſondere Sicherungsmaßregeln 


16. Schulgebäube. N 205 


die Gefangenen in nächſter Nähe der klägeriſchen Spirituoſen und Waren 
unterbrachte und hierdurch hinſichtlich dieſer eine Gefahrſituation hervor⸗ 
rief, die mit hoher Wahrſcheinlichkeit, wie der Beklagten vorausſehbar war, 
zu einer Eigentumsſchädigung des Klägers zu führen drohte und tatſächlich 
geführt hat, erfüllte ſie den Tatbeſtand des § 823 BGB. durch fahrläſſige 
widerrechtliche Verletzung des klägeriſchen Eigentums.“ 

Urteil des OLG. in Hamburg (6. Sen.) v. 5. Juni 1920. P. w. St. 

Bf. VI. 563/19. | Gr. 


16. Erhöhte Sorgfaltspflicht des Schulverbandes in Unfehung der 
un der Einrichtungen des Schulgebäudes. 
Vgl. 64 Nr. 6 m. N. 
BGB. §§ 836. 823. 89. 31. 

Die damals 10 Jahre alte Klägerin, Schülerin der Gemeindeſchule zu D., 

iſt am 5. Sept. 1911 in dem Schulgebäude dadurch verunglückt, daß eine 
an der Wand des Klaſſenzimmers befeſtigte Schultafel, mit deren Reinigung 
ſie von dem Klaſſenlehrer beauftragt war, ſich von der Wand löſte und mit 
dem ſie umgebenden Holzrahmen auf ſie fiel. Die beiden ſeitlichen Pfoſten 
des Rahmengeſtells ruhten ohne Befeſtigung frei auf dem Katheder, während 
der ſie verbindende obere Stirnbalken mit zwei Bankeiſen an der Wand 
befeſtigt war. Innerhalb des Rahmengeſtells konnten die beiden Schiebe⸗ 
tafeln der Wandtafel hin und her bewegt werden. Das Schulgebäude war 
im Winter 1910/1911 errichtet und etwa 3 Monate vor dem Unfall in Be⸗ 
nutzung genommen worden. Der Schulneubau war von dem Schulverbande 
D., dem Beklagten, unternommen und nach den Entwürfen unter Leitung 
der Architekten F. auf Grund einer mit dem Beklagten getroffenen Ver⸗ 
einbarung ausgeführt worden. Die Befeſtigung der nach den Zeichnungen 
der beiden Architekten gefertigten Wandtafel war von dem Tiſchlermeiſter 
L. vorgenommen worden, dem die für den Neubau erforderlichen Tiſchler⸗ 
arbeiten von der Bauleitung im Einverſtändnis des Beklagten übertragen 
waren. Die Schadenerſatzklage der Klägerin gegen den Schulverband D. 
hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die Ausführungen des Berufungsgerichts, mit denen eine Haftung 
des beklagten Schulverbandes aus §§ 836, 823 BGB. bejaht wird, unter- 
liegen keinem durchgreifenden rechtlichen Bedenken. Die Reviſion will 
das Urteil deshalb angreifen, weil es einerſeits feſtſtelle, daß der Beklagte 
durch Vertrag mit den Gebrüdern F. die Herſtellung des Schulgebäudes 
und die Baukontrolle tüchtigen Sachverſtändigen übertragen habe, auf die 
er ſich auch in Anſehung der Anbringung der Schultafel habe verlaſſen 
können, anderſeits aber dennoch annehme, daß der Beklagte verpflichtet 
geweſen ſei, nach Inbetriebnahme des Schulgebäudes dieſes noch einmal 
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durch einen Sachverſtändigen auf feine Verkehrsſicherheit, insbeſondere auch 
in Anſehung der Schultafel nachprüfen zu laſſen. Es tft der Reviſon zuzu⸗ 
geben, daß das Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen hat, daß ſich die Beob⸗ 


achtung der erforderlichen Sorgfalt bei Einrichtung des Gebäudes oder 


Werkes für den Beſitzer, der nicht ſelbſt Sachverſtändiger iſt, regelmäßig 
in der Auswahl tüchtiger Sachverſtändiger zur Herſtellung des Werkes er⸗ 
ſchöpfen wird (vgl. u. a. RGEntſch. 76, 262, Urteil v. 18. Dez. 1919 VI 252/19, 
Urteil v. 4. Febr. 1918 IV 357/17). Anderfeit3 iſt aber in allen jenen Ent⸗ 
ſcheidungen niemals verkannt, daß ſich nach den Umſtänden des gegebenen 
Falles ſehr wohl Ausnahmen von jenem Regelſatz ergeben können und daß 
grundſätzlich daran feſtzuhalten ijt, daß die Haftung des § 836 eine weiter— 
gehende ijt als diejenige des § 831, indem fie gerade zum Unterſchiede von 
der in dieſer Vorſchrift geregelten Haftpflicht erſt dann entfällt, wenn der 


Nachweis fortdauernder Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 


zum Zwecke der Abwendung der Gefahr erbracht iſt (JW. 1906, 336). Und 
es iſt auch weiterhin vom Reichsgericht mehrfach ausgeſprochen, daß der 
Haftpflichtige ſich von der auf ſeiner Verantwortung beruhenden Verbind⸗ 
lichkeit nicht ohne weiteres durch die Berufung darauf befreien kann, daß 
ſich bei der baupolizeilichen Abnahme des Gebäudes oder Werkes Mängel 
der Einrichtung nicht herausgeſtellt haben (vgl. Urteil v. 22. März 1909, 
IV. 377/08). Umſtände, welche den Nachweis der Beobachtung einer 


erhöhten Sorgfaltspflicht geboten erſcheinen laſſen, können begründet ſein 


u. a. in der beſonderen Beſchaffeirheit des Gebäudes und der mit ihm ver⸗ 
bundenen Einrichtungen ſowie in der Perſönlichkeit des Beſitzers, inſofern 
ſich aus ihnen einerſeits eine erhöhte Gefährdung der Allgemeinheit oder 
eines auf die Benutzung des Gebäudes angewieſenen Perſonenkreiſes, ander- 
ſeits die geſteigerte Möglichkeit einer Abwendung der Gefahr ergibt. Vor⸗ 
liegend handelt es ſich um die Einrichtung eines Schulgebäudes, das dem 
ſtändigen Verkehr von Kindern dient, von denen die Beobachtung eigener 
Sorgfaltspflicht nicht in gleichem Maße zu erwarten iſt wie von erwachſenen 
Perſonen, das daher in allen ſeinen Teilen und Einrichtungen beſonders 
hohen Anforderungen in Anſehung ſeiner Ungefährlichkeit genügen muß. 
Das gilt beſonders auch hinſichtlich der mit dem Gebäude verbundenen, auf 
Rollen hin und her beweglichen Schultafel, einer Einrichtung, an der ſich 
die Kinder erfahrungsgemäß auch unbefugterweiſe zu ſchaffen machen. 
Der Beſitzer des Gebäudes iſt ein Schulverband, eine öffentlich ⸗-juriſtiſche 
Perſon, der als ſolcher zweifellos verpflichtet iſt, ſtändig dafür zu ſorgen, daß 
das Schulgebäude allen Anforderungen genügt, welche die Sicherheit der 
Kinder gegen Gefahren bedingt, und von dem erwartet werden muß, daß 
ihm ſachverſtändige Perſonen, die befähigt ſind, die erforderliche Kontrolle 
auszuüben, jederzeit zu Gebote ſtehen. Wenn das Berufungsgericht in dem 
zur Entſcheidung ſtehenden Falle dem Schulverbande zugemutet hat, das 
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Schulgebäude bald nach der einige Zeit nach ſeiner Errichtung vorgenom⸗ 
menen Inbetriebnahme noch einmal durch einen Sachverſtändigen einer 
Beſichtigung zu unterwerfen, fo kann das bei Berückſichtigung der den Be⸗ 
klagten treffenden ſtändigen Kontrollpflicht und angeſichts der Tatſache, daß 
er ſelbſt nicht behauptet, die ihm unterſtellten Perſonen ange wieſen zu haben, 
die Ungefährlichkeit des Gebäudes und ſeiner Teile zu überwachen und ihm 
erforderlichenfalls Anzeige zu erſtatten, nicht als rechtsirrtümlich, insbeſondere 
nicht als eine Überfpannung der von dem Schulverband in Anſehung der zu 
beobachtenden Sorgfaltspflicht zu ſtellenden Anforderungen erachtet werden. 
Es iſt auch weiterhin nicht zu beanſtanden, wenn das Berufungsgericht im 
Hinblick auf die dem Beklagten obliegende, über die Pflichten eines gewöhn⸗ 
lichen Hausbeſitzers hinausgehende Sorgfaltspflicht ſeine Haftung auch aus 
dem rechtlichen Geſichtspunkt des § 823 BGB. für begründet und wegen 
Unterlaſſung der für geboten erachteten Kontrolle den poſitiven Nachweis 
eines Verſchuldens im Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung für geführt er- 
achtet. Die Feſtſtellung des Berufungsgerichts, daß bei einer zur Zeit der 
Inbetriebnahme der Schule vorgenommenen Beſichtigung die Mängel der 
Befeſtigung der Schultafel, welche nach den Ausſagen der Kinder ſchon vor 
dem Unfall gewackelt hatte, mit aller Wahrſcheinlichkeit erkannt ſein würden, 
iſt ebenſo, wie die Annahme, daß auch einem Laien die geringe Zahl der zur 
Befeſtigung verwandten Bankeiſen „als wahrſcheinlich ungenügend“ er- 
ſcheinen mußte, tatſächlicher Art und in dieſem Rechtszuge nicht nachprüfbar.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 11. Okt. 1920. (OL G. Naumburg). 

IV. 79/20. 


17. Die Tierhaltereigenſchaft des Verletzten kommt nicht in Betracht, 
wenn der Schaden ſo wohl durch ſein Tier als auch durch fremdes 
N Verſchulden verurſacht iſt. 

BGB. §§ 840 Abſ. 3. 833. 823. 

Der Kläger fuhr mit ſeinem Einſpännerfuhrwerk auf der vom beklagten 
Kreiſe erbauten, 7 Meter breiten, chauſſierten Straße H.⸗H. An einer Stelle, 
an der die Böſchung in zwei Stufen 22 Meter tief gegen die Weſer abfällt, 
kam ihm ein Kraftfahrzeug entgegen. Der Bruder des Klägers ſtieg ab 
und hielt das Pferd am Kopfe, konnte aber nicht hindern, daß es ſcheute 
und nach rechts ausbiegend mit dem Wagen den ſteilen Abhang hinabſprang. 
Der Kläger wurde aus dem Wagen geſchleudert und erheblich beſchädigt. 
Er beanſpruchte Schadenerſatz vom Beklagten, weil dieſer es unterlaſſen 
habe, an der gefährlichen Stelle der von ihm dem Verkehr übergebenen Straße 
ein Schutzgeländer anzubringen. Der Beklagte wurde verurteilt. Aus den 
Gründen des Rev. Urteils: 

„Allerdings iſt der Unfall des Klägers nicht bloß durch den von dem 
Beklagten verſchuldeten Mangel einer Schutzvorrichtung an der Straßen- 
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böſchung, ſondern auch durch die Tiernatur des eigenen Pferdes des Klägers 
verurſacht worden. Doch hat der Kläger dafür nicht einzuſtehen. Er war 
Verletzter und Tierhalter in einer Perſon. Es könnte gefragt werden, ob 
dem in Anſpruch genommenen Beklagten nach § 426 BGB. ein Erſatz⸗ 
anſpruch gegen den Kläger als Tierhalter zuſtehen würde. Die Antwort 
ergibt fic) aus § 840 Abſ. 3 BGB. Darnach iſt, wenn neben dem Tierhalter 
ein dritter für den Schaden verantwortlich erſcheint, in ihrem Verhältnis 
zueinander der dritte allein verpflichtet. Das muß auch gelten, wenn der 
dritte ſtatt der Mithaftung eines Geſamtſchuldners die des Verletzten als 
Tierhalters in Anſpruch nimmt (RCEntſch. 71, 7). Deshalb brauchte auf 
die Frage, ob dem Kläger der Entlaſtungsbeweis nach $ 833 Satz 2 BGB. 
gelungen iſt, nicht eingegangen zu werden. ° 

Dagegen war nach §§ 276, 254 BGB. die Frage eines Mitverſchuldens 
des Klägers zu prüfen, ſoweit er dem Beklagten ohne Rückſicht auf ſeine 
Tierhaltereigenſchaft als Verletzter gegenüber ſtand. Hierbei waren alle 
Umſtände des Falles, auch die Eigenſchaften des Pferdes und die Beſchaffen⸗ 
heit der Straße zu beachten. Die Reviſion meint, der Kläger habe das 
Pferd, das nach der Annahme des Berufungsgerichts doch möglicherweiſe 
nicht ganz autofromm' ge weſen fei, wenigſtens nicht auf eine fo gefährliche 
Straße bringen dürfen. Aber das angefochtene Urteil verneint aus tatſäch⸗ 
lichen Erwägungen ein in dieſer Hinſicht vorliegendes Verſchulden des Klägers.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 1. Juli 1920. Kreis H. w. M. 

(OLG. Hamm). VI. 74/20. 

18. Keine Gefährdungshaftung des Beſitzers einer Sprengſtoffabrik 
für Exploſionsſchäden. 
BGB. §§ 823. 631. 644. RHpflG. § 2. 

Der Kläger, Inhaber eines Spezialgeſchäfts für elektriſche Anlagen, 
hatte von der Beklagten für deren Werke in T. große Inſtallationsanlagen 
übertragen erhalten. Die dazu erforderlichen Rohſtoffe hatte er zu liefern. 
Größere Mengen davon hatte er nebſt Arbeitsgerät auf einem Platz innerhalb 
des Werkes der Beklagten gelagert, zum Teil dort auch verarbeitet. Bei 
einer großen Exploſion, die in dem Werke der Beklagten ſtattfand, wurden 
dieſe Sachen zerſtört. Der Kläger verlangte Erſtattung des Wertes, er be— 
hauptete, daß die Beklagte die Lagerung der Rohſtoffe innerhalb ihres 
Werkes von ihm verlangt, ihm auch den Lagerplatz ange wieſen habe. Nach dem 
Unglücksfall habe ſie ihm einen anderen Lagerplatz angewieſen, der an un- 
gefährdeter Stelle liege. Die Klage wurde in zwei Inſtanzen abgewieſen. 
Das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Reviſion will der Beklagten in erſter Linie die ſog. Gefährdungs 
haftung aufbürden; ſchon weil es an ſich gefährlich ſei, in einer Sprengſtoff— 
fabrik Arbeiten auszuführen und dort die für die Arbeiten erforderlichen 
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Rohſtoffe zu lagern, müſſe die Beklagte ohne Rückſicht auf ein etwaiges 
Verſchulden den geſamten Schaden tragen, ‚der fic) aus der beſonderen 
Gefährlichkeit der Räume ergebe‘. Die Reviſion glaubt dabei, daß fie mit 
dieſer ihrer Anſicht nichts anderes verlange, als daß die für das Leben und 
die Geſundheit des Werkmeiſters und ſeiner Arbeiter ohnehin geltenden 
Grundſätze auch auf den Sachſchaden ausgedehnt würden. Das iſt aber 
nicht richtig. Auch für das Leben und die Geſundheit der Arbeiter iſt der von 
der Reviſion aufgeſtellte Grundſatz nicht anzuerkennen. Beſondere Be— 
ſtimmungen über die Haftung desjenigen, der eine Sprengſtoffabrik betreibt, 
ſind nicht erlaſſen, ſind auch in dem Sprengſtoffgeſetz vom 9. Juni 1884 
(RG Bl. S. 61) nicht enthalten. Allgemeinere geſetzliche Vorſchriften kommen 
nicht in Betracht, ſind auch von der Reviſion nicht als Stütze ihrer Anſicht 
herangezogen worden. Die einzige Vorſchrift, an die man allenfalls denken 
könnte, die aber auch nicht zutrifft, ijt § 2 des Reichshaftpflichtsgeſetzes vom 
7. Juni 1871 (RG Bl. S. 207). Hier wird die Haftung desjenigen, der eine 
Fabrik betreibt, dahin erweitert, daß er auch dann ſchadenerſatzpflichtig 
ſein ſoll, wenn ein Bevollmächtigter oder ein Repräſentant oder eine zur 
Leitung oder Beaufſichtigung des Betriebes oder der Arbeiter angenommene 
Perſon durch ein Verſchulden in Ausführung der Dienſtverrichtungen den 
Tod oder die Körperverletzung eines Menſchen herbeigeführt hat. Während 
nach §1 a. a. O. den Unternehmer eines Eiſenbahnbetriebes grundſätzlich 
— wenn auch vorbehaltlich zugelaſſener Gegenbeweiſe — eine Gefährdungs⸗ 
haftung trifft, legt §2 dem Unternehmer eines Fabrikbetriebes nur eine 
Haftung für Verſchulden auf, wenn auch für fremdes Verſchulden. 

Die Reviſion beruft ſich aber auf die Rechtſprechung des Reichsgerichts, 
namentlich auf die JW. 1914, 34 Nr. 3 abgedruckte Entſcheidung. In dem 
dort behandelten Fall iſt es bei einem Werkvertrage nach Treu und Glauben 
als Vertragsinhalt angeſehen worden, daß der Beſteller die Räume zur 
Verrichtung der Werktätigkeit fo zu beſchaffen hat, daß Leben und Ge- 
ſundheit des Unternehmers ſoweit geſchützt find, als die Natur der Ver- 
tragsleiſtung es geſtattet. Es hat alſo bei einem Werkvertrage die aus der 
Natur der Vertragsleiſtung ſich ergebenden und unvermeidlichen Gefahren 
nicht der Beſteller (alſo die Beklagte), ſondern gerade der Unternehmer des 
Werks (hier der Kläger) zu tragen. Die reine Gefährdungshaftung, wenn 
von einer ſolchen noch die Rede ſein kann, fällt dem Unternehmer (hier dem 
Kläger) zur Laſt. Die von ihr angeführte Entſcheidung des Reichsgerichts 
ſteht alſo der Reviſion nicht zur Seite. Das wird um ſo deutlicher, wenn man 
erwägt, daß in dem vom Reichsgerichts entſchiedenen Falle die Haftung des 
damaligen Beklagten gerade auf eine ſchuldhafte Nichterfüllung der durch 
den Werkvertrag übernommenen, oben näher umſchriebenen, Pflicht ge— 
gründet iſt. Die Reviſion ſucht nun allerdings auszuführen, daß es ein be- 
langloſer und zufälliger Unterſchied ſei, wenn jene Entſcheidung des Reichs⸗ 
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gerichts fic) auf ein Verſchulden gründe, fie ſelbſt aber vorliegend von jedem 

Verſchulden der Beklagten abſehen wolle, damit verkennt ſie aber gerade 

den ſpringenden Punkt jener mehrerwähnten Entſcheidung . . .“ i 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 13. Juli 1920 W. w. Rh. Weſtf. 

Spr. AG. (OLG. Köln). VII. 100/20. 

19. Die vor einem Notar mündlich erklärte Auflaſſung iſt gültig, auch 
wenn das darüber aufgenommene Protokoll von einem Beteiligten 
oder dem Notar nicht unterſchrieben iſt. 

BGB. §§ 925. 873. 313. GBO. § 20. FGG. § 177. 

Zu notariellem Protokoll vom 7. Dez. 1918 ſchloſſen die Eheleute Franz 
und Karolina B., von denen der Ehemann ſpäter am 12. Febr. 1919 ver⸗ 
ſtorben und von der Ehefrau, der jetzigen Klägerin, allein beerbt worden iſt, 
mit ihrer Tochter und deren Ehemann, den Eheleuten Franz und Sabina G., 
den jetzigen Beklagten, einen Übergabevertrag, wodurch ſie ihr Anweſen 
für 18000 , Beftellung eines Wohnungsrechts und Übernahme von Alten- 
teilsleiſtungen an die Beklagten übertrugen. Zugleich wurde nach dem 
Protokoll von dem Notar „auf Anſuchen der Beteiligten und bei deren 
gleichzeitiger Anweſenheit beurkundet: Die Beteiligten ſind über den Eigen- 
tumsübergang einig und bewilligen und beantragen den Eintrag dieſer 
Rechtsänderung nach Maßgabe der vorſtehenden Auflaſſung in das Grund- 
buch“. Das Protokoll wurde von den Eheleuten B. unterzeichnet. Dagegen 
unterblieb verſehentlich die Unterzeichnung durch die beklagten Eheleute. 
Das Grundbuchamt aber vollzog am 9. Jan. 1919 den ihm am 8. Jan. 1919 
vorgelegten Übergabevertrag durch Eintragung der Auflaſſung und der 
übrigen beſtellten Rechte, jo daß nunmehr die beklagten Eheleute im Grund— 
buch als Eigentümer des Anweſens eingetragen ſtehen. 

Mit der Klage beantragte die Klägerin, 1. den Übergabevertrag vom 
7. Dez. 1918 für nichtig zu erklären, 2. die Beklagten zu verurteilen, demzu— 
folge die Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs dahin zu erteilen, 
daß im Grundbuch an Stelle der Beklagten die Klägerin als Eigentümerin 
des Anweſens eingetragen werde. Die Klägerin machte geltend, zufolge 
Fehlens der Unterſchrift der Beklagten unter dem die Auflaſſungserklärung 
der Parteien enthaltenden Protokoll ſei ein rechtswirkſamer notarieller Akt 
nicht zuſtandegekommen und ſei die Auflaſſungserklärung ſowie die daraufhin 
erfolgte Eintragung des Eigentums der Beklagten an dem Anweſen nichtig. 

LG. und OLG. verurteilten die Beklagte nach dem Klageantrage. Das 
Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Der erſte Richter führt aus: Der Übergabevertrag vom 7. Dez. 1918 
ſei nicht von ſämtlichen Beteiligten, ſondern nur von den Übergebern unter⸗ 
zeichnet. Daher ſei wegen Nichtbeachtung der zwingenden Vorſchrift des 
§ 177 FrGG. ſowohl die darin enthaltene Übergabe wie auch die Auflaſſung 
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nichtig. Die Auflaſſung ſei allein ſchon wegen des Mangels der Unterſchrift 
nicht rechtswirkſam geworden, da ſie zur Rechtswirkſamkeit der gehörigen 
Protokollierung bedurft hätte. Auch der Übergabevertrag entbehre mangels 
der erforderlichen Form aus gleichem Grunde der Rechtswirkſamkeit. Er 
fet auch nicht nach § 313 Satz 2 BGB. gültig geworden, weil eine rechts⸗ 
wirkſame Auflaſſung und Eintragung ins Grundbuch nicht nachgefolgt ſei. 

Der Berufungsrichter ſchließt ſich dieſen Ausführungen an mit dem 
Hinzufügen, die Auflaſſung ſei zwar eine mündliche Willenserklärung, die 
Mündlichkeit werde aber dieſer Erklärung auch durch ihre Protokollierung 
nicht genommen, vielmehr durch letztere feſtgehalten und ſo bewieſen. Die 
Protokollierung der mündlichen Auflaſſungserklärung ſei notwendiges Er⸗ 
fordernis ihrer Gültigkeit, obwohl die 88 873, 925 BGB. und § 20 N 
das nicht mit ausdrücklichen Worten erwähnten. N 

Hiergegen wendet ſich die Reviſion mit Recht. Der erkennende Senat 
hat bereits in dem Urteil vom 24. April 1920 (Entſch. 99, 65) ausgeſprochen, 
daß die Auflaſſung nicht deswegen, weil das darüber aufgenommene Protokoll 
an einem weſentlichen Mangel leide (in dem gegebenen Falle war das vom 
Grundbuchrichter aufgenommene Protokoll von ihm verſehentlich nicht 
unterſchrieben worden), nichtig ſei, da die Auflaſſung zur Wirkſamkeit über⸗ 
haupt nicht einer Beurkundung bedürfe. Zur Begründung dieſes Aus⸗ 
ſpruchs wird hauptſächlich ausgeführt, es fehle im Geſetz überall an einer 
Vorſchrift, die die Beurkundung der Auflaſſungserklärung als Erfordernis 
der Auflaſſung ausdrücklich vorſähe. Insbeſondere enthalte eine ſolche 
Beſtimmung weder der § 925 BGB. noch der § 20 GBO. In dieſen beiden 
Vorſchriften ſei lediglich von der Erklärung der Einigung die Rede. Habe 
das Geſetz es aber in dem hier in erſter Linie maßgebenden § 925 BGB. 
bei der Beſtimmung bewenden laſſen, daß die nach 8 873 BGB. erforder- 
liche Einigung ‚vor dem Grundbuchamt erklärt werden muß‘, jo bedürfte 
es für die Annahme, daß zu der Erklärung auch deren Beurkundung Hinzu- 
kommen müſſe, um die Auflaſſung zu vollenden, zwingender Gründe. Solche 
ſeien aber nicht vorhanden. Insbeſondere könne keinesfalls anerkannt 
werden, daß hier das gleiche gelten müſſe wie in den Fällen, wo das Geſetz 
einen Vertragſchluß vor dem Gerichte oder einem Notar verlange (§§ 1434, 
1750, 2276 BGB.), oder wo ausdrücklich die gerichtliche oder notarielle Be⸗ 
urkundung vorgeſchrieben ſei (§§ 311, 313, 518 BGB.). In dem § 925 BGB. 
fordere das Geſetz eben nur die Erklärung der Einigung vor dem Grundbuch⸗ 
amt. Der Erwägung der Gegenmeinung, es fet die Abſicht des Geſetz— 
gebers geweſen, gemäß § 925 BGB. die Form für die Auflaſſung zu er⸗ 
ſchweren, und um deswillen ſei nicht anzunehmen, es habe der Geſetzgeber 
für dasſelbe Rechtsgeſchäft das Formerfordernis anderen vor Gericht oder 
einem Notar abzuſchließenden Rechtsgeſchäften gegenüber inſofern gerade 
erleichtern wollen, als er von dem Erforderniſſe der Beurkundung abge⸗ 
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jehen habe, könne nicht beigepflichtet werden. Das Geſetz beſchränke die 
gewollte Erſchwerung darauf, daß die Auflaſſungserklärungen bei gleich⸗ 
zeitiger Anweſenheit beider Teile vor dem Grundbuchamt abgegeben werden 
müßten. Für die Richtigkeit der Auffaſſung ſpreche auch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der 88 873, 925 BGB., aus der ſich ergebe, daß nur die wirkliche 
Abgabe der Erklärungen habe entſcheidend ſein ſollen, und ferner, daß im 
Abſ. 2 des § 873 BGB., mit dem der § 925 BGB. in innerſter Beziehung 
ſtehe, bezüglich der Bindung der Beteiligten an die Einigung unterſchieden 
werde zwiſchen beurkundeten Erklärungen und ſolchen, die ‚vor dem Grund⸗ 
buchamt abgegeben‘ ſeien, das Geſetz alſo auch mit ſolchen die Einigung dar⸗ 
ſtellenden Erklärungen als rechtlich beachtlich rechne, die ohne Beurkundung 
nur mündlich verlautbart würden. 

An dieſer Rechtsauffaſſung iſt, entgegen der Außerung in dem vom 
Berufungsrichter in Bezug genommenen Beſchluſſe des erkennenden Senats 
vom 28. März 1903 V 69/03 (RG. Bd. 54 S. 195), es ſei irrig, daß bei 
Annahme eines Verſtoßes gegen die §§ 176, 177 FrGG. die Auflaſſung als 
gültig zu erachten fei, auf welcher Außerung übrigens die damalige Entſchei— 
dung nicht beruht, feſtzuhalten. Daraus folgt aber für den vorliegenden 
Fall, daß, wenn von den Eheleuten B. als den Übergebern und den Be- 
klagten als den Übernehmern bei gleichzeitiger Anweſenheit vor dem nach 
der zutreffenden Annahme des erſten Richters zuſtändigen Notar die Einigung 
darüber, daß das Eigentum an dem fraglichen Anweſen auf die Beklagte 
übergehen ſolle, alſo die Auflaſſung des Anweſens an die Beklagten münd⸗ 
lich erklärt worden wäre, dieſe Auflaſſung rechtswirkſam wäre, ohne daß es 
darauf ankäme, daß ihre Beurkundung in geſetzmäßiger Weiſe erfolgt wäre. 
Es würde daher durch die Auflaſſung und die daraufhin vom Grundbuchamt 
vorgenommene Eintragung der Eigentumsänderung in das Grundbuch das 
Eigentum an dem Anweſen rechtsgültig auf die Beklagten übergegangen 
und ſomit die von den Vorinſtanzen ausgeſprochene Verurteilung der Be— 
klagten, ihre Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs dahin zu er— 
teilen, daß die auf Grund des Übergabevertrags vom 7. Dez. 1918 erfolgte 
Eintragung der Auflaſſung des Anweſens gelöſcht werde, ungerechtfertigt 
ſein. Zugleich würde ſich daraus weiter ergeben, daß der von den Vor— 
inſtanzen angenommene Mangel der geſetzmäßigen Form des genannten 
ſchuldrechtlichen Übergabevertrags durch die Auflaſſung und die Eintragung 
in das Grundbuch gemäß § 313 Satz 2 BGB. geheilt wäre, und würde daher 
auch der Anſpruch der Vorinſtanzen der Rechtfertigung ee daß der 
Übergabevertrag nichtig ſei. 

Demnach war der Reviſion ſtattzugeben und das Berufungsurteil aufzu 
heben.“ ° 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 15. Mai 1920 (OLG. Nürnberg). 

V. 62/20. 
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20. Kein Beſitzkonſtitut, wenn die Beteiligten den Eigentumsübergang 
als ſchon geſchehen vorausſetzen. 6 
BGB. 88 930. 868. 

Die Parteien haben am 3. Dez. 1918 einen Vertrag miteinander abge⸗ 
ſchloſſen, in welchem es heißt: 

„Wilhelm ©. zahlt den Kaufpreis von M 6000. — für ein von der Baugeſellſchaft L. 
von der Heeresverwaltung gekauftes Laſtauto ... Das Eigentumsrecht geht 
hierdurch an Wilhelm S. über mit der Maßgabe, daß ein etwaiger Mehrpreis 
bezw. Reingewinn unter beide Komparenten gleichmäßig verteilt wird.“ 

Der Kläger verlangte Feſtſtellung ſeines Eigentums und Herausgabe des 
Autos. Das Landgericht erkannte auf einen Eid für den Geſchäftsführer 
der Beklagten. Er ſollte beſchwören, daß der Wagen nicht übergeben ſei. 
Das OLG. verurteilte unbedingt zur Herausgabe des Autos. Das Reichs⸗ 
gericht hob auf. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Der Kläger verlangt die Herausgabe des Wagens aus zwei ſelbſtändigen 
Gründen. Der eine geht dahin, daß die Beklagte nach dem Vertrage vom 
3. Dez. 1918 ſchuldrechtlich verpflichtet ſei, ihm das Eigentum an dem 
Wagen zu übertragen. Über dieſes Vorbringen hat das Oberlandesgericht 
überhaupt nicht entſchieden, es muß deshalb in der Reviſionsinſtanz außer 
Betracht bleiben. 

Mit dem zweiten Klagegrund ſtellt ſich der Kläger auf den Stand- 
punkt, daß er bereits Eigentümer des Wagens geworden ſei und deshalb 
ſeine Herausgabe fordern könne. Hier drehte ſich der Streit der Parteien 
darum, ob nach Abſchluß des Vertrages vom 3. Dez. 1918 eine körperliche 
Übergabe des Wagens ſtattgefunden habe. Auch dieſen Streit hat das Ober⸗ 
landesgericht nicht entſchieden. Es iſt zu einem dem Kläger günſtigen Er⸗ 
gebnis gelangt, indem es annimmt, daß die Übergabe des Wagens durch die 
Vereinbarung eines Rechtsverhältniſſes erſetzt worden ſei, vermöge deſſen 
der Kläger den mittelbaren Beſitz erlangte (§§ 930, 868 BGB.). Es ſoll das 
zunächſt ein Verwahrungs⸗, ſpäter ein Leihverhältnis geweſen fein. Mit 
Grund rügt die Reviſion, daß der Berufungsrichter damit etwas feſtgeſtellt 
hat, was der Kläger ſelbſt nicht behauptet hatte. Des Klägers Anführungen 
gingen immer nur dahin, daß er durch eine im Anſchluß an den Vertrag 
vom 3. Dez. 1918 vorgenommene Übergabe Eigentümer des Wagens ge- 
worden ſei. Nun heißt es allerdings im Tatbeſtand des Berufungsurteils, 
daß der Kläger auch folgendes behauptet habe: 

er habe ſich das Eigentum an dem Kraftwagen durch Vertrag vom 3. Dez. 1918 

übertragen laſſen; der Wagen ſei vorläufig in Verwahr der Beklagten belaſſen 

worden und es ſei ihr geſtattet worden, ihn als Lohnfuhrwerk zu benutzen. 
Aber auch hierin liegt nicht die Behauptung eines Eigentumserwerbs nach 
den 88 930 868 BGB. Zu einem ſolchen gehört der rechtsgeſchäftliche Wille 
der Parteien, die Übergabe durch die Begründung eines mittelbaren Be- 
ſitzes des Erwerbers zu erſetzen, RGEntſch. 98, 131 (133). Wille iſt 

Seufferts Archiv, Bd. 76, 3. Folge, Bd. 21, Heft 1 und 2. 
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nicht vorhanden, wenn die Beteiligten den Eigentumsübergang als ſchon 
geſchehen vorausſetzen, Jur. W. 1915, 4454. Das war aber gerade nach den 
oben wiedergegebenen Anführungen des Klägers der Fall. Er will das 
Eigentum an dem Wagen durch den Vertrag vom 3. Dez. 1918 erworben 
und dann ſeinen Wagen der Beklagten zunächſt in Verwahrung gegeben, 
ſpäter leihweiſe überlaſſen haben. 

Der Berufungsrichter hat alſo ohne eine entſprechende Behauptung 
des Klägers einen Übergabeerſatz nach §§ 930, 868 BGB. feſtgeſtellt und 
dadurch gegen den im § 286 ZPO. anerkannten fog. Verhandlungsgrundſatz 
verſtoßen, der den Parteien die Herrſchaft über den Streitſtoff ſichert. Dieſer 
Verſtoß muß zur Aufhebung des Urteils führen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 6. Juli 1920. L. w. S. (OLG. 
Köln). VII. 86/20. 


21. 5948 BGB. ſetzt voraus, daß die Feſtſtellung des Derhältniffes 
der Werte der vermiſchten Sachen möglich iſt, andernfalls kommt 
nur ungerechtfertigte Bereicherung in Frage. 

BGB. §§ 948. 812. 

Der 18jährige Sohn des Klägers, namens Hans, entwendete dem Kläger 
im Juli 1919 7580 % in bar und einige Schmuckſachen. Er floh nach Hamburg 
und ließ ſich gleich am Abend ſeiner Ankunft — 16. Juli 1919 — gegen 
60 / Eintrittsgeld als Mitglied des beklagten Klubs aufnehmen; er wechſelte 
an der Kaſſe des Beklagten eine Anzahl der ſeinem Vater entwendeten 
Scheine — nach feiner Angabe 3500 % — gegen Chips um und beteiligte 
ſich ſodann am Rouletteſpiel. 

Der Kläger behauptet, fein Sohn Hans habe beim Spiel 6100 M ver⸗ 
loren. Der Beklagte habe ſich durch Aufnahme eines ſo jungen Menſchen 
und durch die Zulaſſung desſelben zum Spiel einer unerlaubten Handlung 
ſchuldig gemacht (§§ 823.826 BGB.) und gleichzeitig gegen feine eigenen 
Satzungen verſtoßen, wonach Perſonen unter 25 Jahren überhaupt nicht 
aufnahmefähig ſeien und wonach eine Einführung erforderlich ſei und neue 
Mitglieder am erſten Abend nicht zum Spiel zugelaſſen werden dürften. 
Die Geſchäfte ſeines Sohnes ſeien zudem wegen deſſen Minderjährigkeit 
nichtig und der Beklagte daher ungerechtfertigt bereichert. Aus dieſen 
Gründen fet der Beklagte verpflichtet, die 6100 M zurückzuerſtatten. Die 
Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Den Ausführungen des erſten Urteils, daß ein Anſpruch gegen den 
Beklagten aus unerlaubter Handlung nicht zu begründen ſei, iſt durchaus 
beizuſtimmen. Der beklagte Klub hat die Bank nicht ſelbſt gehalten, Bank⸗ 
halter waren vielmehr einzelne Mitglieder; der Beklagte hat nur die Räume 
zur Verfügung geſtellt. Es ſind alſo die Strafbeſtimmungen der §§ 284. 285 


! 
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StrGB. älterer Faſſung auf den beklagten Klub nicht anwendbar: § 285 
StGB. nicht, weil der beklagte Klub nicht Inhaber eines ‚öffentlichen 
Verſammlungsortes“ war. Die Ausdehnung dieſer Strafbeſtimmungen 
auf Vereine oder geſchloſſene Geſellſchaften iſt erſt durch das Reichsgeſetz 
vom 23. Dez. 1919 (Reichsgeſetzblatt S. 2145) erfolgt. — Ebenſowenig 
liegt ein Verſtoß gegen die guten Sitten vor, es ſei denn, daß Vorſtands⸗ 
mitglieder der Beklagten gewußt hätten oder ſich hätten ſagen müſſen, 
daß Hans M. mit fremdem Gelde ſpielte oder daß Hans M. minderjährig 
war. Beides iſt mit zutreffender Begründung vom Landgericht verneint. — 
Auch ein Verſtoß gegen die Satzungen iſt nicht feſtſtellbar, er würde auch, 
wenn vorliegend, keinen zum Schadenerſatz verpflichtenden Verſtoß gegen 
ein den Schutz des Klägers bezweckendes Geſetz darſtellen. 

Auch ſoweit es ſich um die Rückzahlung der von Hans M. gegen Chips 
umgewechſelten 3500 % wegen ungerechtfertigter Bereicherung des Be⸗ 
klagten handelt, iſt der Ausgangspunkt der landgerichtlichen Erwägungen 
zutreffend. Das Wechſelgeſchäft zwiſchen Hans M. und dem von dem Be⸗ 
klagten angeſtellten Kaſſierer war nach § 107 BGB. wegen der Minder⸗ 
jährigkeit des Hans M. unwirkſam. Die individuell beſtimmten Noten 
(1000- und 100 H6-Scheine), welche Hans M. dem Kläger entwendet und 
bis dahin noch nicht gewechſelt hatte, blieben Eigentum des Klägers auch 
nach erfolgter Hingabe an W. zum Zwecke des Umtauſches gegen Chips 
(Spielmarken). Darauf erfolgte aber die Vereinnahmung der Scheine in 
die von W. geführte Kaſſe, in der ſich zahlreiche gleiche Scheine befanden 
— nach der Beweisaufnahme handelte es ſich um Umſätze bis zu mehreren 
hunderttauſend Mark — und deren Beſtände durch Ein- und Auszahlungen 
am gleichen Abend ſtändig wechſelten. Die Vermiſchung der dem Kläger 
gehörigen Scheine iſt alſo nicht mit einer beſtimmt abgegrenzten Menge 
fremder Scheine erfolgt, es läßt ſich alſo ein verhältnismäßiger Anteil des 
Klägers an den beklagtiſchen Kaſſenbeſtänden jenes Abends gemäß § 948 
mit § 947 BGB. in keiner Weiſe ziffermäßig feſtſtellen. Die Unausführbar⸗ 
keit einer Quotenberechnung in ſolchen Fällen hat die herrſchende Anſicht 
dazu geführt, die Anwendbarkeit des § 948 BGB. auf den Fall zu beſchränken, 
wo es ſich bei den ſämtlichen vermiſchten Mengen um beſtimmt abgegrenzte 
Beträge handelt (Staudinger zu § 948 Anm. 6b; Endemann Bd. III S. 545; 


Crome Bd. III S. 360; vgl. auch Motive Bd. III S. 360). Der Kläger 


iſt nach dieſer herrſchenden Anſicht nicht Miteigentümer der Kaſſenbeſtände 
geworden, ſein Eigentum iſt vielmehr völlig untergegangen, da die indivi⸗ 
duellen ihm bisher gehörigen Scheine unter den zahlreichen gleichartigen 
Sorten der beklagtiſchen Kaſſe nicht mehr erkennbar geweſen ſind. Der 
Kläger iſt beſchränkt auf die Geltendmachung des Bereicherungsanſpruchs, 
deſſen Vorausſetzungen und deſſen Umfang ſich nach den Vorſchriften der 


88 812 ff. BGB. bemeſſen. 
| 3e 
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Die Anwendung der 88 812 ff. BGB. ergibt aber, im Gegenſatz zu der 
Anſicht des Landgerichts, daß eine ſolche Bereicherung des Beklagten in 
Wirklichkeit nicht vorliegt. Der beklagtiſche Kaſſierer hat dem Hans M. 
ſtatt des Geldes Chips (Spielmarken) im gleichen Betrage gegeben, zu deren 
Einlöſung der Beklagte jedem Inhaber derſelben verpflichtet war. Es iſt 
auch gar nicht beſtritten, daß der Beklagte die ſämtlichen beim Spiel be- 
nutzten Chips nach Beendigung desſelben an jenem Abend tatſächlich wieder 
eingelöſt hat. Eine Bereicherung des Beklagten, der mit dieſer Wieder— 
einlöſungspflicht belaſtet war, hat alſo von Anfang an nicht vorgelegen; 
ſpäteſtens iſt eine Bereicherung des Beklagten durch die erfolgte Einlöſung 
der Chips wieder weggefallen (§ 818 Abſ. III BGB.). Es iſt unzuläſſig, 
den Vorgang bei dem Erwerb der Chips durch Hans M. in zwei getrennte 
Tatbeſtände zu ſpalten, indem man den Zeitpunkt vor der Vermengung 
des Geldes dem Zeitpunkt nach der Vermengung des Geldes gegenüber- 
ſtellt; zumal auch tatſächlich garnicht feſtſteht, ob ſich die Vorgänge beim 
Wechſeln in der vom Landgericht angenommenen Reihenfolge gefolgt 
ſind, und ob nicht der Kaſſierer W. die Chips an Hans M. erſt herausgegeben 
hat, nachdem er ſchon zuvor die Vermiſchung der von Hans M. hingegebenen 
Scheine mit ſeinen Kaſſenbeſtänden vorgenommen hatte. Richtiger Anſicht 
nach kommt es aber für die Feſtſtellung des Bereicherungsbegriffes über- 
haupt nur auf die wirtſchaftliche Einheitlichkeit des mit dem Wechſelgeſchäft 
verfolgten Zweckes, nicht auf die juriſtiſchen Elemente des einheitlichen wirt— 
ſchaftlichen Vorgangs an. 

Da eine Bereicherung des Beklagten nicht vorliegt, war deshalb auf die 
Berufung des Beklagten die Klage auf Zurückzahlung der ſtreitigen 3500 % 
abzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. in Hamburg (5. Sen.) v. 25. Juni 1920. M. w. Eſpl. 

Club. Bf. V. 124/20. Gr. 


22. Das Verlangen nach Befriedigung aus dem Grundſtück i. S. der 
88 1150 268 BGB. kann ſchon durch die eingetragenen Zahlungs- 
bedingungen in Anſehung aller künftigen Sinsrüdftände zum Ausdruck 
gebracht werden. | 
BGB. §§ 1150. 268. 

Auf dem dem Hausbeſitzer K. gehörigen Grundſtück Berlin-Wedding 
Bd. 89 Bl. 2135 ftand an erſter Stelle für die Berliner Hypothekenbank⸗ 
Aktiengeſellſchaft zu 4% verzinslich eine Hypothek von 175000 4, an 
zweiter Stelle eine zu 5% verzinsliche Hypothek von 20000 für den Kläger 
und an dritter Stelle eine Hypothek von 35000. für den Beklagten ein- 
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getragen. K. geriet in Vermögensverfall und der Beklagte bezahlte eine Zeit 
hindurch die Zinſen von der erſten Hypothek, und zwar ſtets in eigenem 
Namen und mit dem Hinweis darauf, daß er ſein Ablöſungsrecht gemäß 
§ 1150 BGB. ausübe. Die Gläubigerin ſtellte ihm regelmäßig Quittungen 
über die Zahlungen in der Form aus, daß er, der nach ſeiner Angabe ein 
Intereſſe an dem Pfandgrundſtück habe, die rückſtändigen Zinſen gemäß 
88 268, 1150 BGB. an fie gezahlt habe, daß daher die Zinsforderung in 
Höhe des berichtigten Betrages auf ihn kraft Geſetzes übergegangen ſei, 
daß ſie aber eine Gewähr für den Übergang gemäß den angeführten geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen nicht übernehme. Wegen dieſer von ihm bezahlten 
Zinſen beanſpruchte der Beklagte in dem ſpäter über das belaſtete Grund⸗ 
ſtück eingeleiteten Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren die Rangſtellung vor der Hypothek 
des Klägers. Kläger klagte auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens dieſes Vor⸗ 
ranges. Die Klage wurde vom Reichsgericht abge wieſen. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„In Frage kommt, ob ſämtliche Vorausſetzungen der 88 268, 1150 BGB. 
für die vom Beklagten vorgenommene Ablöſung gegeben geweſen ſind. 
Der Kläger hat in den Vorinſtanzen geltend gemacht, das Erfordernis des 
§ 1150, daß der Hypothekengläubiger „Befriedigung aus dem Grundſtück 
verlange“, habe nicht vorgelegen. Jedoch hat die Gläubigerin der erſten 
Hypothek, eine Hypothekenbank, als Bedingungen für die Hypothek geſetzt, 
daß die Zinſen zu 4%, falls fie nicht innerhalb 14 Tagen nach dem Verfall⸗ 
tage, dem jedesmaligen Kalendervierteljahrserſten, gezahlt würden, ſich 
auf 5% für das betreffende Kalendervierteljahr erhöhten, und daß die 
Gläubigerin, wenn die Zinſen länger als einen Monat rückſtändig blieben, 
berechtigt ſei, die Rückzahlung der Hypothek ſofort und ohne Kündigung 
zu fordern, und es hat ferner der Grundſtückseigentümer ſich wegen aller 
fälligen Kapitalbeträge ſowie auch wegen aller Zinsbeträge, mit denen er 
länger als 14 Tage im Rückſtande geblieben ſei, der ſofortigen Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterworfen. Daraus folgert der Berufungsrichter im wefent- 
lichen in Übereinſtimmung mit dem erſten Richter, daß von der Hypotheken⸗ 
gläubigerin ein für allemal im voraus das Verlangen auf Befriedigung aus 
dem Grundſtück geſtellt fet für den Fall, daß Zinſen oder Kapital zur Verfall- 
zeit nicht gezahlt würden. Aus § 1150 BGB. iſt nicht zu entnehmen, daß das 
Verlangen der Befriedigung aus dem Grundſtück nach Eintritt der Fällig⸗ 
keit des hypothekariſchen Anſpruchs von dem Gläubiger zum Ausdruck ge⸗ 
bracht ſein müſſe, um ds Ablöſungsrecht zu begründen. In der zweiten 
Kommiſſion, auf deren Beſchlüſſen die Vorſchrift des § 1150 BGB. beruht, 
wurde ein Antrag, das Ablöſungsrecht, da es erheblich in das Recht des 
Gläubigers eingreife, von der gerichtlichen Geltendmachung des hypothefari- 
ſchen Anſpruchs abhängig zu machen, mit der Begründung abgelehnt, ſobald 
der Gläubiger mit dem Verlangen der Befriedigung aus dem Grundſtück 
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hervortrete, ſei die Gefahr der Zwangsverſteigerung hinreichend nahe 
gerückt, ſo daß ein berechtigtes Intereſſe der Realberechtigten anerkannt werden 
müſſe, den Eintritt dieſer Gefahr zu verhindern (Protokolle Bd. III S. 578). 
Wenn nun eine Hypothekenbank, die auf pünktliche Zinszahlung angewieſen 
iſt und darauf zu halten hat, als Hypothekengläubigerin ſich fo ſtrenge Zah⸗ 
lungsbedingungen, wie die vorbezeichneten, ausbedingt, insbeſondere ſich 
das Recht gewähren läßt, ſofort die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
zu betreiben, wenn die Zinſen nicht binnen 14 Tagen nach Eintritt des 
Fälligkeitstages gezahlt würden, ſo mag hierin bereits der Ausdruck des 
Willens ein für allemal gefunden werden können, daß, wenn jeweilig Zinſen 
in der genannten Zeit nicht gezahlt würden, ſofort Befriedigung aus dem 
Grundſtück im Wege der Zwangsvollſtreckung werde verfolgt werden, und 
mag ſchon danach angenommen werden können, daß, wenn Zinſen nach Ein- 
tritt des Fälligkeitstages innerhalb 14 Tagen nicht gezahlt worden ſind, das 
Verlangen der Befriedigung wegen der Zinſen aus dem Grundſtück hervor- 
getreten ijt. Vorliegend hat aber auch die in Rede ſtehende Hypotheken— 
bank dem Beklagten unſtreitig jedesmal über die Zahlung der Zinſen eine 
Quittung in der Form erteilt, daß der Beklagte, der nach ſeiner Angabe ein 
Intereſſe an dem Pfandgrundſtück habe, die rückſtändigen Zinſen gemäß 
§§ 268, 1150 BGB. an fie gezahlt habe, daß daher die Zinsforderung in 
Höhe des berichtigten Betrages auf ihn kraft Geſetzes übergegangen ſei, 
daß fie aber eine Gewähr für den Übergang gemäß den angeführten geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen nicht übernehme. Damit hat die Hypothekenbank, wenn 
ſie auch eine Gewähr für den Übergang der Zinsanſprüche auf den Beklagten, 
um ſich für alle Fälle dieſem gegenüber zu ſichern, abgelehnt hat, doch eine3- 
teils anerkannt, daß durch die vom Beklagten vorgenommene Ablöſung 
in ihre Gläubigerrechte nicht eingegriffen werde, und andernteils es als 
richtig beſtätigt, daß ihr Verlangen auf Befriedigung wegen der rückſtändigen 
Zinſen aus dem Grundſtück für den Fall der Nichtzahlung binnen 14 Tagen 
nach Eintritt des Fälligkeitstages von vornherein gemäß den von ihr für die 
Hypothek geſetzten Zahlungsbedingungen gerichtet geweſen und noch ge— 
richtet ſei. Danach aber iſt den Vorinſtanzen darin beizuſtimmen, daß, 
als der Beklagte die fraglichen Zinsbeträge an die Hypothekenbank zur 
Ablöſung zahlte, das Erfordernis des Verlangens der Gläubigerin nach 
Befriedigung aus dem Grundſtück für die Ablöſung der Zinſen gegeben 
war.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 5. Juni 1920. L. w. M. (Kammer⸗ 

gericht). V. 60/20. 
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23. Der von der Srau getrennt lebende Ehemann hat ihr auger der 
Rente aus 81561 befondere Zahlungen für Einzelaufwendungen nicht 
zu machen. 

BGB. § 1361. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 


„Die dem Ehemanne nach § 1360 BGB. feiner Ehefrau gegenüber 
obliegende Unterhaltspflicht iſt in der durch die eheliche Gemeinſchaft ge⸗ 
botenen Weiſe zu erfüllen, ſie umfaßt auch die Verbindlichkeit zur Tragung 
der Koſten ärztlicher Behandlung jeder Art. Wenn jedoch die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 1361 BGB. vorliegen, jo iſt der Unterhalt durch Zahlung 
einer Geldrente zu gewähren; durch dieſe Beſtimmung wird nicht der Um⸗ 
fang der Unterhaltspflicht berührt, ſondern die Art ihrer Erfüllung. An 
Stelle der Naturalleiſtung tritt eine Geldrente; dieſe umfaßt aber alles, 
wozu der Ehemann verpflichtet iſt. Die Verbindlichkeit des Ehemannes 
wird alſo durch die Geldrente erſchöpft. Beſondere Verhältniſſe, wie Krank⸗ 
heit und Gebrechlichkeit der Frau, ſind bei Bemeſſung der Höhe der 
Rente zu berückſichtigen; eine Extrazahlung für Kurkoſten — neben der 
Rente — kann dem Ehemanne nicht auferlegt werden. Dieſe Grundſätze 
gelten auch für den Fall, daß die Unterhaltspflicht während eines Ehe prozeſſes 
durch einſtweilige Verfügung feſtgeſtellt wird, denn der § 627 ZPO. enthält 
keine beſondere Beſtimmung, verweiſt vielmehr auf § 1361 BGB. 

Vergl. K. Meyer im Jur. Wochenſchr. 1905 S. 194; v. Staudinger, Bem. 3a zu 
§ 1361 BGB; OLG. Köln in D. Jur. Ztg. 1906 S. 212. 

Im vorliegenden Falle, in welchem die Vorausſetzungen des § 1361 
BGB. zweifellos gegeben ſind, iſt alſo die Antragſtellerin durch die ihr zuge⸗ 
ſprochene Rente abgefunden; der jetzt erhobene Anſpruch (auf Zahlung 
der Koſten zur Herſtellung einer Goldbrücke an einigen Backenzähnen) 
dagegen iſt unbegründet, und es bedarf einer Unterſuchung über die Not⸗ 
wendigkeit der Koſten nicht mehr. Der Antragſtellerin muß es überlaſſen 
bleiben, wegen ſolcher außerordentlicher Aufwendungen, die nach ihrem 
erſten Antrage auf Zubilligung einer Rente nötig geworden ſind, eine ent⸗ 
ſprechende Erhöhung der Rente zu beantragen. Ein ſolcher Antrag kann in 
dem Antrag, den ſie im jetzigen Rechtsſtreit geſtellt hat, nicht gefunden 
werden, da dieſer nur auf eine einmalige Zahlung einer für einen beſtimmten 
Zweck angeblich nötigen Summe gerichtet iſt. 

Urteil des OLG. in Roſtock (2. Sen.) v. 8. Okt. 1920. Sch. w. Sch. 

Se. 658/1920. . K—n. 
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24. Für den Umfang der Unterhaltspflicht des ſchuldigen Ehegatten 
ſind ſeine jeweiligen Verhältniſſe maßgebend, nicht der Seitpunkt 
der Scheidung. 

Vgl. 63 Nr. 161. 

BOB. 8 1578. ZPO. § 323. 

Der Klägerin war durch rechtskräftiges Urteil vom 22. Dez. 1909 eine 
Unterhaltsrente von jährlich 720 zugebilligt worden, die ihr der Beklagte 
als der an der Scheidung der Ehe der Parteien allein ſchuldige Teil zu ge- 
währen hatte. Sie forderte 1918 Erhöhung der Rente. Die Klage hatte 
Erfolg. Aus den Gründen des Ber. ⸗-Urteils: 

„Die Klage aus 8 323 der ZPO., um die ſichs hier handelt, ſetzt voraus, 
daß eine weſentliche Veränderung der Verhältniſſe eingetreten iſt, die für die 
Verurteilung als ſolche, für die Höhe oder für die Dauer der Leiſtungen 
maßgebend geweſen ſind. Eine ſolche Veränderung iſt in dieſen Verhält— 
niſſen inſofern eingetreten, als einerſeits nicht mehr zutrifft, daß die Klägerin 
mit den ihr monatlich zugebilligten 60.16 ihren ſtandesmäßigen Unterhalt 
als Frau eines Heinen Gewerbetreibenden, der zur Zeit der Scheidung der 
Beklagte war, bequem beſtreiten kann, denn es bedarf keiner Ausführung, 
daß davon heute niemand mehr alle die Ausgaben beſtreiten kann, die der 
geſamte Lebensbedarf an Nahrung, Kleidung, Wohnung, Beheizung und 
Beleuchtung, ganz abgeſehen von den Bedürfniſſen, die ſonſt noch zu be— 
friedigen ſind, bei den heutigen geſteigerten Preiſen für alle Bedarfsgegen— 
ſtände erfordert. Ebenſowenig braucht näher dargelegt zu werden, daß 
ſelbſt 150 % für den Monat nur ein kümmerlicher Erſatz für die tatſächlich 
nötigen Beträge für den vollen Lebensbedarf auch der Frau eines Gewerbe— 
treibenden von den Verhältniſſen des Beklagten zur Zeit der Scheidung 
im Jahre 1907 ſind. Anderſeits haben ſich aber auch die Einkommens— 
verhältniſſe des Beklagten feitdem von Grund aus geändert. Der Beklagte 
gibt zwar nicht zu, daß er jetzt jährlich 100000 % Einkommen habe, er räumt 
aber ein, Fabrikbeſitzer zu ſein und in eigener Villa zu wohnen, er beſtreitet 
auch nicht, Teilhaber einer Fabrik zu ſein, in der Hunderte von Arbeitern 
beſchäftigt werden. Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß er jetzt recht wohl 
in der Lage iſt, der Klägerin ſo viel zur Verfügung zu ſtellen, daß ſie ſo leben 
kann, wie eine Frau von den Lebensverhältniſſen eines Gewerbetreibenden 
zu leben pflegt, der 1907 Teilhaber eines gewerblichen Unternehmens mit 
15 Arbeitern war und damals 4300 % Einkommen bezog. 

Schon dieſe Veränderung in den Verhältniſſen der Parteien recht— 
fertigt den Klaganſpruch. Es iſt nämlich ein Irrtum, wenn das LG. und mit 
ihm der Beklagte davon ausgeht, daß die jetzigen Einkommensverhältniſſe 
des Beklagten unberückſichtigt zu bleiben hätten. Allerdings iſt es richtig, 
daß ſich der ſtandesmäßige Unterhalt der geſchiedenen Frau nach den Standes- 
verhältniſſen beſtimmt, die zur Zeit der Eheſcheidung beſtanden haben, 
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und inſoweit trifft auch zu, daß die Frau an den ſpäteren Veränderungen 
des Mannes nicht teilnimmt, und ihr insbeſondere die Steigerung ſeiner 
Leiſtungsfähigkeit nicht zugute kommt (Recht 1906 S. 938). Daraus folgt 
aber noch nicht, daß ihr nicht auch die veränderten Einkommensverhältniſſe 
zugute kommen, vielmehr beſagt dieſer Grundſatz nur, daß die Auflöſung der 
Ehe und die Schuldigerklärung des Mannes nicht zu einer Quelle der Be⸗ 
reicherung für die Frau führen ſoll; der Unterhaltsanſpruch der geſchiedenen 
Frau ſtellt ſich gewiſſermaßen als eine aus Billigkeitsrückſichten anerkannte 
Nachwirkung der Ehe dar (JW. 1906, S. 140 Nr. 14), die naturgemäß bei 
der Frau eines kleinen Gewerbetreibenden mit 15 Arbeitern nicht dazu 
führen darf, daß ſie ſpäter den Unterhalt nach den Lebensverhältniſſen des 
mittlerweile zum reichen Fabrikbeſitzer aufgeſtiegenen vormaligen Mannes 
verlangen darf. Dagegen ijt eine andere Frage, inwieweit der Frau inner- 
halb des Rahmens ihrer Stellung als Frau eines kleinen Gewerbetreibenden 
von den Verhältniſſen des Jahres 1907 das geſteigerte Einkommen des 
Mannes zugute kommt, wie es jetzt bei dem Beklagten feſtſteht. Dieſe Steige⸗ 
rung kommt ihr zugute. Das hat auch das Reichsgericht klar und unzwei⸗ 
deutig anerkannt. Es fet hier zunächſt auf die Entſcheidung RG. IV v. 17. Okt. 
1907 (Recht 1907 S. 1537) verwieſen. Dort wird der Grundſatz: | 
Bei Beſtimmung des ſtandesmäßigen Unterhalts be darf3 der Frau ift die Lebens⸗ 
ſtellung des Mannes zur Zeit der Scheidung zu Grunde zu legen. Für 
die Beſtimmung des Umfangs der Unterhaltspflicht des Mannes iſt dagegen 
nicht fein Einkommen zur Zeit der Scheidung, ſonderu fein jeweiliges Ein- 
kommen maßgebend. 
eingehend durch die Erwägung begründet, § 1578 ſetze das Beſtehen der 
Leiſtungsfähigkeit des Verpflichteten voraus, und dieſe könne nur nach den 
jeweiligen Vermögensverhältniſſen beurteilt werden, weil § 1579, der einen 
beſonderen Fall regele, ergebe, daß die Leiſtungsfähigkeit des Verpflichteten 
tatſächlich von den Umſtänden abhänge (vgl. insbeſondere die Schlußfolge- 
rung: „deshalb“ uſw. uſw.). 
An dieſem Grundſatz hat das Reichsgericht feſtgehalten, vgl. RG. 75 
S. 127, wo unter ausdrücklichem Hinweis auf die eben erwähnte Entſcheidung 
der Grundſatz wiederholt wird, daß ſich die Leiſtungsfähigkeit des Verpflich⸗ 
teten nicht nach den Vermögensverhältniſſen zur Zeit der Scheidung, ſondern 
nach den jeweiligen Verhältniſſen richte. 

Demnach gelangt auch das Berufungsgericht, wenn ſchon aus anderen 
Gründen wie das Landgericht, zu der Verurteilung des Beklagten.“ | 
Urteil des OLG. in Dresden (2. Sen.) v. 22. Dez. 1919. J. w. J. 2.0. 

193/19. . F—ch. 
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25. Den Angehörigen der Kriegsteilnehmer ſteht in Hohe der bezogenen 
Familienunterſtützung kein Unterhaltsanſpruch mehr gegen unterhalts- 
pflichtige Verwandte zu. 

Vgl. 74 Nr. 66; 75 Nr. 156. 

BGB. §§ 1602. 267. 

„Die Unterſtützung, die gemäß Reichsgeſetz vom 28. Febr. 1888, Bundes⸗ 
ratsverordnungen v. 4. Aug. 1914, 21. Jan. und 3. Dez. 1916 an die Ange⸗ 
hörigen der zur Fahne einberufenen Mannſchaften im Falle der Bedürftig⸗ 
keit zu zahlen iſt, ſtellt ſich als Erſatz des Unterhalts dar, der von dem Ein- 
berufenen zu gewähren geweſen wäre, wenn er nicht feinem Erwerbe ent- 
zogen worden wäre. Das ergibt ſich ohne weiteres aus dem Zwecke des 
Geſetzes, das den Einberufenen die Sorge um die Angehörigen, ſoweit 
erforderlich, abnehmen und die Notwendigkeit der Armenunterſtützung 
verhindern will, und mit beſonderer Deutlichkeit aus §2, wo beſtimmt 
iſt, daß der Anſpruch den Kindern zuſteht „inſofern fie von ihm unter- 
halten wurden oder das Unterhaltsbedürfnis erſt nach erfolgtem Dienſt— 
eintritt desſelben hervorgetreten iſt“. Da die Leiſtung der Alimente durch 
Dritte den Schuldner befreit (§ 267 BGB.), fo iſt die Schuld des Klägers 
aus dem Vergleiche inſoweit getilgt worden, als die Beklagte anderweitig 
diejenigen Unterhaltsbeiträge bezogen hat, wie ſie unter den Parteien 
durch den Vergleich auch der Höhe nach normiert worden waren. 

Iſt hiernach diejenige Schuld, wegen deren die Zwangsvollſtreckung 
vorgenommen worden iſt, nach Abſchluß des Vergleichs getilgt, ſo iſt der 
Anſpruch auf Erklärung der Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung aus dem 
Vergleiche gemäß 88 767, 795 ZPO. gerechtfertigt.“ 

Urteil des OLG. in Hamburg (2. Sen.) v. 5. Februar 1920. B. w. B. 

Bf. II. 298/19. B. 


26. Verkauf eines Landgutes an den Schwiegerſohn zwecks Ausſtattung 
der Tochter;* keine Sittenwidrigkeit des Vertrages; Herausgabe» 
anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung bei Nichtigkeit der Ehe, 
jedoch nur Sug um Sug gegen Erſtattung der Aufwendungen. 
| „gl. 75 Nr. 218. 
BGB. §§ 1624. 138. 812. 818. 

Der Beklagte hat am 4. Dez. 1911 die Ehe mit der Tochter des Klägers 
geſchloſſen. Durch ſchriftlichen Vertrag vom 3. Febr. 1912 verkaufte der 
Kläger dem Beklagten die darin näher bezeichneten Grundſtücke für den 
Kaufpreis von 42000. Von dem Kaufpreiſe wurden 5000 % alsbald 
bezahlt, 7000 4 als Reſtkaufgeld hypothekariſch eingetragen und 30000 K 
dem Käufer „als Einbringen ſeiner Ehefrau, Verkäufers Tochter, inne- 
belaſſen“. Die Auflaſſung der Grundſtücke und die Eintragung des Be— 
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klagten als Eigentümers tft erfolgt. Die Ehe des Beklagten mit der Tochter 
des Klägers iſt ſpäter auf die Anfechtungsklage der letzteren wegen Irrtums 
über perſönliche Eigenſchaften des Beklagten für nichtig erklärt worden. 
Kläger verlangte, daß der Kaufvertrag für nichtig erklärt und Beklagter 
zur Herausgabe der Grundſtücke nebſt dem ihm ſeinerzeit übergebenen 
Gerät und Vieh, den land wirtſchaftlichen Erzeugniſſen und dem vorhandenen 
Dünger, ſowie zur Rückauflaſſung derſelben an ihn verurteilt werde. Das 
OLG. gab der Klage ſtatt. Das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Der Berufungsrichter erachtet die vom Kläger geltend eee An⸗ 
ſprüche in dem aus dem Teilurteile erſichtlichen Umfange unter dem Ge- 
ſichtspunkte der ungerechtfertigten Bereicherung für begründet. Er folgert aus 
den Vertragsbeſtimmungen, insbeſondere aus der geringen Anzahlung 
und der Überlaſſung des hohen Betrages von 30000 4 als Mitgift und 
Einbringen der Ehefrau ohne jede Sicherheit, daß die Gutsüberlaſſung an 
den Beklagten zu dem mit ſolchen Verträgen in der Regel verbundenen 
Zwecke erfolgt ſei, den jungen Eheleuten auf die Dauer der Ehe Verſorgung 
und wirtſchaftliche Selbſtändigkeit zu verſchaffen. Dieſer Erfolg ſei nicht nur 
einſeitig vom Kläger angeſtrebt worden, ſondern habe nach den ſtillſchweigen⸗ 
den Vereinbarungen der Parteien den Zweck der Überlaſſung des Grund 
beſitzes an den Beklagten gebildet. Da aber die Ehe des Beklagten mit der 
Tochter des Klägers für nichtig erklärt ſei, ſtehe feſt, daß der mit der Über⸗ 
laſſung des Grundſtücks bezweckte Erfolg nicht eingetreten fet. Nach § 812 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. fei der Beklagte daher zur Herausgabe der Grund- 
ſtücke verpflichtet. Die hiergegen erhobene ange der Reviſion iſt nicht be⸗ 
gründet. 

Der Berufungsrichter hat nicht verkannt, daß es zur Anwendung des 
§ 812 Abſ. 1 Satz 2 BGB. nicht genügt, daß nur der Leiſtende einen be- 
ſtimmten Erfolg bezweckte und der Empfänger dies wußte; vielmehr geht 
der Berufungsrichter zutreffend davon aus, daß die Zweckbeſtimmung zum 
Inhalt des Rechtsgeſchäfts gemacht ſein muß, daß alſo beide Teile darüber 
einig geweſen ſein müſſen, daß die Zweckbeſtimmung einen weſentlichen 
Beſtandteil des Vertrages bilden ſolle (RGeEntſch. 66, 132; Jur. Woch. 1911, 
54015; 1912, 3522, Warneyer Rechtſpr. 1917 Nr. 112). Wenn der Berufungs⸗ 
richter demgemäß hier ausdrücklich feſtgeſtellt hat, daß der Erfolg der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verſorgung der Eheleute ſtillſchweigend zum Vertragsinhalt 
gemacht und insbeſondere auch der Beklagte bewußtermaßen dieſen Zweck 
mit dem Vertrage verknüpft hat, ſo ſtützt ſich auch dieſe Feſtſtellung unverkenn⸗ 
bar auf die beſonderen hier obwaltenden Verhältniſſe. Der Beklagte wollte 
ſich in die Wirtſchaft „einheiraten”; er hat demgemäß die Ehe mit der Tochter 
des Klägers, obwohl dieſe mit einem ſchweren körperlichen Gebrechen be⸗ 
haftet war, geſchloſſen. Die Gutsüberlaſſung ſollte dazu dienen, ihm die 
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Mittel zur Führung des Hausſtandes und zur Verpflegung feiner Ehefrau 
in die Hand zu geben. Mit der Nichtigkeitserklärung der Ehe fiel dieſer 
Zweck weg. Der Beklagte iſt deshalb mit Recht für verpflichtet erklärt worden, 
ſich der durch den Vertrag erlangten Vorteile wieder zu begeben. 

Verfehlt iſt auch die Ausführung der Reviſion, der Vertrag verſtoße 
gegen die guten Sitten, weil es ſich nach der eigenen Darſtellung des Klägers 
für ihn nur darum gehandelt habe, mittels der Gutsüberlaſſung ſeine Tochter 
an den Mann zu bringen, alſo eine Kaufehe vorliege. Auch wenn die Guts— 
überlaſſung von den Parteien von vornherein in Ausſicht genommen war 
und der Beklagte ſeinen Entſchluß, die Ehe mit der Tochter des Klägers 
einzugehen, hiervon abhängig gemacht hatte, ſo lag hierin nicht notwendig 
eine ſittenwidrige Handlungsweiſe. Die Regelung der wirtſchaftlichen Ver— 
hältniſſe der Eheleute durch Zuwendungen ſeitens der Eltern der Frau bei 
Eingehung der Ehe, z. B. durch Gewährung einer Mitgift oder einer Rente, 
durch Überlaſſung oder Einrichtung eines Handelsgeſchäfts, durch Ankauf 
oder Überlaſſung eines Landgutes iſt, wie der Reviſionsbeklagte zutreffend 
hervorgehoben hat, eine alltägliche Erſcheinung. In zahlreichen Fällen 
würde die Eingehung einer Ehe ohne die Errichtung einer derartigen wirt— 
ſchaftlichen Grundlage für die Beteiligten unmöglich ſein. Mit Unrecht nimmt 
die Reviſion an, daß in ſolchen Fällen eine Verpflichtung zur Schließung 
der Ehe übernommen werde und die Eheſchließung die Gegenleiſtung für 
die Gewährung der vermögensrechtlichen Grundlage der Ehe ſei. Die Ehe 
wird zwiſchen den Verlobten geſchloſſen; ihr Beſtand wird davon nicht 
berührt, ob die Zuſagen Dritter über wirtſchaftliche Zuwendungen an die 
Eheleute erfüllt werden. Selbſt auf Grund einer Täuſchung über Vermögens— 
verhältniſſe kann die Ehe nicht angefochten werden (§ 1334 Abſ. 2 BGB.). 
Dagegen können die Zuwendungen an die Ehegatten an die Eingehung und 
den Beſtand der Ehe geknüpft werden. Da ſie lediglich die Begründung 
und Erhaltung der ehelichen Wirtſchaft erleichtern oder ermöglichen ſollen, 
liegt nichts Sittenwidriges in ihnen. Welche Beweggründe die Eheleute 
im einzelnen Fall zur Eingehung der Ehe beſtimmt haben, ob insbeſondere 
die Rückſicht auf wirtſchaftliche Vorteile hierbei ausſchlaggebend war, iſt 
rechtlich ohne Belang. Hiernach iſt der Anſpruch der Klägerin aus ungerecht— 
fertigter Bereicherung auf Grund des § 812 Abſ. 1 Satz 2 BGB. vom Be- 
rufungsrichter ohne Rechtsirrtum grundſätzlich als zu Recht beſtehend er— 
achtet worden. | 

Nach § 812 BGB. tft grundſätzlich dasjenige herauszugeben, was jemand 
ohne rechtlichen Grund erlangt hat. Nur ſoweit die Herausgabe wegen der 
Beſchaffenheit des Erlangten nicht möglich oder der Empfänger aus einem 
anderen Grunde zur Herausgabe außerſtande iſt, tritt nach § 818 Wb]. 2 BGB. 
die Verpflichtung zum Werterſatz ein. Hiernach war der Kläger berechtigt, 
die Herausgabe des Grundſtücks und des übergebenen Inventars, ſoweit 
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es ſich noch im Vermögen des Beklagten befindet, zu verlangen. Die Heraus⸗ 
gabepflicht findet allerdings nach § 818 Abſ. 3 ihre Grenze dort, wo die 
Bereicherung aufgehört hat. Da der Beklagte nur auf die Bereicherung 
haftet, iſt er auch berechtigt, ſeine Gegenleiſtungen und Aufwendungen in 
Abzug zu bringen. 

Die Reviſion rügt deshalb auch noch weiter, daß die Verurteilung nicht 
von der Rückzahlung der gemachten Anzahlung von 5000 % ſowie von der 
Befreiung von der Reſtkaufgeldſchuld von 7000 % und von der Forderung 
der Tochter des Klägers auf die Rückzahlung der Mitgift von 30000 % ab- 
hängig gemacht worden iſt. Die Verurteilung hätte nur Zug um Bug er- 
folgen dürfen. | 

Diefe Rüge muß für begründet erachtet werden. Allerdings ift der 
Bereicherungsanſpruch nicht wie der Anſpruch auf Rückgewähr bei der 
Wandelung oder beim vertragsmäßigen Rücktritte ſynallagmatiſch bedingt 
durch die Rückgabe des aus demſelben Vertrag Empfangenen, Warne yer Rſpr. 
1910 Nr. 406; immerhin iſt der Umſtand, daß der Kläger eine Gegenleiſtung 
empfangen hat, für den Umfang des Rückforderungsrechts von Bedeutung. 
Denn bei der Prüfung der Frage, ob und in welchem Umfange eine Be— 
reicherung vorhanden iſt, muß nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des 
Reichsgerichts die geſamte Vermögenslage des Empfängers berückſichtigt 
werden. Wenn insbeſondere auf Grund eines nichtigen gegenſeitigen Ver- 
trages Leiſtungen und Gegenleiſtungen erfolgt ſind, die nicht mehr in Natur 
zurückgewährt werden können, ſo dürfen für die Feſtſtellung der Bereiche— 
rung einer Partei nicht bloß die von ihr empfangenen Leiſtungen in Betracht 
gezogen werden, vielmehr müſſen die durch Leiſtung und Gegenleiſtung 
erwachſenen Vorteile und Nachteile gegeneinander abgewogen werden. 
Die Nachteile, die in einem urſächlichen Zuſammenhange ſtehen mit dem 
Tatbeſtande, der die Grundlage des Bereicherungsanſpruchs bildet, ſind als 
Vermögensminderung in Abzug zu bringen. Dieſe Ausgleichung beſtimmt 
ſich nicht nach den Grundſätzen über Aufrechnung und Zurückbehaltung; der 
Werterſtattungsanſpruch ijt vielmehr in fic) beſchränkt (RGEntſch. 54, 137, 
141; 83, 159; 86, 343, 346; 94, 253; Jur. Woch. 1911, 4024, 58324; Jur. Woch. 
1918, 1325). Sit der Bereicherungsanſpruch auf Herausgabe des Gegen- 
ſtandes ſelbſt gerichtet, fo braucht dieſer nur gegen Erſtattung der Gegen- 
leiſtungen und Aufwendungen zurückgewährt zu werden. Sache des Emp⸗ 
fängers iſt es hier in der Regel, ſeine Gegenleiſtungen oder Aufwendungen 
geltend zu machen (Jur. Woche 1919, 377). Ergibt ſich aber ſchon aus dem 
Vortrage des Klägers ſelbſt, welche Gegenleiſtungen oder Aufwendungen 
der Beklagte gemacht hat und ſtehen dieſe ihrer Höhe nach unſtreitig feſt, 
ſo wird der Richter dieſe die Bereicherung mindernden Poſten regelmäßig 
zu berückſichtigen haben. Im vorliegenden Falle hatte der Beklagte aus 
drücklich ein Zurückbehaltungsrecht an dem Grundſtück nur wegen zweier 
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Gegenforderungen geltend gemacht, von denen die eine nach der rechtlich 
bedenkenfreien Annahme des Berufungsrichters nicht in Betracht kommt, 
die Berechtigung der anderen aber offen gelaſſen iſt. Anderſeits ſtanden aber 
die vertragsmäßigen Gegenleiſtungen, insbeſondere auch die Anzahlung der 
5000 , und die hypothekariſche Sicherſtellung des Reſtkaufgeldes von 7000 M 
feſt. Nach dem in der Berufungsinſtanz vorgetragenen Tatbeſtande des 
Urteils erſter Inſtanz hatte ſich der Kläger auch ausdrücklich erboten, bei 
der Rückauflaſſung der Grundſtücke die Anzahlung zurückzugeben und den 
Beklagten aus der Haftung für die Reſtkaufgeldhypothek zu entlaſſen. Bei 
dieſer Sachlage hätte die Verurteilung des Beklagten zur Herausgabe des 
Grundſtücks grundſätzlich nur gegen Erſtattung ſeiner Anzahlung und gegen 
ſeine Entlaſſung aus der Schuldverbindlichkeit für die Reſtkaufgeldforderung 
von 7000 % erfolgen dürfen (RGEntſch. 71, 399, 401). Auch das Reſt⸗ 
kaufgeld, das der Tochter des Klägers überwieſen war, kam in Betracht 
und es war zu prüfen, ob der Kläger die Befreiung des Beklagten von der 
als Eingebrachtes ſeiner Ehefrau geltenden Reſtkaufgeldſchuld herbeizu⸗ 
führen oder wenigſtens ihm etwaige nach Nichtigkeitserklärung der Ehe 
gegen ſeine Tochter zuſtehende Anſprüche auf Rückforderung dieſer Mit⸗ 
gift abzutreten hatte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 29. Sept. 1920. W. w. S. (OLG. 

Dresden). V. 155/20. 


27. Pflichtteilsklage bei gemeinſchaftlichen Teſtamenten. Aktivlegiti⸗ 
mation des einzelnen Miterben für die negative Feſtſtellungsklage, 
daß dem Beklagten kein Pflichtteil zuſteht. 

BGB. §§ 2039. 2303. 

Frau Marie B. lebte in erſter Ehe mit Robert B. in getrennten Gütern. 
Kinder waren aus der Ehe nicht hervorgegangen. In ihrem am 22. Aug. 1899 
verkündeten gemeinſchaftlichen Teſtament ſetzten R. und M. B. ſich gegen⸗ 
ſeitig zu Erben ein mit der Maßgabe, daß der überlebende Ehegatte in dem 
ungeſtörten Beſitz des geſamten Nachlaſſes verbleiben und ihm der lebens⸗ 
längliche Nießbrauch ſowie die Dispoſition über den Nachlaß zuſtehen ſollte. 
Ferner war darin beſtimmt: „Nach unſerem beiderſeitigen Ableben ſollen 
unſere beiderſeitigen Geſchwiſter fic) in unſeren etwaigen Nachlaß gleich⸗ 
mäßig teilen.“ R. B. ſtarb vor dem 1. Jan. 1900. Am 1. Mai 1906 heiratete 
Marie B. den Beklagten, einen Bruder ihres Ehemannes. Sie ſtarb am 
18. Nov. 1914. Robert B. hinterließ außer dem Beklagten noch einen Bruder 
Max B., der bei ſeinem Tode zwei Kinder, die Klägerin und ſeinen Sohn 
Max, hinterließ. Der Beklagte war in erſter Ehe mit einer Schweſter der 
Marie B. verheiratet, die mit Hinterlaſſung von 3 Kindern geſtorben war. 
Der Beklagte beanſpruchte aus dem Nachlaß der Marie B. außer dem ihm 
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nach dem vorerwähnten Teſtament zuſtehenden Erbteil noch den Pflichtteil 
als Ehemann der Marie B. Die Klägerin klagte auf Feſtſtellung, daß ihm 
dies Recht nicht zuſtehe, wurde aber mit der Klage abgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 
N „Die vorliegende Klage iſt die negative Feſtſtellungsklage. Der Beklagte 
hat die Aktivlegitimation der Klägerin mit Rückſicht darauf, daß der Nachlaß 
noch ungeteilt iſt und mehrere Erben der Frau Marie B. vorhanden ſind, 
denen gegenüber nur einheitlich feſtgeſtellt werden könne, ob dem Beklagten 
ein Pflichtteilsanſpruch zuſteht, beſtritten. Indeſſen iſt die Klägerin auch 
für ſich allein zu der Klage legitimiert. Bei der negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage muß es zur Aktivlegitimation der Klägerin ſchon genügen, daß der 
Beklagte ihr gegenüber ein Pflichtteilsrecht beanſprucht, alſo ſie mit der 
Schmälerung ihres Erbteils bedroht. Schon in einem nach dem ALR. 
zu entſcheidenden Rechtsſtreit (RG. 44, 183) hat das Reichsgericht ausge⸗ 
ſprochen, daß auch ein einzelner Miterbe vor Teilung der Erbſchaft berechtigt 
iſt, eine negative Feſtſtellungsklage auf Nichtbeſtehen eines beanſpruchten 
Forderungsrechts gegen einen angeblichen Nachlaßgläubiger zu erheben. 
Nach dem Vorbilde der preußiſchen Praxis hat auch das BGB. 8 2039 den 
einzelnen Miterben die Geltendmachung gemeinſamer Rechte verſtattet, 
insbeſondere die Klage eines einzelnen Miterben an alle Erben oder auf 
Hinterlegung für alle Erben für zuläſſig erklärt. Dem Zweck dieſer Vor⸗ 
ſchrift entſprechend erſcheint daher jedenfalls eine negative Feſtſtellungs⸗ 
klage eines einzelnen Erben, die, wie die vorliegende, nur präparatoriſcher 
Art iſt, nämlich dahin, daß der Beklagte, der im Beſitz des geſamten Nach⸗ 
laſſes iſt, einen größeren Teil davon herauszugeben hat, als herauszugeben 
er ſich für verpflichtet hält, zuläſſig. Wie es dem Beklagten freiſtünde, gegen 
jeden einzelnen Erben auf Feſtſtellung ſeiner Pflichtteilsberechtigung zu 
klagen (Planck 82039 Anm. 2 und Dernburg Bürg. R. Bd. V §170 V; 
Skonietzki⸗Gelbke ZPO. § 256 Anm. 6 C S. 609), fo muß es auch jedem 
einzelnen Miterben freiſtehen, durch die negative Feſtſtellungsklage den 
Pflichtteilsanſpruch gegen ſich abzuwehren. Allerdings wirkt das Urteil 
nur für und gegen die Klägerin, nicht auch für und gegen die übrigen Mit⸗ 
erben, und es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß bezüglich der letzteren wider⸗ 
ſprechende Entſcheidungen ergehen, die eine einheitliche und überſichtliche 
Aufteilung des Nachlaſſes vereiteln können (Gruch 49, 975). Aus dieſem Grunde 
kann jedoch die Klage des einzelnen Miterben nicht für unzuläſſig erklärt 
werden. (RG. 44, 185; Recht 1905, 19 Nr. 65). 

Der I. Richter hat feine den Beklagten verurteilende Entſcheidung auf 
§ 2306 Abſ. 1 S. 2 BGB. gegründet. Dieſe Vorſchrift bezieht fic) indeſſen 
nur auf den hier nicht vorliegenden Fall, daß der Pflichtteilsberechtigte durch 
Einſetzung eines Nacherben, die Erneuerung eines Teſtamentsvollſtreckers 
oder eine Teilungsanordnung (vgl. § 2048 BGB.) beſchränkt, oder daß er 
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mit einem Vermächtnis oder einer Auflage beſchwert oder daß er als Nach⸗ 
erbe eingeſetzt iſt. Sie kommt hier alſo nicht zur Anwendung. Aber auch 
§ 1934 BGB., auf den fic) der Beklagte beruft, kommt nicht zur Anwendung. 
Denn dieſe Vorſchrift bezieht ſich nur auf die geſetzliche Erbfolge, wie über⸗ 
haupt die 88 1924—1936; ſie kommt nur zur Anwendung, wenn ein Teſta— 
ment überhaupt nicht vorliegt. 
Der Beklagte, der nicht das ihm zum vollen Pflichtteil Fehlende gemäß - 
§ 2305 BGB., ſondern gemäß § 2303 den vollen Pflichtteil verlangt, iſt 
hierzu berechtigt, wenn er von der Erbfolge nach ſeiner Ehefrau Marie B. 
durch Verfügung von Todes wegen ausgeſchloſſen iſt. Nicht von der Erb⸗ 
folge nach ſeiner Ehefrau Marie B. ausgeſchloſſen iſt der Beklagte, wenn er 
von ihr als ihr Erbe durch Teſtament berufen iſt. Das Teſtament iſt ein 
gemeinſchaftliches; es kommt alſo darauf an, ob in dieſem der Beklagte als 
Erbe der Frau Marie B. berufen iſt, während fein Pflichtteilsanſpruch da- 
durch, daß er in dieſem Teſtament als Erbe ſeines Bruders Robert B. be- 
rufen wäre, nicht berührt werden würde. Robert B. iſt bereits vor dem 1. Jan. 
1900 verſtorben. Die Auslegungsregel des § 2269 BGB. findet daher auf 
das Teſtament vom 22. Aug. 1889 keine Anwendung (JW. 06, 2235, 11, 
71719, RG. 76, 20; Planck EGBGB. Art. 214 Anm. 42). Es greifen viel⸗ 
mehr die Vorſchriften des ALR. Platz, und nach dieſen war für wechſel— 
ſeitige Teſtamente von Eheleuten die Auffaſſung zur Herrſchaft gelangt, 
daß regelmäßig jeder Teſtator üben fein Vermögen verfügt und den Über- 
lebenden zum Fiduziarerben beruft, die zu Erben eingeſetzten Verwandten 
des Erſtverſterbenden aber Nacherben des letzteren ſind. (RG. 59, 83; 76, 23; 
JW. 11, 220; Förſter⸗Eccius Preuß PrivR. Bd. IV S. 485 N. 2) So iſt 
auch das vorliegende Teſtament zu verſtehen. Robert und Marie B. haben 
ſich wechſelſeitig als Fiduziarerben berufen und ihre Verwandten als Nach— 
erben des Erſtverſterbenden, und zwar auf den Überreſt eingeſetzt. Dieſe 
Auslegung ergeben Wortlaut und Sinn des Teſtaments. Der Beklagte iſt 
alſo Nacherbe ſeines Bruders Robert, nicht aber Erbe der Frau Marie B. 
geworden. Er iſt mithin durch dieſes Teſtament von der Erbſchaft der letzteren 
ausgeſchloſſen und daher als deren Ehegatte pflichtteilsberechtigt. 
Urteil des OLG. in Königsberg (2. Sen.) v. 4. Juni 1918. 2 U. 5/18. 
Th. 


28. Die Vermutung des 82175 BGB. wird nicht dadurch widerlegt, 
daß der Erblaſſer die vermachte Forderung einzieht und den Betrag 
verbraucht. | 
BGB. § 2173. 
Die am 10. April 1916 verſtorbene Häuslerin M. J. hatte in ihrem am 
11. Jan. 1900 errichteten Teſtament ihren Neffen G. M., den Beklagten, 
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zum alleinigen Erben eingeſetzt und ihrer Nichte J. M., der Klägerin, ein 
für fie in dem Erbpachthauſe Nr. 6 zu B. radiziertes Kapital von 3324 M ver⸗ 
macht. Der Beklagte wandte gegen die Klage auf Auszahlung dieſes Betrages 
ein, daß die Erblaſſerin das vermachte Kapital gekündigt und zunächſt auf 
ein Sparkaſſenbuch, das ſie aüf den Namen der Vermächtnisnehmerin habe 
ausſtellen laſſen, belegt, dann aber abgehoben und ſelbſt verbraucht habe. 
Der Beklagte wurde verurteilt. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„. .. Die Erblaſſerin hat der Vermächtnisnehmerin eine ihr zuſtehende 
Forderung, die auf Zahlung einer Geldſumme gerichtet war, vermacht. 
Nach § 2173 BGB. gilt daher im Zweifel die entſprechende Geldſumme als 
vermacht, auch wenn ſich eine ſolche in der Erbſchaft nicht vorfindet. Das 
Landgericht, dem inſoweit beizutreten iſt, führt aber weiter aus: Daraus, 
daß die Erblafſerin den größten Teil der vermachten Summe auf den Namen 
der Bedachten auf Sparbuch belegt habe, gehe hervor, daß ſie ihr nur noch 
das habe zuwenden wollen, was ſie auf dieſe Bücher für ſie einzahlte; es 
ſe i auch anzunehmen, daß etwaige Abhebungen ſeitens der Erblaſſerin zu 
Laſten der Vermächtnisnehmerin gehen ſollten; die Klägerin könne daher 
ihren Vermächtnisanſpruch gegen den Beklagten als Erben nur in der Höhe 
geltend machen, wie er ſich aus dem Beſtande des Buches zur Zeit des Erb⸗ 
falls ergebe. Das Landgericht ſcheint demnach anzunehmen, daß das im 
Teſtament ausgeſetzte Vermächtnis infolge der Belegung der vermachten 
Summe auf Sparkaſſenbuch und deren ſpätere Abhebung durch ademptio 
legati wirkſam widerrufen ſei. Einen ſolchen Widerruf gibt es jedoch nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch nicht, ſondern ein Teſtament kann, auch ſoweit 
es Vermächtniſſe anordnet, nur in den Formen der 88 2254 ff. BGB. wider⸗ 
rufen werden (durch Teſtament, durch Vernichtung, Abänderung, Rück⸗ 
nahme des Teſtaments). Sollte die Erblaſſerin alſo beabſichtigt haben, 
das Vermächtnis durch ihre Maßnahmen zu widerrufen, ſo iſt dieſer Wider⸗ 
ruf mangels der vorgeſchriebenen Form unwirkſam und die Vermächtnis⸗ 
anordnung im Teſtament vom 11. Jan. 1900 bei Beſtand geblieben. 

Für die Auslegung dieſes Teſtaments iſt lediglich der Wille der Erb⸗ 
laſſerin zur Zeit feiner Errichtung maßgebend. Ihre ſpäteren Hand- 
lungen können nur in Betracht kommen, um daraus auf ihren Willen zur 
Zeit der Teſtamentserrichtung Rückſchlüſſe zu ziehen. Bezüglich 
dieſes Willens gibt der § 2173 BGB. die hervorgehobene Auslegungsregel, 
daß die Erblaſſerin nicht nur die Forderung auf Auszahlung der Hypotheken⸗ 
valuta, ſondern, wenn ſich in der Erbſchaft dieſe Forderung nicht vorfinde, 
doch die entſprechende Geldſumme hat vermachen wollen. Dieſe Vermutung 
zu widerlegen, iſt Sache des Beklagten. Er hat nun behauptet, daß die 
Erblaſſerin zur Zeit der Teſtamentserrichtung — abgeſehen von Mobiliar 
und Kleidung — nur die Häuslerei Nr. 4 im Werte von 2800 # und die 
vermachte Hypothek beſeſſen habe. Wäre dieſe Behauptung erwieſen, ſo 

Seufferts Archiv, Bd. 76. 3. Folge, Bd. 21. Heft 1 und 2. 4 
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würde allerdings der Schluß daraus gerechtfertigt ſein, daß der Beklagte, 
als Erbe, wenn die Erblaſſerin die Hypothek für ſich verbraucht haben ſollte, 
nicht trotzdem deren Wert aus der ihm hinterlaſſenen Häuslerei ausbezahlen 
ſollte. Denn die Häuslerei deckte nach der Behauptung des Beklagten nicht 
einmal den Wert der vermachten Hypothek von 3324 /, fo daß der Beklagte 
aus eigenen Mitteln hätte zuſchießen müſſen, wenn er die Erbſchaft nicht 
ausſchlagen wollte. Es iſt nicht anzunehmen, daß das dem Wüllen der Erb- 
lajjerin bei der Teſtamentserrichtung entſprochen hätte. Die Behauptungen 
des Beklagten ſind jedoch nicht nur nicht bewieſen, ſondern es ſpricht auch 
eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit gegen ihre Richtigkeit. (Wird ausgeführt. 
Beſaß ſie aber zur Zeit der Teſtamentserrichtung außer der vermachten 
Hypothek noch ſolche im Betrage von 6551 ., fo ſpricht die geſetzliche Ver- 
mutung dafür, daß der Erbe daraus das Vermächtnis beſtreiten ſollte, falls 
die vermachte Forderung nicht mehr vorhanden war. Die bloße Möglichkeit, 
daß die Erblaſſerin zur Zeit der Teſtamentserrichtung auch anderen Willens 
geweſen ſein kann, worauf der Umſtand hindeuten könnte, daß ſie gerade 
die vermachte Hypothek verbraucht hat, reicht zur Widerlegung der gejeb- 
lichen Vermutung nicht aus.“ 

Urteil des OLG. in Roſtock (2. Sen.) v. 29. Sept. 1920. M. w. M. Ma 

283/1920. K— n. 


29. Sit die Angabe „in meiner Wohnung Fettſtr. 11 IIL“ eine genügende 
Ortsangabe im eigenhändigen Teſtamentd 
BGB. 8 2231 Nr. 2. 

Aus den Gründen des Ber. ⸗-Urteils: 

„Das Berufungsgericht teilt die Anſicht des Landgerichts, daß die 
Niederſchrift der Erblaſſerin, Frau B., vom 2. Sept. 1917 ein vollgültiges 
Teſtament darſtellt. Es iſt davon auszugehen, daß die Erblaſſerin in dieſer 
Urkunde, die ſie unſtreitig eigenhändig geſchrieben und unterſchrieben hat, 
die Frage des Geſetzes nach Ort und Tag der Niederſchrift tatſächlich be- 
antwortet hat, nämlich dahin: „in meiner Wohnung Fettſtraße Nr. 11/III 
am 2. Sept. 1917.“ Danach bleibt nur zu unterſuchen, ob dieſe ‚Angabe 
des Orts dem in § 2231 BGB. zum Ausdruck gekommenen Willen des 
Geſetzgebers genügt. Dabei iſt zu beachten, daß die Urkunde auch im übrigen 
nicht den geringſten Hinweis auf Hamburg als die Stadt, in der die von der 
Erblaſſerin mit ‚Fettſtraße Nr. 11/11] bezeichnete Wohnung lag, enthält; 
das Wort ‚Hamburg‘ oder eine andere ohne weiteres verſtändliche Andeutung 
dieſes geographiſchen Begriffs findet fic) darin überhaupt nicht. Aber die 
Angabe ‚in meiner Wohnung Fettſtraße Nr. 11/III' erſetzt dieſen Mangel. 

Das Geſetz verlangt für die Gültigkeit eines eigenhändigen Teſtaments 
die Erklärung des Schreibers, an welchem Orte und an welchem Tage es 
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geſchrieben ſei. Der Zweck dieſer Vorſchrift kann ein doppelter ſein. Einmal 
kann damit ein erſter, bis zur Widerlegung wirkſamer Beweis für die tat⸗ 
ſächliche Richtigkeit der diesbezüglichen Angaben des Erblaſſers geliefert 
werden ſollen. Dann iſt nicht einzuſehen, weshalb dieſen Angaben nicht eine 
Bezugnahme auf ſolche amtlichen oder öffentlichen Feſtſtellungen geſtattet 
ſein ſollte, die den Beteiligten, zumal dem Nachlaßrichter, unſchwer zugäng⸗ 
lich find. Der Erblaſſer, der als Tag der Niederſchrift ‚jeinen 70. Geburtstag“ 
angibt, erklärt damit nichts anderes, als daß er das Teſtament am Tage der 
ſiebenzigſten Wiederkehr des Jahrestages, den das Geburtsregiſter des 
— regelmäßig leicht zu ermittelnden — zuſtändigen Standesamts als den 
Tag ſeiner Geburt ausweiſt, niedergeſchrieben habe. Die Sicherheit jenes 
vorläufigen Beweiſes wird durch ſolche Mittelbarkeit der ‚Angabe des Tages“ 
nicht berührt. Und ſie wird auch nicht beeinträchtigt durch die Mittelbarkeit 
der Angabe des Ortes Hamburg, die in der Erklärung der Witwe B. vom 
2. Sept. 1917, daß ſie das Teſtament ‚in ihrer Wohnung Fettſtraße Nr. 11/L1T 
niedergeſchrieben habe, zu finden iſt. Für den Hamburger Nachlaßrichter 
genügte ein Blick in das Adreßbuch für das Jahr 1917, um die ſich ohne weiteres 
einſtellende Vermutung, es ſei die Fettſtraße in Hamburg gemeint, beſtätigt 
zu finden. Und wenn etwa die Erblaſſerin nach Niederſchrift ihres letzten 
Willens noch von Hamburg verzogen, und damit ein auswärtiges Amts⸗ 
gericht mit der Eröffnung ihres Teſtaments befaßt worden wäre, ſo würde 
auch dieſes mit Hilfe des ſicher über ganz Deutſchland und weiterhin wirkenden 
amtlichen Meldeweſens, durchaus im Rahmen einfacher amtlicher Ermitt⸗ 
lung, dieſelbe Feſtſtellung getroffen haben: daß nämlich die Wohnungs⸗ 
angabe der Erblaſſerin unzweifelhaft die Angabe des Ortes Hamburg be- 
deutete. Mit einer ſolchen Feſtſtellung wurde aber — das iſt wohl zu be⸗ 
achten — nicht etwa eine von der Erblaſſerin verſäumte Ortsangabe in 
unzuläſſiger Weiſe erſetzt, ſondern nur der nicht ohne weiteres offenbare 
Sinn der von ihr gemachten Ortsangabe als völlig eindeutig aufgedeckt. 

Sodann kann die Meinung des Geſetzgebers ſein, daß der Erblaſſer, 
wenn anders man ſeine Aufzeichnungen als wohlüberlegte und ernſtgemeinte 
Willensäußerungen würdigen ſolle, durch eine ordnungsmäßige Datierung 
der Urkunde dargetan haben müſſe, er habe die Angelegenheit wenigſtens 
mit der Sorgfalt behandelt, die man regelmäßig urkundlichen Außerungen, 
insbeſondere auch geſchäftlichen und ſonſtigen Briefen angedeihen läßt. 
Auch ſoweit handelt es ſich um eine Formvorſchrift, von deren ſtrikter Ein⸗ 
haltung im Einzelfall nicht mit der Begründung abgeſehen werden kann, 
daß ihr Zweck anderweitig geſichert erſcheine. Die Feſtſtellung, daß im vor- 
liegenden Falle die ganze Faſſung des Teſtaments, zumal die Anrufung 
Gottes im Eingang und die ausdrückliche Schlußerklärung der Erblaſſerin, 
daß fie dieſes nach reiflicher Überlegung ſelbſt aufgeſchrieben' habe, die ge- 
wiſſenhafte Überlegung der Verfaſſerin der Urkunde deutlich genug erkennen 
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laſſe, würde alſo nicht geeignet fein, den Mangel einer Ortsangabe wettgu- 
machen. Aber auch in dieſer Beziehung kann das Gericht nicht anerkennen, 
daß der vom Beklagten gerügte Mangel wirklich beſteht. Die Ortsangabe 
‚in meiner Wohnung Fettſtraße 11/III' iſt bet einer Urkunde von der Art 
der vorliegenden, wenn man einmal von ihrem Teſtamentscharakter abſieht, 
weder unſachlich noch ungewöhnlich, muß vielmehr als ein, wenn auch nicht 
geſchäftsmäßig genaues, ſo doch durchaus ordnungsmäßiges Ortsdatum 
gelten. Das Teſtament wendet ſich in erſter Linie an den in Amerika lebenden 
Bruder der Erblaſſerin, der alleiniger Erbe ſein ſoll und als ſolcher eine Reihe 
von Vermächtniſſen auszukehren hat; als Vermächtnisnehmer ſind, außer 
einigen der Erblaſſerin und ihrem vorverſtorbenen Manne naheſtehenden 
Privatperſonen, der Flottenbund Deutſcher Frauen und der klagende Verein 
genannt. Daß in dieſem Kreiſe perſönlich naheſtehender und mit perſön— 
licher Anteilnahme herangezogener Intereſſenten, zu denen aller menjch- 
lichen Vorausſicht nach ein Hamburger Nachlaßrichter hinzukommen mußte, 
die Erblaſſerin in vertraulicher und familiärer Weiſe als Ort der Niederſchrift 
einfach ihre ‚Wohnung Fettſtraße 11/ III! nennt, indem fie den Wohnort 
Hamburg als bekannt vorausſetzt, entſpricht einem im örtlichen und nachbar— 
lichen Briefverkehr, zumal unter guten Bekannten, vielfach gepflogenen 
Gebrauch, den man in dieſem Umfange keineswegs als unſachlich und un 
zweckmäßig verurtéilen kann. Darauf aber kommt es hier allein an, daß eine 
ſolche Datierung mit bloßer Angabe von Straße und Hausnummer der 
Wohnung des Schreibers tatſächlich die Bedeutung einer ordnungsmäßigen 
Ortsangabe gewonnen hat; unweſentlich iſt, daß die Aufnahme dieſer Übung 
im Briefverkehr durch die regelmäßige Angabe des Abſendungsorts im Poft- 
ſtempel befördert ſein mag. Übrigens iſt die Witwe B., als ſie ihren letzten 
Willen niederſchrieb, offenbar der nach den Umſtänden wohlberechtigten 
und in der Folge als richtig beſtätigten Überzeugung geweſen, daß ihr Tefta- 
ment von Hamburg aus zu den Beteiligten ſprechen würde, ſo daß ſich auch 
hier für dieſe, und zwar auch für die, die ihre Wohnung etwa nicht gekannt 
haben, die Ergänzung ‚Hamburg‘ ohne weiteres ergab; um jo weniger läßt 
ſich der gewählten Abkürzung der Ortsangabe der Vorwurf eines Mangels 
an fachlicher Sorgfalt. machen.“ 
Urteil des OLG. in Hamburg (2. Sen.) v. 14. Febr. 1920. Deutſche 
Geſ. z. Rettung Schiffbr. w. V. Bf. II. 218/19. B. 


30. Bleibt die genehmigte Bilanz EN Unrichtigkeit für die Auseinander: 
ſetzung mit dem ausſcheidenden Genoſſen maßgebend? 
Vgl. 38 Nr. 3; 51 Nr. 288. 
Gen. Geſ. § 73. 
Kläger war Genoſſe der verklagten Genoſſenſchaft mit einem Geſchäfts⸗ 
anteil von 1000... Er hatte, da er auf Grund Kündigung am 31. Dez. 1917 
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ausgeſchieden war und er auf Grund früheren Beſchluſſes der General- 
verſammlung, nach welchem die Erhebung von Umlagen zwecks Deckung 
von Geſchäftsverluſten beſchloſſen war, vor ſeinem Ausſcheiden Zahlungen 
geleiſtet hatte, den Standpunkt vertreten, daß jener Beſchluß rechtsungültig 
geweſen ſei und ihm deshalb ein Anſpruch auf Rückzahlung aller hierauf 
hin gezahlten Beträge zuſtehe. 

Die Beklagte ſtellte einen Anſpruch auf Teilnahme des Klägers an dem 
ſich ergebenden Verluſt der Genoſſenſchaft zur Aufrechnung, indem ſie die 
von der Generalverſammlung genehmigte Bilanz richtigſtellen wollte. 
Kläger behauptete, daß die Bilanz maßgebend fet. Der Einwand der Be- 
klagten wurde für begründet erklärt. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Nach 873 des Genoſſenſchaftsgeſetzes erfolgt die Auseinanderſetzung 
der Genoſſenſchaft mit einem ausgeſchiedenen Genoſſen auf Grund der 
genehmigten, auf den Tag des Ausſcheidens aufgemachten Bilanz. Bei 
Zugrundelegung der hier vorgelegten, per 31. Dez. 1917 aufgemachten 
Bilanz würde ſich der Anteil des an dieſem Tage aus der bekl. Genoſſenſchaft 
ausgeſchiedenen Klägers am Verluſt auf nur 63,02 .# ſtellen. Es macht nun⸗ 
mehr aber die Beklagte geltend, daß, wenn Kläger die Erſtattung von Um- 
lagenzahlungen fordern könne, dann das gleiche auch von allen übrigen 
Genoſſen, welche ſolche Zahlungen geleiſtet hätten, zu gelten habe. Dann 
aber ſeien die geſamten diesbezüglichen Erſtattungsanſprüche aller Genoſſen 
in die Paſſiven der Bilanz einzuſtellen und ergebe ſich folge weiſe ein weit 
größerer klägeriſcher Verluſtanteil als bisher angenommen worden. Mit dem 
Anſpruch auf Erſtattung dieſes größeren Verluſtanteils werde aufgerechnet. 
Es entſteht die Frage, ob eine von der Generalverſammlung der Genoſſen 
ſchaft genehmigte Bilanz maßgeblich auch dann bleibt, wenn Unrichtigkeiten 
dargetan werden können. Das Reichsgericht hat in einem Erkenntnis vom 
5. Jan. 1908 (RGeEntſch. 68, 1) dahin entſchieden, daß bei Anwendung des 
§ 73 des GenGeſ. die Bilanz dann auch bei ſpäter objektiv zutage getretenen 
Unrichtigkeiten maßgeblich bleibe, wenn ſie aufgemacht ſei mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns unter Berückſichtigung aller zur Zeit des 
Ausſcheidens des ausſcheidenden Genoſſen und der Genehmigung der Bilanz 
durch die Generalverſammlung erkennbaren Umſtände, daß aber die Bilanz 
der nachträglichen Berichtigung dann unterliegen müſſe, wenn dieſe Sorgfalt 
nicht betätigt und infolgedeſſen bei Aufmachung der Bilanz ſolche Faktoren 
nicht berückſichtigt ſeien, welche nach § 40 HGB. hierbei hätten berückſichtigt 
werden müſſen. Vorliegend hätte nun beachtet werden müſſen, daß die 
geſamten Genoſſen, welche Umlagenzahlungen geleiſtet hatten, einen An⸗ 
ſpruch auf Rückzahlung beſäßen, und folgeweiſe dieſe Anſprüche in die Paſſiven 
der Bilanz einzuſtellen waren. Dies hätte man bei Betätigung der nötigen 
Sorgfalt wiſſen können. Denn bereits im Jahre 1908 hatte das Reichsgericht 
entſchieden (RGeEntſch. 68, 93), daß den Genoſſen, welche ihren Geſchäfts⸗ 
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anteil voll einbezahlt haben, nicht durch Beſchlüſſe von Generalverſammlungen 
zwecks Deckung des Geldbedarfs der Genoſſenſchaft weitere Geldzahlungen 
auferlegt werden dürfen, woraus folgt, daß zahlende Genoſſen einen An- 
ſpruch auf Rückerſtattung haben. Dieſer Entſcheidung ſind die Gerichte bisher 
gefolgt. Daß auch den Organen der Beklagten dies im allgemeinen bekannt 
geweſen fein muß, zeigt der Paſſus der Zuſchrift des Vorſtands und Auf- 
ſichtsrats an die Genoſſen vom Auguſt 1915, lautend: ‚Bisher wurden die 
Koſten, wie Hypothekzinſen, Abgaben uſw. durch Umlagen gedeckt. Eine 
Entſcheidung des Oberlandesgerichts läßt es aber als zweifel— 
haft erſcheinen, ob die Genoſſenſchaft zur Erhebung der Um- 
lagen berechtigt tft.‘ Mithin ft obiger Einwand der Beklagten gerecht- 
fertigt.“ 

Urteil des OLG. in Hamburg (1. Sen.) v. 30. Juni 1920. K. w. Hamb. 

Landerw. Geſ. S. Bf. I. 14/17 20. B. 


31. Selbſthilfeverkauf unter Bedingungen, die vom Vertrage abweichen“; 
unbedingte Gültigkeit bei Erzielung des Marktpreiſes. 
Vgl. 67 Nr. 162; 60 Nr. 71; 49 Nr. 33; 50 Nr. 194. 195. 
HGB. § 373. 

Kläger hatte der Beklagten Zitronenſaft verkauft und war wegen 
Annahmeweigerung der Beklagten zum Selbſthilfeverkauf geſchritten. Er 
klagte auf den Betrag, um den der Verſteigerungserlös hinter dem verein⸗ 
barten Preiſe zurückgeblieben war. Die Beklagte beſtritt die Rechtsgültig⸗ 
keit des Selbſthilfeverkaufs, weil er unter der Bedingung: „für die Zahl 
der Flaſchen, Bruch und Qualität wird keine Garantie übernommen“ er- 
folgt ſei und dieſe Klauſel das Verſteigerungsergebnis beeinflußt habe. 
Der Kläger beſtritt, daß die Bedingung das Ergebnis der Verſteigerung 
beeinträchtigt habe, da Analyſen vorgelegt worden ſeien, aus denen jeder 
Käufer ſich ohne weiteres habe überzeugen können, daß die Ware die zuge— 
ſicherten Eigenſchaften beſaß. Tatſächlich habe der erzielte Preis der der- 
zeitigen Marktlage entſprochen. Landgericht und OLG. wieſen die Klage 
ab. Das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Mit Recht geht das Berufungsgericht im Einklang mit der reichsgericht⸗ 
lichen Rechtſprechung davon aus, daß eine Vornahme des Selbſthilfeverkaufs 
unter Bedingungen, welche von denjenigen des Vertrags abweichen, nicht 
unter allen Umſtänden die Unwirkſamkeit desſelben im Verhältniſſe zum 
ſäumigen Käufer bewirkt, ſondern daß es von den Umſtänden des Einzel- 
falles abhängt, ob durch die Abweichung das Preisergebnis ungünſtig be- 
einflußt und ſomit das Intereſſe des Käufers verletzt worden iſt (vgl. IW. 
1904, 56026). Dagegen muß der Vorwurf der Reviſion, daß das Berufungs- 
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gericht die Momente, welche der Kläger für die Wirkſamkeit der Verſteigerung 
ins Feld geführt habe, unzureichend gewürdigt habe, als begründet anerkannt 
werden. 

Daß an ſich die im Vertrage nicht vorgeſehene Ausſchließung der Ge⸗ 
währ für Menge und Beſchaffenheit der zu verſteigernden Ware geeignet iſt, 
das Verkaufsergebnis zuungunſten des ſäumigen Teils zu beeinträchtigen, 
iſt klar (vgl. JW. 1904, 56026). Es mag auch zugegeben werden, daß im 
allgemeinen die Beifügung von Analyſen, die äußerlich die vertragsmäßige 
und für die Verſteigerung angekündigte Beſchaffenheit der Ware erweiſen, 
nicht den Erfolg haben wird, Zweifel der Kaufluſtigen an der Zuverläſſig⸗ 
keit der Analyſen oder der Angaben über Menge und Beſchaffenheit zu 
zerſtreuen, allein es kann doch im Einzelfalle die ungünſtige Wirkung der 
Gewährausſchließung ausgeblieben ſein. Ein ſolcher Fall würde in der Tat 
vorliegen, wenn der Verſteigerungspreis dem damaligen Marktpreiſe ent⸗ 
ſprochen hätte. Wäre dieſe Tatſache erwieſen, ſo würde die Feſtſtellung 
des Berufungsgerichts, daß der Selbſthilfeverkauf bei Streichung der ge⸗ 
dachten Bedingung einen höheren Preis erzielt haben würde, ohne jede 
Begründung getroffen ſein. Denn für eine Wahrſcheinlichkeit, daß die Ver⸗ 
ſteigerung einen günſtigeren Preis ergeben haben würde, als der Marktlage 
entſprach, ſpricht weder die Erfahrung, noch iſt vom Berufungsgericht in 
dieſer Beziehung irgend etwas angeführt, was ſeine Annahme ſtützen könnte. 
Es kann aber auch nicht die Rede davon ſein, daß das Intereſſe der Beklagten 
ſogar dann verletzt iſt, wenn die Verſteigerung den Marktpreis ergeben hat. 
Denn es wäre jederzeit das Recht des Klägers geweſen, die Ware nach Maß 
gabe. des Abſatz 2 Satz 1 8 373 HGB. aus freier Hand zum Marktpreiſe ver- 
kaufen zu laſſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 18. Juni 1920. S. w. E. (OLG. in 

Hamburg). II. 40/20. 


32. Unterlaſſung der Rüge einer Teillieferung als Genehmigung auch 
der noch ausſtehenden Lieferungen bei Maſſenartikeln. 
HGB. § 377. BGB. §§ 459. 462. 472. 

Der Beklagte hatte mit dem Kläger einen Vertrag auf Lieferung einer 
größeren Menge Selbſtſohler abgeſchloſſen, verweigerte aber die Bezahlung 
und Abnahme der noch ausſtehenden Sendungen, weil die bereits gelieferten 
Sendungen mangelhaft geweſen ſeien, und verlangte Preisminderung wegen 
der bereits erhaltenen Teillieferungen. Seine Einwendungen wurden 
verworfen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die vom Beklagten behaupteten Fehler der Selbſtſohler ſollen darin 
beſtehen, daß der Blechbeſchlag zu dünn ſei und daß wegen der verfehlten 
Bauart keine oder doch nicht alle Schuhe auf den Ständer gezogen werden 


könnten. 
*. 
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Mit der Geltendmachung dieſer Mängel ijt der Beklagte hinſichtlich der 
von ihm im Oktober und November 1917 empfangenen je 500 Stück Selbſt⸗ 
ſohler nach § 377 Abſ. 2 HGB. ausgeſchloſſen. Den Mangel, daß das Blech 
zu dünn ſei, hat er, wie er ſelbſt behauptet, ſchon durch das ihm nach ſeiner 
Verſicherung am 4. Januar 1918 zugegangene Schreiben ſeines Abnehmers 
Qu. vom 31. Dez. 1917 erfahren. Wenn er trotzdem dieſen Mangel dem 
Kläger erſt am 28. Januar 1918 angezeigt hat, ſo iſt dieſe Anzeige zweifellos 
verſpätet und daher fein Anſpruch auf Preisminderung wegen der emp- 
fangenen Teillieferungen unbegründet. 

Bei Teillieferungsverträgen gilt die in §377 Abſ. 2 HGB. erwähnte 
Genehmigung an ſich nur für die Lieferungen, hinſichtlich deren die recht— 
zeitige Mängelanzeige unterblieben iſt. Die Anwendung der Grundſätze 
von Treu und Glauben kann aber dazu führen, daß in der Unterlaſſung 
einer Beanſtandung eine Genehmigung auch bezüglich der noch ausſtehenden 
Teillieferungen zu erblicken ijt (Düringer-Hachenburg HGB. Bd. III S. 212 
Anm. 259). Zur Rechtfertigung einer ſolchen Annahme bedarf es aber, 
zumal dann, wenn, wie hier, Preisminderung begehrt, die Abnahme der 
Ware alſo wegen ihrer Mangelhaftigkeit nicht abgelehnt wird, der Feſtſtellung 
beſonderer Umſtände (zu vgl. RGéEntſch. 66, 115. 116). Solche Umſtände 
ſind hier vorhanden. Es handelt ſich um einen Maſſenartikel, bei dem die 
einzelnen Stücke im wejentlichen gleichartig ausfallen. Der Beklagte er⸗ 
kannte daher ſchon aus dem Ausfalle der Teilſendungen die Beſchaffenheit 
der übrigen. Er mußte damit rechnen, daß der Kläger die letzteren erſt noch 
anfertigen würde, und zwar genau ſo, wie die zuerſt gelieferten. Nach Treu 
und Glauben hätte deshalb der Beklagte zu erkennen geben müſſen, daß 
er die künftigen Lieferungen in der Beſchaffenheit der erſten Lieferungen 
nicht billigen werde. 

Er hat aber im Gegenteil am 14. Jan. 1918, alſo zu einer Zeit, als er 
ſchon im Beſitze des obenerwähnten Schreibens des Qu. vom 31. Dez. 1917 
war, dem Kläger geſchrieben, er werde die Selbſtſohler ſelbſtverſtänd⸗ 
lich abnehmen, da er ſie doch beſtellt habe. Ebenſo hat er in ſeinem Schreiben 
vom 28. Jan. 1918 in Kenntnis aller gegen die Brauchbarkeit der Selbit- 
ſohler erhobenen Beanſtandungen ſeinen Entſchluß, die Selbſtſohler nach 
und nach abzurufen, dem Kläger mitgeteilt, ohne etwas von einer Preis⸗ 
minderung zu ſagen. Endlich hat er im April 1918 weitere 300 Selbſt⸗ 
ſohler gegen Zahlung des vollen vertragsmäßigen Preiſes abgenommen. 
Dieſes Verhalten enthält nach Treu und Glauben die ſtillſchweigend abge- 
gebene Erklärung des Beklagten, daß er die Selbſtſohler zu dem vertrags- 
mäßigen Preiſe abnehmen wolle. Dem ſteht die Tatſache nicht entgegen, 
daß er im Rechtsſtreite bereits in ſeinem Schriftſatze vom 16. Febr. 1918 
wegen Mangelhaftigkeit der gelieferten 1000 Selbſtſohler Preisminderung 
gefordert und die Erhebung der Widerklage angekündigt hat. Denn damit 
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läßt ſich die Bezahlung des vollen Kaufpreiſes für die im April 1918 er- 
haltenen 300 Selbſtſohler nicht vereinbaren. Dieſe Zahlung iſt aber, da in 
ihr zugleich die rechtsgeſchäftliche Erklärung zu finden tft, daß der Be 
klagte den vollen Kaufpreis zahlen wolle, für die Auffaſſung des Berufungs- 
gerichts im Zuſammenhang mit den übrigen angeführten Umſtänden von 
ausſchlaggebender Bedeutung. Nach alledem iſt das auf §§ 459, 462, 472 
BGB., § 377 HGB. gegründete Verlangen des Beklagten auf Preisminde 
rung auch hinſichtlich derjenigen Selbſtſohler als ungerechtfertigt zurückzu 
weiſen, die der Kläger bis zum 28. Jan. 1918 noch nicht geliefert hatte. . .“ 

Urteil des OLG. in Dresden (1. Sen.) v. 3. Okt. 1918 i. S. Ga. w. Gr. 

1. O. 71/18. N F—ch. 


33. Unterſuchungspflicht des Käufers im Weinhandel; im Ausnahme» 
fall des § 378 HGS. finden die Grundſätze über den Leiſtungsverzug 
des Verkäufers gemäß § 326 BGB. Anwendung. 

Vgl. 70 N. 253. 

HOB. $$ 377, 378; BGB. 8 326. 

Im Auguſt 1918 erhielt der Kläger von der Beklagten 100 Flaſchen 
1911er Chateau Laroſe für ſein Weinreſtaurant käuflich geliefert. Am 26. Okt. 
1918 ſtellte er der Beklagten den Wein zur Verfügung mit der Behauptung, 
ſeine Gäſte hätten den Wein, der „wahrſcheinlich gefälſcht“ ſei, nicht trinken 
mögen. Mit der Klage verlangte er Rückzahlung des von ihm entrichteten 
Kaufpreiſes. Das Landgericht wies die Klage wegen Verſpätung der Mängel- 
rüge ab. Die Berufung des Klägers war erfolglos. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: | 

„Unftreitig find beide Parteien Kaufleute. Zweifelhaft kann fein, 
ob § 377 oder § 378 des Handelsgeſetzbuchs anzuwenden iſt. Der Erhebung 
des Beweiſes dafür, daß der gelieferte Rotwein deutſcher und nicht franzöſi⸗ 
ſcher Rotwein geweſen ſei, bedarf es nicht. 

Entweder der gelieferte Wein war franzöſiſcher Rotwein. Dann würde 
es ſich um einen bloßen Qualitätsmangel im Sinne von § 377 HGB. handeln. 
Alsdann würde es ſich fragen, ob der Kläger rechtzeitig gerügt, d. h. rechtzeitig 
unterſucht hat. Das könnte zweifelhaft ſein, wenn es ſich um eine kleine 
Menge von Ware handeln würde, da hier dem Käufer eine fofortige Unter 
ſuchung nicht zuzumuten iſt, wenn ſie nicht ohne Zerſtörung des Wertes der 
Ware möglich iſt (Staub 9. Auflage, 1913, Bd. II Anm. 13 zu $ 377, S. 806 
unten). Im vorliegenden Falle trifft das nicht zu. Hier handelt es ſich 
immerhin um einen erheblichen Poſten von 100 Flaſchen ziemlich teuren 
Weins (Auguſt 19181). Der Senat nimmt an, daß der Kläger die Pflicht 
hatte, die Ware durch Probieren unverzüglich nach der Ablieferung zu unter- 
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ſuchen. Das lag im Intereſſe des Klägers gegenüber dem guten Rufe ſeines 
in Hamburg wohlbekannten Weinreſtaurants. Es hätte der Fall eintreten 
können, daß der Wein wegen ſeines damals recht teuren Preiſes nur langſamen 
Abſatz bei den Gäſten fand und daß die betreffenden vielleicht zufällig nicht 
weinkundigen Verbraucher den Wein trinkbar fanden oder doch keine Ver⸗ 
anlaſſung nahmen, ſich beim Kläger zu beſchweren. Dann hätte dieſer unter 
Umſtänden noch nach Jahresfriſt der Beklagten eine Mängelrüge zukommen 
laſſen können. Das würde dem Zwecke des Geſetzes widerſtreiten. Würde 
alſo 8 377 HGB. anzuwenden fein, jo wäre der Berufung des Klägers der 
Erfolg zu verſagen. 

Wenn aber der gelieferte Rotwein nicht franzöſiſcher, ſondern deutſcher 
Rotwein war, ſo wird es nicht zweifelhaft ſein können, daß alsdann eine 
andere als die bedungene Ware im Sinne des § 378 HGB. geliefert worden 
iſt. Nach der Regel dieſer Vorſchrift würde alsdann § 377 Anwendung zu 
finden haben und man müßte zu dem gleichen Ergebnis der Zurückweiſung 
der Berufung gelangen. 

Anders würde der Fall liegen, wenn man anzunehmen hätte, daß die 
gelieferte Ware offenſichtlich von der Beſtellung ſo erheblich abwich, daß die 
Beklagte die Genehmigung des Klägers als ausgeſchloſſen betrachten mußte. 
Wäre der gelieferte Wein wirklich deutſcher Rotwein, ſo kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß alsdann dieſe Ausnahme von der Regel des § 378 HGB. 
hier platzzugreifen hätte. Denn beſtellt war 1911er Chateau Laroſe, alſo 
ein feiner franzöſiſcher ſog. Qualitätswein, während geliefert war ein dem⸗ 
gegenüber minderwertiger deutſcher, mit Zucker oder Südwein verſetzter 
Wein. Ob Kläger das wußte, iſt gleichgültig. „Offenſichtlich“ im Sinne 
8 378 HGB. bedeutet keineswegs, daß der Fehler ſofort wahrnehmbar, ohne 
weiteres erkennbar war. Die Denkſchrift zum Entwurf eines HGB. zu § 371 
ſagt, der Ausnahmefall ſei gegeben, wenn die gelieferte Ware mit der be— 
ſtellten gar nichts gemein habe und für den Zweck des Käufers ohne Bedeu: 
tung fei. Staub (Einl. zu $ 378 HGB. S. 952) betont, die Verſchiedenheit 
des beſtellten und des gelieferten Handelsgutes nach ſeiner Beſchaffenheit 
oder Menge müſſe ſo erheblich ſein, daß nach vernünftiger Auffaſſung der 
Sachlage ein Kaufmann mit dieſer Ware einen Verſuch, dieſen Vertrag zu 
erfüllen, nicht machen würde und von dem Käufer ein Behalten der Ware als 
Erfüllung dieſes Vertrages nicht erwartet werden könne. Das würde unter 
den gegebenen tatſächlichen Vorausſetzungen hier zutreffen. Alsdann wäre 
die Folge, daß 8377 HGB. keine Anwendung fände, vielmehr wäre die 
Rechtslage die, daß die Beklagte überhaupt nicht erfüllt haben würde. Es 
herrſcht kein Streit, daß dann nicht die Grundſätze über die Gewährleiſtung, 
ſondern lediglich die über den Leiſtungsverzug beim gegenſeitigen Vertrage 
Anwendung zu finden haben. Nur für den Regelfall des § 378 HGB. 
hat das Reichsgericht (Seuff . 70 Nr. 253) anerkannt, daß die Gewähr⸗ 
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leiſtungsgrundſätze anzuwenden ſind, weil ſonſt der ganze Zweck der gegen- 
über dem alten Handelsgeſetzbuch neuen Vorſchriften des § 378 vereitelt 
werden würde. Für den hier anzunehmenden Ausnahmefall des 8 378 
aber können nur die Grundſätze über den Leiſtungsverzug in Betracht kommen 
(Staub, Anm. 14 zu § 378 ©. 956). Der Kläger kann daher nicht, wie er will, 
wandeln oder ohne weiteres vom Vertrage zurücktreten, ſondern er hätte 
nach § 326 BGB. verfahren, mithin eine Nachfriſt ſetzen müſſen. Einer der 
Ausnahmefälle des § 326 BGB., in welchem es der Setzung einer Nachfriſt 
nicht bedarf, liegt hier nicht vor. Weder hat die Beklagte irgend wie einen 
Willen kundgegeben, überhaupt nicht erfüllen zu wollen, noch iſt anzunehmen 
oder behauptet worden, daß die nachträgliche Erfüllung für den Kläger kein 
Intereſſe haben würde. Im Gegenteil, nach der ganzen Zeit- und Sachlage 
muß angenommen werden, daß die nachträgliche Erfüllung für den Kläger 
von erheblichem wirtſchaftlichen Intereſſe ſein würde.“ 

Urteil des OLG. in Hamburg (3. Sen.) v. 17. Juni 1920. F. w. G. 

Bf. III. 174/19. B. 


34. Frachtgeſchäft; Pflicht des Empfängers zum Entlöſchen; Haftung 
für die Speicherleute als Erfüllungsgehilfen. 
HOB. § 431. Binnenſchifff. G. § 131. BGB. § 278. 

Die Klägerin hat im Hamburger Hafen für die Beklagte Wein in Fäſſern 
mittels Schuten von der Eiſenbahn an die Speicher der Beklagten befördert. 
Beim Entlöſchen der Ladung ſtürzten in 3 Fällen Fäſſer, die ſchon hochge⸗ 
wunden waren, herab und beſchädigten die Schuten der Klägerin. Dieſe 
verlangte mit der Klage Schadenerſatz. Die Klage hatte Erfolg. Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: 


„Die Reviſion bekämpft in erſter Linie die Auffaſſung des Vorderrichters, 
daß die Beklagte für ihre Speicherleute als Erfüllungsgehilfen nach § 278 
BGB. hafte und führt aus, daß, wenn dieſe Haftung entfalle, jedenfalls 
für den erſten Fall nur eine Haftung aus § 831 BGB. in Frage komme, 
dann aber das Gericht den von der Beklagten angetretenen Beweis für die 
Sorgfalt in der Auswahl der Leute nicht hätte übergehen dürfen. 


Die beiden Vorinſtanzen haben eine Feſtſtellung darüber, welcher Partei 
die Verpflichtung zum Entlöſchen der Ladungen oblag, mit ausdrücklichen 
Worten nicht getroffen. Das Landgericht hat ſich dahin ausgelaſſen: „Beim 
Löſchen haben beide Vertragsteile zuſammenzuwirken“, der Zweitrichter 
ſagt: „Aus dem Frachtvertrag ergab ſich für die Klägerin der Anſpruch, daß 
die beklagtiſchen Speicherleute beim Entlöſchen mit den Leuten der Klägerin 
zuſammenwirkten.“ Hieraus leitet die Reviſion die Aufſtellung ab, die ver⸗ 
tragliche Verpflichtung der Klägerin, bei der Entlöſchung durch ihre Leute 
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mitzuwirken, ſtelle eine Modalität der Erfüllungshandlung der Klägerin dar, 
mit anderen Worten, die Rechtspflicht zur Entlöſchung habe der Klägerin 
obgelegen. Es iſt fraglich, ob die Beklagte in den beiden Vorinſtanzen ſich 
überhaupt auf dieſen Standpunkt geſtellt hat. Die Klagebehauptung ging 
klar und deutlich dahin, daß die Entlöſchung vertragsgemäß von der Be⸗ 
klagten vorzunehmen war. Dagegen hat in der Klagebeantwortung die 
Beklagte nur mit der Ausführung angekämpft: „Das Aufhieven und Zum⸗ 
lagernehmen der Fäſſer enthält überhaupt keine Erfüllung einer Verbindlich⸗ 
keit gegenüber der Klägerin.“ Es braucht indeſſen hierauf nicht näher ein- 
gegangen zu werden. Denn für die Annahme einer Pflicht der Klägerin 
zur Vornahme der Entlöſchung auf Grund beſonderer vertraglicher Ver— 
einbarungen oder örtlicher Übung fehlt es an jeder Parteibehauptung auf 
Seiten der Beklagten. Im Geſetz iſt eine ſolche aber ebenfalls nicht begründet. 
Es handelt ſich um Binnenſchiffahrt innerhalb desſelben Orts. Nach § 131 
des Binnenſchiffahrtsgeſetzes finden auf das Rechtsverhältnis des Schiffers 
ſowie die Beförderung von Gütern die Beſtimmungen in den 88 27—57 
und 72 dieſes Geſetzes keine Anwendung. Es bleiben ſonach die allgemeinen 
Beſtimmungen des HGB. über den Frachtvertrag in Geltung. In dieſem 
iſt aber nirgends eine geſetzliche Vorſchrift enthalten, daß die Abladung und 
Einlagerung Sache des Frachtführers wäre. Es war hier vielmehr offenbar 
die Sachlage ſo, daß die Entlöſchung Pflicht des Beklagten war, wenn ſich 
auch aus der Natur der Verhältniſſe — Löſchung einer Schiffsladung — 
ergab, daß die Leute der Klägerin hierbei Hilfe leiſteten. 

Daß aber die Entlöſchungstätigkeit der Beklagten im gegenwärtigen 
Falle Erfüllung einer Vertragsverbindlichkeit der Beklagten darſtellt, hat der 
Vorderrichter mit Recht angenommen. Im allgemeinen kann das zwiſchen 
Empfänger und Frachtführer beſtehende Verhältnis nicht als ein vertrag 
liches, ſondern nur als ein kraft Geſetzes geregeltes angeſehen werden. Hier 
iſt aber Abſenderin und Empfängerin ein und dieſelbe Perſon. Das zwiſchen 
ihr und dem Frachtführer beſtehende Vertragsverhältnis äußert daher ſeine 
Wirkung auch, inſoweit Beklagte Empfängerin des Gutes iſt. Wenn bei der 
Erfüllung des Frachtvertrages der Beklagten ein Verſchulden unterlief, ſo 
haftet fie dem Frachtführer für den Schaden (RGeEntſch. 20, 78). Beklagte 
hatte als Empfängerin die Pflicht zur Annahme des Gutes und zur Frei— 
machung des Schiffsraumes der Klägerin. Dieſer Vertragspflicht ent— 
ledigte ſie ſich durch die Tätigkeit ihrer Speicherleute, die daher in der Tat 
als Erfüllungsgehilfen nach § 278 BGB. zu erachten find.” 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 29. Sept. 1920. K. w. D. (OLG. 

Hamburg). 1. 118/20. 


35. 5 26 Gewerbeordnung. 36. Koſtenpflicht. 61 


35. Sur Auslegung des 826 Gew. O. 
Bal. 57 Nr. 66. 
Gew. O. § 26. 

Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„In 826 Gewordn. werden gegenüber einer genehmigten Anlage 
nur ſolche auf Einſtellung des Gewerbebetriebs oder Herſtellung von Ein⸗ 
richtungen, die mit einem gehörigen Betriebe des Gewerbes nicht zu 
vereinbaren ſind, gerichtete Klagen ausgeſchloſſen, die ſich auf die geſetz⸗ 
lichen Befugniſſe zur Abwehr benachteiligender Einwirkungen eines Nachbar⸗ 
grundſtückes (88 1004, 906, 907 BGB.) gründen, während im übrigen die 
Geltendmachung von Privatrechten, die auf beſonderen privatrechtlichen 
Titeln, insbeſondere Verträgen, beruhen, durch die Erteilung der Ge- 
nehmigung nicht berührt wird, mögen ſie nun, wie im vorliegenden Falle 
vom Berufungsrichter feſtgeſtellt iſt, im Konzeſſionsverfahren durch Ein⸗ 
wendung geltend gemacht und gemäß § 19 Abſ. 1 GO. vorbehalten oder 
auch in dieſem gar nicht zur Sprache gekommen ſein (Landmann Rohmer, 
GewO. zu § 26 Erl. 3; RGeEntſch. 13, 55).“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 26. Juni 1920. O. w. B. (OLG. 

Jena). V. 487/19. 


II. Verfahren. 
36. Koftenteilung bei Verurteilung Fug um Zug anftatt, wie bean- 
tragt, unbedingt. 
Vgl. 23 Nr. 176. 
BRO. § 92. 

„Über die Koſten iſt gemäß §92 ZPO. nach dem Verhältnis des Obſiegens 
zum Unterliegen entſchieden worden. Dabei hat der Senat die Verurteilung 
des Beklagten zur Herausgabe des Pferdes nur Zug um Zug gegen 
Zahlung von 2117.4 anſtatt, wie die Kläger auch noch nach der Beweis⸗ 
aufnahme über die Berechtigung des Zurückbehaltungsrechtes des Beklagten 
nach § 273 Abſ. 2 BGB. in der letzten mündlichen Verhandlung 
beantragt haben, unbedingt, als teilweiſes Unterliegen angeſehen (gegen 
Stein A. IJ zu § 92 ZPO., übereinſtimmend dagegen mit Förſter⸗Kann 
A. 1 Satz 2 zu § 92; Seuffert A. 1; Struckmann⸗Koch Note 1 zu § 92; Eceius 
bei Gruchot Bd. 42 S. 249). Daß inſoweit tatſächlich ein Unterliegen der 
Kläger erfolgte, iſt daraus erſichtlich, daß einerſeits der Verwendungsanſpruch 
von den Klägern ganz und gar beſtritten worden iſt, und daß darüber erſt 
nach Beweiserhebung hat entſchieden werden können. Anderſeits aber auch 


daraus, daß durch die Zuerkennung eines Teiles der Futter⸗ und Pflege⸗ 
koſten ſich der von den Klägern mit der Klage angeſtrebte wirtſchaftliche Vorteil 
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ganz erheblich herabmindert. Die Parteien ſind darüber einverſtanden, 
daß als Wert des Pferdes die Summe von 6500 % zugrunde gelegt wird. 
Statt mit dieſen von den Klägern in Geſtalt des Pferdes angeſtrebten 6500 M 
glatt obzuſiegen, unterliegen ſie in Höhe der von ihnen für Verwendungen 
des Beklagten zu zahlenden 2117.46 und ſiegen nur ob in Höhe von 6500 
— 2117 = 4383 /.“ 

Urteil des OLG. in Caſſel (2. Sen.) v. 4. Juni 1920. —tz. 


37. Der Gegner der armen Partei haftet fiir die Hälfte der dem 
Armenanwalt aus der Staatskaſſe bezahlten Beträge, auch wenn die 
Parteien durch Vergleich auf Erſtattung der außergerichtlichen Koften 
verzichtet haben. 
BRD. 5 124; Geſ. v. 18. Dez. 1919 Art. II; GHG. 88 79. 88. 

„In dem Rechtsſtreite, in dem dem Beklagten das Armenrecht erteilt 
und der Rechtsanwalt W. als Rechtsanwalt beigeordnet war, verglichen 
ſich die Parteien dahin, daß die Gerichtskoſten geteilt und die außergericht- 
lichen nicht erſtattet werden ſollten. Nachdem daraufhin die dem Rechts⸗ 
anwalt W. aus der Staatskaſſe zu erſtattenden Auslagen auf 148 „ 62 Pf. 
feſtgeſetzt worden waren, forderte die Gerichtskaſſe die Hälfte davon vom Kläger 
ein. Das Landgericht ſtellte dieſen Anſatz auf die Erinnerung des Klägers 
in Wegfall. 

Die Beſchwerde, die der Sportelfiskus dagegen eingelegt hat, iſt be- 
gründet. Die dem Armenanwalt auf Grund von Art. II des Geſetzes vom 
18. Dez. 1919 aus der Staatskaſſe erſtatteten Beträge ſind nach der Vor- 
ſchrift in Art. II Abſ. 2 Satz 4 als Gerichtskoſten in Anſatz zu bringen, und 
zwar fallen ſie, da es ſich um Beträge handelt, die an Rechtsanwälte für 
deren Tätigkeit zu zahlen find, nach 8 79 GKG. Nr. 6 unter die baren Aus- 
lagen des Gerichts. Auf jie hat daher die Beſtimmung in §88 GKG. An⸗ 
wendung zu finden, wonach, wenn die entjtandenen Gebühren und Auslagen 
von der einen oder der anderen Partei durch Übereinkunft beider Parteien 
übernommen ſind, jede Partei wenigſtens für die Hälfte derſelben haftet. 
Mit Recht find daher die ſtreitigen 74 1 31 Pf. zu Laſten des Klägers an⸗ 
geſetzt worden.“ 

Beſchluß des OLG. in Dresden (5. Sen.) v. 27. Sept. 1920. P. w. K. 

5. C. 244/20. | Wr. 


38. Dem Armenanwalt find die im Koſtenfeſtſetzungs⸗ und Swanas- 
vollſtreckungsverfahren entſtandenen Auslagen bei Nichtbeitreibbarkeit 
vom Gegner aus der Staatskaſſe zu erſetzen. 

BRO. § 124; Gef. v. 18. Dez. 1919 Art. II. 

„Der Beſchwerdeführer, der der Klägerin bei Erteilung des Armen⸗ 
rechts als Rechtsanwalt beigeordnet worden war, hatte, nachdem ſeine 
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Partei im Rechtsſtreite obgeſiegt hatte, die ihr vom Gegner zu erſtattenden 
Koſten feſtſetzen laſſen, auf Grund des Feſtſetzungsbeſchluſſes die Vornahme 
der Zwangsvollſtreckung gegen den Beklagten beantragt und, als ſich dabei 
herausſtellte, daß dieſer verzogen war, zur Ermittelung ſeines Aufenthalts⸗ 
ortes Auskünfte eingeholt, wofür er an Porto und Gebühren an das Ein⸗ 
wohnermeldeamt zu H. und an das Polizeiamt zu C. zuſammen 1% 35 Pf. 
zu entrichten hatte. Dieſe 1% 35 Pf. ſowie 1% 50 Pf. Auslagenpauſchſatz 
für die Koſtenfeſtſetzung und 3.4 Auslagenpauſchſatz für den Antrag auf 
Zwangsvollſtreckung wurden auf feinen Antrag unter den ihm aus der 
Staatskaſſe zu erſetzenden Auslagen vom Gerichtsſchreiber mit feſtgeſetzt, 
vom Landgericht aber auf die Erinnerung der Staatskaſſe geſtrichen mit der 
Begründung, der Armenanwalt bekomme aus der Staatskaſſe nur die Aus⸗ 
lagen für die Tätigkeit erſetzt, die zum Pflichtenkreiſe des Armenanwalts 
als ſolchen gehöre, darunter fielen das Koſtenfeſtſetzungsgeſuch und der 
Pfändungsantrag nicht, da ſie nicht dem Anwaltszwange unterlägen, der 
Prozeßbevollmächtigte der Klägerin habe beide Handlungen lediglich im 
eigenen Intereſſe, nämlich zu dem Zwecke vorgenommen, die Voraus⸗ 
ſetzung für die Feſtſetzung ſeiner Auslagen zu ſchaffen. Das Beſchwerde— 
gericht vermag ſich dieſer Anſicht nicht anzuſchließen. Die Beſtimmung in 
Art. II des Geſetzes vom 18. Dez. 1919, wonach dem für die arme Partei be⸗ 
ſtellten Rechtsanwalt die Auslagen nach Maßgabe der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte aus der Staatskaſſe erſetzt werden, falls ſie nicht von einem 
erſatzpflichtigen Gegner beigetrieben werden können, gibt dem Armenanwalt 
Anſpruch auf Erſatz aller Auslagen, die ihm infolge feiner Beſtellung er- 
wachſen ſind und notwendig waren, und das hat von den hier in Frage 
ſtehenden Auslagenpoſten zu gelten. Neben dem Rechte des für die arme 
Partei beſtellten Anwalts auf Beitreibung ſeiner Koſten vom Gegner (§ 124 
BPO.) beſteht auch der Koſtenerſtattungsanſpruch der obſiegenden armen 
Partei ſelbſt (zu vgl. Stein ZPO. § 124 A. III Abſ. 2 und Förſter⸗Kann 
BBO. 8124 A. II Abſ. 2). Der Armenanwalt kann daher die Koſten auch 
für die Partei auf deren Namen feſtſetzen und auch durch Zwangsvollſtreckung 
vom Gegner einziehen laſſen. Tut er das, ſo nimmt er Handlungen vor, 
die in den Rahmen feiner Prozeßvollmacht (§ 81 ZPO.) und mithin auch 
in den Bereich der Tätigkeit fallen, die er auf Grund ſeiner Beſtellung vorzu— 
nehmen hat. Daß die Koſtenfeſtſetzung und die Zwangsvollſtreckung nicht 
dem Anwaltszwange unterliegen und deshalb auch von der Partei ſelbſt 
beantragt werden können, vermag hieran nichts zu ändern. Ebenſowenig 
iſt von Belang, daß in ſolchen Fällen die Koſtenfeſtſetzung und der Beitreibungs⸗ 
verſuch inſofern gleichzeitig im Intereſſe des Armenanwalts liegen, als dadurch 
das Vorliegen einer Vorausſetzung für ſeinen Erſatzanſpruch gegenüber der 
Staatskaſſe, die Unmöglichkeit, die Auslagen vom Gegner zu erlangen, 
dargetan wird. Auch die Tätigkeit, die der Anwalt entwickelt, um das Vor⸗ 
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handenſein dieſer Vorausſetzung nachzuweiſen, gehört zu den Handlungen, 
die er auf Grund ſeiner Beſtellung als Armenanwalt vornimmt, ſo daß ihm 
auch die hierbei entſtehenden Auslagen aus der Staatskaſſe zu erſetzen ſind.“ 
Beſchluß des OLG. in Dresden (5. Sen.) v. 24. Juni 1920. H. w. H. 

5 C. 140/20. Wr. 


39. Welches Gericht iſt zuſtändig für die Anordnung zur Nachzahlung 
der Koften durch die vorher zum Armenrecht verſtattete Partei? Keine 
Entziehung des Armenrechts nach Beendigung der Inſtanz. 

BRO. §§ 125. 121. | 

„Der Antragſteller hatte dem Kläger in der durch das Urteil des Reichs— 
gerichts vom 19. April 1920 beendigten Reviſionsinſtanz als Armenanwalt 
vertreten. Durch dies Urteil des Reichsgerichts war das erſte Berufungsurteil 
aufgehoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
an das Berufungsgericht zurückverwieſen. Die Entſcheidung über die Koſten 
der Reviſionsinſtanz wurde dem künftigen Endurteil vorbehalten. Nach dem 
Vortrage des Antragſtellers hat das Berufungsgericht durch Urteil vom 
5. November 1920 die Berufung der Beklagten zurückgewieſen und ihr die 
Koſten der Berufungs- und Reviſionsinſtanz auferlegt; gleichzeitig auch be⸗ 
ſchloſſen, den beiden Parteien das ihnen für die Berufungsinſtanz bewilligte 
Armenrecht zu entziehen, da der Kläger 1600 %, die Beklagte 800 % monat⸗ 
lich verdiene. Hiernach kann von einer Entziehung des dem Kläger für die 
Reviſionsinſtanz bewilligten Armenrechts i. S. des § 121 ZPO. keine Rede 
jein. Denn die Entſcheidung wirkt nur für die Zukunft, kann alſo nach Ab⸗ 
ſchluß der Inſtanz, für die es gewährt war, nicht mehr ausgeſprochen werden. 
In Frage kommt nur eine Anordnung der Nachzahlung der Beträge, von 
deren Berichtigung die arme Partei nach § 115 BRO. einſtweilen befreit 
war (§ 125 ZPO.). Zuſtändig iſt dafür nach rechtskräftiger Beendigung 
des Rechtsſtreits das Gericht erſter Inſtanz (vgl. RGEntſch. 12, 416; Warneyer 
1908 Nr. 90), bis dahin dasjenige Gericht, welches das Armenrecht zuletzt 
bewilligt hatte. Das würde hier das Berufungsgericht ſein, und zwar auch 
ſoweit es ſich um die Koſten der Reviſionsinſtanz handelt. Letzteres unter⸗ 
liegt hier um ſo weniger einem Bedenken, als das Berufungsgericht nach 
dem Urteil des Reichsgerichts vom 19. April 1920 auch ſachlich mit der Ent⸗ 
ſcheidung über die Koſten der Re viſionsinſtanz befaßt war. Für die Prüfung, 
ob das Urteil des Berufungsgerichts vom 5. Nov. 1920 rechtskräftig ge⸗ 

worden iſt, fehlen dem Reichsgericht die Unterlagen.“ 
Beſchluß des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 6. Dez. 1920. W. w. W. 

IV. 512/19. | 
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40. Klagerecht des zur Einziehung im eigenen Namen vom Gläubiger 
Ermächtigten; Weſen des 0 | 
Vgl. 66 Nr. 20 m. N. 
BPO. § 253. BGB. §§ 185. 433. 

Der Eiergroßhändler S. in S. (Kleinaſien) verkaufte 400 Kiſten Eier 
frei Stuttgart an den Beklagten und ſtellte bei Abſendung der Ware in der 
Höhe des Kaufpreiſes Schecks aus, die im Wege des Indoſſamentes an die 
Klägerin gelangten, von dem Beklagten aber nicht eingelöſt wurden, da in— 
zwiſchen die dem S. gegen ihn zuſtehende Forderung gepfändet worden 
war. Nach Aufhebung der Pfändung wurden die Eier verſteigert, und die 
Klägerin verlangte nun unter Berufung auf die Schecks vom Beklagten die 
Bezahlung des nach Abzug des Verſteigerungserlöſes bleibenden Kauf— 
preisreſtes ſowie Schadenerſatz wegen verſpäteter Erfüllung. Die Klage 
hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Berufungsgericht nimmt eine Abtretung der Kaufpreisforderung 
an die Klägerin nicht an, leitet deren Klagerecht vielmehr daraus ab, daß 
nach dem Willen der Beteiligten die Klägerin beauftragt und ermächtigt 
geweſen ſei, die Kaufpreisforderung im eigenen Namen einzuklagen. Die 
dieſer Beurteilung zugrunde liegende Rechtsauffaſſung ſteht im Einklang 
mit der Rechtſprechung, die dahin geht, daß jemand zur Geltendmachung 
fremder Rechte im eigenen Namen wenigſtens dann wirkſam ermächtigt 
werden könne, wenn ihm ein eigenes rechtliches Intereſſe an der Geltend— 
machung des Rechtes für ſich zur Seite ſtehe (vgl. RGEntſch. 91, 395). Ihre 
Anwendung auf den vorliegenden Fall aber wird durch die vom Berufungs⸗ 
gericht feſtgeſtellten Tatſachen, insbeſondere die große Entfernung zwiſchen 
den Wohnorten des Verkäufers und des Käufers, die Verſchiedenheit der 
Sprache, der Geſetze und der Handelsgebräuche an beiden Orten, gerecht— 
fertigt. Wenn S. noch nachträglich Weiſungen bezüglich des Kaufpreiſes 
gab, ſo erklärt ſich das ohne weiteres aus der ſachlichen Berechtigung, die 
trotz der Ermächtigung der Klägerin, die Forderung in ihrem Namen einzuklagen, 
bei ihm verblieben war, ſteht alſo der rechtlichen Beurteilung des Berufungs- 
gerichts, das, wie erwähnt, eine Abtretung an die Klägerin nicht annimmt, 
nicht entgegen. 

In der Sache ſelbſt ſcheitert die Berufung des Beklagten darauf, daß es 
ſich um ein vinkulationsähnliches Geſchöpf gehandelt habe, an dem feſtge⸗ 
ſtellten Sachverhalt. Das Weſen des Vinkulationsgeſchäftes liegt darin, 
daß ein anderer als der Verkäufer dem Käufer die Ware unter der Bedingung 
anbietet, daß dieſer den Kaufpreis an ihn bezahle, wegen etwaiger Mängel 
der Ware aber ſich ausſchließlich an ſeinen Verkäufer halte. Das Berufungs⸗ 
gericht ſtellt aber feſt, daß die Klägerin nach dem Willen der Beteiligten 
nicht nur die Ware gegen Bezahlung des Kaufpreiſes anbieten, ſondern auch 
Mängelrügen entgegennehmen und die danach gebotenen e 

Seufferts Archiv, Bd. 76. 8. Folge, Bb. 21. Heft 1 und 2. 
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treffen jollte, und ferner, daß fie dem Beklagten weder ausdrücklich noch ftill- 
ſchweigend erklärt habe, der Kaufpreis ſei ihr zu bezahlen, ein Mangel der 
Ware aber nur gegen S. geltend zu machen. Darnach kann von einem 
vinkulationsähnlichen Geſchäft keine Rede ſein.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 28. Sept. 1920. R. w. D. O. B. 
(OLG. Stuttgart). III. 51/20. 


—  — — 


41. Keine Klageänderung bei bloßem Wechſel der zur Begründung 
| des Anſpruchs angezogenen Geſetzesvorſchriften. 
Vgl. 39 Nr. 90. 342; 60 Nr. 174; 63 Nr. 2. 25. 
BBO. § 268. 

„Die Beklagte behauptet, das LG. habe garnicht erörtern dürfen, ob 
der Rechtsweg aus dieſem Geſichtspunkte zuläſſig ſei, die Klägerin ſelbſt habe 
ihn nicht geltend gemacht, ſondern die Klage lediglich auf § 77 Abſ. 3 des 
Sächſ. Waſſergeſetzes geſtützt. Da es an ſich einer Partei freiſteht, zu ver⸗ 
langen, daß das Gericht den ihm zur Beurteilung vorgelegten Streitſtoff 
nur von ganz beſtimmten rechtlichen Geſichtspunkten aus prüft, ſo würde 
allerdings das LG. über den Antrag der Klägerin hinausgegangen ſein, 
wenn die Behauptung der Beklagten zuträfe. Da aber in der Regel das 
Gericht den Streitſtoff von allen möglichen rechtlichen Geſichtspunkten aus 
zu prüfen hat, indem die Parteien ihm nur die tatſächlichen Unterlagen 
hierzu zu beſchaffen haben, kann eine beſchränkte Prüfung nur dann in Frage 
kommen, wenn das Vorbringen der Klägerin deutlich erkennen läßt, daß 
ſie ihren Anſpruch ausſchließlich auf beſtimmte Rechtsgründe, unter 
Ausſchluß der ſonſt noch möglichen, ſtützen will. Das iſt aber den Ausfüh⸗ 
rungen der Klägerin in der Klagſchrift und in dem Schriftſatze vom 21. März 
1918 nicht zu entnehmen. Es iſt auch nicht davon auszugehen, daß eine ſolche 
Beſchränkung gewollt iſt, die den Intereſſen der Klagepartei zuwiderläuft, 
indem ſie namentlich die Gefahr mit ſich bringt, mehrere Rechtsſtreite führen 
zu müſſen, wenn der zunächſt hervorgekehrte Geſichtspunkt von den Gerichten 
nicht anerkannt wird. Hier ſpricht gegen die Annahme der Beklagten weiter 
der Umſtand, daß ſchon in dem vor Erhebung der jetzigen Klage, am 4. Jan. 
1918, ergangenen Urteil des Verwaltungsgerichts die Klägerin darauf 
hingewieſen worden war, daß § 77 Abſ. 3 des Waſſergeſetzes hier nicht ein⸗ 
ſchlagen dürfte, wohl aber die Geſichtspunkte eines privatrechtlichen Vertrages 
oder einer ebenſolchen Geſchäftsführung ohne Auftrag in Frage kämen. 
Vor allem aber ſpricht gegen die Beſchränkung der Inhalt der Schriftſätze 
der Klägerin, die ſich nicht auf die Anführung der für § 77 Wb). 3 des Waſſer⸗ 
geſetzes in Frage kommenden Tatſachen beſchränkt hat, ſondern die geſamten 
tatſächlichen Verhältniſſe, auch ſoweit ſie für jenen Paragraphen nicht in 
Frage kommen, wie z. B. die Verhandlung der Parteien vom 2. Mai 1917 
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dargelegt hat. Daraus iſt zu ſchließen, daß fie auch dieſe ſämtlichen Tatſachen 
der gerichtlichen Prüfung hat unterſtellen wollen.“ 
Urteil des OLG. in Dresden (8. Sen.) v. 11. Okt. 1918 i. S. U. w. E. 
8. O. 58/18. F—ch. 


42. Lehnt der Verkäufer nach Einflagung des Kaufpreifes die Ere 
füllung gemäß § 326 BGB. unter Vorbehalt von Schadenerſatz⸗ 
anſprüchen ab, fo enthält feine Erklärung, der Hauptanſpruch fei er- 
ledigt, eine Klagezurücknahme, die den Kläger zur Tragung der 
Hoſten verpflichtet. 
Vgl. 68 Nr. 67 m. N. 
BRO. § 271. BGB., $ 326. 

Die Klägerin hat urſprünglich aus dem Kaufvertrage klagend die Be⸗ 
zahlung des vereinbarten Kaufpreiſes gefordert. Der Beklagte hat die 
Annahme der Ware wegen angeblicher Mängel abgelehnt. Die Klägerin hat 
darauf erklärt, ſie lehne nunmehr die Leiſtung aus dem Vertrage gemäß 
§ 326 BGB. ab und behalte fic) die Geltendmachung von Schadenerſatz⸗ 
anſprüchen vor. Sie erklärte den Hauptanſpruch für erledigt und verlangte 
Koſtenurteil gegen die Beklagte. Das LG. legte die Koſten der Klägerin 
auf, die Beſchwerde war erfolglos. Aus den Gründen: 

„Nachträglich hat die Klägerin über die der Beklagten angebotene Ware 
anderweitig verfügt und damit zu erkennen gegeben, daß ſie aus eigener freier 
Entſchließung eine Rechtslage geſchaffen habe, welche es ihr unmöglich 
machte, ihrerſeits den Kaufvertrag zu erfüllen. Sie war nicht mehr in der 
Lage, die Ware, deren Bezahlung ſie forderte, zu liefern. Ihr Anſpruch auf 
den Kaufpreis kam dadurch in Fortfall. Sie hat dann erklärt, ſie verfahre 
nach $ 326 Abſ. 2 BGB. und lehne ihrerſeits die Leiſtung aus dem Vertrage 
ab. Die von der Klägerin daraus gezogene Folgerung, den Hauptanſpruch 
für erledigt zu erklären und den Antrag auf Verurteilung der Beklagten in 
die Prozeßkoſten zu ſtellen, würde ſchon aus dem Geſichtspunkte der Klag⸗ 
änderung unzuläſſig ſein; der Koſtenerſtattungsanſpruch der Klägerin 
würde ſich nur noch mit der Begründung als Schadenerſatzanſpruch aufrecht 
erhalten laſſen. Einen ſolchen Anſpruch hat aber die Klägerin nicht geltend 
gemacht; ſie hat ſich vielmehr die Geltendmachung von Schadenerſatzanſprüchen 
ausdrücklich vorbehalten (RGeEntſch. 52, 94). | 

Bei dieſer Sachlage kann die Erklärung der Klägerin, der Hauptanſpruch 
ſei erledigt, nicht anders als auf Zurücknahme der Klage gewertet werden, 
da der Fortfall des klägeriſchen Intereſſes an einer Entſcheidung in der Sache 
ſelbſt nicht auf Umſtänden beruht, welche außerhalb der Verfügungsmacht der 
Klägerin ſtehen, ſondern gerade in einer freien Entſchließung der Klägerin und 
in einer eigenen Dispoſition über den Streitgegenſtand begründet iſt, welche 
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es ihr unmöglich gemacht hat, diejenigen Leiſtungen ſelbſt zu bewerkſtelligen, 
welche die Vorausſetzung für die Durchführbarkeit ihres eigenen Klage— 
begehrens bilden. Sie hat ſelbſt auf die Durchführung ihres Klageanſpruches. 
verzichtet. Ihre Erklärung enthält daher rechtlich eine Zurücknahme der 
Klage. Die Klägerin muß die aus § 271 Abſ. 3 ZPO. ſich ergebenden Folgen 
ihrer Erklärung tragen (Rſpr. OLG. 15, 121).“ 

Beſchluß des OLG. in Hamburg (6. Sen.) v. 15. Juni 1920. F. w. S. 

B. 5. Z. VI. 71/20. Gr.. 


43. Hat ſich der Kläger zur Hurücknahme der Klage verpflichtet, fo tft 
die Klage auf Antrag des Beklagten abzuweiſen. 
Vgl. 44 Nr. 90. 
ARD. § 271. 

Aus den Gründen des Ber.-Urteils: 

„Nach der Behauptung des Beklagten hat der Kläger ſich verpflichtet, 
die Klage zurückzuziehen. Die Tragweite einer ſolchen Vereinbarung iſt 
beſtritten. Zweifellos hat eine ſolche Vereinbarung nicht unmittelbare 
prozeſſuale Wirkung. Die Klage gilt nicht ohne weiteres als zurückgenommen 
und der Kläger iſt nicht behindert, weitere prozeſſuale Handlungen mit Rechts— 
wirkung vorzunehmen. Wohl aber hat eine ſolche Vereinbarung materielle 
Wirkungen. Sie verpflichtet den Kläger zivilrechtlich, die Klage zurückzu— 
nehmen. Es kann alſo aus dem Vertrage auf Verurteilung zur Zurücknahme 
geklagt werden (Seuffert zu §271 Anm. 7). Dagegen ſoll nach Meinung von 
Seuffert (a. a. O.) und Gaupp-Stein (§ 271 Anm. I Abſ. 2) ein Ein wand 
gegen die Fortſetzung des Prozeſſes aus einer ſolchen Vereinbarung nicht 
ohne weiteres entnommen werden können. Im Gegenſatz dazu iſt Planck 
(Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeſſes Bd. 1 S. 299. 307) der Anſicht, daß 
dem Beklagten die Berufung auf eine ſolche Vereinbarung auch in der 
prozeſſualen Geſtalt der Einrede geſtattet iſt und daß die dem Kläger ob- 
liegende Leiſtung der Klagzurücknahme durch Abweiſung der Klage unmittel— 
bar erzwungen werden kann. Dieſer dem praktiſchen Bedürfnis entjprechen- 
den Auffaſſung iſt dann auch die Rechtſprechung bereits mehrfach beige— 
treten (Rechtſpr. OLG. 1, 423; Scuff A. 44 Nr. 90); das Berufungsgericht 
ſchließt ſich dieſer Auffaſſung an.“ 

Urteil des OLG. in Hamburg (5. Sen.) v. 9. Juli 1920. P. w. Pl. 

Bf. V. 344/19. | Gr. 


44. Em Beſchluß nach § 505 SPO. iſt nur inſoweit unanfechtbar, als 
er die Zuſtändigkeitsfrage erledigt. 
BRO. § 505. 
Die Beklagten wandten gegen die beim Amtsgericht in H. erhobene 
Klage örtliche und ſachliche Unzuſtändigkeit des Gerichts ein. Das Amts⸗ 
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gericht verwies gegen den Widerſpruch der Beklagten, die örtliche Unzu— 
ſtändigkeit geltend machten, die Sache wegen ſachlicher Unzuſtändigkig an 
das Landgericht in H. Dieſes Landgericht wies die Klage wegen örtlicher 
Unzuſtändigkeit ab. Die Berufung blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Wenn im 8505 Abſatz 2 BPO. der Verweiſungsbeſchluß des niederen 
Gerichts für nicht anfechtbar erklärt iſt, ſo iſt damit nicht geſagt, daß er über 
ſeinen Inhalt hinaus die Zuſtändigkeitsfrage definitiv entſcheide. Der Satz 
bedeutet vielmehr nur, daß der Beſchluß, ſoweit er die Verweiſung er— 
ledigt, nicht anfechtbar iſt. Im vorliegenden Falle hat das Amtsgericht nur 
über die ſachliche Zuſtändigkeit entſcheiden und die Prüfung der örtlichen Zu— 
ſtändigkeit dem oberen Gerichte überlaſſen wollen. Über die örtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit hat das Amtsgericht keinen Beſchluß gefaßt. Das Landgericht 
wär daher befugt, über die prozeßhindernde Einrede der örtlichen Unzu— 
ſtändigkeit zu entſcheiden. Es hat die Frage auch richtig entſchieden. 

Nach § 27 der Entlaſtungsverordnung vom 9. Sept. 1915 gilt der § 505 
3 PO. auch für das Verfahren vor den Landgerichten. Es hätte daher die 
Möglichkeit vorgelegen, den Rechtsſtreit an das Württembergiſche Gericht zu 
verweiſen. Klägerin hat aber einen ſolchen Antrag nicht geſtellt. Die Be- 
rufung war hiernach zu verwerfen.“ f 

Urteil des OLG. Hamburg (5. Sen.) v. 14. Juni 1920. H. M. V. AG. 

w. E. Bf. V. 100/20. Gr. 
45. Im Falle des 8505 SPO. hat die Feſtſetzung der Koften, die 
dem von dem unzuſtändigen Gericht beſtellten Armenanwalt aus der 
Staatskaſſe zu erftatten find, durch das Gericht zu erfolgen, an das 

der Rechtsſtreit verwieſen iſt. 
BPO. 88 505. 124; Gef. v. 18. Dez. 1919 Art. II. 

„Der Beſchwerdeführer, der für den Beklagten im Verfahren vor dem 
Landgericht D. als Armenanwalt beſtellt war, hat, nachdem der Rechtsſtreit 
gemäß §27 der Verordnung vom 9. Sept. 1915 verb. mit § 505 BPO. 
durch verkündeten Gerichtsbeſchluß vom 13. April 1920 an das Landgericht C. 
als zuſtändiges Gericht verwieſen worden war, beim Gerichtsſchreiber des 
Landgerichts D. die Feſtſetzung der ihm von der Staatskaſſe zu erſetzenden 
Auslagen beantragt. Der Gerichtsſchreiber hat abgelehnt, und das Land— 
gericht hat die dagegen erhobene Erinnerung zurückgewieſen. Dieſe Yurüd- 
weiſung iſt zu Recht erfolgt. Das Feſtſetzungsgeſuch iſt nach Art. II des 
Geſetzes vom 18. Dez. 1919 Abſ. 2 beim Gerichtsſchreiber des Gerichts erſter 
Inſtanz anzubringen. Gericht erſter Inſtanz iſt aber ſeit Erlaſſung des Be⸗ 
ſchluſſes vom 13. April 1920 nicht mehr das Landgericht D., ſondern das 
Landgericht C., denn mit der Verkündung des Verweiſungsbeſchluſſes gilt 
der Rechtsſtreit als dort anhängig, und die im Verfahren vor dem Land⸗ 
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gericht D. erwachſenen Koften find als Teil der Koſten zu behandeln, die 
beim Landgericht C. entſtehen (zu vgl. § 505 ZPO. Abſ. 2 und 3 verb. mit § 27 
der Verordnung vom 9. Sept. 1915). Die Koſten des geſamten Rechts⸗ 
ſtreits bilden ſonach eine Einheit, gleichviel ob fie bei dem erſteren oder dem 
letzteren Gericht erwachſen ſind. Wie nur das Landgericht C. über die Koſten 
zu entſcheiden hat (zu vgl. Förſter⸗Kann ZPO. § 505 A. 4d und Stein 
BRO. 8505 A VID, fo kann auch nur bei ihm die Feſtſetzung der dem 
Armenanwalt aus der Staatskaſſe zu erſetzenden Auslagen betrieben werden.“ 


Beſchluß des OLG. in Dresden (5. Sen.) v. 20. Mai 1920. R. w. P. 
5 C. 101/20. Wr. 


46. Unterſchied zwiſchen Vollſtreckungsgegenklage und Seftftellungs- 
klage.“ Welche Bedeutung hat es für die Vollſtreckungsgegenklage, 
wenn ein Teil der ausgeurteilten Summe freiwillig gezahlt iſt d 
Gerichtsſtand des Erfüllungsorts. 
gl. 59 Nr. 43. 
ZPO. 88 767. 256. 260. 29. 

Der jetzt in C. wohnende Beklagte war bei der klagenden Gemeinde 
angeſtellt und wurde vom 1. Jan. 1919 bis 1. Okt. 1919 zur Ablegung des 
Staatsexamens beurlaubt. Da ihm das Gehalt für dieſe Zeit nicht weiter⸗ 
gezahlt wurde, erhob er Klage beim Landgericht J. und erſtritt ein obſieg⸗ 
liches Urteil. Am 23. April 1919 erbat er ſeine ſofortige Freigabe, da ihm 
eine Lebensſtellung angeboten ſei, andernfalls bat er dies als Kündigung 
aufzufaſſen. Kläger erklärte ſich mit der Kündigung zum 1. Juni 1919 einver⸗ 
ſtanden und zahlte ihm das Gehalt mit 3000 M für die Zeit vom 1. Jan. 1919 
bis 31. Mai 1919 aus, während Beklagter auf Grund des rechtskräftigen 
Urteils auch Zahlung der reſtlichen 2400 „ verlangte. Kläger beantragt beim 
Landgericht J. 1. den Beklagten zur Rückzahlung der 3000 .M zu verurteilen, 
2. feſtzuſtellen, daß der Kläger zur Zahlung der reſtlichen 2400 AH aus dem 
Urteil des Landgerichts J. nicht verpflichtet, das rechtskräftige Urteil alſo 
inſoweit unwirkſam ſei. Der vom Beklagten erhobene Einwand der ört— 
lichen Unzuſtändigkeit iſt bezüglich der 3000 % für begründet, bezüglich der 
2400 „ für nicht begründet erklärt worden aus folgenden Gründen: 

„1. Was zunächſt die Klage bezüglich der 2400 / betrifft, jo iſt es 
zutreffend, daß neben der Zwangsvollſtreckungsgegenklage des § 767 ZPO. 
auch — das erforderliche Intereſſe vorausgeſetzt — die gewöhnliche Feſt⸗ 
ſtellungsklage des § 256 BRO. zuläſſig iſt (RGEntſch. 59, 305; IW. 84, 29918; 
03, 398; OLG. 9, 117; 18, 402; 20, 340; 21, 88), und daß für letztere der 
beſondere Gerichtsſtand des § 767 BRO. nicht gegeben iſt (RG. i. Sächſ. A. 
59 Nr. 43; OLG. Hamburg, ebenda 39 N 271). Beide Klagen unterſcheiden 
ſich dadurch, daß die Klage aus § 767, mag man hier, was ſtreitig iſt, als 
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Leiſtungs⸗, Feſtſtellungs⸗ oder Rechtsgeſtaltungsklage anſehen, unmittelbar 
auf eine Unzuläſſigkeitserklärung der Vollſtreckung aus dem voll- 
ſtreckbaren Titel abzielt, während die Feſtſtellungsklage des § 256 unmittelbar 
nur auf Feſtſtellung des Nicht mehrbeſtehens des dem Titel zugrunde liegenden 
materiellen Anſpruchs gerichtet iſt, eine Feſtſtellung, welche für den prakti⸗ 
ſchen Grund der Vollſtreckungsgegenklage, die Möglichkeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu beſeitigen, weder erforderlich noch genügend iſt. (Gaupp⸗ 
Stein 10. Aufl. zu § 767 I und IIe; Falkmann ZB. 2. Aufl. S. 383, RG. 
in Sächſ. Arch. 59 Nr. 43; OLG. Karlsruhe in Bad. Rechtſpr. 06, 293). Im 
vorliegenden Fall iſt nun nicht im Klageantrage, wie üblich und korrekt, 
Unzuläſſigkeitserklärung der Zwangsvollſtreckung verlangt; indeſſen ergibt 
der Hinweis auf das Urteil im Vorprozeß mit Datum und Aktenzeichen 
ſowie der Schluß des Antrages, wo auch die Feſtſtellung verlangt wird, 
„daß das rechtskräftige Urteil inſoweit unwirkſam ſei“, zweifelsfrei, daß es 
ſich nicht um eine Feſtſtellungsklage in bezug auf den materiellen Anſpruch 
aus 8256 ZPO. handelt, ſondern um die Zwangsvollſtreckungsgegenklage 
des § 767. Die Anſchlußberufung ijt daher unbegründet. 

2. Soweit Kläger Rückerſtattung der gezahlten 3000 M verlangt, zielt 
die Klage dagegen nicht auf Unzuläſſigkeitserklärung einer Vollſtreckung ab; 
denn eine Vollſtreckung konnte, da Kläger dieſe 3000 „ längſt gezahlt hatte, 
inſoweit gar nicht mehr in Frage kommen. Daß wegen der reſtlichen 2400 4 
Vollſtreckung noch bevorſtand, iſt unerheblich; denn ſogar dann, wenn ein Teil 
einer vollſtreckbaren Forderung nicht frei willig gezahlt, ſondern deswegen die 
Vollſtreckung durchgeführt iſt und darauf Rückzahlung des Beigetriebenen 
und Unzuläſſigkeitserklärung der weiteren Vollſtreckung verlangt wird, liegt 
eine Klage aus § 767 ZPO. und damit der Gerichtsſtand des § 767 nur inſo⸗ 
weit vor, als auf Unzuläſſigkeit der weiteren Vollſtreckung geklagt wird. 
(JW. 95, 5171, RGeEntſch. 8, 270; Falkmann, a. a. O. S. 383. 309 und die 
dort in Anm. 23 Angeführten.) Wenn ſich Kläger auf Gaupp⸗Stein zu 
§ 767 III und OLG. 18, 403 dafür beruft, daß es zuläſſig jet, mit der Zwangs⸗ 
vollſtreckungsgegenklage die Klage auf Rückgewähr des bereits Geleiſteten 
zu verbinden, ſo iſt dabei nicht beachtet, daß Gaupp⸗Stein an der angegebenen 
Stelle ausdrücklich ſagt, die beiden Klagen könnten gemäß § 260 3 PO. 
verbunden werden, d. h. (vgl. § 260) wenn insbeſondere für die ſämtlichen 
Anſprüche, alſo auch für den auf Rückzahlung des Geleiſteten das angerufene 
Gericht zuſtändig ſei. Etwas anderes beſagt auch die Entſcheidung Rſpr. 18 
S. 403 nicht, die ausdrücklich auf jene Stelle bei Gaupp⸗Stein verweiſt. 

Kläger will ſodann die Zuſtändigkeit des Landgerichts noch aus § 29 ZPO. 
(Gerichtsſtand des Erfüllungsorts) herleiten, indem er ausführt, ſein Anſpruch 
auf die 3000 gründe ſich nicht auf § 812 BGB., ſondern auf § 628 und fet 
deshalb ein Vertragsanſpruch. Ob dieſer Anſpruch aus § 628 BGB. ein 
vertraglicher oder nicht auch ein Bereicherungsanſpruch aus § 812 iſt, er- 
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ſcheint zweifelhaft, ebenſo wie dies für die Anſprüche aus §§ 346ff., auf 
welche § 628 auch ausdrücklich verweiſt, fraglich iſt. Namhafte Schrift⸗ 
ſteller, wie Planck 4. Aufl. Vorbem. 1bB zu §§ 346 BGB. und Staudinger 
7/8 Aufl. IIIb zu § 346 erklären hier ebenfalls nur einen gewöhnlichen 
Bereicherungsanſpruch für vorliegend. Folgt man dem, fo kommt ein Gerichts⸗ 
ſtand in J. aus §29 ZPO. ohne weiteres nicht in Frage (vgl. auch Gaupp-Stein 
II3 zu § 29 und die dort für den ähnlich liegenden Fall des § 346 BGB. 
angeführten Entſcheidungen). Es bedarf indes einer Stellungnahme zu 
dieſer Frage nicht einmal. Denn wenn man ſelbſt den Anſpruch, ſoweit er 
auf 8 628 geſtützt tft, als einen vertraglichen Anſpruch anſieht, fo handelt es 
ſich doch immer nicht um eine Klage auf Erfüllung oder Aufhebung des 
urſprünglichen Vertrages, für welchen das zum Landgericht J. gehörige 
Lt. als Wohnſitz des Beklagten zur Zeit des Vertragsſchluſſes nach § 269 BGB. 
Erfüllungsort war oder auf Entſchädigung wegen Nichterfüllung, ſondern 
um einen Anſpruch auf Rückerſtattung aus einem durch Kündigung bereits 
aufgehobenen Vertrage und im ſolchen Fall iſt ſtreitige Verpflichtung im 
Sinne des § 29 die Verpflichtung zur Rückgewähr, welche nach § 269 BGB. 
am Wohnſitz des Schuldners zur Zeit der Entſtehung der Verpflichtung 
zu erfüllen ijt (RG. 27, 398; 31, 383; 49, 421; 55, 105; JW. 04, 1774). Wohn⸗ 
ſitzdes Schuldners zur Zeit der Kündigung aber war ſchon nicht mehr ein 
zum Landgericht J. gehöriger Ort. Auch die Berufung des Klägers iſt dem— 
nach unbegründet.“ 

Urteil des OLG. in Königsberg (1. Sen.) v. 19. Okt. 1920. 2 U 83/20. 

Th. 


l. Bürgerliches Recht. 


47. Wenn ein Mäkler für Uaufluſtige Grundſtücke ſucht, fo enthält 
die Mitteilung eines Beſitzers über ein verkäufliches Objekt kein An⸗ 
gebot zum Abſchluſſe eines Mäklervertrages. 

BOB. §§ 145. 157. 652. 


„Die Klägerin erließ Inſerate, in welchen ſie für zahlungsfähige Käufer 
Güter, Höfe und Landſtellen ſuchte. Sie bezeichnete fic) darin meiſt ſelbſt 
als Gütermakler. Aber auch ſonſt konnten die Anzeigen nicht anders ver— 
ſtanden werden, als daß die Klägerin von Kaufluſtigen Aufträge hatte, ihnen 
Gelegenheiten zum Abſchluſſe von Kaufverträgen über Grundſtücke der be— 
zeichneten Art zu verſchaffen bzw. auch die Verträge zu vermitteln, und 
daß ſie nun Beſitzer, welche derartige Objekte abzuſtehen geneigt waren, 
aufforderte, ihr hiervon Mitteilung zu machen. 

Der Beklagte hat nun an die Klägerin das Schreiben vom 6. Mai 1919 
gerichtet. Es beginnt mit den Worten: „Ihnen zur gefälligen Nachricht, 
daß ich meine Mühlenerbpachtſtelle, verbunden mit guter Landbrotbäckerei, 
ſehr viel Land- und Stadtkundſchaft, ſofort zu verkaufen beabſichtige.“ Es 
folgt dann eine Schilderung des Grundſtücks und des Geſchäftes ſowie die 
Angabe der Verkaufsbedingungen und die Bemerkung, daß die Übergabe 
ſofort erfolgen könne; hinzugefügt iſt noch ein Satz über die Leiſtungsfähigkeit 
der Bäckerei. 

In dieſem Schreiben iſt nichts weiter enthalten, als die Mitteilung an 
die für unbekannte Dritte als Mäklerin tätige Klägerin, daß der Beklagte 
ein paſſendes Grundſtück unter beſtimmten Bedingungen zu verkaufen habe; 
der Klägerin wird dadurch Gelegenheit gegeben, dem einen oder dem anderen 
ihrer Auftraggeber dies Grundſtück nachzuweiſen. In keiner Weiſe iſt zum 
Ausdruck gekommen, daß der Beklagte ſeinerſeits der Klägerin den Auftrag 
geben will, für ihn als Mäklerin tätig zu werden. Und die Klägerin konnte 
auch ein Angebot zum Abſchluſſe eines Mäklervertrages in dem Schreiben 
nicht finden. Da ſie als Mäklerin für Kaufluſtige aufgetreten war und in 
ihren Inſeraten nichts davon verlauten ließ, daß ſie für die ſich meldenden, 
zum Verkauf bereiten Beſitzer ebenfalls als Mäklerin tätig ſein wollte, ſo 
waren einfache Mitteilungen über verkäufliche Grundſtücke nicht als An⸗ 
gebote für Mäklerverträge aufzufaſſen, ſondern nur als Anzeigen, die die 
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Klägerin veranlaſſen ſollten, für ihre ſchon vorhandenen Auftraggeber gemäß 
den mit dieſen geſchloſſenen Verträgen ſich zu betätigen. | 

Da alſo im Gegenſatz zu dem landgerichtlichen Urteile davon auszugehen 
iſt, daß ein Angebot des Beklagten an die Klägerin zum Abſchluſſe eines 
Mäklervertrages nicht vorgelegen hat, ſo war die Annahme eines derartigen 
Angebotes überhaupt nicht denkbar, und es bedarf weiterer Unterſuchungen 
in dieſer Richtung nicht. 

Das Landgericht hat noch erwogen, daß ee auch in dem 
Zuſenden der Käufer das Angebot des Abſchluſſes eines Mäklervertrages 
ſeitens der Klägerin gefunden werden könne, und daß dies Angebot von dem 
Beklagten dadurch angenommen worden ſei, daß er an die von der Klä— 
gerin geſchickten Perſonen ſein Grundſtück verkaufte. Dieſer Auffaſſung kann 
nicht beigetreten werden. Nach der eben geſchilderten Sachlage konnte der 
Beklagte nichts anderes annehmen, als daß die Klägerin die Kaufluſtigen 
auf Grund des Vertrages, den ſie mit ihnen abgeſchloſſen hatte, an ihn 
gewieſen habe. Bis dahin war von keiner der Prozeßparteien der anderen 
gegenüber zum Ausdruck gebracht worden, daß ſie zu ihr in rechtliche Be— 
ziehungen zu treten beabſichtige, der Beklagte hatte der Klägerin nur Mit- 
teilung von den verkäuflichen Grundſtücken gemacht, ohne ihr den Abſchluß 
eines Mäklervertrages anzubieten, und als nun die Gebrüder K. bei ihm 
erſchienen, da lag, auch wenn er wußte, daß ſie infolge ſeines Schreibens 
von der Klägerin geſandt ſeien, kein Anlaß für ihn vor, anzunehmen, daß 
dieſe mit ihm einen Mäklervertrag ſchließen wolle. In der Tatſache, daß 
der Beklagte mit den von der Klägerin geſandten Perſonen dann den Kauf⸗ 
vertrag abgeſchloſſen hat, iſt unter dieſen Umſtänden offenbar auch die An- 
nahme des Angebots eines Mäklervertrages nicht zu finden.“ 

Urteil des OLG. in K o ft o d (2. Sen.) v. 10. Nov. 1920. B. w. M. u. D. 

K — n. 


48. Das objektive Beſtehen eines materiellen Einrederechts aus 
8320 BGB. ſchließt von ſelbſt den Eintritt der Verzugsfolgen aus. 
Vgl. 72 Nr. 210. 

- BGB. §§ 320. 273. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Da der Schuldner nur zur Leiſtung Zug um Zug gegen die dem Gläu- 
biger obliegende Leiſtung verpflichtet iſt, ſo iſt bei gegenſeitigen Verträgen 
die Mahnung nur dann geeignet, Leiſtungsverzug des gemahnten Schuldners 
herbeizuführen, wenn der Gläubiger ſeinerſeits zur Leiſtung bereit und 
imſtande iſt. Andernfalls iſt der Schuldner berechtigt, die Leiſtung zu ver⸗ 
weigern (§ 320) und das Beſtehen dieſes Verweigerungsrechts hindert den 
Eintritt des Verzugs, weil der Schuldner infolgedeſſen das Unterbleiben der 
Leiſtung nicht zu vertreten hat (§ 285 BGB.). 


48. Vertragserfüllung. Verzug. 75 


RGEntieh. 76, 413; Jur. Woch. 09, 456 10; VII. 504/1910, 17. März 1911, un- 
vollſt. abgedr. in Jur. Woch. 1911, 4864; V 26/18; 4. Mai 1918; V, 36/1918, 
11. Mai 1918; RGRKomm. 3. Auflage § 284 A. 2. 

Rechtsirrig iſt die Anſicht des Berufungsrichters, daß im vorliegenden 
Falle Verzug des Klägers um deswillen eingetreten ſei, weil er in dem Auf⸗ 
laſſungstermine vom 9. Januar 1919 die Einrede des nicht erfüllten Ver⸗ 
trages nicht geltend gemacht habe. Schon das objektive Beſtehen eines mate⸗ 
tiellen Einrederechts gegen die Forderung ſchließt den Eintritt der Verzugs⸗ 
folgen aus, ohne daß es dazu der Geltendmachung der Einrede bedarf. 

So die herrſchende Meinung in der Rechtslehre: Windſcheid⸗Kipp II § 278 Bue 
fag 1; Oertmann II 1 zu § 284 Erl. i. Siber Rechtszwang ©. 142 (a. M. Siber 
bei Planck 4. Aufl. zu § 284 Erl. 3a). Ebenſo die oben angeführten Urteile des 


Reichsgericht 8vom 17. März 1911, 4. Mai 1918, 11. Mai 1918; ferner RGEntſch. 
59, 25; III. 331/12, 8. Januar 1913 und RGRKomm. 3. Aufl. § 285 A. 1. 


Allerdings hat das Reichsgericht in einigen Entſcheidungen ausgeſprochen, 
daß der Schuldner, dem wegen eines Gegenanſpruchs ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht aus § 273 BGB. zuſteht, zur Vermeidung des Leiſtungsverzugs gegen⸗ 
über der Mahnung des Gläubigers dieſem kundgeben muß, daß er wegen des 
Gegenanſpruchs die geſchuldete Leiſtung bis zur Erfüllung des Gegenanſpruchs 
verweigere, damit der Gläubiger in den Stand geſetzt wird, gemäß § 273 
Abſ. 3 die Ausübung des een durch Sicherheitsleiſtung 
abzuwenden. 

RGeEntſch. 77, 438; VII. 501/04, 6. Juni 1905; vgl. auch die oben angeführten 
Urteile vom 4. Mai 1918 und vom 11. Mai 1918; ferner V 397/17, 23. März 1918. 

Dieſe Entſcheidungen können aber auf das Verweigerungsrecht bei 
gegenſeitigen Verträgen wegen Nichterfüllung der dem Erfüllung ver- 
langenden Teile obliegenden Verpflichtungen aus § 320 keine Anwendung 
finden, ſchon um deswillen, weil dieſes Recht des Schuldners, in weſent— 
lichem Unterſchiede von dem Zurückhaltungsrechte aus § 273, nicht durch 
Sicherheitsleiſtung abgewendet werden kann (RGR. Komm. 3. Aufl. § 273 A, 3). 
Dieſer Unterſchied iſt übrigens nur ein Ausdruck dafür, daß zufolge des Weſens 
der gegenſeitigen Verträge Leiſtung und Gegenleiſtung zueinander im Aus⸗ 
tauſchverhältniſſe ſtehen und deshalb eine Geltendmachung des Gläubiger⸗ 
rechts durch einen Vertragsteil ohne Bereitſchaft zur Erfüllung der ihm 
gegenüber dem anderen Vertragsteil obliegenden Verpflichtungen dieſen 
nicht in Leiſtungsverzug verſetzen kann, woran auch dadurch nichts geändert 
wird, daß das BGB. die tatſächliche Erfüllung der dem klagenden Teile 
obliegenden Gegenleiſtung nicht als Beſtandteil der Klagebegründungs⸗ 
tatſachen auffaßt, ſondern nur dem anderen Teile ein Recht zur Verweigerung 
ſeiner Leiſtung aus dieſem Grunde zugeſteht. | 

Fraglich kann nur fein, ob (wie in RG. 76, 413 angenommen worden ift) 
zur Begründung des aus der Mahnung hergeleiteten Verzugs der mahnende 
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Teil behaupten und darlegen muß, daß er zur Zeit der Mahnung ſeinerſeits 
zur Erfüllung bereit und imſtande war, oder ob nicht vielmehr der andere Teil, 
der ſich darauf beruft, daß feine Leiſtung wegen des von ihm nicht zu ver- 
tretenden Umſtandes der Nichtbereitſchaft des mahnenden Teils unter- 
bleiben durfte, dieſen Umstand nachzuweiſen hat (Kommentar von Reichs— 
gerichtsräten 3. Aufl. § 285 A. 2). Dieſe Beweislaſtfrage kann hier indeſſen 
dahingeſtellt bleiben.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 2. Okt. 1920. T. w. B. u. Gen. 
(Os G. Stettin). V. 158/20. 


49. Grenzfall zwiſchen Mäklervermittlung und Hommiſſionsgeſchäft. 
Vgl. 42 Nr. 312. 
BGB. § 652 HGB. 8 383. 

Die Klägerin nahm die Beklagte als Käuferin einer Partie Weißbuchen— 
bohlen auf Zahlung des Reſtkaufpreiſes in Anſpruch. Die Beklagte wandte 
ein, daß ſie den Kaufvertrag nicht im eigenen Namen, ſondern nur als Ver— 
mittlerin für die Firma H. in N. abgeſchloſſen habe, ſodaß ſie der Klägerin 
auf Zahlung des Kaufpreiſes überhaupt nicht hafte. a 
| Die Klage wurde abgewieſen. — Aus den Gründen des Berufungs- 
urteils: 

„Der Streit der Parteien dreht ſich darum, ob die Beklagte den beur— 
kundeten Kauf im eigenen Namen als Einkaufskommiſſionär eines Dritten 
oder als Makler eines von ihr zunächſt nicht genannten Auftraggebers in 
deſſen Namen abgeſchloſſen hat. Die entſcheidenden Worte des Schluß: 
ſcheins lauten: 

Von der New Yorker⸗Hamburger⸗Gummiwaren-Kompagnie für uns für 
Rechnung unſeres Auftraggebers gekauft, wie beſehen. 

Würden hierin die Worte „für uns“ fehlen, jo könnten an der Vermittler— 
eigenſchaft der Beklagten Zweifel nicht aufkommen. Mit dem Landgericht 
iſt die von dem Reichsgericht (Entſch. 97, 260) dargelegte Auffaſſung, daß ein 
Kaufmann, der wie hier, ausdrücklich betont, daß er „für Rechnung“ eines 
andern abſchließe, damit regelmäßig zum Ausdruck bringen will, daß er im 
Namen des andern auftrete, für zutreffend zu erachten. Daß ein Kaufmann 
mit dieſer Wendung das Vorliegen eines Kommiſſionsverhältniſſes andeuten 
will, iſt durchaus ungewöhnlich und nicht zu vermuten. Im Streitfalle 
ſprechen zudem für die Vermittlereigenſchaft der Beklagten eine Reihe weiterer 
Momente. In dem Schlußſchein hat ſich die Beklagte ausdrücklich als „Makler 
und Auktionatoren“ bezeichnet. Sie hat ſich eine Courtage von 214°/, aus- 
bedungen, eine Abrede, die völlig unverſtändlich blieb, wenn die Beklagte 
als Selbſtkäufer hätte auftreten wollen. Schließlich hat fie auch im weiteren 
Verlauf der Angelegenheit, als ſich Differenzen aus dem Abſchluß ergaben 
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wenn auch nicht ausdrücklich, ſo doch implicite ihre Stellung als Makler 
dadurch betont, daß ſie die aufgetretene Differenz als eine ſolche des Käufers 
und nicht etwa als eine ſolche ihres Käufers behandelt hat. Die Sache liegt 
danach ſo, daß die Beklagte erſichtlich mit voller Abſicht, um ihre Geſchäfts— 
beziehungen geheim zu halten, und zwar nach beiden Seiten den Gegen— 
kontrahenten nicht genannt hat, trotzdem ſie beiden Teilen erkennbar ſelbſt 
nicht als Vertragsgegner, ſondern nur als Vermittler hat auftreten wollen 
und den Vertrag zwiſchen den ſich vorerſt unbekannt bleibenden Vertrags⸗ 
gegnern zuſtande gebracht hat, die, ging die Sache glatt, ſich auch gar nicht 
kennen zu lernen brauchten. 

Es iſt der Klägerin zuzugeben, daß in dieſe den erörterten Tatſachen 
entnommene Beurteilung der Rechtsbeziehungen der Parteien ein Zweifel 
getragen wird dadurch, daß vor der Wendung „für Rechnung unſeres Auf- 
traggebers“ die Worte „für uns“ eingefügt ſind. Daß aber damit von der 
Beklagten hat ausgedrückt werden ſollen, ſie wolle im eigenen Namen kaufen, 
kann trotzdem nicht angenommen werden. Es liegt lediglich eine Ungenauig— 
keit des Ausdrucks vor. Gemeint iſt offenbar im Zuſammenhalt des ganzen 
Textes, daß Beklagte hat beſtätigen wollen, daß von ihr für ihren Auftrag» 
geber gekauft ſei. Das wird in Verbindung mit den eingangs erörterten 
Umſtänden, die der Eigenſchaft der Beklagten als Selbſtkäuferin entgegen- 
ſtehen, deutlich. Insbeſondere führt die Folgerung, daß andernfalls die 
Beklagte kaufmänniſcher Gepflogenheit zuwider das Beſtehen eines Kom- 
miſſionsverhältniſſes verlautbart haben würde, zu dieſer, nicht am Worte 
haftenden Auslegung. Die Worte „für uns“ ſind daher zu leſen, als ob ſtatt 
ihrer „von uns“ ſtände. Dieſer Auslegung durfte ſich auch die Klägerin 
nicht entziehen. Im Zuſammenhalt aller Umſtände mußte ſie, auch wenn 
bei den Verhandlungen, wie ſie behauptet, die Vermittlereigenſchaft der 
Beklagten nicht ausdrücklich betont ift, dieſe aus der Faſſung des Schluß— 
ſcheins entnehmen. 7 Ä 

Gegenkontrahent der Klägerin war hiernach der vorerſt ungenannt 
gebliebene Käufer der Partie. Die Beklagte hat ihn nach Ausbruch der 
Differenzen der Klägerin benannt. Sie hätte daher ihn, nicht die Beklagte 
in Anſpruch nehmen müſſen, wenn ſie glaubt, noch Anſprüche aus dem 
Kaufvertrage zu haben.“ | 

Urteil des OLG. Hamburg (5. Sen.) v. 7. Juni 1920, N.⸗H.⸗G.⸗K. 
w. M. Bf. V 90/20. Gr. 


50. Inwieweit haftet der Fiskus für das Abhandenkommen der in 
Dienſtgebäuden von den Beamten abgelegten Garderobegegenſtänded 
BGB. §§ 688. 618. 823. 254. 

Kläger war im Januar 1919 im Generalkommando beſchäftigt. Sein 
Arbeitszimmer lag zwiſchen dem Arbeitszimmer des Hauptmanns G. 11 
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dem Bureau und Wohnzimmer des Perſonals der Abteilung I. Die beiden 
letzteren hatten keinen beſonderen Zugang, ſondern konnten vom Flur aus 
nur durch das Arbeitszimmer des Klägers erreicht werden, welches infolge— 
deſſen auch nicht abgeſchloſſen werden konnte. Ein verſchließbarer Raum 
war in dem Zimmer nicht. Am 31. Jan. 1919 hing Kläger ſeinen Pelz im 
Wert von 2500 Mk. an einen Haken am Schreibtiſch an der der Tür ent— 
gegengeſetzten Seite auf. Als Kläger ſich in das Zimmer des Hauptmanns G. 
zu einer Beſprechung begeben hatte, war bei ſeiner Rückkehr der Pelz ver- 
ſchwunden. Seine Schadenserſatzklage gegen den Reichsmilitärfiskus iſt 
abgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Eine Haftung des Beklagten für den Verluſt des Pelzes aus einem 
Verwahrungsvertrage der Parteien kommt nicht in Frage, da es an einem 
dahingehenden übereinſtimmenden Parteiwillen fehlt. Der Umſtand, daß 
der Beklagte den bei ihm dienſtlich tätigen Offizieren Vorrichtungen zum 
Anhängen von Kleidungsſtücken innerhalb der Dienſträume zur Verfügung 
ſtellt, ändert hieran nichts. Wie in der Rechtſprechung wiederholt anerkannt 
iſt, kommt auch durch die Benutzung der in den Gängen eines Schulgebäudes 
aufgeſtellten Kleiderablagen ein Verwahrungsvertrag zwiſchen den Schülern 
und der Schule nicht zuſtande. (Vgl. Warneyer Jahrb. Bd. 12 S. 16 zu 8688 
BGB.). Auch auf die Vorſchrift des 8618 BGB. vermag der Kläger den 
Anſpruch nicht zu ſtützen. § 618 ijt allerdings nach der ſtändigen Recht— 
ſprechung des Reichsgerichts auch auf das öffentlich rechtliche Beamten— 
verhältnis und deshalb auch auf die Rechtsbeziehungen zwiſchen Offizieren 
und der Militärbehörde anwendbar. Dieſe Geſetzesſtelle enthält zwingende, 
den Schutz der Dienſtverpflichteten bezweckende ſozialpolitiſche Vorſchriften, 
die einer ausdehnenden Auslegung nicht fähig ſind. Schutzgegenſtände ſind 
aber nur Leben und Geſundheit, nicht dagegen das Eigentum. (Vgl. KGBl. 
1913 S. 95, Warneyer Jahrbuch A Bd. 5 S. 77 zu § 618 Nr. 3, D. Iz. 1920 
Sp. 717, Staudinger II2 zu § 618 Je S. 1112.) Aus dem Geſichtspunkte 
der unerlaubten Handlung würde der Beklagte dann haften, wenn ſeine 
verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter oder deren Hilfsperſonen fahrläſſig 
durch eine Handlung oder Unterlaſſung den Schaden des Klägers an ſeinem 
Eigentum widerrechtlich verurſacht hätten (§ 823 Abſ. 1 BGB.). In dieſer 
Beziehung behauptet der Kläger zunächſt, der Diebſtahl wäre nicht geſchehen, 
wenn der Beklagte pflichtgemäß Vorkehrungen getroffen hätte, um die ab- 
gelegten Kleidungsſtücke der bei ihm dienſttuenden Offiziere innerhalb der 
Dienſträume durch Zuweiſung verſchließbarer Schränke oder in anderer 
zweckmäßiger Weiſe gegen Diebſtahl zu ſichern. Eine Verpflichtung 
hierzu habe um ſo mehr beſtanden, als das Zimmer, in welchem der Kläger 
arbeitete, von anderen fremden Perſonen, die den im Nebenzimmer ar— 
beitenden Hauptmann G. zu ſprechen oder das Mannſchaftszimmer aufzu⸗ 
ſuchen wünſchten, betreten zu werden pflegte. Es kann dahin geſtellt bleiben, 
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ob den Beklagten eine Verkehrspflicht in dem behaupteten Umfange traf. 
Der Kläger wußte, daß ſein Zimmer den Durchgang zum Arbeitszimmer 
des Hauptmanns G. und zum Mannſchaftsbureau bildete und infolgedeſſen 
von vielen Perſonen betreten wurde. Es war ihm ferner bekannt, daß das 
Zimmer unverſchließbar und ein Schrank zur Aufbewahrung der abgelegten 
Kleider nicht vorhanden war. Deshalb war es ſeine Sache, entweder auf 
Zuweiſung einer verſchließbaren Kleiderablage zu dringen oder, wenn er 
ohne eine ſolche in ſeinem Zimmer auszukommen glaubte, dann, wenn er 
ein wertvolles Kleidungsſtück mitbrachte, für ſeine ſichere Verwahrung in 
dem Zimmer des Hauptmanns G. oder ſonſt zu ſorgen. In dieſem Unter⸗ 
laſſen iſt ein ſo überwiegendes mitwirkendes Verſchulden des Klägers zu 
erblicken (§ 254 BGB.), daß es als alleinige Urſache des Pelzverluſtes anzu⸗ 
ſehen iſt. 

Der Kläger behauptet ferner, der Verluſt des Pelzes wäre nicht einge— 
treten, wenn der Beklagte, wie es ſeine Pflicht ſei, das Dienſtgebäude durch 
militäriſche Poſten geſichert hätte, ſo ſei dies auch immer vor der Revolution 
geſchehen. Für das Vorliegen einer ſolchen Verpflichtung fehlt jedoch jeder 
Anhalt. Sodann würde es auch nicht Aufgabe eines militäriſchen Wachtpoſtens 
ſein, auf das Eigentum der im Generalkommando arbeitenden Perſonen 
Obacht zu geben. Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, ob in jenen unruhigen 
Tagen geeignete Mannſchaften zur Bewachung zur Verfügung ſtanden, 
und ob der vor dem Hauſe ſtehende Poſten einen im Innern des Gebäudes 
ausgeführten Diebſtahl hätte verhindern können, oder ob es ihm wenigſtens 
gelungen wäre, den mit ſeiner Beute davoneilenden Dieb feſtzunehmen. 
Dazu ſteht es nicht einmal feſt, daß der Dieb das Haus gleich nach dem Dieb- 
ſtahl verlaſſen hat. Die Möglichkeit, daß fic) der Täter im Gebäude verborgen 
hielt, iſt trotz der ſofortigen Durchſuchung ebenſowenig von der Hand zu 
weiſen wie die Möglichkeit, daß der Täter einen anderen Weg ins Freie 
— etwa durch ein Fenſter — gewählt hat oder ſich unter dem im Gebäude 
beſchäftigten Perſonal befand und ſich darauf beſchränkte, ſeine Beute an 
ſicherer Stelle zu verbergen, um ſich dann an den Nachforſchungen zu be⸗ 
teiligen und hierdurch jeden Verdacht von ſich abzulenken.“ 

Urteil des OLG. in Königsberg (1. Sen.) v. 26. Okt. 1920. 2 U. 92/20. 

Th. 


51. Mitwirkendes Verſchulden des Gaſtes beim Derluft einer von ihm 
eingebrachten Sache“. Begriff der „Koſtbarkeiten“ i. S. des § 702 BGB. 
: Vgl. 75. Nr. 14 m. N. 
BOB. §§ 701. 702. 276. 254. 
Der Kläger, der mit ſeiner Familie mehrere zuſammenhängende Zimmer 
im Fremdenhof des Beklagten bewohnte, forderte Schadenerſatz für einen 
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dabei mit eingebrachten Pelz, der aus einem der Zimmer geſtohlen wurde. 
Der auf 10000 Mk. feſtgeſtellte Wert des Pelzes wurde ihm zur Hälfte zuge— 
ſprochen. Aus den Gründen: a 

„Das Landgericht ſieht für erwieſen an, daß der Pelz in den Mittags- 
ſtunden des 25. Jan. 1919, als der Kläger mit ſeinen Angehörigen in den 
unteren Räumen des Fürſtenhofs das Mittageſſen einnahm, aus dem von 
ihm bewohnten Zimmer Nr. 131 abhanden gekommen iſt. Damit iſt die 
grundſätzliche Haftung des Beklagten aus § 701 Abſ. 1 Satz 1 BGB. für den 
dem Kläger daraus erwachſenen Schaden, den das Landgericht mit zutreffen— 
der Begründung auf 10000 DE. geſchätzt hat (§ 287 ZPO.), gegeben. 

Für das Vorliegen von Umſtänden, die ſeine Haftung beſchränken oder 
völlig ausſchließen, iſt der Beklagte beweispflichtig. In dieſer Richtung macht 
er geltend, daß das Verſchließen der Zimmertüren läſſig gehandhabt und der 
in dem Zimmer Nr. 131 befindliche Wandſchrank, in dem der Pelz aufbe— 
wahrt worden ſei, nicht verſchloſſen worden ſei. Was das Verſchließen der 
Zimmertüren anlangt, jo kann zwar zugunſten des Beklagten als bewieſen 
angenommen werden, daß bisweilen auch in den Mittagsſtunden, wenn der 
Kläger oder ſeine Angehörigen nicht in den Zimmern weilten, die eine oder 
andere Türe unverſchloſſen geweſen iſt. Daß dies aber zu der hier in Betracht 
kommenden Zeit der Fall geweſen ſei, hat keine der Zeuginnen zu beſtätigen 
vermocht. Anderſeits bekunden die Angehörigen des Klägers als Zeugen, 
daß gerade an jenem Mittage beim Verlaſſen der Räume beſondere Obacht 
darauf gegeben worden ſei, daß die Türen verſchloſſen würden, weil zwei bei 
ihnen zu Beſuch weilende Herren in dem Zimmer Nr. 132 ihre Pelze abgelegt 
hatten. Jedenfalls fehlt es inſoweit an dem Nachweiſe eines Verſchuldens 
des Klägers, auf das der Diebſtahl des Pelzes zurückgeführt werden könnte 
(8 254 BGB.). Ein ſolches Verſchulden hat dagegen das Landgericht mit 
Recht darin erblickt, daß der zum Aufbewahren des Pelzes benutzte Wand— 
ſchrank unverſchloſſen gehalten worden iſt. Wenn es bei Abwägen dieſes Ver- 
ſchuldens mit der objektiven Betriebsgefahr des Gaſthauſes, für die der Wirt 
einzuſtehen hat, zu dem Ergebnis gelangt, daß das Verſchulden des Klägers 
ebenſo groß und urſächlich für den Schaden zu bewerten ſei, wie die objektive 
Betriebsgefahr, ſo iſt ihm auch darin beizutreten. Es mag ſein, daß die Aus— 
führung des Diebſtahls erſchwert worden wäre, wenn der Schrank verſchloſſen 
geweſen wäre. Einen völligen Schutz gegen Diebſtahl bot jedenfalls der 
Verſchluß nicht und beim Fehlen eines jeden Anhalts über die Ausführung 
des Diebſtahls läßt ſich deshalb nicht annehmen, daß das Verſchulden des 
Klägers derartig überwiegt, daß es allein als urſächlich anzuſehen wäre. 
Zu einer anderen Auffaſſung würde auch nicht zu gelangen ſein, wenn der 
Beklagte Einrichtungen getroffen hätte, die es den Gäſten ermöglichten, 
Pelze und dergleichen wertvolle Bekleidungsſtücke in die beſondere Obhut 
des Wirtes zu geben. Ein Nichtbenutzen einer derartigen Einrichtung würde 
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nur dann dem Gaſte als Verſchulden angerechnet werden können, wenn der 
Gaſt von dem Wirte zur Benutzung einer ſolchen Einrichtung aufgefordert 
worden iſt, oder zum mindeſten auf andere Weiſe von dem Beſtehen dieſer 
Einrichtung Kenntnis erlangt hat. Daß dies hier der Fall ſei, hat der Be— 
klagte, was ſeine Sache geweſen wäre, nicht behauptet. 

Hiernach bleibt nur noch zu prüfen, ob die Ausnahmevorſchrift des § 702 
BGB. Platz greift, wonach der Gaſtwirt für Koſtbarkeiten nach § 701 BGB. 
nur bis zu dem Betrage von eintauſend Mark haftet. Das Landgericht 
ſpricht dem Pelze die Eigenſchaft einer Koſtbarkeit ab, vertritt aber an ſich 
die Meinung, daß die vom Reichsgerichte für das Handels- und Frachtrecht 
aufgeſtellte Begriffsbeſtimmung der Koſtbarkeit auch für das BGB. ange— 
wendet werden könne. Dieſer Anſicht kann das Berufungsgericht nicht bei- 
treten. Für den Begriff der Koſtbarkeit im Frachtverkehr, namentlich im 
Sinne des internationalen Übereinkommens über den Eiſenbahnfracht— 
verkehr hat das Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung die verkehrsrechtliche 
Bedeutung für maßgebend erachtet, die in dem Schutzbedürfniſſe der Eiſen— 
bahn gegen allzu hohe Erſatzforderungen wurzelt, und als Koſtbarkeiten ſolche 
Gegenſtände angeſehen, die im Vergleiche zu anderen Waren einen ungleich 
hohen Wert gegenüber ihrem Umfang und Gewicht haben; dieſe Begriffs- 
beſtimmung hat es auf alle Gegenſtände, insbeſondere auch Kleidungsſtücke, 
erſtreckt, deren Wert im Verhältnis zu Umfang und Gewicht unverhältnis— 
mäßig hoch iſt (vgl. RGB. 13, 36; 75, 190; 94, 119; J. W. 1919 681, 996). 
Für den Geltungsbereich des BGB. kann dieſe Begriffsbeſtimmung nicht 
ohne weiteres übernommen werden. Das BGB. enthält Vorſchriften über 
Koſtbarkeiten außer in § 702 in 8 372 (Hinterlegung von Koſtbarkeiten durch 
den Schuldner bei Annahmeverzug des Gläubigers), in 88 1667 und 1880 
(Hinterlegungspflicht des Vaters oder des Vormundes von Koſtbarkeiten, 
die zum Vermögen des Kindes oder des Mündels gehören) und in § 1960 
(Hinterlegung von Koſtbarkeiten auf Anordnung des Nachlaßgerichts zur 
Sicherung des Nachlaſſes). Maßgebend für den Begriff der Koſtbarkeit 
in dieſen Hinterlegungsvorſchriften iſt die Auffaſſung des Lebens. Mit 
Rückſicht auf den Hinterlegungszweck iſt Vorausſetzung, daß der Wert der 
Sache im Verhältnis zu ihrem Umfange beſonders hoch und anderſeits die 
Sache zur Hinterlegung geeignet iſt. Dieſe Vorausſetzungen liegen bei koſt— 
baren Bekleidungsſtücken, wie Pelzen, nicht vor, vgl. Plank, BGB. (4) 8 372 
Bem. 1. Für den § 702 BGB. greift dieſelbe Begriffsbeſtimmung Platz. 
Sie entſpricht dem Sinn und Zweckdieſer Vorſchrift, und es mußauch davon aus— 
gegangen werden, daß nach dem Willen des Geſetzgebers der Begriff der Koſt— 
barkeit im Bereiche des BGB. ein einheitlicher ſein ſoll. Der Beklagte kann 
ſich ſomit auf die beſchränkte Haftung des § 702 BGB. nicht berufen.“ 

Urteil des OLG. Dresden (1. Sen.) v. 25. März 1920. 1. O. 179/19. 


S—s. 
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52. Beim Getrenntleben der Ehegatten iſt der Ehemann nicht un⸗ 
mittelbarer Beſitzer der der Frau überlaſſenen Hausftandsjacen. 


Vgl. 67 Nr. 10; 68 Nr. 54. 
BGB. §§ 855. 854. 858. 861. 1361. 


Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 


„Wenn der Ehemann der Arreſtbeklagten ſich von dieſer trennte und 
ihr die bisherige gemeinſame Wohnung mit den darin befindlichen Sachen 
bis auf weiteres zum Gebrauch überließ, jo hörte er, zumal nach den im Ver— 
gleich vom 29. März 1920 zwiſchen den Ehegatten getroffenen Verein- 
barungen, die unzweideutig den Willen erkennen laſſen, der Arreſtbeklagten 
den Beſitz an Wohnung und Sachen einzuräumen, auf, unmittelbarer Be⸗ 
ſitzer der Wohnung und der darin befindlichen Sachen zu ſein, und es war 
lediglich die Arreſtbeklagte, die den unmittelbaren Beſitz an Wohnung und 
Hausſtand bekam. Denn der unmittelbare Beſitz bedeutet nach § 854 BGB. 
die tatſächliche Gewalt über die beſeſſene Sache, und dieſe wird über eine 
Wohnung und die darin befindlichen Sachen nur von demjenigen ausgeübt, 
der die Räume wirklich bewohnt. Selbſt' die Vereinbarung freien Zutritts 
zu den Räumen würde dem Ehemann der Arreſtbeklagten noch nicht ohne 
weiteres den Beſitz geben. Er iſt nicht Beſitzer, wenn er die Wohnung ledig— 
lich ausnahmsweiſe betritt. Die Arreſtbeklagte war aber auch nicht etwa ſeine 
Beſitzdienerin. Dieſes Rechtsverhältnis wurde dadurch ausgeſchloſſen, 
daß ſie die tatſächliche Gewalt über Wohnung und Hausſtand im eigenen 
Intereſſe ausübte und ausüben durfte. Sie befand ſich in der Ausübung 
der tatſächlichen Gewalt, keineswegs in einem unmittelbaren, jederzeit 
fühlbaren Abhängigkeitsverhältnis von ihrem Ehemann, wie es für die 
Beſitzdienerſchaft im Sinne des § 855 BGB. kennzeichnend ijt. Sie konnte 
tatſächlich die Herrſchaft über die Sachen nach ihrem eigenen Belieben ge— 
ſtalten, und ſoweit ſie etwa an Weiſungen ihres Ehemannes gebunden war, 
war dieſe Bindung von derſelben Art, wie etwa beim Mieter oder Verwahrer, 
nicht aber wie beim Hausangeſtellten oder Gewerbegehilfen. Das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen den Ehegatten war durch den Vergleich ſo geſtaltet, daß die 
Arreſtbeklagte auch gegenüber ihrem Ehemann im Beſitz geſchützt war, was 
auch keineswegs dadurch gehindert wurde, daß er vielleicht mittelbarer Be— 
ſitzer von Wohnung und Hausſtand blieb. Wollte er feine Rechte als mittel- 
barer Beſitzer verwirklichen, ſo blieb ihm dazu nur der Weg der Klage. War 
nun aber der Ehemann der Arreſtbeklagten ſelbſt nicht im unmittelbaren Be- 
ſitz der Sachen, ſo konnte er auch dem H. nicht dieſen Beſitz verſchaffen, und 
alle feine Maßnahmen waren nicht geeignet, deſſen Verfahren der gewalt- 
ſamen Inbeſitznahme der Sachen zu einem weniger unzuläſſigen zu machen. 
Nicht der Wille des Ehe mannes, ſondern nur der der Arreſtbeklagten ſelber 
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konnte die Entziehung des Beſitzes an den ſtreitigen Sachen zu einer recht- 
mäßigen machen.“ 
Urteil des OLG. Hamburg (Ferien-Sen) v. 1. Sept. 1920. B. w. 


Frau Dr. M. Bf. V 373/20. 
Gr. 


53. Rückforderung von Geſchenken nach Aufhebung des Verlöbniſſes; 
Beweislaſt für einen berechtigten Anlaß zum Rücktritt vom Derlöbnis. 
Vgl. 57 Nr. 12. 

BGB. 1301. 815; BRO. § 282. 

„Der Anſpruch des Klägers auf Herausgabe der Geſchenke, welche er 
der Beklagten während des Beſtehens des Verlöbniſſes der Parteien 
gemacht hat, iſt gemäß § 1301 BGB. an ſich begründet, da feſtſteht, daß 
die Eheſchließung unterbleibt. Da nach § 1301 die Herausgabe nach den Vor- 
ſchriften über ungerechtferkigte Bereicherung zu erfolgen hat, iſt gemäß der 
danach anwendbaren Vorſchrift des § 815 BGB. die Rückforderung ausge— 
ſchloſſen, wenn der Leiſtende den Eintritt des Erfolges wider Treu und 
Glauben verhindert, hier alſo, wenn der Kläger die Erfüllung des Ehever— 
ſprechens durch die Eheſchließung, mit Rückſicht auf welche die Geſchenke 
gemacht ſind, wider Treu und Glauben vereitelt hat. Ein ſolches Handeln 
wider Treu und Glauben würde vorliegen, wenn der Kläger das Verlöbnis 
ohne Grund oder aus nichtigen Gründen aufgelöſt hätte. Weil es ſich darum 
handelt, daß der an ſich begründete Rückforderungsanſpruch gemäß § 815 
BGB. ausgeſchloſſen ſein ſoll, iſt es Sache der auf Rückgabe der Geſchenke 
verklagten Braut, die Tatſachen darzulegen und zu beweiſen, welche die 
Auflöſung des Verlöbniſſes durch den Bräutigam als grundlos oder aus nich⸗ 
tigen Gründen erfolgt erſcheinen laſſen, nicht Sache des Klägers, darzutun, 
daß er das Verlöbnis aus wichtigen Gründen gelöſt habe. Der Umſtand, daß 
der Bräutigam das Verlöbnis gelöſt hat, reicht nicht aus, die Beweislaſt dafür, 
daß er berechtigten Anlaß hierzu gehabt habe, ihm aufzubürden. Auch der 
Umſtand, daß die grundloſe Löſung ſich als eine Negative darſtellt, führt nicht 
zu einer anderen Verteilung der Beweislaſt. Es könnte ſich nur fragen, ob, 
wenn die grundloſe Löſung behauptet würde und der Bräutigam die Angabe 
von Gründen ablehnte, eine ſogenannte Aufklärungspflicht auf ſeiner Seite 
angenommen werden müßte und dieſe dazu führen würde, daß aus dem 
Unterlaſſen der Aufklärung im Wege der freien Beweiswürdigung der Schluß 
zu ziehen wäre, die Auflöſung ſei grundlos erfolgt. Dieſe Frage kann aber 
im vorliegenden Fall dahingeſtellt bleiben; denn der Kläger hat ſeinerſeits 
die Gründe der Auflöſung dargelegt. Es iſt auch unbeſtritten, daß die Auf— 
löſung des Verlöbniſſes erfolgte, weil der Vater der Beklagten erklärt hat, 
er könne für eine Ausſteuer nur 1000 % hergeben. Die Auflöſung des Ver- 
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löbniſſes aus dieſem Grunde läßt den Vorwurf, daß der Bräutigam wider 
Treu und Glauben ſie herbeigeführt habe, nicht als begründet erſcheinen. Denn 
es liegt auf der Hand, daß mit Rückſicht auf die ſchon im Winter 1918/19 ein⸗ 
getretene Steigerung der Preiſe für Möbel für 1000 & auch eine nur einigere 
maßen ausreichende Ausſteuer nicht zu beſchaffen war. Demgegenüber bleibt 
es Sache der Beklagten, die Tatſachen darzulegen, welche ein Handeln des 
Klägers wider Treu und Glauben dartun ſollen. Daran mangelt es. Auch 
wenn der Kläger bei Eingehung des Verlöbniſſes inſofern fahrläſſig gehandelt 
hätte, als er eine nähere Darlegung ſeiner Verhältniſſe und die Erkundigung, 
welchen Betrag der Vater der Beklagten zur Ausſteuer der Tochter würde 
hergeben können, unterließ, ſo würde doch dieſe Fahrläſſigkeit bei Eingehung 
des Verlöbniſſes die ſpätere Auflöſung, weil ſich nachträglich herausſtellte, 
daß eine angemeſſene Ausſteuer nicht beſchafft werden würde, nicht als ein 
Handeln wider Treu und Glauben erſcheinen laſſen.“ 

Urteil des OLG. in Roſtock (2. Sen.) v. 22. Okt. 1919. N. w. R. 
Ko. 387/19. | Kn. 


54. Die Unterhaltspflicht der wiederverheirateten Frau gegenüber 
ihren erſtehelichen Kindern beſtimmt ſich nicht nach § 1586, ſondern 
nach §$ 1605, 1604 BGB.; Der Ehemann braucht der Frau nicht 
ſoviel Unterhalt zu gewähren, daß ſie auch noch ihre erſtehelichen 
Kinder unterhalten kann. 
BGB. §§ 1386. 1603. 

Der im Jahre 1910 geborene vermögens- und erwerbsloſe Sohn des 
Beklagten aus deſſen erſter, im Jahre 1913 geſchiedenen Ehe, der ſeither bei 
ſeiner wiederverheirateten Mutter unterhalten worden war, erhob gegen 
den Beklagten Klage auf Zahlung einer Unterhaltsrente. Die Klage wurde 
in zweiter Inſtanz abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Ausgehend von den Rechtsgrundſätzen, die der erkennende Senat 
in ſeinem Urteile vom 18. Febr. 1904 (RGeEntſch. 57. 69ff., bei. 76) ausge⸗ 
ſprochen hat, ſtellt das OLG. zunächſt feſt, daß der Beklagte bei Berüdjichti- 
gung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande ſei, ohne Gefährdung 
ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts dem Kläger Unterhalt zu gewähren. 
Es ſieht alſo die Vorausſetzungen des § 1603 Abſ. 1 BGB. beim Beklagten 
als gegeben an. Es hält aber weiter dafür, daß auch die geſteigerte Unter— 
haltspflicht des § 1603 Abſ. 2 Satz 1 hier nicht Platz greife, und zwar deshalb 
nicht (vgl. § 1603 Abſ. 2 Satz 2 Halbſatz 1), weil der Kläger in der Perſon 
ſeiner Mutter einen anderen unterhaltspflichtigen Verwandten habe und die 
Mutter in der Lage jet, ihm ohne Gefährdung ihres ſtandesmäßigen Unter- 
halts den Unterhalt zu gewähren. Da ſeine Mutter in ihrer zweiten Ehe 
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in auskömmlichen Verhältniſſen lebe, fet zunächſt dargetau, daß ihr ſtandes— 
mäßiger Unterhalt geſichert ſei, da für ſie der jetzige Ehemann ſorgen müſſe 
und könne; weiter habe der Kläger nichts dafür vorgebracht, daß die Mutter 
ihm den Unterhalt nicht gewähren könne, das Gegenteil ſei daraus zu ent— 
nehmen, daß ſie ihn tatſächlich ſeit mindeſtens 1913 unterhalten habe und 
noch erhalte; deshalb müſſe ihre Unterhaltspflicht dem Kläger gegenüber 
angenommen werden, die dadurch natürlich nicht aus der Welt geſchafft 
oder vermindert werde, daß die Mutter infolge günſtiger Wiederverheiratung 
ihre Erwerbsfähigkeit nicht mehr zum Erwerb auszunützen brauche. Dieſer 
Begründung fügt das Oberlandesgericht hinzu, die Mutter des Klägers ſei 
nach $ 1386 Abſ. 1 Satz 2 BGB. in der Lage, die Erfüllung dieſer Unter— 
haltspflicht von ihrem zweiten Ehemanne zu verlangen, wofür es un— 
erheblich ſei, ob ſie Vermögen beſitze, das deſſen Nutznießung unterliegt 
oder nicht. | 

Die Reviſion beanſtandet die Heranziehung des § 1386 und macht 
geltend, der Mann ſei keineswegs verpflichtet, aus eigenen Mitteln einen 
Unterhalt zu leiſten, füc den die Frau nach § 1603 von ſich aus nicht Leistungs: 
fähig wäre, das Oberlandesgericht habe daher auf das Einkommen des zweiten 
Ehemannes der Mutter ſeine Anſicht nicht ohne Rechtsirrtum ſtützen können. 
Die Rüge iſt begründet. 

§ 1386 trifft nur darüber Beſtimmung, unter welchen Vorausſetzungen 
der Mann der Frau gegenüber verpflichtet iſt, Leiſtungen, die ſie auf Grund 
ihrer geſetzlichen Unterhaltspflicht ſchuldet, ſelbſt zu tragen, er bietet aber 
keinerlei Anhalt dafür, welche Leiſtungen ihr auf Grund ihrer geſetzlichen 
Unterhaltspflicht obliegen. Der Umfang der Leiſtungen, die die Frau auf 
Grund ihrer geſetzlichen Unterhaltspflicht ſchuldet, bemißt ſich vielmehr 
nach anderen Vorſchriften, insbeſondere nach den 88 1603 und 1604, und 
nach dieſen Vorſchriften ſind für den Umfang der Unterhaltspflicht bei einer 
verheirateten Frau grundſätzlich nicht die Verhältniſſe des Mannes maß— 
gebend, ſondern kommt es darauf au, was die Frau kraft eigenen Vermögens 
und eigener Erwerbsfähigkeit zum Unterhalt eines Verwandten beizutragen 
vermag, was fie, wie es vielfach, wenn auch (vgl. unten) ungenau, ausge— 
drückt wird, zu leiſten imſtande ſein würde, wenn ſie unverheiratet wäre. 
Daran ändert auch der vom OLG. angeführte Umſtand nichts, daß, wie 
mit Recht (für den ähnlich liegenden Fall des § 1387 vgl. RGSt. 45, 409 
und RGEntſch. 97, 176) allgemein angenommen wird, den Mann die ihm 
durch § 1386 auferlegten Verpflichtungen ohne Rückſicht auf die Höhe des 
eingebrachten Gutes, ja auch dann treffen, wenn eingebrachtes Gut überhaupt 
nicht vorhanden iſt. Denn dieſer Satz gilt nur mit der Maßgabe, daß die 
Geringfügigkeit oder das völlige Fehlen eines eingebrachten Gutes die Lei— 
ſtungsfähigkeit der Frau beeinträchtigen oder völlig ausſchließen und damit 
ihre geſetzliche Unterhaltspflicht mindern oder gänzlich beſeitigen kann. 
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Aus § 1386 durfte das OLG. daher Schlüſſe zu ungunſten des Klägers nicht 
ziehen. Dazu kommt folgendes: 

Wie ſich aus der mitgeteilten Bemerkung ergibt, die es an § 1386 an- 
knüpft, rechnet das OLG. mit der Möglichkeit, daß die Mutter des Klägers 
keinerlei Vermögen beſitzt, das der Verwaltung und Nutznießung ihres 
jetzigen Ehemannes unterliegt, daß ſie alſo kein eingebrachtes Gut hat. 
Und wenn es weiter ſagt, die Unterhaltspflicht der Mutter werde dadurch 
nicht beeinflußt, daß jie infolge günſtiger Wiederverheiratung thre Erwerbs⸗ 
fähigkeit nicht mehr zum Erwerb auszunützen brauche, ſo unterſtellt es 
mindeſtens, daß ſie auch durch Arbeit nichts erwirbt, inſofern alſo auch kein 
Vorbehaltsgut beſitzt (8 1367). Von ſonſtigem Vorbehaltsgute der Mutter 
endlich iſt nirgends die Rede oder etwas zu erſehen. Es liegt infolgedeſſen 
nahe, iſt jedenfalls nicht ausgeſchloſſen, daß ſie lediglich auf das angewieſen 
iſt, was ſie von ihrem jetzigen Ehemann an Unterhalt bezieht. Nun iſt es 
freilich unbedenklich richtig, daß bei Beantwortung der Frage, ob und in— 
wieweit eine verheiratete Frau nach § 1603 unterhaltspflichtig iſt, auch der 
Unterhalt zu berückſichtigen iſt, den ihr Mann gewährt, und eben deshalb 
iſt es ungenau, wenn die Wendung gebraucht wird, bei einer verheirateten 
Frau komme es darauf an, was ſie zu leiſten imſtande ſein würde, wenn ſie 
unverheiratet wäre. Ferner liegt hier die Sache nach der Auffaſſung des 
OLG. offenbar ſo, daß der jetzige Ehemann der Mutter ihr einen derart 
reichlichen Unterhalt gewährt, daß ſie in der Lage iſt, auch noch den Kläger 
zu unterhalten, wenn es nicht in Wahrheit der Ehemann ſelbſt iſt, der den 
Kläger unterhält. Auf der anderen Seite aber iſt zu beachten, daß der Ehe— 
mann rechtlich weder verpflichtet iſt, ſeiner Frau in ſo weitem Maße Unter⸗ 
halt zu gewähren, daß ſie auch noch den Kläger unterhalten kann, noch auch 
ſeinen Stiefſohn ſelbſt zu unterhalten hat, daß er vielmehr rechtlich nur 
genötigt werden kann, die perſönlichen Bedürfniſſe ſeiner Frau zu decken 
(vgl. die Senatsurteile vom 5. Jan. 1916 IV. 189/15 und vom 24. Sept. 1917 
IV. 191/17 im Anſchluß an Motive IV. S. 698 und Prot. IV S. 491 f.). 
Weiter kommt in Betracht, daß freiweillige Zuwendungen, die ein Unterhalts- 
pflichtiger erhält, die ihm aber jederzeit entzogen werden können, bei der Be⸗ 
meſſung ſeiner Leiſtungsfähigkeit, regelmäßig wenigſtens, ebenſowenig in 
Betracht kommen können, wie ſolche Zuwendungen beim Unterhaltsberech⸗ 
tigten die Unterhaltsbedürftigkeit zu beeinfluſſen vermögen (vgl. RGeEntſch. 
72, 201 ſowie Warn. 1917 Nr. 246 vorletzter Abſatz). Endlich gibt gerade die 
nunmehrige Erhebung der Klage dem Zweifel Raum, ob der jetzige Ehemann 
der Mutter auch fernerhin in der Lage und gewillt iſt, die zum Unterhalte 
des Klägers erforderlichen Mittel zur Verfügung zu ftellen....” 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 23. Dez. 1920. D. w. D. (OLG. 
Dresden) IV. 384/20. 
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55. Die entgeltliche Übernahme der Verpflichtung der geſchiedenen 
Frau zur Ablegung des Namens des Mannes iſt nicht notwendig 
ſittenwidrig. ü 
Vgl. 70 Nr. 247. 
BGB. §§ 1577. 12. 138. 

Die Parteien waren Eheleute, ihre Ehe wurde aus beiderſeitigem Ver⸗ 
ſchulden geſchieden. Durch ſchriftlichen Vertrag verpflichtete ſich die Beklagte 
gegen Zahlung von 6000 % ihren Familiennamen wieder anzunehmen. 
Der Kläger klagte auf Verurteilung der Beklagten, daß ſie vor dem Amtsgericht 
in D. in öffentlich beglaubigter Form die Erklärung abgebe, ſie nehme ihren 
früheren Familiennamen wieder an. Die Beklagte wurde dieſem Antrage 
gemäß verurteilt. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„In dem Senatsurteile vom 14. Jan. 1915 (RGeEntſch. 86, 114, Seuff A. 
70 Nr. 247), in dem ausgeſprochen iſt, daß Abmachungen, in denen fich die ge- 
ſchiedene Ehefrau dem geſchiedenen Ehemanne gegenüber zur Wieder- 
annahme ihres Familiennamens verpflichtet, an ſich rechtswirkſam ſeien, 
findet ſich die Bemerkung, es laſſe ſich auch nicht ſagen, daß ſolche Abmachungen 
ſtets einen den guten Sitten widerſtreitenden Eingriff in die Freiheit des ſich 
verpflichtenden Teiles enthielten und daß jie deshalb nach § 138 Abſ. 1 unter 
allen Umſtänden wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig ſeien, ein 
derartiger Vertrag könne im einzelnen Falle gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßen, er brauche es aber nicht. Dahingeſtellt gelaſſen wurde damals, 
ob eine Vereinbarung der in Rede ſtehenden Art nicht wenigſtens dann jedes⸗ 
mal gegen die guten Sitten verſtoße, wenn die Verpflichtung zur Wieder⸗ 
annahme des Familiennamens gegen Entgelt übernommen iſt. Dieſer 
Fall wurde damals nicht für gegeben erachtet. Hier aber liegt er vor. Die 
damals unentſchieden gebliebene Frage muß alſo nunmehr entſchieden wer⸗ 
den. Sie iſt ſo, wie ſie damals geſtellt war, zu verneinen. Bloß daraus, daß 
ſich die geſchiedene Frau für die Übernahme der Verpflichtung zur Wieder⸗ 
annahme des Familiennamens ein Entgelt gewähren läßt, kann noch nicht 
gefolgert werden, daß der Vertrag dem herrſchenden Volksbewußtſein ſowie 
dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden wiederſpreche und 
daß ihm daher die rechtliche Anerkennung verſagt werden müſſe. Zur Ent⸗ 
geltlichkeit des Geſchäfts müſſen vielmehr noch andere Umſtände hinzukommen, 
wenn man ſoll jagen können (vgl. RGEntſch. 75, 74; 78, 263; 80, 221), die 
Übernahme der Verpflichtung ſtelle ſich nach dem aus der Zuſammenfaſſung 
von Inhalt, Beweggrund und Zweck erhellenden Geſamtcharakter des Ge- 
ſchäfts als ſittenwidrig dar. Derartige beſondere Umſtände ſind indeſſen 
im Streitfalle weder feſtgeſtellt noch auch nur behauptet.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. Dez. 1920. v. C. w. v. C. 
(OL G. Dresden). IV. 522/20. 
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56. Das Recht des für ſchuldig erklärten Ehegatten zum perſönlichen 

Verkehr mit dem Kinde kann, wenn es ſich nicht um die Regelung 

des Verkehrs im einzelnen handelt, im Rechtswege verfolgt werden. 
BGB. § 1636. GVG. § 13. 

Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Wenn im § 1636 BGB. zunächſt im Satz 1 das unentziehbare Recht 
des für ſchuldig erklärten Ehegatten zum perſönlichen Verkehr mit dem Kinde 
feſtgeſetzt und dann im Satz 2 beſtimmt iſt, daß das Vormundſchaftsgericht 
den Verkehr näher regeln könne, fo ijt damit die Zuſtändigkeit des Vormund 
ſchaftsgerichts eben nur für die Regelung des Verkehrs im einzelnen einge— 
führt und damit auf ſolche Fälle beſchränkt worden. Wenn alſo dem ver— 
kehrsberechtigten Elternteile das Recht zum Verkehr beſtritten oder doch die 
Ausübung des Rechtes tatyächlic) unmöglich gemacht wird, fo hat die Durch— 
ſetzung des Rechtes gegenüber den von dem anderen Elternteile ausgehenden 
Beeinträchtigungen nicht vor dem Vormundſchaftsrichter, ſondern im ordent— 
lichen Rechtswege zu geſchehen. Allerdings kann unter Umſtänden auch das 
Vormundſchaftsgericht in die Lage kommen, über das grundſätzliche Recht 
zum perſönlichen Verkehr zu entſcheiden. Denn das Vormundſchaftsgericht 
kann den Verkehr auch dann näher regeln, wenn der ſorgeberechtigte Eltern— 
teil dem anderen jede Befugnis zum Verkehr und damit die Zuläſſigkeit 
der Regelung beſtreitet. Die nähere Regelung des Verkehrs ſetzt voraus, 
daß überhaupt ein Recht zum Verkehr beſteht. Iſt dieſes Recht beſtritten, 
ſo kann das Vormundſchaftsgericht zur Regelung des Verkehrs erſt ſchreiten, 
wenn es das Recht zum Verkehr geprüft und als beſtehend anerkannt hat. 
Allein in dieſen Fällen beruht die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts 
für die Entſcheidung, ob ein Recht zum Verkehr beſteht, lediglich darauf, 
daß dieſe Entſcheidung die Vorfrage für die vom Vormundſchaftsgericht zu 
treffende Hauptentſcheidung bildet, nicht darauf, daß ſie grundſätzlich zur 
Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts gehört, auch wenn ſie nicht als 
Vorfrage, ſondern als eigentlicher Streitgegenſtand auftritt. 

Die Entſtehungsgeſchichte des § 1636 BGB. ergibt nichts, was zu einer 
anderen Auslegung im Sinne einer erweiterten Zuſtändigkeit des Vor— 
mundſchaftsgerichts auch für lediglich unter Satz 1 fallende Streitfälle 
führen könnte. Joſeph (Zentralblatt für freiw. Gerichtsbarkeit 1907 S. 857) 
glaubt auf Grund der Motive zu dem Planckſchen Vorentwurf des Familien— 
rechts von 1880 (Bd. III S. 1147) die ausſchließliche Zuſtändigkeit des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts auch bei einem Streit über Satz 1 des § 1636 BGB. 
annehmen zu müſſen. An der betreffenden Stelle der Motive iſt geſagt, 
aus dem Erziehungsrechte folge, daß zunächſt der Erziehungsberechtigte 
darüber zu beſtimmen habe, ob, wie oft und wo dem anderen Elternteil 
der Zutritt zum Kind geſtattet werden ſolle: bei mißbräuchlicher Ausübung 
aber müſſe das Vormundſchaftsgericht nach Maßgabe der allgemeinen 
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Grundſätze, da die Kinder nicht ohne Not dem anderen Elternteil entfremdet 
werden ſollten, einzuſchreiten befugt ſein. J. folgert aus dem Worte 
„ob“, daß das Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts auch eintreten ſolle, 
wenn der Sorgeberechtigte das Zutrittsrecht des anderen überhaupt be- 
ftreitet. Dieſe Folgerung kann aber für die Vorſchrift, wie fie im § 1636 BGB 
Geſetz geworden iſt, nicht als zutreffend aͤnerkannt werden. Ganz abgeſehen 
davon, daß bei der Verwertung der Motive zu einem längere Zeit vor dem 
Erlaß des Geſetzes zurückliegenden Vorentwurf für die Auslegung des Ge— 
ſetzes beſondere Vorſicht geboten iſt, fehlt es hier an dem Erfordernis, daß 
das von jenen Motiven Beabſichtigte in dem voröffentlichten Geſetzestext 
einen auch ohne die Motive verſtändlichen Ausdruck gefunden hat (vgl. 
RGeEntſch. 21, 50; 22, 144; 59, 405). Das Geſetz überträgt durch Satz 2 
des § 1636 nur die Regelung des Verkehrs im einzelnen dem Vormund— 
ſchaftsgericht, nicht auch die Entſcheidung darüber, ob überhaupt ein Verkehr 
ſtattfinden ſoll, entſcheidet dieſe Frage vielmehr ein für allemal ſelbſt durch 
Satz 1 des § 1636 in bejahendem Sinne. Ein bei der Kommiſſionsberatung 
geſtellter Antrag, dem Vormundſchaftsrichter die Befugnis zu geben, den 
Verkehr gänzlich auszuſchließen, wenn er zum Nachteile des Kindes gereiche, 
wurde abgelehnt (Prot. IV, 449), und auch die Motive zum BGB. (IV, 628) 
betonen bereits, daß der ſorgeberechtigte Elternteil dem anderen den perſön⸗ 
lichen Verkehr mit den gemeinſchaftlichen Kindern nicht gänzlich verſagen 
dürfe. Das BGB. ſteht alſo in dem hier in Rede ſtehenden Punkt auf einem 
von den Motiven zum Vorentwurf abweichenden Standpunkt. Aus der 
Bemerkung jener Motive, daß bei entſtehendem Streit auch die Frage, ob 
dem ſchuldigen Elternteil der Zutritt zu dem Kinde überhaupt geſtattet 
werden ſolle, vom Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden fet, kann, nachdem 
durch § 1636 Satz 1 BGB. dieſe Frage endgültig in bejahendem Sinne ent⸗ 
ſchieden iſt, nicht gefolgert werden, daß auch alle aus der Vorſchrift des $ 1636 
Satz 1 BGB. ſich ergebenden Anſprüche nur vor dem Vormundſchaftsgerichte 
ſollen verfolgt werden dürfen. Es muß daher angenommen werden, daß 
die Durchſetzung des im § 1636 Satz 1 BGB. feſtgeſetzten Rechtes des nicht 
ſorgeberechtigten Elternteiles zum perſönlichen Verkehr mit dem Kinde 
grundſätzlich im ordentlichen Rechtswege zu erfolgen hat und daß der Rechts- 
weg nur inſoweit ausgeſchloſſen iſt, als es ſich um die nähere Regelung dieſes 
Verkehrs handelt. Dieſe Auslegung des $ 1636 BGB., die der im Schrift⸗ 
tum herrſchenden Meinung (Planck, Anm. 2 zu § 1636; v. Staudinger, 
Anm. 3 zu § 1636; Opet⸗Blume, Anm. 4 zu § 1636; RGR. Kom., An m. 1 
zu § 1636) entſpricht, führt dazu, die Zuläſſigkeit des Rechtswegs zu bejahen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 21. Okt. 1920. W. w. W. (OLG. 
Frankfurt). IV. 163/20. Auch in Entſch. 100 Nr. 53 S. 178. 
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57. Erforderniſſe einer wirkſamen Beſtimmung der Anrechnung auf 

oo den Pflichtteil. 

BGB. $ 2315. 

Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Der Pflichtteilberechtigte hat ſich eine Zuwendung des Erblaſſers nach 
§ 2315 BGB. auf den Pflichtteil anrechnen zu laſſen, wenn der Erblaſſer 
die Zuwendung mit der Beſtimmung gemacht hat, daß das Zuge— 
wendete auf den Pflichtteil angerechnet werden ſolle. 

Beſtimmung im Sinne des § 2315 iſt eine gegenüber dem Empfänger 
der Zuwendung abzugebende Willenserklärung. Sie muß dieſem nicht bloß 
zugehen, ſondern auch zu ſeinem Bewußtſein gebracht werden. Denn die 
Zuwendung erhält durch die Beſtimmung eine beſondere rechtliche Beſchaffen— 
heit. Sie kann nur ſo, wie ſie danach beſchaffen iſt, alſo als auf den 
Pflichtteil aurechnungspflichtig angenommen werden. Dieſe Tragweite der 
Annahme aber ſetzt die Kenntnis des Annehmenden von der ſein Pflichteils— 
recht beeinfluſſenden Beſchaffenheit der Zuwendung voraus. Mit dem ſich 
hieraus ergebenden Erforderniſſe, daß die Umſtände das Bewußtſein des 
Empfängers von der Anrechnungspflicht in ihrer Richtung auf den Pflicht— 
teil außer Zweifel ſtellen müſſen, kann die Beſtimmung nach allgemeinen 
Grundſätzen auch ſtillſchweigend erklärt werden. In der Anordnung der 
Anrechnung auf den Erbteil iſt die Beſtimmung der Anrechnung auf den 
Pflichtteil nicht ohne weiteres enthalten. Eine ſolche Anordnung hat 
vielmehr an ſich nur den Sinn und die Wirkung, daß der Empfänger die 
Zuwendung gegenüber anderen Abkömmlingen des Erblaſſers gemäß den 
ſchon angeführten §§ 2050 ff., 2216 Abſ. 1 zur Ausgleichung zu bringen 
hat (RG. Recht 1904 Nr. 1312). Der dem $ 2315 BOB. entſprechende § 2288 
der Reichstagsvorlage hatte allerdings als Satz 2 von Abſ. 1 die Vorſchriſt: 
„Die Beſtimmung, daß eine Zuwendung auf den Erbteil angerechnet werden 
ſoll, gilt im Zweifel auch für die Anrechnung auf den Pflichtteil.“ Dieſe 
Auslegungsregel iſt aber von der Reichstagskommiſſion als zu weit gehend 
geſtrichen worden. Nur beſondere Umſtände können im Einzelfalle zu der 
Annahme führen, daß die Anordnung der Anrechnung auf den Erbteil 
über ihren nächſtliegenden Sinn hinaus unmittelbar auf eine pflichtteils— 
rechtliche Wirkung abziele und daß dies dem Empfänger bewußt geworden 
ſei. Die Veſtimmung der Anrechnung auf den Pflichtteil wird, wenn ſie 
überhaupt vorliegt, regelmäßig mit der Zuwendung zeitlich zuſammentrefſen. 
Die nach § 2315 Abſ. 1 erforderliche innere Verknüpfung zwiſchen Zuwen⸗ 
dung und Beſtimmung iſt aber auch dann gegeben, wenn der Erblaſſer 
im Hinblick auf eine bevorftehende Zuwendung die Beſtimmung ſchon im 
voraus trifft. Durch eine der Zuwendung nachfolgende Beſtimmung kann 
die Anrechnungspflicht mit der Wirkung einer Minderung des Pflichtteils 
nicht begründet werden, weder im Wege der letztwilligen Verfügung 
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(RGeEntſch. 67, 306) noch im Wege des Rechtsgeſchäſts unter Lebenden, 
es ſei denn, daß zwiſchen dem Erblaſſer und dem Pflichtteilsberechtigten 
ein den §§ 2346 Abſ. 2, 2348 BGB. entſprechender Vertrag geſchloſſen 
werde (RGEntſch. 71, 133). ..“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 8. Nov. 1920. M. u. Gen. w. R. 
(OLG. München). IV. 242/20. 8 


58. Die Frage, ob eine Andere als die bedungene Ware geliefert iſt, 
iſt nach objektivem Maßſtab zu entſcheiden. 
GBG. § 378. 

Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Es fragt ſich nur, ob die gelieferte leberfreie oder leberarme 
Paſtete eine Ware iſt, die offenſichtlich von der beſtellten Leberpaſtete ſo 
erheblich abwich, daß die Beklagte die Genehmigung dieſer Andersliefe— 
rung durch Kläger als ausgeſchloſſen betrachten mußte. Dabei kommt 
es nur auf die objektive Sachlage, alſo darauf an, ob die gelieferte Ware 
ihrer Art nach ſo weſentlich anders war, daß ihre Hinnahme anſtelle 
der beſtellten von einem Käufer verſtändigerweiſe ſicher nicht erwartet 
werden konnte. Das iſt hier der Fall. Ein Käufer, der Leberpaſtete 
haben will, will eben eine Paſtete mit beſtimmtem Gehalt und Geſchmack 
haben; gerade darauf kemmt es ihm an. Vielleicht ließe ſich bei der 
Knappheit an Aufſtrichmitteln, wie fie im Kriege herrſchte, annehmen, 
daß ein Käufer, der Leberpaſtete beſtellt, ſich auch mit einer zum Auf— 
ſtrich geeigneten gutes Fleiſch enthaltenden Paſtete mit anderem Geſchmecke 
begnügt. Ausgeſchleſſen ijt des aber bei einer ſolchen Paſtete, der der 
Sachverſtändige als paſſende Bezeichnung bei einer vom Kläger beab— 
ſichtigten Veiſteigerung die Bezeichnung „ein Gemenge von Kleiſter und 
minderwertigen Einge weiden und Fleiſchabfällen im Werte von 10 Pf. 
die Doſe“ hat geben wollen, deren Geſchmack er als fad und kleiſtrig 
bezeichnet und die der Kläger alsdann für 50 Pf. an ein Gefangenen 
lager verkauft hat. Auch dabei iſt es bei der Unſcheidbarkeit der Ware 
gleichgültig, ob die Ware vielleicht nicht ganz einheitlich, ein kleinerer 
Teil von beſſerer Beſchaffenheit war. Ebenſowenig macht es hier etwas 
aus, daß die Beklagte dem Kläger vor dem Abſchluſſe ein Drientierungs- 
muſter zugeſchickt haben will. Selbſt wenn dies Muſter aus der dann 
gelieferten ſchlechten Ware ſtammte, konnte die Beklagte aus dem 
Schweigen des Klägers zu dieſem Muſter doch nur höchſtens ſchließen, 
daß er es nicht ſo genau nehmen, ihm jede Ware recht ſein würde, 
wenn fie nur die beliebte Marke trug. Das würde vielleicht die Arg⸗ 
liſt der Beklagten ausſchließen können, macht aber nicht objektiv die 
gelieferte Ware zu einer ſolchen, von der ji) die Hinnahme an Crfiil- 
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lungsſtatt erwarten ließ. Eine bloße ſubjektive, auf Anhaltspunkten, die 
außerhalb der Ware ſelbſt liegen, ſich ſtützende Erwartung des Verkäufers, 
mag ſie ſcheinbar auch nicht ganz grundlos ſein, kann die Verwirkung 
der Rechte des Käufers bei Lieferung eines objektiv erſatzun fähigen aliud 
durch Unterlaſſung ſofortiger Rüge nicht herbeiführen.“ 
Urteil des OLG. in Hamburg (. aaa v. 8. April 1920. St. w. 
Bf. VI. 346/17. | Gr. 


* 


59. Apotheken⸗KRealprivileg oder veräußerliche und vererb- 
liche Konzeſſion d preuß. St. St. Geſ. Tarifſt. 22a. 
Vgl. 4 Nr. 7; 53 Nr. 40. 
Gew. O. 5 6; Preuß. Stempel-⸗Steuergeſetz Tarifſt. 22a. 

„Der Stempel, deſſen Rückerſtattung der Kläger verlangt, iſt zu Recht 
erhoben, wenn es ſich bei dem durch die Urkunde vom 8. Juli 1852 
verliehenen Recht um eine „vererbliche und veräußerliche Konzeſſion“, 
zu Unrecht, wenn es ſich um ein „Privileg“ im Sinne einer ſelbſtändigen 
Gerechtigkeit handelt. Der Apotheker, welcher ein Privileg inne hat, be- 
darf keiner Konzeſſion, ſondern nur der Approbation; denn die Konzeſſion 
iſt Gegenſtand des Privilegs (ſo auch Heinitz Komm. zum Preußiſchen 
Stempelſteuergeſetz Anm. 2 zu Tarifſtelle 22a). Ob das eine oder andere 
vorliegt, iſt nach dem einſchlägigen Landesrecht zu beurteilen. Das Reichs⸗ 
recht hat die Materie nicht geregelt. Die Reichsgewerbeordnung beſtimmt 
nur negativ (§ 6), daß fie nicht für die Errichtung und Verlegung von 
Apotheken gelten will, d. h. daß der von ihr aufgeſtellte Grundſatz der 
Gewerbefreiheit nicht für den Apothekenbetrieb gelten ſoll. Das iſt auch 
auf den Fall des Erwerbes einer bereits beſtehenden Apotheke anzu⸗ 
wenden (Landm. Kommentar zur Gewerbeordnung Bd. I Anm. 4 zu § 6). 

Das in Betracht kommende Landesrecht iſt die Medizinalordnung 
für das Landgrafentum Heſſen vom 1. Juni 1831 und das gemeine Recht. 

Das Stempelſteuergeſetz iſt auf ein anderes Landesrecht, das preußiſche, 
zugeſchnitten. In Preußen gab es bis zum Jahre 1810 nur Apotheken- 
privile gien (ALR. II, 8 88 462, 463, Rev. Apothekerordnung vom 11. CF 
tober 1801). Durch die nach 1807 einſetzende Geſetzgebung, welche der 
Durchführung des Grundſatzes der Gewerbefreiheit galt, insbeſondere durch 
das Gewerbeedikt vom 2. November 1810, wurde die Verleihung ſolcher 
Privilegien verboten, und es wurden ſeither auf Grund der Verordnung 
wegen Anlegung neuer Apotheken vom 24. Oktober 1811 nur noch Perſonal⸗ 
konzeſſionen erteilt. Die weitere Rechtsentwicklung führte aber dann dazu, 
daß bei einem Beſitzwechſel die Konzeſſion regelmäßig dem Erwerber der 
Apotheke erteilt wurde, wenn der Veräußerer auf die Konzeſſion verzich⸗ 
tete und den Erwerber als ſeinen Nachfolger präſentierte. Für den Ver⸗ 
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zicht und die Präſentation wurde die Bezahlung einer beſonderen Ver⸗ 
gütung an den Veräußerer ſeitens des Erwerbers üblich. Im Falle des 
Todes eines konzeſſionierten Apothekers wurden den Kindern und der 
Witwe des Verſtorbenen dieſelben Vergünſtigungen gewährt, wie früher 
im Falle eines Realprioilegs, d. h. die Konzeſſion erhielt wiederum der 
von den Erben präſentierte Erwerber der Apotheke. So entſtand durch 
praktiſche Übung allmählich das Rechtsgebilde der veräußerlichen und ver⸗ 
erblichen Konzeſſion, deren Daſeinsberechtigung dann durch die Kabinetts⸗ 
order vom 5. Oktober 1846 geſetzlich anerkannt wurde (vgl. Deichmann, 
Preußiſche Apothekenbeſitzverhältniſſe, Marburg 1913 S. 7 ff). 

Das Apothekenweſen in Heſſen⸗Homburg hat dieſe rückläufige Rechts⸗ 
entwicklung nicht mitgemacht. Es lag dazu auch keine Veranlaſſung vor, 
weil hier eine grundſätzliche Abſchaffung des Realprivilegs nicht ſtattge⸗ 
funden hatte. Die Medizinalordnung knüpft die Befugnis zum Betriebe 
einer Apotheke an die Erteilung einer Konzeſſion ſchlechthin. Welchen 
Rechtscharakter die Konzeſſion haben konnte, ſagt ſie nicht. Es kam alſo 
entweder die Verleihung einer reinen Perſonalkonzeſſion oder diejenige 
eines Realprivilegs in Frage. Wer bereits ein Realprivileg erworben 
hatte, bedurfte, wie eingangs dargelegt, einer beſonderen Konzeſſion 
natürlich nicht; der Aufſichtsbehörde lag in ſolchem Falle lediglich ob, 
die perſönliche Eignung des Apothekers feſtzuſtellen. Daß die Medizinal⸗ 
ordnung das in Preußen damals im Entſtehen begriffene Rechtsgebilde 
der veräußerlichen und vererblichen Konzeſſion hätte einführen wollen, 
dafür fehlt es an jedem Anhalt. Der Umſtand, daß — wie oben aus⸗ 
geführt — ein Bedürfnis dazu nicht vorlag, und daß dieſes Rechtsge⸗ 
bilde in Preußen damals um ſeine Anerkennung noch rang und ſie erſt 
15 Jahre ſpäter erlangt hat, ſpricht dagegen. 

Auch in der Folgezeit iſt eine Anpaſſung an den preußiſchen Rechts- 
zuſtand nicht erfolgt, weder im Wege gewohnheitsrechtlicher Entwicklung 
noch durch Geſetz. Nach der Einverleibung Heſſen-Homburgs im Jahre 
1866 hat eine Einführung der preußiſchen Geſetze über das Apotheken⸗ 
weſen nicht ſtattgefunden. Insbeſondere iſt dies nicht durch die König⸗ 
liche Verordnung vom 13. Mai 1867 (Geſ. S. S. 667) geſchehen (Deich⸗ 
mann a. a. O. S. 15 ff.). Die neueſte, durch Kabinettsorder vom 30. 6. 1894 
erfolgte Regelung endlich läßt die beſtehenden Privilegien und „ 
unberührt. . 

Schon hieraus ergibt jich, daß mit der Urkunde vom 8. Juni 1852 
nur ein wirkliches Realprivileg hat verliehen werden ſollen. Es kommen 
weitere Umſtände hinzu: 

Die Urkunde iſt ein Willensakt des Landesherrn. Es He damit 
aljo mehr beabjichtigt worden fein, als die Verleihung einer bloßen Konzeſſion, 
welche nach der Medizinalordnung (§ 43) die Regierung zu erteilen hatte. 
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Der Ausdruck „Privileg“ kann nicht blos zufällig und irrtümlich 
gewählt worden fein. Gegen die Annahme, daß ein Vergreifen im Aus⸗ 
druck vorliege, ſpricht der Umſtand, daß es ſich hier um eine in feier— 
oicher Form und gewählten Worten abgefaßte Kundgebung des Staats⸗ 
lberhauptes handelt. Da darin gleichzeitig auf die Medizinalordnung ver- 
wieſen wird, kann der Gebrauch des Wortes „Privileg“ nur in bewußter 
Abweichung von dem in der Medizinalordnung gebrauchten Worte „Kon— 
zeſſion“ erfolgt ſein. Die Erwähnung der Tatſache, daß dem Apotheker H. 
die Errichtung und der Betrieb der Apotheke bereits 2 Monate vorher 
bewilligt worden war, läßt mit Notwendigkeit darauf ſchließen, daß nun— 
mehr etwas anderes und Weitergehendes als dieſe Bewilligung (Kon— 
zeſſion) gewährt werden ſollte. Daß übrigens damals zwiſchen Privileg 
und Konzeſſion im Sprachgebrauch der Behörden wohl unterſchieden wurde, 
ergeben zahlreiche Entſcheidungen des Oberappellationsgerichts zu Kaſſel 
aus jener Zeit (Strippelmann, Sammlung der Entſcheidungen III, 2 S. 193; 
VI. S. 13, VIII. S. 341). 

Nach dem Inhalt der Urkunde ſoll der Beliehene die Befugnis 
beſitzen, die Apotheke „als ein ſelbſtändiges Etabliſſement an einen Dritten 
zu veräußern,“ ſeine Rechte ſollen „auf Erben und Rechtsnachfolger“ 
übergehen. Bei dem monopolartigen Charakter des Apothekengewerbes, 
welcher durch § 43 Satz 2 der Medizinalordnung hier wie anderswo be- 

gründet wurde, erhielt der Beliehene die Macht, die Einwohner eines 
gewiſſen Umkreiſes zur Inanſpruchnahme ſeiner Apotheke zu zwingen. 
Dieſe Befugnis war an eine feſte Stätte gebunden (die Stadt Fr.), ſie 
gewährte das dauernde Recht zur Ausübung einer beſtimmten, nutz— 
bringenden Tätigkeit innerhalb eines räumlich begrenzten Bezirks. Da— 
mit waren alle Begriffsmerkmale eines Realprivilegs im Sinne des ge— 
meinen Rechts gegeben (Windſcheid Pandekten Bd. I S. 598, Gierke 
Deutſches Privatrecht Bd. II S. 14). 

Wenn das Privileg beim Tode des Landesherrn und beim Wechſel 
des Inhabers jedesmal erneuert worden iſt, ſo ſpricht dies nicht gegen 
ſeinen Eharakter als Realprivileg. 

Solche Erneuerungen ſind lediglich als die Beobachtung altherge— 
brachter Form anzuſehen; eine rechtliche Bedeutung kommt ihnen nicht zu. 

Daß das damals verliehene Realprivileg auch unter der Herrſchaft 
des Bürgerlichen Geſetzbuches erhalten geblieben iſt, ergibt ſich aus Art. 74 
EG. BGB. 

Urteil des OLG. in Kaſſel (2. Sen.) v. 19. Nov. 1920. E. w. Preuß. 

Staat. 2. U. 134/20. tz 
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II. Verfahren. 


60. Iſt für die Gehaltsklage des von den beklagten Gründern einer 
Geſellſchaft m. b. H. vor deren Eintragung beſtellten Geſchäftsführers 
das Kaufmannsgericht zuſtändig d 
GBG. § 13; Gef. betr. Kaufmannsgerichte v. 6. 7. 1904 § 14. 

Laut notariell beurlundeten Vertrags vom 29. 3. 1916 errichteten 
die drei Bellagten ſowie N. und P. eine Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung zwecks Herſtellung von Fetten. Dieſen Vertrag reichten am 
13. 5. 1916 der Kläger ſowie N. als beſtellter Geſchäftsführer bei dem 
Amtsgerichte zwecks Eintragung in das Handelsregiſter ein. Dieſe erfolgte 
aber erſt am 30. 8. 1916. 

Am 29. 3. 1916 war nach Abſchluß des Geſellſchaftsvertrages vom 
gleichen Tage von ſämtlichen ſechs Geſellſchaftern mit dem 
Kläger ein Anſtellungsvertrag abgeſchloſſen worden, inhalts deſſen er vom 
1. 4. 1916 an anf 2 Jahre feſt und von da an mit halbjährlicher Kün- 
digung als Geſchaſtsführer gegen einen Monatsgehalts von 225 JE gue 
züglich 8 v. H. des Reingewinns angeſtellt wurde. Der Kläger hat dieſe 
ſeine Stellung am 1. 4. 1916 angetreten und iſt dann laut einſtimmigem 
Beſchluß der Geſellſchaftsverſammlung vom 24. 7. 1916 friſtlos entlaſſen 
worden; ſeinen Gehalt hat er bis 31. 7. 1916 ausgezahlt erhalten. 

Der Kläger behauptete, grundlos entlaſſen worden ſein und klagte 
deshalb gegen die drei Beklagten als Geſamtſchulduer auf Grund von 
§ 11 des G. m. b. H.⸗Geſ. auf Zahlung feines Gehaltes auf die Zeit 
vom 1. 8. 1916 bis zum 1. 2. 1917, d. ſd. 1350 H. Die Beklagten 
machen in erſter Linie die ſachliche Unzuſtändigkeit des Amtsgerichts 
geltend, da das Kaufmannsgericht über den Streitfall zu entſcheiden 
habe. Der Einwand wurde verworfen. 

Aus den Gründen des Berufungsurteils: 

„Mit zutreffender Begründung, hat das Landgericht dargelegt, daß 
der Geſchäftsführer einer G. m. b. H. zu dieſer nicht im Verhältnis 
eines Handlungsgehilfen ſteht. Dies ergibt ſich auch zweifelsfrei aus 
§ 14 des Kaufmannsgerichts-Geſetzes, wonach den Kaufleuten im Sinne 
der §§ 11 bis 13, d. i. den Arbeitgebern im Gegenſatze zu den Ar— 
beitnehmern, den kaufmänniſchen Angeſtellten, u. a. die Geſchäftsführer 
einer G. m. b. H. gleich ſtehen. Die Beklagten wollen offenbar dieſen 
Ausführungen auch nicht entgegentreten, vielmehr nur die Anwendung 
dieſer Grundſätze auf den vorliegenden Fall deshalb verneinen, weil die 
gegründete Geſellſchaft bei der Anſtellung des Klägers noch nicht im 
Handelsregiſter eingetragen geweſen iſt. Dem kann jedoch nicht beige— 
treten werden. Denn wenn der Kläger auch bis zur Eintragung der 
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Geſellſchaft Angestellter der mit der Errichtung des Geſellſchaftsvertrags 
ins Leben getretenen Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, einer Gelegen- 
heitsgeſellſchaft, war und dieſe Geſellſchaft auch bereits vor ihrer Ein⸗ 
tragung den Betrieb eines Handelsgewerbes in Geſtalt der Anſchaffung 
und der Weiterveräußerung beweglicher Sachen (Knochen-Fett) eröffnet 
hatte, ſo kann doch, wie der Kläger mit Recht hervorhebt, für die Zu— 
ſtändigkeitsfrage auch ſchon für dieſe Zwiſchenzeit allein der Charakter 
der Stellung des Klägers, des Geſchäftsführers, ausſchlaggebend ſein. 
Dieſer Charakter der Stellung des Geſchäftsführers einer G. m. b. H. 
iſt aber, wenn, wie hier, der Betrieb des betr. Handelsgewerbes bereits 
vor der Eintragung eröffnet wird, derſelbe vor wie nach dieſer Cintra- 
gung. Dieſelben Erwägungen, aus denen der Geſchäftsführer einer ein— 
getragenen G. m. b. H. den Kaufleuten zugezählt worden iſt, führen 
daher dahin, auch den Kläger ungeachtet der fehlenden Eintragung den 
Kaufleuten gleichzuſtellen. Die Zuſtändigkeit des Kaufmannsgerichts hat 

nach alledem das Landgericht mit Recht verneint“. 
Urteil des OLG. Dresden (5. Sen.) v. 17. Juni 1920. 5. O. 179/18. 
S—s - 


61. Die ordentlichen Gerichte find an eine Entſcheidung des Miet- 
einigungsamts gebunden, wenn dieſes die Grenzen feiner Huſtändigkeit 
nicht überſchritten hat; nur hierüber haben die ordentlichen Gerichte 
zu entſcheiden. — 
GVG. § 13; Mieterſchutzverordnung v. 23. 9. 1918 §§ 2. 7. 

Der Beklagte hatte als Mieter in dem Hauſe der Klägerin Geſchäfts⸗ 
räume inne, blieb aber mit der Zahlung des Mietzinſes im Rückſtande 
und wurde deshalb von der Klägerin auf Zahlung verklagt. Da die 
Klägerin dem Beklagten auch kündigte, fand auf Antrag des letzteren am 
3. Juli 1919 vor dem MEN. von Berlin eine Verhandlung ſtatt. Durch 
Beſchluß des MEA. vom gleichen Tage wurde die Kündigung für un⸗ 
wirkſam erklärt, das Mietverhältnis unter den bisherigen Bedingungen bis 
zum 31. März 1910 verlängert und dem Mieter die Verpflichtung auf- 
erlegt, die rückſtändige Miete in Zuſchlägen zum laufenden Mietzins zu 
bezahlen, wogegen bei Nichteinhaltung dieſer Zahlungen der Vermieter 
berechtigt ſein ſollte, die Räumung zu verlangen. Der Beklagte erfüllte 
die ihm hiernach auferlegten Pflichten, und das Mietverhältnis wurde 
ſtillſchweigend um ein weiteres Jahr verlängert. Da die Klägerin gleich- 
wohl die ſofortige Zahlung aller noch nicht bezahlten Mieten verlangte, 
wurde ihre Klage abgewieſen. Die Berufung und Reviſion der Klägerin 
ſind zurückge wieſen worden, und zwar die letzteren aus folgenden Gründen: 

„Die Entſcheidung des MEA. beſchränkt ſich nicht darauf, die all- 
mähliche Bezahlung der Mietzinsrückſtände als eine Bedingung für die 


61. Rechtsweg. Mieteinigungsamt. 97 


Fortſetzung des Mietverhältniſſes zu beſtimmen, ſondern regelt allgemein 
die Frage der Mietzinszahlung für das Verhältnis der Parteien. Neben 
dieſer Entſchädigung iſt daher, ſeine Wirkſamkeit und bindende Kraft vor- 
ausgeſetzt, für ein abweichendes einſeitiges Zahlungsverlangen des Klägers 
kein Raum. Die Wirkſamkeit der Entſcheidung wird aber von der Ne- 
bifion mit Unrecht bezweifelt. Nach § 7 der Mieterſchutzverordnung vom 
23. September 1918 ſind die Entſcheidungen des MEA. unanfechtbar, 
ſeine Beſtimmungen als ſolche des Mietvertrages zu behandeln. Daraus 
folgt nicht nur, daß es kein Rechtsmittel gegen Entſcheidungen des MEA. 
gibt, und daß auch eine Klage gegen ſeinen Spruch ausgeſchloſſen iſt, 
ſondern es muß auch, wenn die beabſichtigte raſche, endgültige Erledigung 
von Mietsſtreitigkeiten erzielt werden ſoll, der Inhalt einer ſolchen Ent⸗ 
ſcheidung für die Parteien ſelbſt, wie für ein ſpäter entſcheidendes Ge⸗ 
richt ſachlich bindend fein. Natürlich wird damit dem MEN. nicht all⸗ 
gemein die Macht beigelegt, jeden Streit, der ihm vom Mieter oder 
vom Vermieter unterbreitet wird, bindend zu entſcheiden. Es muß ſich 
dabei in den Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit halten, und ob es dies getan 
hat, iſt auch von dem ordentlichen Gericht zu prüfen, wenn es über Fragen 
entſcheiden ſoll, bezüglich deren bereits eine Entſcheidung des MEA. vor⸗ 
liegt. Die Grenzen der Zuſtändigkeit ergeben fic) aus der Mieterſchutz⸗ 
verordnung und find nach deren Sinn und Zweck und unter Berück- 
ſichtigung der beiderſeitigen Belange möglichſt weit zu ziehen. Im vor⸗ 
liegenden Falle find ſie vom MEXX. nicht überſchritten worden. Nach 
82 Abſ. 1 Nr. 1a Verordn. v. 23. 9. 18 kann das Einigungsamt auf Anrufen 
eines Mieters über die Wirkſamkeit einer Kündigung des Vermieters 
und über die Fortſetzung des gekündigten Mietverhältniſſes je weils bis 
zur Dauer eines Jahres beſtimmen; daß dabei auch Bedingungen für 
die Fortſetzung des Mietverhältniſſes geſetzt werden dürfen, verſteht ſich 
von ſelbſt. In § 2 Abſ. 2 wird dem Einigungsamt für die Fortſetzung 
oder Verlängerung des Mietverhältniſſes in den Fällen des Abſ. 1 Nr. 1 
ausdrücklich die Befugnis zugeſprochen, dem Mieter neue Verpflichtungen 
aufzuerlegen, insbeſondern den Mietzins zu erhöhen. Die gegenüber 
§1 der Verordnung vom 26. Juli 1917 abweichende Faſſung ſtellt klar, 
daß dem Mieter auch andere Verpflichtungen als eine Erhöhung des 
Mietzinſes auferlegt werden können. Aus dem Wortlaut der Vorſchrift 
iſt aber nicht zu folgern, daß eine Regelung, die dem Mieter nicht 
nur Pflichten auferlegt, unzuläſſig ſei. Vielmehr muß nach Sinn und 
Zweck der MSHBD. angenommen werden, daß jede Regelung zuläſſig 
iſt, die in einem inneren urſächlichen Zuſam menhang mit der Frage 
ſteht, zu deren Entſcheidung das MEA. unmittelbar berufen iſt. So 
liegt aber die Sache hier. Das MEA., das die Kündigung für unwirkſam 
erklärte und ſo dem Mieter die Fortſetzung des Mietverhältniſſe ermöglichte, 
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hat ihm durch die Fortſetzung von Ratenzahlungen mittelbar Stundung 
für die Mietzinsrückſtände gegeben. Es hat ihn aber dem Vermieter 
gegenüber auch belaſtet, indem es dieſem die Befugnis gab, bei Nicht— 
einhaltung der beſtimmten Zahlungen leinſchließlich der laufenden Mietzinſen) 
die Räumung ohne Rückſicht auf ſonſtige geſetzliche oder vertragsmäßige 
Beſtimmungen zu verlangen. Die ganze Regelung ſteht im engſten 
Zuſammenhange mit der in die Zuſtändigkeit des MEA. fallenden Ent- 
ſcheidung über die Fortſetzung des Mietverhältniſſes. Der Beklagte weiſt 
in Beantwortung der Reviſion zutreffend darauf hin, daß, wenn der 
Mieter bei Nichteinhaltung der beſtimmten Zahlungen räumen muß, ihm 
durch Stundung im übrigen die Möglichkeit gegeben werden muß, jene 
Zahlungen pünktlich einzuhalten. Hätte der Vermieter trotz der Regelung 
des MEN. das Recht, den geſamten Mietzinsrückſtand einzuklagen und 
beizutreiben, jo könnte er bewirken, daß der Mieter die vom MEN. 
angeordneten Zahlungen nicht leiſten kann, alſo räumen muß, und damit 
gerade den Zweck vereiteln, den das MEA. mit ſeiner Entſcheidung erreichen 
will. Daß dieſe Entſcheidung auch dem Belange des Vermieters dient. 
ergibt ſich aus der ihm für den Fall der Nichtzahlung gegebenen Räumungs— 
befugnis. Danach muß die Entſcheidung des MEA. ſogar als im beider— 
ſeitigen Belange ſachlich gerechtfertigt bezeichnet werden. In jedem 
Falle aber — und das iſt hier allein entſcheidend — bewegt ſich die 
ganze Regelung in den Grenzen der Zuſtändigkeit des MEA. Seine 
Entſcheidung iſt daher wirkſam und bindend.“ — 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 10. Dez. 1920. E. w. H. 
(Kammergericht). III. 229 20. Auch in Entſch. 101 Nr. 32 S. 115. C. 


62. Vereinbarter Gerichtsſtand; wieweit derſelbe ein ausſchließlicher iſt, 
richtet ſich nach der getroffenen Vereinbarung. 
Vgl. 52 Nr. 193. 
300. 89 38. 12. 21. 

Die Klägerin klagte beim Landgericht in München auf Lieferung von 
Fahrrädern, die ſie bei der Münchener Zweigniederlaſſung der Beklagten 
auf Grund deren neu hergeſtellter, aus einem Blatte beſtehender Netto— 
Preisliſte für 1919 beſtellt hatte. Auf der Rückſeite der letzteren waren 
die Lieferungs- und Zahlungsbedingungen der deutſchen Fahrradfabrikanten 
abgedruckt; hier reihte ſich an die Beſtimmung über die Zahlung an zweiter 
Stelle der Satz „Erfüllungsort und Gerichtsſtand iſt der Sitz der liefernden 
Firma.“ Die Beklagte erhob den Einwand der örtlichen Unzuſtändigkeit 
des Gerichts, weil auf Grund der getroffenen Abrede das Gericht ihres 
Sitzes ausſchließlich zuſtändig ſei. 
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Das Landgericht wies die Klage wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts 
ab. Das Berufungsgericht verwarf die Einrede der Unzuſtändigkeit. Aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„In ſachlicher Beziehung iſt dem angefochtenen Urteil darin beizutreten, 
daß der Gerichtsſtand des Sitzes der Beklagten von den Parteien verein- 
bart worden iſt (wird näher ausgeführt). Im Gegenſatz zum Erſtrichter 
iſt aber der Senat der Anſchauung, daß dieſer Gerichtsſtand nicht als 
ausſchließlicher vereinbart wurde. Nach der herrſchenden Anſicht iſt eine 
Vermutung für die Ausſchließlichkeit des vereinbarten Gerichtsſtandes nicht 
anzuerkennen. Es muß daher im einzelnen Fall durch Auslegung feſt— 
geſtellt werden, ob der durch Vertrag geſchaffene Gerichtsſtand von den 
Parteien als neben den geſetzlichen Gerichtsſtänden beſtehender oder als 
ausſchließlicher Gerichtsſtand gewollt war. (Vgl. Förſter-Kann. ZPO. § 38 
Bem. 3b; Sydow-Buſch $ 38 Bem. 2; J. W. 12, 7923; OLG. 27, 72; 
S. A. 52, Nr. 193). 

Die „Allgemeinen Lieferungs- und Zahlungsbedingungen der deutſchen 
Fahrradfabrikanten“ haben den Zweck, den Inhalt und Vollzug der Verträge 
über Lieferung von Fahrrädern ſo zu regeln, daß die Intereſſen der 
Fabrikanten gegenüber ihren Abnehmern, den Händlern, gewahrt werden. 
Von dieſem Zwecke aus iſt auch die Beſtimmung über Erfüllung und 
Gerichtsſtand zu beurteilen. Sie will offenbar nicht mehr und nicht weniger 
als dem Fabrikanten die Möglichkeit gewähren, am Sitz ſeiner Firma 
Erfüllung ſeitens des Händlers zu verlangen und im Gerichtsſtand dieſes 
Sitzes ſeine Vertragsanſprüche gegen den Händler gerichtlich geltend zu 
machen, ſtatt zur Klageerhebung beim Gericht des ſonſt maßgebenden 
Leiſtungsortes des Händlers oder beim Gericht der Niederlaſſung des— 
ſelben genötigt zu ſein. Keinerlei Anlaß aber beſteht für die Annahme, 
daß die Schaffung des neuen Gerichtsſtandes verbunden ſein ſoll mit der 
Aufhebung der nach dem Geſetz beſtehenden Gerichtsſtände, der Fabrikant 
alſo von vorneherein darauf verzichtet, unter dieſen einen aus beſonderen 
Gründen für ihn vielleicht günſtigeren Gerichtsſtand zu wählen. Auch die 
Faſſung der in Frage ſtehenden Beſtimmung ſpricht gegen die Ausſchließlich— 
keit des vereinbarten Gerichtsſtandes. Denn wenn dieſe gewollt wäre, 
würde nichts näher gelegen haben, als den darauf gerichteten Willen irgend— 
wie zum Ausdrucke zu bringen. 

Die Ausführung des Erſtrichters, daß der vereinbarte Gerichtsſtand 
als nicht ausſchließlicher ohnehin beſtünde, iſt inſoferne unzutreffend, als 
die Beſtimmung den Gerichtsſtand für die meiſt auf Kaufpreiszahlung 
gerichteten Klagen der Fabrikanten gegen ihre Abnehmer betrifft, für 
dieſe Klagen aber ein Gerichtsſtand am Sitz der Fabrik nach dem Geſetz 
in der Regel nicht beſteht. Damit iſt auch die Schlußfolgerung des Erſt— 
richters hinfällig. 
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Das Ergebnis iſt ſohin, daß der vereinbarte Gerichtsſtand nicht als 
ausſchließlicher vereinbart iſt. Die nach dem Geſetz begründeten Gerichts 
ſtände beſtehen daneben fort. Da die Beklagte in München eine Zweig⸗ 
niederlaſſung im Sinne des § 21 BRO. hat und die vorwürfige Klage 
auf den Geſchäftsbetrieb dieſer Niederlaſſung ſich bezieht, iſt für die Klage 
bei den Gerichten in München der Gerichtsſtand der Niederlaſſung nach 
§ 21 ZPO. gegeben.“ 

Urteil des OLG. in München (1. oe v. 8. Oktober 1920. A. w. Gebr. 
R. L. 460/1920. F—z. 


63. Tatſachen, die den bisherigen Wiedereinſetzungsgrund in wefent- 
licher Beziehung ergänzen ſollen, müſſen in der Friſt des § 234 Abſ. 1 
SPO. geltend und glaubhaft gemacht werden. 

Vgl. 42. Nr. 254. 
BRO. 88 234. 236. 268. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: „Nach § 236 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 
ZPO. muß der Wiedereinſetzungsantrag unter anderem die Angabe der 
die Wiedereinſetzung begründenden Tatſachen und der Mittel für deren 
Glaubhaftmachung enthalten. Aus der Faſſung der Vorſchrift ergibt ſich 
ohne weiteres, daß dieſe Erforderniſſe dergeſtalt weſentlich ſind, daß 
ein Wiedereinſetzungsantrag, der ihnen nicht genügt, unzuläſſig iſt. Zu⸗ 
gleich folgt daraus (vergl. RGEntſch. 16, 369; 31, 402; 38, 388; Warn. 
1909 Nr. 168), daß einem inſoweit obwaltenden Mangel nach Ablauf der 
für die Zulaſſung des Wiedereinſetzungsantrags geſetzten Friſt überhaupt 
nicht mehr abgeholfen werden kann, daß erſt ſpäter vorgebrachte Tatſachen 
und erſt ſpäter an gekündigte Mittel der Glaubhaftmachung in der mündlichen 
Verhandlung nicht benutzt und bei der Entſcheidung nicht berückſichtigt 
werden 5 ſoweit es ſich wenigſtens nicht (vgl. RGEntſch. 38, 389; 
93, 4235, Warn. 08, 555) um Tatſachen dreht, die dem Gericht aus den 
Akten bekannt und von Amts wegen zu beachten ſind. Was die An- 
gabe der die Wiedereinſetzung begründenden Tatſachen betrifft, jo rede 
net die Rechtſprechung des Reichsgerichts (vgl. insbeſondere RGEntſch. 
31, 402) dazu „alle tatſächlichen Angaben, deren Anführung not» 
wendig iſt, um den Wiedereinſetzungsantrag als gerechtfertigt erſcheinen 
zu laſſen“. Im Sinne dieſer Rechtſprechung gehören aber auch Tat⸗ 
ſachen, die den bisherigen Wiedereinſetzungsgrund in weſentlicher Be— 
ziehung ergänzen ſollen, zu den die Wiedereinſetzung begründenden, 
insbeſondere auch ſolche, durch die, wie hier, ein mitwirkendes Verſchulden 
des Antragſtellers oder (§ 232 Abs. 2) eines Vertreters von ihm aus⸗ 
geſchloſſen werden ſoll. Die Reviſion bekämpft allerdings die bisherige 
Rechtſprechung des Reichsgerichts, indem ſie ſich auf die Beſtimmung in 
§ 268 ZPO. beruft, die im Laufe der Zeit eine immer weitergehende 
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Auslegung in der Richtung der Verneinung einer Klageänderung er— 
fahren habe. Die bisherige Rechtſprechung zu verlaſſen, liegt aber kein 
Grund vor, eine entſprechende Anwendung der Vorſchrift in § 268 Nr. 1 
ZPO. auf den ganz anders gearteten Fall eines Wiedereinſetzungs⸗ 
antrags iſt weder geboten noch gerechtfertigt. | 
Urteil des Reichsgerichtes (4. Sen.) v. 2. Dezember 1920. S. w. W. 
(OCG. Dresden). IV. 303/20. 


64. Klage auf vorbehaltloſe Verurteilung des im Vorprozeß rechts⸗ 
kräftig zur Leiſtung Sug um Hug verurteilten Beklagten; Umfang 
der Rechtskraftwirkung bei Verurteilung Zug um Hua. 

BRO. §§ 322. 767. BGB. §§ 322. 273. 

Im Vorprozeß war auf die Klage der Klägerin die Beklagte verurteilt 
worden, Zug um Zug gegen Auslieferung der bei dem Spediteur K. 
lagernden 11000 Helmſpitzen den dafür vereinbarten Kaufpreis von 22000. 
nebſt Zinſen zu zahlen. Die Klägerin erhob demnächſt eine neue Klage 
auf vorbehaltloſe Veruteilung der Beklagten zur Zahlung von 22000... 
Sie machte geltend, die bei dem Spediteur K. lagernden Helmſpitzen 
ſeien ſchon vor längerer Zeit, jedoch als ſich die Beklagte bereits im 
Annahmeverzuge befunden habe, von der Kriegsmetallgeſellſchaft beſchlag⸗ 
nahmt und eingeſchmolzen worden. Die Beklagte hielt die Klage im 
Hinblick auf die Rechtskraft des Urteils des Vorprozeſſes und auf den 
Mangel der Erforderniſſe des § 767 ZPO. für unzuläſſig. Der Klage 
wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Nach § 322 Abſ. 1 BGB. hat, wenn aus einem gegenſeitigen Ver⸗ 
trage der eine Teil Klage auf die ihm geſchuldete Leiſtung erhebt, die 
Geltendmachung des dem anderen Teile zuſtehenden Rechtes, die Lei⸗ 
ſtung bis zur Bewirkung der Gegenleiſtung zu verweigern, nur die 
Wirkung, daß der andere Teil Zug um Zug zu verurteilen iſt, und 
nach den §§ 322 Abſ. 3, 274 Abi. 2 BGB. kann auf Grund einer ſol⸗ 
chen Verurteilung der Gläubiger ſeinen Anſpruch ohne Bewirkung der 
ihm obliegenden Leiſtung im Wege der Zwangsvollſtreckung verfolgen, 
wenn der Schuldner ſich im Verzuge der Annahme befindet. Daraus 
ergibt ſich, daß die Verurteilung des „anderen Teiles“ zur Erfüllung 
Zug um Zug nicht auch die Verurteilung des „einen Teiles“ zur Be⸗ 
wirkung der Gegenleiſtung enthält. Die Geltendmachung des dem „an⸗ 
deren Teile“ zuſtehenden Rechts, die Leiſtung bis zur Bewirkung der 
Gegenleiſtung zu verweigern, hat nicht die Bedeutung der Erhebung 
einer Klage oder Widerklage. Demgemäß iſt das auf Erfüllung Zug 
um Zug lautende Urteil der Rechtskraft nur inſoweit fähig, als es über 
den durch die Klage erhobenen Anſpruch auf die dem „einen Teil“ 
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geſchuldete Leiſtung entſcheidet, nicht dagegen auch inſoweit, als es dem 
„anderen Teile“ das Recht vorbehält, die Leiſtung bis zur Bewirkung 
der Gegenleiſtung zu verweigern (§ 322 ZPO. Gaupp-Stein zu dieſem 
§ Anm. V, 2, b, 10. Aufl. S. 810f., Förſter-Kann zu § 322 BRO. 
Anm. 3b, Hellwig, Syſtem des Zivilprozeßrechts § 231, III, 2, Bd. 1, 
S. 796 f.). Ebenſowenig kann der „andere Teil“ wegen des ihm vor— 
behaltenen Anſpruchs auf die Gegenleiſtung die Zwangsvollſtreckung aus 
dem Urteil betreiben; nicht er, ſondern nur der „eine Teil“ iſt „Gläubiger“, 
nicht der „eine Teil“, ſondern nur er „Schuldner“ im Sinne der §§ 726, 
Ab. 2, 756, 765 ZP O. und infolgedeſſen auch im Sinne des § 767 da— 
ſelbſt. Das Kammergericht hat daher mit Recht angenommen, daß der 
gegenwärtigen Klage die Beſtimmung des 8 767 ZPO. nicht entgegenſtehe, 
obgleich der Klägerin ſchon vor der Schlußverhandlung in der Berufungs— 
inſtanz des Vorprozeſſes die Übergabe der Helmſpitzen infolge eines 
Umſtandes unmöglich geworden war, den die im Annahmeverzuge be— 
findliche Beklagte zu vertreten hatte. Denn dadurch, daß die Klägerin 
ihren damaligen Klageantrag dahin „deklariert“ hatte, daß ſie bereit 
ſei, „die der Beklagten bereits früher angebotenen 11000 Helmſpitzen, 
die bei dem Spediteur K. lagern, zu gewähren“, hat das Urteil vom 
15. Oktober 1917 keine andere Bedeutung erlangt, als es ohne die De— 
klarierung gehabt hätte. N 

Es konnte fic) höchſtens fragen, ob etwa nach materiellem Recht 
in jener Deklarierung die Übernahme der Gewähr für die Möglichkeit 
der Gegenteiſtung zu finden war. Dieſe Frage hat jedoch das Kammer— 
gericht gleichfalls ohne Rechtsirrtum verneint, indem es feſtgeſtellt hat, 
daß die Deklarierung einen Verzicht auf die Rechtsfolgen der etwaigen 
Unmöglichkeit der Gegenleiſtung nicht enthalten habe. 

Im übrigen darf es dahingeſtellt bleiben, ob nicht die Klägerin 
ihr Rechtsſchutzbedürfnis hinſichtlich der Kaufpreisforderung von 22000 MK 
nebſt Zinſen auch in der Weiſe hätte befriedigen können, daß ſie mit 
ihrer neuen Klage die Verurteilung der Beklagten beantragte, die Zwangs- 
vollſtreckung aus dem Urteile vom 15. Oktober 1917 ohne Lieferung der 
11000 Helmbeſchläge zuzulaſſen (RGEntſch. 96, 184; vgl. Warn. 09. Nr. 523). 
Denn ſachlich läuft die Wiederholung der Leiſtungsklage unter Verzicht 
auf die Zwangsvollſtreckung aus dem früheren Urteil auf dasſelbe hinaus“. 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 19. Okt. 1920. L. w. H. (Kammer⸗ 

gericht). II. 173/10. ö 
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65. Bei Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Revifionsfrift 
bedarf es keiner beſonderen Wiedereinſetzung gegen die Derfänmung 
der Reviſionsbegründungsfriſt. 

BRO. §§ 552, 554, 233. 

Aus den Gründen des Rev. Urteils: „Das Berufungsurteil ij? am 
1. April 1920 zugeſtellt, die Reviſionsſchrift aber erſt am 28. Mai 1920, 
alſo verſpätet, beim Reviſionsgericht eingegangen. Die Verſäumnis iſt 
jedoch auf einen unabwendbaren Zufall zurückzuführen. (Wird ausgeführt.) 
Der Antrag des Klägers auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
gegen die Verſäumung der Reviſionsfriſt ijt daher begründet. Einer be- 
ſonderen Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Reviſionsbegrün— 
dungsfriſt bedurfte es nicht, da die Begründungsfriſt nicht vor Ablauf 
der infolge der Wiedereinſetzung jedenfalls bis zur rechtzeitigen Nach— 
holung der Reviſionseinlegung verlängerten Reviſionsfriſt zu laufen be» 
ginnt, wie der erkennende Serat bereits in dem Urteile vom 12. Mai 1920 
in der Sache V. 56/1920 ausgeſprochen hat (vgl. auch Stein ZPO. § 554 
11. 2). Dann aber iſt die Friſt gewahrt. Denn nachdem die Reviſion 
innerhalb zwei Wochen nach Behebung des Hinderniſſes am 28. Mai 1920 
eingelegt worden iſt, iſt die Reviſionsbegründung am 5. Juni 1920, alſo 
vor Ablauf eines Monats nach der Einlegung, beim Reviſionsgericht 
eingegangen. An der Rechtslage wird auch dadurch nichts geändert, daß 
im gegebenen Falle die ordentliche Reviſionsbegründungsfriſt noch bis 
zum 1. Juni 1920 lief und deshalb der dem Reviſionskläger zugeordnete 
Anwalt in der Lage geweſen iſt, die Reviſion bis dahin zu begründen, 
oder, wenn ihm das nicht möglich war, die Verlängerung der Begrün- 
dungsfriſt nachzuſuchen. Denn die Regel, daß ſich, wenn bei verſpäteter 
Reviſionseinlegung die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erfolgt, 
die Reviſionsgründungsfriſt verſchiebt, gilt allgemein und nicht blos für 
die Fälle, wo zur Zeit der verſpäteten Reviſionseinlegung auch die 
ordentliche Begründungsfriſt ſchon abgelaufen iſt.“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 6. Okt. 1920. O. w. C. (OLG. 
Köln). V. 218,20. | 


66. Macht der Vermieter an einem für den Schuldner unentbehrlichen 
Gegenſtande gleichzeitig das Vermieter- und ein Pfändungspfandrecht 
geltend, jo kann über beide Rechte einheitlich im Klagewege durch 
| das Prozeßgericht entſchieden werden. 
Vgl. 55 Nr. 52; 74 Nr. 58. 
ZPO. §§ 766. 811 Ar. 5. BGB. § 559. 
Der Kläger hatte gemäß Mietvertrag vom 11. Okt. 1909 vom Beklagten 
in deſſen Hauſe einen Schlächtereiladen nebſt Wohnung gemietet. Anfang 
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November 1912 ſchloß der Kläger ſein Geſchäft und verließ auch bald darauf 
die Wohnung unter Zurücklaſſung des Inventars. Er beanſpruchte mit 
der Klage die Herausgabe des Inventars. Der Beklagte weigerte die Heraus- 
gabe. Er berief ſich insbeſondere in Anſehung eines vom Kläger als ſein 
Eigentum beanſpruchten Fleiſchwolfs auf ein ihm daran zuſtehendes Pfän⸗ 
dungspfandrecht ſowie auf ſein Vermieterpfandrecht wegen rückſtändiger 
Miete. Die Klage wurde in Anſehung dieſes Fleiſchwolfs in zwei Inſtanzen 
abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev. ⸗-Urteils. 
„Der Fleiſchwolf iſt vom Beklagten im Wege der Zwangsvollſtreckung 
gepfändet und vom Berufungsgericht nicht freigeſtellt worden, die Klage— 
abweiſung iſt inſoweit damit begründet, daß der Kläger die Freigabe dieſes 
an ſich unentbehrlichen Fleiſchwolfs nur im Wege der Einwendung gegen 
die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung gemäß § 766 BRO. geltend 
machen könne. Grundſätzlich iſt dieſer Rechtsſtandpunkt des Vorderrichters 
allerdings richtig. Aber der Beklagte macht hinſichtlich des Fleiſchwolfs 
nicht ausſchließlich ein Pfändungspfandrecht, ſondern auch das geſetzliche 
Vermieterpfandrecht geltend, welch letzteres nicht durch Einwendung gemäß 
§ 766 ZPO., ſondern nur im Wege der Klage als nicht beſtehend angefochten 
werden kann. Bei dieſer beſonders gearteten Sachlage muß über die Frei⸗ 
gabe des Fleiſchwolfs, ſchon um der Möglichkeit entgegengeſetzter Entſchei— 
dungen des Vollſtreckungsgerichts und des Prozeßgerichts vorzubeugen, 
in einheitlichem Verfahren erkannt werden. Es würde eine nicht zu billigende 
Formalität bedeuten, wenn man in einem ſo gelagerten Falle zunächſt die 
Klage auf Freigabe, die gegenüber der Geltendmachung des Vermieter- 
pfandrechts auch nach einer für den Kläger günſtigen Entſcheidung des 
Vollſtreckungsgerichts noch notwendig bleibt, falls der Vermieter an ſeinem 
Vermieterpfandrecht feſthält, unter Verweiſung auf den Rechtsbehelf aus 
§ 766 ZPO. abweiſt. Man muß vielmehr in einem ſolchen Falle dem Prozeß⸗ 
gericht, das zuerſt angerufen worden iſt, die Befugnis zuerkennen, einheitlich 
über das Nichtbeſtehen des Vermieterpfandrechts und über die Unwirkſamkeit 
des Pfändungspfandrechts zu entſcheiden. Der für den Kläger unentbehrliche 
Fleiſchwolf iſt daher in Abänderung der Vorentſcheidungen freizuſtellen ...“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 25. Juni 1920. B. w. ©. (Kammer⸗ 
gericht). VII. 43/20. 


I. Bürgerliches Recht. 


67. Recht der Stadtgemeinde, die Bezeichnung eines in der Stadt 
belegenen Theaterunternehmens als „Stadttheater“ zu unterſagen. 
Vgl. 60 Nr. 69; 42 Nr. 92. 

BGB. § 12. 

Der Beklagte war Eigentümer eines Hauſes in Weſel, in dem er eine 
Gaſtwirtſchaft, Reſtaurant und Weinhandlung betrieb und Theaterauffüh⸗ 
rungen veranſtaltete. Das ganze Unternehmen hatte er als „Stadttheater“ 
bezeichnet. Die Klägerin erhob Klage auf Verurteilung des Beklagten, 
den Gebrauch der Bezeichnung „Stadttheater Weſel“ oder auch „Stadt— 
theater“ allein für ſein zu Weſel beſtehendes Geſchäft — „Weinhandlung 
und Reſtaurant mit Saal für Theater und ſonſtige Zwecke“ — zu unter⸗ 
laſſen. Landgericht und OLG. wieſen die Klage ab. Das Reichsgericht 

hob auf. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Das Berufungsgericht führt aus: Zwar ſchütze der § 12 BGB., ob⸗ 
gleich er unter dem Titel „natürliche Perſonen“ ſtehe, auch das Namensrecht 
von juriſtiſchen Perſonen. Die Rechtſprechung habe ihn auch auf Fälle be⸗ 
zogen, in denen der Name nicht zur Bezeichnung der Perſon, ſondern zur 
Förderung gewiſſer Zwecke der Perſon diene. Immer ſei aber nötig, daß 
der Name der juriſtiſchen Perſon ſelbſt in dieſer Art gebraucht werde. Nun 
habe aber der Beklagte bei der Bezeichnung „Stadttheater“ — die Be⸗ 
zeichnung „Stadttheater Weſel“ hat er unſtreitig nicht gebraucht — gar⸗ 
nicht den Namen der Klägerin verwendet, da der Name der Klägerin „Stadt 
Weſel“ und nicht „Stadt“ ſchlechthin laute, das Wort „Stadt“ vielmehr 
lediglich eine Gattungsbezeichnung fet, welche zur Bezeichnung von getverb- 
lichen Betrieben wie „Stadtkeller“ „Stadtküche“ u. dgl. vielfach gebraucht 
werde. Der Beklagte maße ſich auch nicht etwa das Recht an, den Namen 
der Klägerin als ſeinen eigenen zu führen. Das Wort „Stadt“ in „Stadt⸗ 
theater“ diene ihm nicht zur Selbſtbezeichnung. — Letzteres ſagt das OLG. 
im Anſchluß an die Entſcheidung des Senats RGEntſch. 71, 265. Eine tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellung, an die das RG. gebunden wäre, iſt darin nicht enthalten. 
— In RGentſch. 71, 265 handelte es fic) um den Gebrauch eines Drt3- 
wappens durch einen Gewerbetreibenden. Die Vorausſetzungen des § 12 


BGB. ſind dort nicht für vorliegend erachtet worden, weil ne Klägerin 
Seufferts Archiv, Bd. 76. 8. Folge. Bd. 21. Heft 4 u. 5. 
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ſelbſt nicht behauptete, daß der Beklagte ſich das Recht angemaßt habe, 
ihr Wapper als ſein eigenes zu führen, der Beklagte mit dem von ihm auf 
Waſſerflaſchen gebrauchten klägeriſchen Wappenbild vielmehr nur auf die 
Herkunft des von ihm verwendeten Quellwaſſers und auf den Herſtel— 
lungsort des von ihm in den Handel gebrachten gewerblichen Erzeugniſſes 
hinwies. Einen ähnlichen Fall der Anbringung eines Stadtwappens an 
der Ladentür und den Schaufenſtern eines Schuhwarengeſchäfts betrifft 
die in Warneyer 1911 Nr. 468 abgedruckte Entſcheidung des Senats. Dort 
wird gejagt, daß nach der Tatſachenwürdigung des Ber.-Richters eine unter 
§ 12 BGB. fallende Verletzung des Namensrechtes nicht vorliege, und dabei 
bemerkt, die Annahme, daß jemand, der in W. das dort bekannte Stadt⸗ 
wappen an dem Laden eines Schuhwarengeſchäftes erblicke, dabei auf den 
Gedanken kommen könnte, der Ladeninhaber führe dieſes Wappen als 
ſein eigenes und weiſe nicht vielmehr als Ein wohner der Stadt lediglich 
auf dieſe ſeine Beziehung zur Stadtgemeinde hin, erſcheine ſo fernliegend, 
daß jie nicht erſt einer ausdrücklichen Ablehnung durch den Ber.⸗Richter 
bedurft habe. Die vorliegende Sache kann eine weſentlich andere Beurteilung 
rechtfertigen. 

Es gibt in vielen größeren Orten „Stadtküchen“, bei denen nach den 
Anſchauungen des Verkehrs jede Beziehung zur Stadtgemeinde ausgeſchloſſen 
iſt. Wie ſich der Gebrauch dieſer Bezeichnung erklärt, iſt nicht bekannt. 
Vielleicht hat man dabei zunächſt an den Gegenſatz zur Küche einer Privat- 
wohnung gedacht und damit eine Küche bezeichnen wollen, aus der man 
fertig zubereitete Speiſen beziehen kann, ohne ſelbſt kochen zu müſſen, und 
die außerhalb des eigenen Hauſes „in der Stadt“ gelegen iſt. Ahnlich wird 
es ſich vielfach mit den Bezeichnungen „Stadtkeller“, „Stadtkapelle“ und 
anderen verhalten. Die Bedeutung ſolcher Bezeichnungen kann im einzel— 
nen je nach dem Ort und der dort herrſchenden Verkehrsanſchauung ver⸗ 
ſchieden ſein, der Ausdruck „Stadttheater“ iſt mehrdeutig. Es kann darin 
der Gegenſatz zu einem Dorftheater liegen. In dieſem Sinne wird ihn 
der Beklagte nicht gebrauchen, und ſo wird er in Weſel auch jedenfalls im 
Verkehr nicht aufgefaßt. Möglich wäre, daß damit geſagt werden ſoll und 
darunter verſtanden wird, daß das Theaterunternehmen des Beklagten 
das einzige — in der Stadt (Weſel) — ſei, womit lediglich auf örtliche 
Verhältniſſe hingewieſen würde. Daß dieſe Auffaſſung hier ſchon deshalb 
die allein mögliche ſei, weil in Weſel ein andrer Theaterſaal als der des 
Beklagten nicht vorhanden iſt und der Beklagte dort allein die große Theater⸗ 
konzeſſion beſitzt, wie er behauptet, die Klägerin aber beſtreitet, läßt ſich 
nicht zugeben. Es fommt auf die dort herrſchende Anſchauung des Verkehrs 
an. Ein allgemeiner Erfahrungsſatz dahin, daß die Bezeichnung „Stadt- 
theater“ niemals und nirgends auf andre als bloß örtliche Beziehungen zu 
einer Stadtgemeinde hindeuten könne, beſteht nicht. Es gibt Theater⸗ 
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unternehmungen, die deshalb „Stadttheater“ genannt werden, weil die 
Stadtgemeinde ſelbſt die Unternehmerin iſt oder das Unternehmen unter⸗ 
ſtützt oder andere ähnliche Beziehungen dazu unterhält. Es iſt nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß die Verkehrsanſchauung in Weſel über das Unternehmen 
des Beklagten die gleiche iſt. Das ſcheint das Ber.⸗Gericht nicht erwogen 
zu haben. Zu berückſichtigen ſind dabei insbeſondere die Behauptungen 
der Klägerin im vorgetragenen Schriftſatz vom 27. Mai 1920 darüber, 
wie die Bezeichnung „Stadttheater“ für das Unternehmen in Gebrauch 
gekommen ſei. Sie führt das nämlich darauf zurück, daß in früherer Zeit 
in dem jetzt dem Beklagten gehörigen Saal mit ſtädtiſcher Unterſtützung 
Theaterunternehmungen veranſtaltet worden ſeien, denen die Stadtge— 
meinde den Gebrauch der Bezeichnung „Stadttheater“ gegen die Verpflich⸗ 
tung zur Einhaltung einer beſtimmten Spielzeit und eines beſtimmten Spiel- 
planes geſtattet habe. Iſt dem ſo, ſo würde die an ſich ſchon nahe liegende 
Möglichkeit, daß der Verkehr in Weſel mit der Bezeichnung des Unternehmens 
des Beklagten als „Stadttheater“ die Vorſtellung von weitergehenden 
als bloß örtlichen Beziehungen desſelben zu der Klägerin verbindet, noch 
näher gerückt werden. Beſteht eine ſolche Verkehrsanſchauung, ſo kann die 
Anwendung des § 12 BGB. gerechtfertigt ſein. Zwar nennt der Beklagte 
ſein Unternehmen nicht „Stadttheater Weſel“ ſondern nur „Stadttheater“, 
und bei ſtrenger Haftung am Wortlaut könnte man deshalb bezweifeln 
wollen, ob er unter ſolchen Umſtänden überhaupt den Namen der Klägerin 
gebraucht. Wenn indeſſen die Verkehrsauffaſſung mit der Bezeichnung 
„Stadttheater“ am Ort ihres Gebrauchs den angegebenen Sinn verbindet, 
ſo iſt die Bedeutung dieſer Bezeichnung keine andere als die „Stadttheater 
Weſel“, und die Benutzung der letzteren würde unbedenklich den Gebrauch 
des Namens der Klägerin in ſich ſchließen. Allerdings iſt im Schrifttum 
(v. Staudinger in Blätt. f. RA. Bd. 62 S. 199) die Meinung geäußert wor⸗ 
den, der rechtliche Namen der Stadt München als juriſtiſche Perſon ſei 
nicht die bloße Ortsbezeichnung München, ſondern „Stadtgemeinde Mün⸗ 
chen“ oder „Haupt- und Reſidenzſtadt München“; aber dem kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Der Namen der klagenden Stadtgemeinde iſt „Weſel“, 
und dieſer deckt ſich mit der Ortsbezeichnung. Ob das eine oder das andere 
gemeint iſt, müſſen Zuſammenhang und Umſtände ergeben. Mit „Stadt- 
gemeinde“ wird nur die Art der juriſtiſchen Perſon näher bezeichnet. Jeden⸗ 
falls kann unter der angegebenen Vorausſetzung die entſprechende An- 
wendung des § 12 BGB. geboten fein, ebenſo wie die Rechtſprechung dies 
bereits mehrfach bei unbefugtem Gebrauch des Wappens einer Perſon an⸗ 
erkannt hat. Die Verhältniſſe können auch da, wo von unlauterem Wett⸗ 
bewerb nicht die Rede iſt, ſo liegen und regelmäßig wird es der Fall ſein 
daß eine Stadtgemeinde ein weſentliches Intereſſe daran hat, daß für ein 
gewerbliches Unternehmen nicht eine Bezeichnung gebraucht wird, die den 
8* 
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Anſchein erweckt, als ob es von ihr betrieben, unterſtützt, geleitet wird oder 
zu ihr in ähnlichen Beziehungen ſteht, wenn das tatſächlich nicht der Fall iſt. 
Ein ſolches Intereſſe, mag es auf dem Gebiete des Vermögensrechts liegen 
oder idealer Natur ſein, iſt des Rechtsſchutzes in gleicher Weiſe würdig und be⸗ 
dürftig wie der Namen ſelbſt, deſſen Schutz das Geſetz ausdrücklich ge währleiſtet. 
Das hat das Ber.⸗Gericht, wie die Reviſion mit Recht rügt, verkannt.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 5. Jan. 1921. Stadt W. w. P. 
(OLG. Düſſeldorf). IV. 365/20. Auch in Entſch. 101 Nr. 47 S. 169. 


68. Ein Dertrag, durch den der eine Teil gegen die DO. v. 28. 6. 1917 
über den Handel mit Tabakwaren verſtößt, iſt nichtig, wenn der andere 
Teil bewußt zu dem Verſtoße mitwirkt“; kein Anſpruch auf abſtrakten 
Schaden, wenn der Käufer durch Weiterverkauf gegen ein Derbot- 
geſetz verſtoßen hätte**. 
“Bol. 74 Nr. 121. Vgl. 73 Nr. 112. 
BGB. §§ 134. 138. 320. 249. 

Der Kläger kaufte im April 1919 vom Beklagten 100000 Stück Ziga⸗ 
retten zum Preiſe von 145 % für das Tauſend, lieferbar bis Ende April 
1919, zur Hälfte bis zum 20. April 1919. Der Beklagte lieferte trotz Friſt⸗ 
ſetzung nicht, der Kläger forderte deshalb Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. 
Das Landgericht wies die Klage ab, weil der Kaufvertrag nichtig ſei, da der 
Kläger nicht die nach der Bekanntmachung über den Handel mit Tabak⸗ 
waren vom 28. Juni 1917 erforderliche Erlaubnis zu ſolchem Handel be- 
ſeſſen habe. Das Ber.⸗Gericht erklärte dagegen den Klaganſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt. Das Reichsgericht hob auf. Aus den Grün⸗ 
den des Rev.⸗Urteils: 

„Allerdings kann die Tatſache allein, daß der Kläger die erforderliche 
Erlaubnis zum Handel mit Zigaretten nicht beſaß, er aber gleichwohl den 
Kauf abſchloß, um mit den Zigaretten Handel zu treiben, nach der VO. 
vom 28. Juni 1917 über den Handel mit Tabakwaren — anders nach Art. Il 
§ 4b der VO. über Sondergerichte gegen Schleichhandel und Preistreiberei 
vom 27. Nov. 1919 — die Nichtigkeit des Kaufgeſchäftes nicht begründen. 
Die Verordnung vom 28. Juni 1917 wendet ſich wie die vom 24. Juni 1916 
über den Handel mit Lebens- und Futtermitteln gegen den ohne beſondere 
Erlaubnis betriebenen Handel als ſolchen, nicht unmittelbar gegen das 
einzelne Kaufgeſchäft. Verbotwidrig handelt durch den Abſchluß eines fol- 
chen Geſchäfts regelmäßig nur der Handeltreibende, der der Erlaubnis 
zum Handel entbehrt. Ein Vertrag aber, bei dem nur der eine Teil gegen 
ein Verbotgeſetz handelt, iſt, wie die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
im Anſchluß an die Motive zu § 105 Entw. 1 BGB. (Bd. 1 S. 210) angenom⸗ 
men hat (vgl. RGeEntſch. 60, 276; 78, 353), der Regel nach nicht als nichtig 
anzuſehen. Auf der Anwendung dieſes Grundſatzes beruhen die Urteile 
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des II. Zivilſenats, RGEntſch. 96, 330 und 343, — indem fie annehmen, 
daß die VO. vom 24. Juni 1916 rein gewerbsmäßiger Natur ſei, ſich nur 
gegen den unbefugt Handeltreibenden wende und die bürgerlich⸗ rechtliche 
Gültigkeit des Kaufgeſchäfts ſelbſt nicht in Frage ſtellen wolle. Von dieſer 
Auffaſſung, der auch der jetzt erkennende Senat in dem Urteile vom 30. Jan. 
1920, III 215/ö19 beigetreten iſt, abzugehen, liegt kein ausreichender Anlaß 
vor. Es iſt auch nicht gerechtfertigt, in dieſer Hinſicht einen grundſätzlichen 
Unterſchied zwiſchen dem Falle zu machen, in dem der Verkäufer der Ware 
verbotwidrig Handel treibt, und dem, in welchem dies der Käufer tut; auch 
das Urteil RGéEntſch. 96, 330 betrifft einen Fall der letzteren Art. 

Anders aber liegt der Fall, daß mit dem verbotwidrig Handeltreiben⸗ 
den der andere Vertragsteil wiſſentlich zuſammenwirkt, wenn insbeſondere 
der Verkäufer an den nicht zum Handel mit der Ware Berechtigten verkauft, 
obwohl er weiß, daß dieſer die Ware zum Zwecke des verbotwidrigen Handels 
erwerben will. In ſolchem Falle macht ſich der Verkäufer zwar nicht der 
Mittäterſchaft, wohl aber der Beihilfe zu dem nach der Verordnung ſtraf⸗ 
baren Vorgehen, oder zum mindeſten doch des bewußten Mitwirkens zu 
einem Verſtoße gegen das Verbotgeſetz ſchuldig. Der Kaufvertrag ſtellt in 
ſolchem Falle ſeinem ganzen Inhalt nach, ſowohl in tatſächlicher Hinſicht als 
nach dem Willen beider Vertragteile einen Akt des verbotenen Handels⸗ 
betriebs dar; er enthält eine vorſätzliche Zuwiderhandlung gegen das zum 
Schutze der Allgemeinheit erlaſſene Geſetz. Er verfällt daher nach 
§ 134 BGB. wie auch als gegen die guten Sitten verſtoßend nach § 138 BGB. 
der Nichtigkeit. Daß ein Fall dieſer Art hier vorliegt; iſt nach den bisherigen 
Feſtſtellungen nicht ausgeſchloſſen, bedarf alſo der Prüfung. 

Aber auch wenn das Kaufgeſchäft ſelbſt rechtsgültig ſein ſollte, würde 
der Schadenerſatzanſpruch in der Weiſe, wie er vom Kläger geltend gemacht 
wird, nicht begründet ſein. Der Kläger fordert den Erſatz des Unterſchieds 
zwiſchen dem vereinbarten Kaufpreiſe und dem zur Zeit des Eintritts des 
Verzuges geltenden Marktpreiſe, alſo des fog. abſtrakten Schadens. Dieſe 
Schadenberechnung ſetzt aber voraus, daß der ſie Fordernde bei Erfüllung 
des Vertrags in der Lage geweſen wäre, den entſprechenden Gewinn zu 
ziehen, hier alſo die Ware zu dem höheren Marktpreiſe zu verkaufen (vgl. 
RGeEntſch. 99, 49). Der Kläger aber hätte durch den Verkauf der Zigaretten 
ſich eines Verſtoßes gegen die VO. vom 28. Juni 1917 ſchuldig gemacht. 
Der Gewinn, den er dabei erzielt hätte, wäre alſo auf unerlaubte, geſetz⸗ 
widrige Weiſe erlangt. Ein derartiger Gewinn aber iſt, wie das Reichsgericht 
in ſteter Rechtſprechung (vgl. RGeEntſch. 90, 64; 91, 50) und insbeſondere 
auch in dem Urteil vom 30. Jan. 1920 III 215/19 angenommen hat, das 
einen dem jetzt vorliegenden ähnlichen Fall behandelt, nicht erſtattungsfähig.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 26. Okt. 1920. E. w. K. (OLG. 

Darmſtadt). III. 122/20. 
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69. Haftung des Staates für Gegenſtände, die im Strafverfahren 
beſchlagnahmt ſind. 
Vgl. 75 Nr. 206 m. N. 
BGB. §§ 690. 276. 278; EGBGB. Art. 77. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Der Vorderrichter hat die wegen Nichtherausgabe der dem Kläger bei 
ſeiner Feſtnahme wegen Diebſtahls abgenommenen und von der Staats⸗ 
anwaltſchaft aſſervierten Gelder erhobene Schadenerſatzklage aus Rechts⸗ 
gründen abgewieſen. Dieſen Ausführungen iſt nicht zu folgen. 

In den Urteilsgründen wird anerkannt, daß aus den kraft ſeines Amtes 
vorgenommenen Handlungen eines Beamten gleichzeitig ſowohl öffentlich— 
rechtliche als privatrechtliche Beziehungen entſtehen können und vorliegend 
auch entſtanden ſind. Demgemäß wird dem Fiskus an den aſſervierten 
Geldern Beſitz nach § 854 und die Einwendung nach '§ 986, dem Kläger 
der Herausgabeanſpruch des Eigentümers nach § 985 ſowie der Schaden- 
erſatzanſpruch nach §§ 990, 989 BGB. an ſich zugeſtanden. Aus welchem 
Grunde im Gegenſatz dazu die amtliche Inverwahrungnahme neben der 
öffentlich-rechtlichen Verwahrungspflicht nicht auch Verbindlich— 
keiten auslöſen könnte, die nach privatrechtlichen Grundſätzen zu beurteilen 
find, ijt nicht erſichtlich. Sind die §§ 990, 989 BGB. — ſinngemäß — an⸗ 
wendbar, ſo bedarf es der beſonderen Begründung einer Obhutpflicht über⸗ 
haupt nicht mehr; fie würde ſich vielmehr ohne weiteres daraus er- 
geben, daß der Beſitzer nach Inhalt dieſer Vorſchriften dafür haftet, daß 
infolge ſeines Verſchuldens die Sache verſchlechtert wird, untergeht 
oder aus einem anderen Grunde von ihm nicht herausgegeben werden kann. 
Einer Anlehnung an § 990 BGB. ſteht zwar das Bedenken entgegen, daß 
hier ein bösgläubiger Beſitz vorausgeſetzt wird; unbedenklich erſcheint aber 
eine analoge Anwendung des § 989. Denn iſt der Grund für die geſteigerte 
Haftung nach Eintritt der Rechtshängigkeit darin zu ſuchen, daß der Beſitzer 
nunmehr mit der Möglichkeit der Herausgabe rechnen muß (vgl. Komm. 
von RGK. zu § 987 Anm. 5), fo mußte vorliegend die Staatsanwaltſchaft 
ſchon bei Abnahme der Gelder mit dieſem Falle rechnen. Die Inbeſitz⸗ 
nahme war von vornherein nur vorübergehender Natur. Nach Beendi⸗ 
gung des Strafverfahrens hatte die Herausgabe an den Berechtigten zu 
erfolgen. | 

Ebenſowenig iſt aber auch die Annahme eines Verpflichtungsverhält⸗ 
niſſes nach Art eines Verwahrungsvertrages ausgeſchloſſen. Die dagegen 
gerichteten Ausführungen des Vorderrichters gipfeln in der Behauptung, 
daß es nur möglich ſei, für beſtimmte Verträge geſchaffene Rechtsſätze auf 
neue Verträge ſinngemäß anzuwenden, nicht aber auf Tatbeſtände, denen 
die Merkmale eines Vertrages — zwei übereinſtimmende Willenserklärungen 
— fehlten. Der Satz entbehrt jeder Begründung und ſteht im Widerſpruch 
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zu der Rechtsentwicklung. Obligationen entſtehen nicht nur aus Verträgen, 
ſondern auch aus anderen Vorgängen, an welche das Recht beſtimmte Rechts⸗ 
folgen knüpft. Hierher gehören namentlich diejenigen Schuldverhältniſſe, 
welche im gemeinen Recht in der Gruppe der ſog. Quaſikontrakte zuſammen⸗ 
gefaßt wurden. Kraft ihrer inneren Verwandtſchaft mit beſtimmten Ver⸗ 
tragsobligationen unterlagen ſie analoger Anwendung der dieſe beherr⸗ 
ſchenden Rechtsſätze (vgl. Dernburg, Bd. II, 86 Anm. 8). Daran hat das 
BGB. nichts geändert. Wenngleich Art. 77 EGBGB. die Regelung der 
Haftung des Staates für den von ſeinen Beamten in Ausübung der dieſen 
anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden der Landesgeſetz— 
gebung vorbehalten hat, ſo hindert das ſelbſtverſtändlich nicht, daß Wiſſen⸗ 
ſchaft und Rechtſprechung, ſolange ein ſolches Geſetz nicht ergangen iſt, durch 
Analogie aus verwandten geſetzlichen Vorſchriften diejenigen Rechtsſätze 
findet, welche dem zur Entſcheidung ſtehenden Rechtsverhältnis gemäß 
ſind. Da es ſich vorliegend um ein dem Verwahrungsvertrag ähnliches Ver⸗ 
hältnis handelt, iſt damit die Anlehnung an die §§ 688 ff. BGB. gegeben. 
Gegen die damit angenommene privatrechtliche Verwahrungspflicht des 
Beklagten kann aus 88 966, 1215 BGB. ein Beweis des Gegenteils ſchon 
deshalb nicht entnommen werden, weil das BGB. nach Art. 77 EG. von 
der Regelung der Haftung des Staates in den Fällen der vorliegenden 
Art überhaupt abſieht. Es kann ſich daher nur um eine analoge Anwendung 
handeln, bei der natürlich nur diejenigen Vorſchriften in Betracht kommen, 
welche wegen Gleichheit des Grundes auf den zur Entſcheidung ſtehenden 
Fall anwendbar erſcheinen. Das trifft vorliegend auf den § 690 BGB., 
welcher bei unentgeltlicher Übernahme der Aufbewahrung den Verwahrer 
nur für diejenige Sorgfalt einſtehen läßt, welche er in eigenen Angelegen— 
heiten anzuwenden pflegt, offenbar nicht zu. Der weſentliche Unterſchied 
liegt darin, daß im vorliegenden Fall der Staat den Inhaftierten kraft 
öffentlicher Gewalt zur Abgabe ſeiner Wertſachen im Intereſſe der 
Rechtspflege zwingt. Dieſer Zwang verbietet die Anwendung des 
§ 690 BGB., vielmehr muß in Gemäßheit der §§ 276, 278 BGB. eine Haf⸗ 
tung des Staates für jedes Verſchulden angenommen werden (vgl. RGEntſch. 
84, 339). Dieſer Grad der Haftung findet feine Begründung aber auch 
in dem Geſichtspunkt des Intereſſes an der Hinterlegung. Regelmäßig 
wird die Unentgeltlichkeit der Verwahrung mit dem alleinigen Intereſſe 
des Hinterlegers zuſammenfallen (vgl. Dernburg, Pandekten II § 37 Z. 2, 
welcher ohne weiteres von dem einen auf das andere ſchließt). Auf dieſen 
Regelfall iſt der § 690 zugeſchnitten. Da die Hinterlegung hier aber in erſter 
Linie im öffentlichen Intereſſe, alſo im Intereſſe des Verwahrers, erfolgte, 
tft eine entſprechende Anwendung des § 690 BGB. abzulehnen. Im übrigen 
entſpricht der Geſichtspunkt des Intereſſes an der Hinterlegung als Maßſtab 
für die Haftung des Verwahrers gemeinrechtlichen Rechtsgedanken (Wind- 
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ſcheid, Rand. II § 378 Anm. 6), die vielfach in die Landesgeſetzgebung über⸗ 
gegangen find (Motive Bd. II S. 571/2) und kraft ihrer allgemeinen Natur 
auch hier verwertet werden können, eben weil das BGB. nach Art. 77 EG. 
eine geſetzliche Regelung nicht vorgenommen hat. Es iſt alſo nicht richtig, 
daß der § 690 BGB. bei der Entſcheidung über die Haftung des Staates 
in den a. a. O. bezeichneten Fällen irgendwelche Schwierigkeiten macht. 
Der Klaganſpruch war aber aus tatſächlichen Gründen abzuweiſen. 
Beklagter hat ſich gemäß § 282 BGB. wegen der Unmöglichkeit der Heraus⸗ 
gabe zu entlaſten. Unſtreitig iſt, daß die aſſervierten Gelder bei der Plün⸗ 
derung am 25. Juni 1919 abhanden gekommen ſind, nachdem ſie bis dahin 
im Geldſchrank des Aſſervatenraumes verwahrt waren. Die Inverwahrung⸗ 
nahme war von vornherein geboten, weil Kläger im Verdacht ſtand, außer 
an den eingeräumten, noch an weiteren größeren Diebſtählen beteiligt zu 
ſein, die in feiner Wohnung verſteckt vorgefundenen 7100 „ mithin als Be⸗ 
weismittel von Bedeutung waren. Noch bevor das Ergebnis der darüber 
angeſtellten Ermittlungen vorlag, wurde der Staatsanwaltſchaft am 10. Juni 
1919 der von der Firma C. erwirkte Arreſtbefehl und Pfändungsbeſchluß 
zugeſtellt, auf Grund deſſen ſie dem Kläger die Gelder nicht mehr heraus⸗ 
geben durfte. Als ſich Kläger dann im September mit der Firma C. wegen 
Auszahlung der Gelder verglich, war die Plünderung ſchon geſchehen.“ 
Urteil des OLG. in Hamburg (1. Sen.) v. 22. Dez. 1920. S. w. Hamb. 
Staat. Bf. I. 301/20. B. 


70. Iſt die Schadenerſatzklage aus § 839 BGB., 8$ 1, 4 Gef. v. 
J. 8. 1909, wegen ODerſchuldens eines ſtädtiſchen Polizeibeamten, der 
als Bilfsbeamter der Staatsanwaltſchaft gehandelt hat, gegen den 
Staat oder gegen die Stadt zu richten? Suläſſigkeit des Rechtsweges. 
Vgl. folg. Nr. 
BOB. § 839; Gef. v. 11. 5. 1842 §§ 1. 6; G86, §§ 13. 153. 

Aus den Gründen des Ber⸗Urteils: 

I. „Der Rechtsweg iſt zuläſſig; es handelt ſich um den privatrechtlichen 
Anſpruch, aus § 839 BGB., erhoben gegen eine öffentlich-rechtliche Körper⸗ 
ſchaft, welche nach dem Pr. Geſ. vom 1. Aug. 1909 (GS. S. 691) als Schuld⸗ 
ner an die Stelle des Beamten tritt. Der Rechtsweg iſt auch nicht gemäß 
§ 5 des angezogenen Geſetzes in Verbindung mit § 6 des Pr. Geſ. vom 11. Mai 
1842 (GS. S. 192) ausgeſchloſſen. Es kann dahin geſtellt bleiben, ob die 
Verfügung des Polizeikommiſſars Kn., durch welche der Kläger geſchädigt 
zu ſein glaubt, im Wege der Beſchwerde aufgehoben worden iſt. Denn dieſe 
Verfügung war keine eigentliche polizeiliche Verfügung im Sinne des Ge- 
ſetzes von 1842, ſondern eine ſtrafprozeſſuale Maßnahme, welche Kn. in 
ſeiner Eigenſchaft als Hilfsbeamter der Staatsanwaltſchaft getroffen bat. 
Daß der Polizeikommiſſar in M. Hilfsbeamter der Staatsanwaltſchaft 
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iſt, ergibt ſich aus der Miniſterialverfügung vom 15. Sept. 1879 (JM Bl. 
S. 353) in Verbindung zu 8 153 GVG. Sein Einſchreiten erfolgte nicht 
auf Grund der ihm zuſtehenden Polizeigewalt, zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung oder zur Abwendung einer 
dem Publikum oder einem Mitgliede desſelben drohenden Gefahr (ALR. 
§ 10 II, 17) ſondern auf Grund der § 98, 94 St PO. Die Entſcheidung über 
die Rechtmößigkeit einer ſolchen Beſchlagnahme ſteht nicht den Verwaltungs⸗ 
behörden, ſondern dem Gericht zu (§ 99 Abſ. 2 StPO.). Auf derartige Maß⸗ 
nahmen findet alſo $1 (und damit 86) des Geſetzes von 1842 keine An⸗ 
wendung. 

II. Der Kläger hat auch mit Recht die Klage gegen die Stadt M. und 
nicht gegen den Staat gerichtet. Kn. iſt unſtreitig von der beklagten Stadt 
als Polizeikommiſſar angeſtellt. Die Ausübung der Polizeihoheit iſt eine 
Staatsaufgabe, welche den Gemeindebehörden übertragen iſt (Städteord⸗ 
nung für Heſſen⸗Naſſau § 671; z. Pr. VO. vom 20. Sept. 1867, GS. S. 1529; 
RGEntſch. 73, 201). Der Polizeidienſt in der Stadt M. iſt alſo ſtädtiſcher 
Dienſt, Kn. ein für den Dienſt des Kommunalverbandes angeſtellter Be⸗ 
amter (8 4 Gef. v. 1. 8. 1909). Es kann ſich nur fragen, ob ein folder Be⸗ 
amter, inſoweit er die Geſchäfte eines Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft 
wahrzunehmen hat, etwa als für den Dienſt des Staates angeſtellt anzu⸗ 
ſehen iſt. Dieſe Frage iſt zu verneinen. 

Zwar find nach § 153 GVG. die Beamten des Polizei- und Sicherheits⸗ 
dienſtes in ihrer Eigenſchaft als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft ver- 
pflichtet, den Anordnungen der Staatsanwälte bei dem Landgericht ihres 
Bezirks und der dieſen vorgeſetzten Beamten Folge zu leiſten. Der Staats⸗ 
anwaltſchaft ſteht nach § 80 AG. GVG. den Hilfsbeamten gegenüber auch 
das Recht der Rüge und der Erzwingung der Erledigung von Amtshand⸗ 
lungen durch Ordnungsſtrafen zu. Es beſteht alſo eine organiſche Verbin⸗ 
dung zwiſchen Staatsanwaltſchaft und ihren Hilfsbeamten (Löwe-Roſen⸗ 
berg St PO. Anm. 1 zu § 153 GG.). 

Hieraus ergibt ſich zunächſt nicht, daß die Hilfsbeamten — wie etwa 
die in ähnlicher Lage befindlichen Amtsanwälte — unmittelbare Staats⸗ 
beamte wären. Dazu wäre ihre perſönliche und namentliche Berufung 
zu ſolchem Amt und die Erklärung ihres Einverſtändniſſes mit der Übernahme 
desfelben erforderlich (SoRG. Strafſ. 39, 232 zu § 359 StGB.). 

Auch der Umſtand, daß ſie bei der Erfüllung einer Aufgabe des Staats, 
der Strafverfolgung, mitzuwirken haben, ijt nach $4 des Geſetzes vom 
1. Aug. 1909 nicht entſcheidend (vgl. Salmann, Haftung für Beamte, Berlin 
1911 S. 45 zu 2). 

Entſcheidend iſt vielmehr, für weſſen Dienſt der Beamte angeſtellt 
iſt. Nun erlangt jeder ſtädtiſche Polizeikommiſſar in Preußen durch ſeine 
Anſtellung als ſolcher kraft Geſetzes (§ 153 GWG.) den Charakter als Hilfs⸗ 
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beamter der Staatsanwaltſchaft. Die letztere Eigenſchaft iſt eine notwendige 
Folge der erſteren, die erſtere Vorausſetzung der letzteren. Die Mitwirkung 
bei der Strafverfolgung als Hilfsbeamter bei der Staatsanwaltſchaft iſt 
daher — ebenſo wie die Ausübung der Polizeihoheit — als eine ſtaatliche 
Aufgabe anzuſehen, welche gewiſſen Gemeindebehörden geſetzlich übertragen 
worden iſt. Auch der Dienſt des Polizeikommiſſars als Hilfsbeamter der 
Staatsanwaltſchaft iſt ſtädtiſcher Dienſt, der Kommiſſar iſt auch inſoweit 
„für den Dienſt des Kommunalverbandes angeſtellt“. Für die Bürger⸗ 
meiſter ſpricht dies übrigens der bereits oben angezogene § 67 der Städte⸗ 
ordnung für Heſſen⸗Naſſau unter Nr. 2 ausdrücklich aus. (Ebenſo Delius, 
Haftpflicht der Beamten, Berlin 1909, S. 393 Anm. 4 zu $4, folgerichtig 
auch Salmann a. a. O., S. 48 Anm. 5.) 

In einer neueren Abhandlung von Hofacker („Die Staatsverwaltung 
und die Strafrechtsreform“ Berlin, Stuttgart, Leipzig 1919) wird das ent- 
gegengeſetzte Ergebnis vertreten. Zur Begründung wird ausgeführt (S. 148, 
149), die Auffaſſung, der Staat hafte, wenn der Hilfsbeamte im ausdrück⸗ 
lichen Auftrage der Staatsanwaltſchaft gehandelt habe, dagegen die Gemeinde, 
wenn er ſelbſtändig tätig geworden fet, fet unhaltbar, weil den Hilfsbeamten . 
im gewiſſen Umfange eine ſelbſtändige Tätigkeit zuſtehe, auf welche die 
Gemeinde keinen Einfluß habe. Auch die ſelbſtändige Tätigkeit ſei eine Funk⸗ 
tion der Strafrechtſprechung; die Grenzabſcheidung zwiſchen ſtaatlicher und 
gemeindlicher Betätigung werde durch die Art der Geſchäfte, nicht durch die 
Art ihrer Erledigung gezogen. Demgegenüber iſt zu bemerken, daß, wenn 
ein Hilfsbeamter auf ausdrückliche Anweiſung des vorgeſetzten Staats- 
anwalts handelt, nur ein Verſchulden des letzteren und mithin nur eine Haf⸗ 
tung des Staats für den letzteren in Frage kommen kann. (So auch Sal- 
mann a. a. O.) Die ſelbſtändige Tätigkeit des Hilfsbeamten aber iſt nach 
dem oben Ausgeführten infolge geſetzlicher Übertragung des ganzen Pflich- 
tenkreiſes auf die beſtimmten Kategorien von Gemeindebeamten Dienſt 
des Kommunalverbandes.“ 

Urteil des OLG. in Caſſel (2. Sen.) v. 11. Juni 1920. 2 U 3/1920. 
| | ——n | tz. 
71. Haftet in Sachſen die Gemeinde für Schaden, den der Ge— 
meindebeamte bei Ausführung einer ſtaatlich angeordneten Maß— 
nahme (als fogen. mittelbarer Staatsbeamter) anrichtet?* Iſt Ente 

laſtungsbeweis aus § 851 G. zuläffig? 
Vgl. vor. Nr. 
EG BGB. Art. 77. BGB. §§ 278. 831. 

Durch Verfügung vom 9. Aug. 1917 wies der Bezirksverband der 
Amtshauptmannſchaft den Gemeindevorſtand in A. an, die dem Landwirt 
daſelbſt gehörige Schrotmühle ſo zu ſchließen, daß ſie ohne Anwendung 
von Gewalt nicht geöffnet werden konnte, und mit dem Gemeindeſiegel 
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zu verjehen. Am 19. Sept. 1917 erſchien deshalb auf dem Gute im Auftrage des 
Gemeindevorſtandes der im Dienſte dieſer Gemeinde ſtehende Hilfsſchutz⸗ 
mann K., um die Verſiegelung vorzunehmen. Nach notdürftiger Entfer⸗ 
nung des die Maſchine umgebenden unausgedroſchenen Getreides zündete 
K. in der Scheune trotz des Hinweiſes auf die damit verbundene Feuers⸗ 
gefahr zum Zwecke des Aufweichens des Siegellacks mehrere Streichhölzer 
an. Die hierdurch entſtehende Flamme ergriff dabei das um die Maſchine 
herumliegende Getreideſtroh und bewirkte, daß die Scheune und die be— 
nachbarten Gebäude bis auf die Umfaſſungsmauern niederbrannten. K. 
wurde wegen fahrläſſiger Brandſtiftung zu einem Monat Gefängnis ver- 
urteilt. Der Geſchädigte war bei der Klägerin gegen Brandſchaden ver- 
ſichert. Dieſe forderte von der beklagten Gemeinde Erſatz des von K. ver⸗ 
urſachten Brandſchadens. Die Beklagte wendete ein, daß der Gemeinde— 
vorſtand und der Hilfsſchutzmann K. im Namen und im Auftrage des Be— 
zirksverbandes der Amtshauptmannſchaft tätig geworden ſeien, mithin 
höchſtens der Bezirksverband, in keinem Falle aber die Gemeinde für den 
Brandſchaden aufkommen müſſe. 
Der Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 
„Die Verſiegelung war die Ausführung einer im Intereſſe der öffent- 
lichen Sicherheit, der Lebensmittelverſorgung, zur Abwehr eines allgemeinen 
Notſtandes getroffenen Anordnung, mithin ein Akt der öffentlichen Gewalt. 
Die Regelung der Haftung des Staates, der Gemeinden und anderer Kom— 
munalverbände für den von ihren Beamten hierbei einem Dritten zugefügten 
Schaden iſt nach Art. 77 EGBGB. der Landesgeſetzgebung überlaſſen. 
Für Sachſen, wo dieſe Frage geſetzlich nicht geregelt iſt, beſteht inſoweit 
ein unbeſtrittenes Gewohnheitsrecht, wonach Staat und Gemeinden für 
alle Anſprüche haften, die gegen ihre mit Wahrnehmung öffentlich⸗ rechtlicher 
Befugniſſe betrauten Beamten wegen Verſchuldens bei der Amtsausübung 
erwachſen. Zweifelhaft iſt nur noch die Frage, ob für das bei der Durchführung 
einer ſolchen Anordnung untergelaufene Verſchulden die Landgemeinde oder 
der Bezirksverband, auf deſſen Veranlaſſung hin die Verſiegelung geſchah, 
haftet. Denn Art. 77 EGBGB. iſt nicht in dem Sinne zu verſtehen, daß 
nur derjenige öffentliche Verband, deſſen Beamter der Schädigende war, und 
nicht auch ein anderer Verband, welcher ſich des Beamten zur Ausübung 
öffentlicher Machtbefugniſſe bedient hat, für haftbar erklärt werden darf. 
Unſtreitig iſt die Verſiegelung auf Veranlaſſung des Bezirksverbandes 
der Amtshauptmannſchaft X, dem auch die Landgemeinde A. angehört, 
alſo des für den Amtsbezirk dieſer Amtshauptmannſchaft für beſtimmte, 
als Bezirksangelegenheiten anerkannte Teile der örtlichen (Bezirks) Ver⸗ 
waltung gebildeten Selbſtverwaltungskörpers (Otto Mayer, das Staats⸗ 
recht des Königreichs Sachſen § 33 II Z. 2 S. 299) erfolgt. Sie war mithin 
zwar eine vom Bezirksverbande angeordnete Zwangsmaßregel öffentlichen 
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Rechts. Für ihre Durchführung war jedoch der Gemeinde vorſtand von A. 
nach §61 der Landgemeindeordnung in der Faſſung vom 11. Juli 1913 
nicht nur als örtlich, ſondern im Mangel einer hierfür beſtimmten beſonderen 
Behörde auch als das ſachlich zuſtändige Organ berufen. Nur wurde der 
Gemeindevorſtand dabei nicht in ſeiner Stellung als Vertreter der Gemeinde 
(8 60 Abſ. 1 d. LG.), ſondern als örtliches Organ der Landes- und Bezirks⸗ 
verwaltung (§ 62 d. LG.), alſo in einem beſonderen, ihm kraft Geſetzes über⸗ 
tragenen Wirkungskreiſe tätig, innerhalb deſſen er vollkommen ſelbſtändig und 
für ſeine Amtshandlungen allein verantwortlich und haftbar war. Für den 
hierbei einem Dritten zugefügten Schaden muß mithin die Gemeinde auf⸗ 
kommen, deren Vorſtand über die Art und Weiſe der Durchführung der vom 
Bezirksverbande angeordneten Zwangsmaßregel und das hierbei zu 
beobachtende Verfahren nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu beſtimmen hatte. 
Die logiſche Begründung der gewohnheitsmäßigen Haftung von Staat 
und Gemeinden für das Verſchulden der Beamten bei der Amtsausübung 
iſt darin zu finden, daß der Zwangsge walt ein entſprechender Schutz gegen⸗ 
überſtehen muß gegen den Schaden, den das ausübende Organ, im vor⸗ 
liegenden Falle alſo der Gemeindevorſtand, als Träger der öffentlichen 
Machtbefugnis dem ſeiner Amtsgewalt Unterworfenen oder einem Dritten 
zufügt. Schon dieſe Erwägung ſchließt die Abwälzung der Verantwortlich⸗ 
keit des Staates, der Gemeinden oder der Kommunalverbände auf Per⸗ 
ſonen, deren ſich der Träger der öffentlichen Gewalt bei der Durchführung 
der Zwangsmaßregeln bedient hat, grundſätzlich aus. Insbeſondere kann 
ſich die Beklagte auch nicht mit Erfolg auf die Beſtimmungen in 88 278, 
831 BGB. berufen. Denn Art. 77 EGBGB. handelt nur von der Ausübung 
der den Beamten anvertrauten öffentlichen Gewalt. Dieſe ſteht im Gegen⸗ 
ſatze zu denjenigen Handlungen, die in Vertretung der privatrechtlichen 
Intereſſen des Staates oder der Kommunalverbände von Beamten vor⸗ 
genommen werden. Nur die Haftung für Handlungen der letzteren Art 
richtet ſich deshalb nach den Beſtimmungen des BGB., und zwar, ſoweit es 
ſich dabei um ſchuldhafte Nichterfüllung einer Verbindlichkeit handelt, nach 
8 278, im Falle der außerkontraktlichen Haftung für fremdes Verſchulden 
nach § 831 BGB. Auf die letztere Beſtimmung würde ſich mithin die Be⸗ 
klagte auch dann noch mit Erfolg haben berufen können, wenn es ſich um 
eine Verrichtung gehandelt hätte, die zwar in Ausübung eines ſtaatlichen 
Hoheitsrechtes vorgenommen worden wäre, aber zugleich z. B. dem Ge⸗ 
biete der ſtaatlichen oder kommunalen Vermögensverwaltung angehört 
hätte, oder den Erforderniſſen des bürgerlichen Rechts⸗ und Verkehrslebens 
zu dienen beſtimmt geweſen wäre, nicht aber, wie hier, um die Ausübung 
einer rein öffentlich-rechtlichen Zwangsmaßregel (Staudinger 
Art. 77 EGBGB. Anm. 2b).“ 
Urteil des OLG. in Dresden (8. Sen.) v. 28. Febr. 1919. 8. O. 141/18. 
— S—s. 
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72. Ein Regimentskommando kann durch Verträge den Reichsmilitär⸗ 
fiskus nicht verpflichten. 
BGB. 164. 89. 631. 


Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Klage iſt geſtützt auf einen Vertrag, durch den die Klägerin ſich 
zur Herſtellung eines Buches in beſtimmter Auflage zu einem beſtimmten 
Preiſe, der Beſteller ſich zur Zahlung des Preiſes und zur Abnahme ver⸗ 
pflichtet hat. Es handelt ſich alſo um einen Werkvertrag, da es an den Er⸗ 
forderniſſen des beſonderen Verlagsvertrages, die Überlaſſung des Werks 
zur Verbreitung für eigene Rechnung des Verlegers, fehlt. Daß das nach 
dem Inhalt des Beſtellſchreibens als Beſteller aufgetretene Reſ.⸗Inf.⸗ 
Regt. 86 als ſolches ſich durch einen derartigen Vertrag nicht verpflichten 
konnte, hat das erſte Urteil aus zutreffenden Gründen feſtgeſtellt. Der Re⸗ 
gimentskommandeur übt nur Militärhoheitsrechte aus und hat die Kom⸗ 
mandogewalt, zur Vertretung des Reichsmilitärfiskus in Verwaltungs⸗ 
angelegenheiten und als Teilhaber des bürgerlichen Verkehrs ſind nur die 
Kriegsminiſterien und die nachgeordneten Verwaltungsbehörden (Inten⸗ 
danturen uſw.) berufen. Das Regiment kann daher, abgeſehen von der 
fehlenden Prozeßfähigkeit, niemals paſſivlegitimiert ſein. Soweit viel⸗ 
mehr eine wirkſame Verpflichtung überhaupt vorliegt, kann ſie nur den 
Reichsmilitärfiskus treffen. Die Aufführung des Regiments neben dem 
Reichsmilitärfiskus im Rubrum würde alſo lediglich als überflüſſiger und 
unſchädlicher Zuſatz anzuſehen ſein. Als in Wahrheit verklagt iſt nur der 
Reichsmilitärfiskus anzuſehen. Daß dieſer durch die zu ſeiner Vertretung 
berufenen Verwaltungsorgane den Vertrag mit der Klägerin abgeſchloſſen 
oder wenigſtens nachträglich genehmigt hat, hat die Klägerin nicht dargetan. 
Nicht einmal die Verwaltungsinſtanz beim Regiment, der Zahlmeiſter, 
iſt gefragt worden. Wenn Kriegsminiſterium und Oberſte Heeresleitung, 
wie die Klägerin behauptet hat, eine allgemeine Anweiſung gegeben haben, 
alle möglichen Maßregeln zu treffen, die geeignet waren, den Geiſt der 
Truppe zu heben und die Kameradſchaſtlichkeit und Zuſammengehörigkeit 
derſelben zu ſtärken, ſo kann daraus keinesfalls gefolgert werden, daß damit 
in die geſetzlich geregelte Zuſtändigkeitsfrage eingegriffen werden konnte 
oder auch nur ſollte. Waren für die Maßregeln, die auf Grund dieſer An⸗ 
ordnung beabſichtigt waren, nur die Verwaltungsſtellen zuſtändig, ſo konnte 
ſich der Militärbefehlshaber mit ſeinen Wünſchen lediglich an dieſe wenden, 
keinesfalls war er nun berechtigt, ſelbſtändig einen Vertrag, wie er hier zur 
Beurteilung ſteht, abzuſchließen. Aus dem Zenſurvermerk des zuſtändigen 
A. O. K. kann für eine Genehmigung der Beſtellung durch den Reichsmilitär⸗ 
fiskus nichts gefolgert werden. Der Zenſurvermerk war während des Krieges 
für jede Veröffentlichung und Verbreitung von Abbildungen aus dem 
Kriegsgebiet im Intereſſe der Geheimhaltung vorgeſchrieben, diente alſo 
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lediglich rein militäriſchen Zwecken, wie er auch im vorliegenden Falle 
beim Nachrichtenoffizier beim A. O. K. IV. nachgeſucht war. Auch die Ge⸗ 
nehmigung des höheren Militärbefehlshabers hätte übrigens die Mitwirkung 
der zuſtändigen Verwaltungsſtelle nicht erſetzen können. Zuzugeben iſt 
der Klägerin, daß im Kriege die einzelne Dienſtſtelle ſich nicht immer ſtreng 
im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit gehalten hat. Eine ſolche der Rechtsgrund⸗ 
lage entbehrende Übung konnte aber dann keine rechtliche Wirkung äußern. 
Die Klage iſt daher mit Recht abgewieſen worden.“ 
Urteil des OLG. in Kiel (3. Sen.) vom 10. Juli 1920. St. w. Reſ.⸗ 
Inf.⸗Regt Nr. 86 u. Reichsmilitärfiskus. U III 183/19. Schl.⸗Holſt. 
Anz. 1920, S. 204. 


73. Befugnis des Trainers, Pferde in Verkaufsrennen laufen zu 
laſſen und den Einſatzwert zu beſtimmen. 
BGB. §§ 164. 631. 662. 


Der Kläger, dem der Beklagte fein Rennpferd zum Trainieren über- _ 
geben hatte, ließ dieſes im April 1917 in einem Verkaufsrennen zum Ein⸗ 
ſatzwerte von 4000 % laufen, wobei es dann um 8000 & verſteigert wurde. 
Gegenüber einer an ſich unſtreitigen Klageforderung von. 547,40 % machte 
deshalb der Beklagte aufrechnungs⸗ und widerklageweiſe eine Schaden- 
erſatzforderung von 4100 % geltend, weil der Kläger ohne ſeine, des Be- 
klagten, Erlaubnis nicht befugt geweſen ſei, das weit höher zu bewertende 
Pferd in einem Verkaufsrennen zum Einſatzwerte von 4000 % laufen zu 
laſſen. Die Widerklage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗ 
Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß der Kläger als lizenzierter 
Trainer befugt war, Pferde in Verkaufsrennen laufen zu laſſen und den 
Einſatzwert zu beſtimmen, und ſtützt ſich dabei auf eine Auskunft des Union⸗ 
klubs und eine Beſtimmung über Vollmachten in den Renngeſetzen. Wenn 
mit den Ausführungen des Ber.⸗Gerichts gefagt ſein ſollte, daß unter Voll⸗ 
macht im Sinne der Renngeſetze auch der Auftrag, d. h. das innere Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Trainer und ſeinem Auftraggeber zu verſtehen ſei, 
ſo wäre dies unhaltbar. Es fehlt jeder Anhaltspunkt dafür, daß der Aus⸗ 
druck Vollmacht hier etwas anderes bedeuten ſollte, als dem juriſtiſchen 
Sprachgebrauche entſpricht, und es iſt namentlich ausgeſchloſſen, daß eine 
abweichende Vereinbarung zwiſchen dem Trainer und ſeinem Auftraggeber 
für deren gegenſeitiges Verhältnis unwirkſam ſein würde, wenn es an der 
— für die Wirkſamkeit der Vollmacht ausdrücklich vorgeſchriebenen — An⸗ 
zeige an den Unionklub fehlte. Die Auffaſſung des Ber.⸗Gerichts geht in⸗ 
deſſen, wie der Zuſammenhang ergibt, nur dahin, daß im Zweifel der Auf⸗ 
trag der Vollmacht entſpreche. Dieſe Auffaſſung iſt gerechtfertigt. Wer 
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einen anderen mit einer Tätigkeit betraut, mit der für den Verkehr mit 
Dritten gewiſſe Vollmachten verbunden zu ſein pflegen, muß die danach 
gegenüber Dritten begründete Ermächtigung auch für ſich gelten laſſen. 
Das gilt auch hier. Wer Rennpferde trainieren und in Rennen laufen läßt, 
der unterwirft ſich damit ſtillſchweigend den einſchlägigen Beſtimmungen 
und es liegt daher, was insbeſondere die Stellung des Trainers betrifft, 
durchaus im Sinne des Auftrages, daß der Trainer, mangels einer gegen- 
teiligen Weiſung, zur Ausübung der ihm nach den Renngeſetzen zuſtehenden 
Befugniſſe auch im Verhältnis zu ſeinem Auftraggeber ermächtigt ſein ſoll. 
Eine abweichende Weiſung oder Vereinbarung müßte als Ausnahme von 
der Regel der Auftraggeber beweiſen. Das Ber.⸗Gericht ſtellt aber feſt, daß 
ein ſolcher Beweis nicht erbracht worden ſei, und daß der Beklagte auch 
einen weiteren Beweis nicht angetreten habe.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 30. Nov. 1920. K. w. G. nen 

Düſſeldorf). III. 155/20. 


74. Das Verlangen nach „Teuerungszulagen“ zu einem vom Kläger 
ziffermäßig berechneten Schadenbetrag iſt unbegründet. 


Vgl. 56 Nr. 82. 
BG B. §§ 249. 251; HGB. §§ 354. 457. 


Zum Zwecke der Vergütung eines durch Beraubung von . 
entſtandenen Schadens reichte der Kläger dem beklagten Eiſenbahnfiskus 
eine Aufſtellung der abhanden gekommenen Gegenſtände ein, bezifferte 
den Wert auf 1047. und erhielt ſeitens des Beklagten dieſen Betrag am 
10. Juni 1919 ausgezahlt. Am 1. Juli 1919 teilte der Kläger dem Beklagten mit, 
daß die liquidierten Preiſe Friedenspreiſe darſtellten, und bat mit Rückſicht 
auf die Steigerung der Preiſe um einen „Teuerungszuſchlag“, welchen der 
Beklagte ablehnte. Die Klage blieb erfolglos aus folgenden Gründen: 

„Es kann dahingeſtellt bleiben, ob durch die Forderung des Schaden— 
erſatzes und ſeine Bezifferung ſeitens des Klägers und durch die Bezahlung 
der geforderten Werte ſeitens des Beklagten zwiſchen den Parteien ein Ver⸗ 
gleich oder überhaupt ein Vertrag zuſtande gekommen iſt. Denn in jedem 
Fall war das Verlangen des Klägers, ihm den durch den Verluſt der Sachen 
entſtandenen Schaden, den er auf 1047 . angab, zu erſetzen, eine empfangs⸗ 
bedürftige Willenserklärung des Klägers. Sobald aber eine ſolche Willens- 
erklärung die mit ihr beabſichtigte Wirkung hervorgerufen hat, iſt ſie grund- 
ſätzlich ebenſo unwiderruflich wie ein Vertrag, insbeſondere dann wenn ſie 
in den Rechtskreis anderer Perſonen eingreift. Das verlangt ſchon das 
ſchutzwidrige Intereſſe des Gegners an der Beſeitigung der Unſicherheit. 
(v. Thur Allg. Teil des BR. II 1 S. 217, Recht 1907 S. 1056.) 
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Der Kläger iſt alſo an die einmal von ihm getroffene Beſtimmung 
des Wertes der Sachen gebunden. Er kann den von ihm angegebenen Be- 
trag nicht mehr erhöhen, ſelbſt wenn ſich nachher herausſtellt, daß der Wert 
tatſächlich höher iſt; es ſei denn, daß er nur eine Vergleichsofferte gemacht 
hat, oder daß ein Anfechtungsgrund vorliegt (vgl. Dernburg BR. II 1, 
§ 86 III; Staub HGB. 8 354 Anm. 12, Erf. vor § 373 Anm. 25; ROHGB. 
11, 247; Seuff A. 56, 82; ROHG. 16, 367; Poſ. jur. Monſchrift 1909, 155; Lit⸗ 
thauer⸗Moſſe HGB. § 354 Anm. 8). Eine Vergleichsofferte liegt hier zweifel⸗ 
los nicht vor, Ebenſowenig liegt ein Irrtum vor, der zur Anfechtung be- 
rechtigen würde. Der Irrtum des Klägers hat nach ſeiner Angabe darin 
beſtanden, daß er angenommen hat, er dürfe höhere Beträge als die ur- 
ſprünglichen Anſchaffungskoſten nicht verlangen, nach Empfang der 1047 M 
habe er dann feſtgeſtellt, daß er mit dieſem Betrage ſeinen Schaden nicht 
wettmachen könne. Ein ſolcher Irrtum iſt indeſſen kein Irrtum über Eigen⸗ 
ſchaften der Sachen (§ 119 Abſ. 2 BGB.). Es liegt vielmehr lediglich ein 
Irrtum im Beweggrunde und über den Zeitpunkt vor, der für die Wert- 
bemeſſung maßgebend tft (§ 457 HGB. § 88 EVO.; vgl. Staub HGB. Exk. 
zu 8346, RGeEntſch. 64, 269; 82, 195). 

Die jetzige Nachforderung des Klägers iſt daher nicht gerechtfertigt.“ 

Urteil des OLG. in Königsberg (1. Sen.) v. 18. Jan. 1921. 2 U 331/20. 
Ih. 


75. Die auch bei ernſtlicher Erfüllungsweigerung erforderliche Ere 
klärung des anderen Teils, Schadenerſatz ſtatt Erfüllung verlangen 
zu wollen, darf nicht ungebührlich verzögert werden. 

Bgl. 73 Nr. 196. 

BGB. § 326. 

Durch Verträge vom 1. Febr. und 22. März 1912 hatte die Beklagte 
von der Rechtsvorgängerin der Klägerin Zigaretten zur Lieferung in 2 bis 
3 Jahren gekauft und ſich zur Abnahme des Tabaks, deſſen ſie zur eigenen 
Anfertigung von Zigaretten bedurfte, bereit erklärt. Durch ein Schreiben 
vom 7. Febr. 1913 focht die Beklagte den Abſchluß vom 1. Febr. 1912 wegen 
Irrtums und argliſtiger Täuſchung an und lehnte die weitere Abnahme von 
Zigaretten und Tabak ab. Am 12. Febr. 1913 erwiderte die Verkäuferin, 
ſie könne auf die Anfechtung nicht eingehen und müſſe auf der Abnahme der 
gekauften Zigaretten beſtehen, ſonſt werde ſie zur geeigneten Zeit ihre 
Rechte geltend machen. An demſelben Tage lehnte die Beklagte nochmals 
die Abnahme ab. Mit der im Oktober 1917 erhobenen Klage verlangte 
die Klägerin Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. Landgericht und Ober⸗ 
landesgericht gaben der Klage ſtatt, das Reichsgericht wies die Klage ab. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 
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„Es iſt von dem Oberlandesgericht nicht ausreichend beachtet, daß bis 
zur Erhebung der Klage weder von der Verkäuferin noch von der Klägerin 
ſelbſt eine Erklärung dahin abgegeben iſt, daß Schadenerſatz ſtatt Erfüllung 
verlangt werde. Auf Grund der geſchloſſenen Verträge hatten zunächſt 
die Vertragsparteien nur das Recht, Erfüllung zu verlangen. Dieſes Recht 
verblieb der Verkäuferin auch dann, wenn die Käuferin mit der Erfüllung 
ihrer Verbindlichkeit in Verzug geriet oder ſich ohne Grund weigerte, den 
Vertrag zu erfüllen. Der Eintritt des Verzuges hatte an ſich nur die Wir⸗ 
kung, daß nun die nichtſäumige Partei neben der Erfüllung auch Schaden⸗ 
erſatz wegen verſpäteter Erfüllung zu fordern hatte. Das änderte ſich, wenn 
gemäß § 326 BGB. eine Nachfriſt zur Erfüllung geſetzt wurde mit der Er- 
klärung, daß nach Ablauf der Friſt Erfüllung nicht mehr angenommen werde. 
Dann fiel mit dem Ende der Friſt der Anſpruch auf Erfüllung fort, und es 
konnte nur noch Schadenerſatz ſtatt Erfüllung verlangt werden. Dagegen 
hatte eine ernſtliche Weigerung, zu erfüllen, wie ſie nach den Feſtſtellungen 
des Oberlandesgerichts gegeben war, noch nicht eine ſolche Wirkung. Sie 
machte allerdings eine Friſtſetzung entbehrlich. Sie ergab aber nicht, daß 
der Anſpruch auf Erfüllung fortfiel und ein Anſpruch auf Schadenerſatz 
ſtatt Erfüllung an ſeine Stelle trat. Dazu bedurfte es vielmehr einer Er⸗ 
klärung des Berechtigten, daß er nun nicht mehr Erfüllung, ſondern Schaden⸗ 
erſatz ſtatt Erfüllung verlange. — Hiervon iſt auszugehen. 

Nun hat die Rechtsvorgängerin der Klägerin in ihrem Brief vom 12. Febr. 
1913 lediglich erklärt, ſie müſſe auf der Abnahme der Zigaretten beſtehen, 
ſonſt werde ſie zur geeigneten Zeit ihre Anſprüche geltend machen. In dem 
Schreiben vom 2. Juni 1913 iſt dann nur die Rede von den Anſprüchen 
aus der früheren Geſchäftsverbindung. Alſo weder in dem einen noch in 
dem andern Schreiben iſt zum Ausdruck gebracht, um was für einen Anſpruch 
es ſich handelte. Und in dem Briefe vom 15. Febr. 1913 iſt nur von Schaden⸗ 
erſatz die Rede. Es iſt aber auch darin nicht geſagt, ob Schadenerſatz ſtatt 
Erfüllung oder Schadenerſatz wegen verſpäteter Erfüllung verlangt werden 
ſolle. Es blieb alſo unklar, was die Klägerin wollte. Dann hat die Klägerin 
bis zu der im Okt. 1917 erfolgten Erhebung der Klage, alſo weit über vier 
Jahre geſchwiegen. Bei dieſer Sachlage durfte die Beklagte annehmen, 
daß weitere Anſprüche an ſie nicht mehr erhoben werden ſollten und der von 
ihr eingenommene Standpunkt von der Klägerin gebilligt ſei. Es wider⸗ 
ſpricht den Anforderungen, die nach Treu und Glauben im Verkehr zu 
ſtellen ſind, wenn die Klägerin im Oktober 1917 noch mit einem Anſpruche 
auf Schadenerſatz ſtatt Erfüllung hervortrat. Dieſe Beurteilung erſcheint 
um fo mehr als gerechtfertigt, als die Beſtimmungen des § 326 darauf be- 
rechnet ſind, klare Verhältniſſe zu verſchaffen. Der ſäumige Teil ſoll wiſſen, 

was er zu tun hat. Nun iſt allerdings davon auszugehen, daß die Friſtſetzung, 
die der Paragraph vorſieht, dann entbehrlich iſt, wenn eine N Weige⸗ 
Seuffects Urchiv, Bd. 76. 8. Folge. Bd. 21. Heft 4 u. 5. 
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rung der Erfüllung vorliegt und die Beſtimmung einer Nachfriſt daher nur 
die Bedeutung einer reinen Förmlichkeit hätte. Dem Sinne der Vorſchrift 
würde es aber widerſprechen, wenn man annehmen wollte, daß in einem 
ſolchen Falle der nicht ſäumige Teil beliebig lange die Erklärung, was er 
verlangt, ob er bei dem Anſpruche auf die Vertragsleiſtung beſtehen bleiben 
oder ob er Schadenerſatz ſtatt Erfüllung verlangen will, hinausſchieben 
dürfte.“ N 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 6. Nov. 1921. S. w. B. (OLG. 

Celle). I. 90/20. 


76. Bei vertraglicher Ausſchließung des § 326 BGB. ift der Gläu⸗ 
biger auf den Rechtsbehelf aus § 285 BGB. beſchränkt. 
BGB. §§ 326. 283. 

Die Klägerin hatte bei der Beklagten eine Graupenſchälmaſchine be⸗ 
ſtellt. Die Beklagte hatte ſich eine am 8. Mai 1918 beginnende unverbind⸗ 
liche Lieferfriſt von 10 bis 12 Wochen ausbedungen. Außerdem war ver⸗ 
einbart, daß bei etwaiger Überſchreitung von Lieferterminen Preisabzüge, 
Annahmeweigerungen uſw. nicht zuläſſig ſeien. Die Klägerin ſetzte am 
1. Nov. 1918 der Beklagten eine Nachfriſt von 3 Wochen mit der Androhung 
gemäß $ 326 BGB. und teilte ihr am 2. Dez. 1918 mit, daß fie die Annahme 
der Maſchine nunmehr ablehne und Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
beanſpruche. Die Beklagte lehnte den Schadenerſatzanſpruch unter Bezug⸗ 
nahme auf den Ausſchluß der Annahmeweigerung ab. Die Schadenerſatz⸗ 
klage der Klägerin wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils⸗: 

„Den von der Klägerin nach fruchtloſem Ablauf der Nachfriſt gegen die 
Beklagte geltend gemachten Schadenerſatzanſpruch wegen Nichterfüllung 
hält das Ber.⸗Gericht deshalb nicht für begründet, weil eine Annahme⸗ 
weigerung wegen Überfchreitung der Lieferfriſt und damit die Anwendbar⸗ 
keit des § 326 BGB. vertraglich ausgeſchloſſen worden fei. Klägerin fei 
dadurch auf den Erfüllungsanſpruch zunächſt beſchränkt geweſen und hätte 
nur auf dem Wege des § 283 BGB. zum Schadenerſatzanſpruch gelangen 
können. | 

Es kann der Reviſion nicht zugegeben werden, daß es nur einen leeren 
Formalismus bedeute, den § 326 BGB. für unanwendbar zu erklären 
und gleichzeitig die Klägerin auf den Weg des § 283 BGB. zu verweiſen, 
der letzten Endes zum gleichen Ergebnis führe, wie § 326. Der Regel nach 
begründet ein Schuldverhältnis für den Gläubiger zunächſt nur den Anſpruch 
auf Erfüllung, der ſich erſt unter beſtimmten geſetzlichen Vorausſetzungen 
in einen Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung auflöſt. Dieſe 
Vorausſetzungen beſtimmt der § 283 BGB., wonach der Gläubiger dem zur 
Leiſtung rechtskräftig verurteilten Schuldner zur Bewirkung der Leiſtung 


77. Vertragſtrafe. 123 


eine ange meſſene Friſt mit der Erflätung ſetzen kann, daß er die Annahme der 
Leiſtung nach dem Ablauf der Friſt ablehne, und mit der Wirkung, daß er 
nach fruchtloſem Friſtablauf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordern 
darf. Die Friſt kann auf Antrag auch ſchon im Urteil beſtimmt werden 
(8 255 ZPO.). . Der § 283 bildet die Regel. Nur für gegenſeitige Verträge 
läßt § 326 ausnahmsweiſe einen kürzeren Weg zu, um den Anſpruch auf 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zur Geltung zu bringen, indem hier 
von der Notwendigkeit einer vorhergehenden Verurteilung des Schuldners 
zur Leiſtung abgeſehen wird. Aber dieſer einfachere und daher für den 
Schuldner ungünſtigere Weg zum Anſpruch auf Schadenerſatz kann durch 
Parteivereinbarung ausgeſchloſſen werden. Das hat dann zur Folge, daß 
der Gläubiger auf den regelmäßigen Weg des § 283 BGB. beſchränkt wird. 
Eine derartige Vereinbarung bedeutet alſo, wie das Ber.⸗Gericht zutreffend 
ausführt und in vorliegendem Falle mit Rückſicht auf die damaligen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe auch als beiderſeits gewollt erachtet, eine Erletchte- 
rung für den Schuldner in der Erfüllung ſeiner Vertragspflicht.“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 29. Okt. 1920, K. u. Sohn w. 
N. (OLG. Naumburg). VII. 139/20. 5 


77. 8 559 Satz 2 BGB. enthält nachgiebiges Recht; Vertragſtrafe für 
ſchuldhaftes Zuwiderhandeln gegen Unterlaſſungspflichten. 
Bol. 72 Nr. 155. 

BOB. § 339. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Nach § 339 Satz 2 tritt allerdings, wenn die unter Strafe geſtellte Ver⸗ 
pflichtung in einer Unterlaſſung beſteht, die Verwirkung der Vertragsſtrafe 
mit der Zuwiderhandlung, auch ohne Verſchulden ein. Aber dieſe Be⸗ 
ſtimmung tft nachgiebiger Natur (RGEntſch. 79, 36; ZW. 1915, 444; War⸗ 
neyer 1911 Nr. 425; ebenſo RG. III 521/14 vom 7. Mai 1915 und III 
468/15 vom 18. April 1916). Es ift daher im Einzelfalle Sache der Vertrags⸗ 
auslegung, ob die Verwirkung der Strafe eine ſchuldhafte Vertragsverletzung 
vorausſetzt oder nicht. Der Ber.⸗Richter hätte deshalb unterſuchen müſſen, 
ob der zwiſchen den Streitteilen geſchloſſene Vertrag nicht nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte dahin auszulegen iſt, daß nur 
bei ſchuldhafter Zuwiderhandlung die Vertragsſtrafe verwirkt ſein ſollte 
(JW. 1915, 444). Das iſt auf Grund des vorliegenden feſtſtehenden Sachver⸗ 
halts zu bejahen. Die Strafe iſt ganz allgemein für Verſtöße des Klägers 
gegen den von ihm mit der Beklagten geſchloſſenen Dienſtvertrag und für 
Nichterfüllung der von ihm übernommenen Verpflichtungen, und zwar in 
Höhe von 10000 & für jede Zuwiderhandlung vereinbart worden. Nach der 
Auslegung des Ber.⸗Gerichts würde alſo für jede geringfügige Zuwider⸗ 

9* 


124 78. Pacht. 


handlung gegen vertragliche Unterlaſſungspflichten Vertragsſtrafe bean⸗ 
ſprucht werden und die Geſamtſumme ſolcher Strafen einen ſehr erheblichen 
Betrag erreichen können. Dazu kommt, daß der Kläger Alleinprokuriſt 
und Leiter des Geſchäfts war, deſſen Inhaberin ſelbſt nur wenig von dem 
Geſchäftsbetriebe verſtand, und demnach eine auf beſonderem Vertrauen 
beruhende ſelbſtändige und verantwortungsvolle Stelle bekleidete; damit 
erſcheint es unvereinbar, daß eine jede, auch eine unverſchuldete Zuwider⸗ 
handlung gegen eine Unterlaſſungspflicht mit einer Strafe von 10000. 
bedroht ſein ſollte. Vielmehr kann nach Treu und Glauben mit Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte die Vertragsſtrafabrede bei Berückſichtigung aller 
Umſtände nur dahin gedeutet werden, daß, wie bei Verſtößen gegen Hand⸗ 
lungspflichten nach der geſetzlichen Beſtimmung des § 339 Satz 1, ſo auch 
bei Zuwiderhandlungen gegen Unterlaſſungspflichten nur bei Verſchulden 
des Klägers die Vertragsſtrafe verwirkt ſein ſollte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. un 26. Okt. 1920. S. w. B. (Kammer⸗ 

gericht). III. 7/20. | 


78. Die Gefahr der Verſumpfung des Pachtgrundſtücks ftellt einen 
Sachmangel i. S. der 88 537, 538 BGB. dar. 
BGB. §§ 537. 538. 587. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Ausführungen im Ber.⸗Urteil müſſen dahin verſtanden werden, 
daß die Verſumpfung auf dem Steigen des Grundwaſſers und der An— 
ſammlung der Tagewaſſer beruht. Dieſe Vorgänge wurden nach der An⸗ 
nahme der Vorinſtanz durch die Einſtellung des unter und neben dem Grund⸗ 
ſtück betriebenen Bergbaues und der in dieſem Betrieb erfolgten Waſſer⸗ 
hebung verurſacht, reichen alſo in das Jahr 1912 zurück und waren demnach 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes 1913 ſchon in der Entwicklung begriffen. Be⸗ 
einträchtigten ſie nach der Feſtſtellung des Ber.-Gerichts auch damals die 
Ertragsfähigkeit des Gruhdſtücks noch nicht, jo bedrohten fie dieſe doch bereits 
und ſie mußten bei der Unſicherheit des Zeitpunktes, in welchem ſie infolge 
ihrer Weiterentwicklung der Fruchtziehung ſchädlich werden würden, von 
einem mit ihnen vertrauten Pächter bei ſeinen nach Befinden auf Jahre 
hinaus berechneten wirtſchaftlichen Maßnahmen in Berückſichtigung ge⸗ 
zogen werden. Ein Pachtgrundſtück aber, das vermöge feiner räumlichen 
Beziehung zu gewiſſen Gefahrenquellen vom Pächter nur in der Befürchtung 
benutzt werden kann, daß durch die Verwirklichung der nicht fernliegenden 
Gefahr der Erfolg der Bewirtſchaftung vereitelt oder verringert wird, ent- 
behrt der Eigenſchaften, auf welche der Pächter im Intereſſe der ungeſtörten 
Ausübung ſeiner Vertragsrechte Anſpruch hat und iſt daher im Sinne der 
88 537, 538 BGB. mit einem Sachmangel behaftet, der feine Tauglichkeit 
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zum vertragsmäßigen Gebrauch mindert oder aufhebt. Zur Begründung 
der Haftpflicht des Verpächters aus § 538 genügt es, daß der Mangel zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes vorlag, mag er auch erſt ſpäter ſich bemerklich 
gemacht und ſchädigend gewirkt haben (RGEntſch. 81, 202).“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 3. > 1920. W. w. = (OLG. 
Breslau). III. 285/20. 


79. Entſprechende Anwendbarkeit des 8 571 BGB. bei Aufgabe des 
Eigentums nach § 928 BGB. 
BGB. §§ 571. 581. 928. 

Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Nach der Vorſchrift der §§ 571, 581 BGB. tritt der Erwerber eines 
verpachteten Grundſtücks, das an ihn von dem Verpächter veräußert wird, 
an Stelle des Verpächters in die ſich aus dem Pachtverhältniſſe ergebenden 
Rechte und Verpflichtungen ein. Der neue Eigentümer des Pachtgrund- 
ſtücks iſt alſo an den Pachtvertrag gebunden, der Eigentumswechſel hat auf 
die Dauer des laufenden Pachtverhältniſſes keinen Einfluß. Nun iſt der 
Klägerin zuzugeben, daß auf den vorliegenden Fall die Vorſchrift des § 571 
BGB. nicht unmittelbar angewandt werden kann. Denn das Gut B. iſt 
nicht von den Brüdern Sch. an die Klägerin veräußert worden, vielmehr 
hat die Klägerin das Eigentum durch Aneignung (§ 928 BGB.) erworben, 
nachdem die Brüder Sch. auf das Eigentum verzichtet hatten. Das Ber. 
Gericht ijt jedoch der Auffaſſung, daß 8571 BGB. entſprechend angewandt 
werden muß. Die Frage iſt in der Literatur ſtreitig. Gegen eine analoge 
Anwendung des d 571 BGB. im Falle des Eigentumserwerbs durch An- 
eignung haben ſich unter andern die Kommentare von Staudinger und Planck 
ſowie Niendorff Mietrecht erklärt. Die überwiegende Zahl der Schrift- 
ſteller hat ſich aber für entſprechende Anwendung des § 571 BGB. ausge⸗ 
ſprochen, insbeſondere Biermann, Sachenrecht III. Aufl. S. 197, Dern⸗ 
burg 3. Aufl. Bd. II, 2 § 223 Anm. 1; Enneccerus 6.—8. Aufl. I, 2 S. 380; 
Mittelſtein, Mietrecht 3. Aufl., Neumann BGB. zu 8 571; Schollme yer, 
Schuldverhältniſſe II. Aufl. S. 75; Oertmann, Schuldverhältniſſe zu § 571; 
Coſack 6. Aufl. Bd. II S. 291; Kohler, Bürgerliches Recht II. Bd., erſter 
Teil S. 331 und neueſtens auch Komm. RER. (3. Aufl.) Anm. 2 zu § 571 
(unter Hinweis auf OLG. Rechtſpr. 27, 160, wo aber die generelle Anwend⸗ 
barkeit des 8571 im Falle des § 928 BGB. ausdrücklich dahingeſtellt ge- 
laſſen iſt und nur in dem beſonderen Falle der Zw.⸗Verſteigerung bejaht wird, 
nämlich wenn ein Grundſtück, deſſen Eigentum nach § 928 BGB. aufgegeben 
ift, zwangsverſteigert wird). 

Der innere Grund, der zur Vorſchrift des § 571 BGB. geführt hat, 
trifft auch bei Aufgabe des Eigentums nach § 928 BGB. zu. Das Pacht⸗ 
verhältnis ſoll trotz des Eigentumswechſels beſtehen bleiben. Der Pächter, 
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der im Pachtbeſitz ift, ſoll bis zum Ende der vereinbarten Pachtzeit bleiben 
dürfen, auch wenn der Eigentümer wechſelt. Die Fälle, in denen das Eigen⸗ 
tum an einem verpachteten Grundſtücke durch Verzicht und durch Aneig⸗ 
nung erworben wird, ſind ſelten, Die Frage, ob auch in dieſen Fällen der 
Pächter zu ſchützen iſt, iſt nicht ausdrücklich geregelt, das Geſetz enthält eine 
Lücke. Da der Grund der Vorſchrift des § 571 BGB. — Schutz des Pächters 
bei Eigentumswechſel — auch im vorliegenden Falle zutrifft, iſt eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung des § 571 BGB. geboten. Die Löſung entſpricht 
auch der Billigkeit. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb jemand, der ein herren⸗ 
loſes Grundſtück durch Aneignung erwirbt, dem im Pachtbeſitze befindlichen 
Pächter gegenüber beſſer geftellt werden ſoll als ein Käufer. Die abweichende 
Anſicht führt zu dem Ergebniſſe, daß der neue Eigentümer, der durch An⸗ 
eignung erworben hat, ſofortige Räumung ohne Einhaltung einer Kündi⸗ 
gungsfriſt fordern könnte. Der Pächter würde alſo noch ſchlechter geſtellt 
ſein als im Falle einer Zw.⸗Verſteigerung des Grundſtücks, bei der aller- 
dings eine Kündigung zuläſſig iſt, aber doch wenigſtens die geſetzliche Kün⸗ 
digungsfriſt eingehalten werden muß (§ 57 Zw. G.).“ 

Urteil des OLG. in Hamm (8. Sen.) v. 15. Jan. 1921. G. w. Gemeinde 

N. 8. U. 318/20. D. 


80. Dem nur auf Wandelung geſtützten Klagebegehren darf nicht 
unter dem Geſichtspunkte des Schadenerſatzes ſtattgegeben werden; 
Vorausſetzungen des Schadenerfaganfpruchs wegen Werkmängeln. 
BGB. §§ 634. 651. 462. 469. BOB. § 635. 

Die Beklagte hatte die Aufführung mehrerer Gebäude für die Klägerin 
übernommen. Die Klägerin bemängelte die Ausführung der Dächer wegen 
Verwendung nicht probe mäßigen Stoffes und begehrte inſoweit Wandelung 
des Vertrages. Auf ihre Klage wurde die Beklagte verurteilt, die Dach⸗ 
bedeckungen zu beſeitigen und zurückzunehmen. Das OLG. wies die Berufung 
der Beklagten aus dem Geſichtspunkte des Schadenerſatzes zurück. Die Re⸗ 
viſion hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Von ſeiner Auffaſſung ausgehend, daß die Herſtellung ganzer Gebäude 
bedungen iſt, nicht die Ausführung einzelner Arbeiten, trägt das Oberlandes⸗ 
gericht Bedenken, mit dem Landgericht die Wandlung nur wegen der Dächer 
zuzulaſſen. Es erwägt, „daß die einzelnen Teile eines Gebäudes wie das 
Dach nicht wohl als mehrere verdungene Sachen angeſehen werden können“, 
d. h. alſo, daß die Arbeiten an den einzelnen Teilen, wie den Dächern, nicht 
als beſondere Werke verdungen ſeien, es vermißt alſo die Vorausſetzungen 
für eine Anwendbarkeit des § 469 BGB. Anderſeits erachtet es das Ober⸗ 
landesgericht aber für zuläſſig, ſolche Zweifel, die ſich aus begrifflicher Auf⸗ 
faſſung ergeben, weitgehend zurücktreten zu laſſen, da ſie von der Beklagten 
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nicht geltend gemacht ſeien. Von einer Entſcheidung in der einen oder der 
anderen Richtung ſieht das Oberlandesgericht ab, weil die Verurteilung 
der Beklagten, wenn man die Wandlung nicht zulaſſe, jedenfalls aus dem 
Geſichtspunkt des Schadenerſatzes nach § 635 BGB. gerechtfertigt fet. 
Gegen dieſen Gedankengang wendet ſich mit Recht die Reviſion. 

Ob eine Klage ſchlüſſig iſt, hat das Gericht — von dem Fall eines An⸗ 
erkenntnisurteils nach § 307 ZPO. abgeſehen — ſtets und von Amts wegen 
zu prüfen. Auftauchende Bedenken ſind zu beachten, über ſie iſt zu entſcheiden, 
mögen ſie vom Beklagten angeregt ſein oder nicht. Selbſt ein vorgängiger 
Hinweis des Beklagten auf den Zweifel, damit er ihn ſich zu eigen mache, 
iſt nicht erforderlich. Gegen dieſen Grundſatz hat das Oberlandesgericht ver- 
ſtoßen. Es hat nun allerdings der Klägerin das Verlangte unter einem an⸗ 
dern rechtlichen Geſichtspunkt zugeſprochen, aber dazu war es, wie die Re⸗ 
viſion zutreffend hervorhebt, vorliegend nicht in der Lage. Es iſt zwar in 
der Regel Sache des Gerichts, die ihm unterbreiteten Tatſachen rechtlich 
zu würdigen und die erforderlichen Schlüſſe daraus zu ziehen. Wenn aber 
derſelbe Sachverhalt einer Partei mehrere Rechtsbehelfe an die Hand gibt, 
von denen nur einer oder der andere geltend gemacht werden darf, ſo kann 
der Richter nicht einen andern Rechtsbehelf zur Grundlage ſeines Urteils 
machen als denjenigen, den die Partei verfolgt. 

Mängel eines Werkes berechtigen den Beſteller zur Wandlung od er 
zur Minderung oder — unter beſtimmten weiteren Vorausſetzungen — 
zu dem Verlangen nach Schadenerſatz wegen Nichterfüllung. In der Klage 
hatte die Klägerin einen Rechtsgrund für ihre Anſprüche nicht angegeben, 
in den erſtmalig am 11. Jan. 1918 verleſenen Anträgen iſt aber ſchon der 
Geſichtspunkt der Wandlung herangezogen — die Beklagte ſoll zur Ein⸗ 
willigung in die Wandlung verurteilt werden — und in dem weiterhin 
angefügten Antrag der Klägerin wird daraus der Schluß gezogen, die 
Beklagte ſolle die Bedachung zurücknehmen und beſeitigen. So lautet 
auch das landgerichtliche Urteil, das die Klage noch ausdrücklich als Wand⸗ 
lungsklage kennzeichnet. In der Ber.⸗Inſtanz hat die Klägerin neue recht⸗ 
liche Ausführungen über den Grund ihrer Klage nicht gemacht. Sie fußte 
alſo auch hier noch auf dem Boden der Wandlung und nur auf dieſem. 
Bei dem Verhältnis, in welchem die Schadenerſatzklage des § 635 BGB. 
zu der Wandlungsklage des § 634 BGB. ſteht, war es dem Ber.⸗ 
Richter alſo verwehrt, der Klägerin die Schadenerſatzforderung zuzuſprechen, 
auch wenn er zu der Überzeugung kam, daß die tatſächlichen Anführungen 
der Klägerin, unter dem rechtlichen Geſichtspunkt des § 635 BGB. be⸗ 
trachtet, das Urteil des Landgerichts rechtfertigten. Das Oberlandesgericht 
hatte es nur mit dem Wandlungsbegehren der Klägerin zu tun, dies 
mußte es aber auch endgültig erledigen, die Entſcheidung darüber durfte 
es nicht offen laffen... . 
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Nicht genügend beachtet hat das Oberlandesgericht ferner, daß der 
Schadenerſatzanſpruch nach § 635 BGB. nur dann gegeben iſt, wenn der 
Mangel des Werks auf einem Umſtande beruht, den der Unternehmer zu 
vertreten hat, ſei es, weil ihn oder ſeine Angeſtellten ein Verſchulden trifft, 
88 276, 278 BGBt, fet es, weil er volle Garantie für die Vertragsabreden 
übernommen hat. Das Fehlen einer bloß zugeſicherten Eigenſchaft macht 
wohl den Verkäufer einer Sache ſchadenerſatzpflichtig, § 463 BGB., nicht 
aber den Unternehmer eines Werks. Die rechtlichen Folgen, die ſich aus den 
Mängeln eines Werks ergeben, find in den §§ 633ff. BGBtſelbſtändig ge⸗ 
regelt (RGEntſch. 58, 173). Eine dem § 463 BGB. entſprechende Vorſchrift 
iſt dort nicht gegeben.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 12. Okt. 1920. Eiſenwerk B. w. 
O. (OLG. Hamburg). VII. 131/19. 


81. Hlagbarkeit und Gegenſtand des Anſpruchs auf Totaliſatorgewinn; 
die vom Rennvorſtand angeordnete Rückzahlung der Einſätze ſchließt 
| den Anſpruch nicht aus. 
Vgl. 61. Nr. 202 und folg. Nr 
BGB. §§ 762. 763. 279. | 

Am 27. Juli 1919 veranftaltete der Beklagte bei München ein öffent- 
liches Pferderennen. Der Betrieb des Totaliſators war ihm dafür genehmigt. 
Im zweiten Rennen ſiegte das Pferd Nr. 25 „Entſcheidung“. Seinem 
Beſitzer wurde der Preis ausgezahlt. Auf das Pferd hatten die Kläger bei 
dem Totaliſator gewettet. Die ihnen zukommenden Gewinne hatte der 
Beklagte nicht ausgezahlt. Er behauptete, daß der Rennvorſtand unter 
dem Druck einer aufgeregten und wegen angeblicher Unregelmäßigkeiten 
bei dem Rennen gegen den Richterſpruch proteſtierenden Menge habe an— 
ordnen müſſen, daß die Einſätze zurückgezahlt würden. Die Kläger machten 
von dieſer Möglichkeit keinen Gebrauch, ſondern verlangten klagend Rech⸗ 
nungslegung über den ihnen zukommenden Gewinn und deſſen Auszahlung 
Die Klage hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: | 

Zunächſt war die Frage zu entſcheiden, ob durch das Wetten bei einem 
behördlich genehmigten Totaliſator ein klagbarer Anſpruch auf die Auszahlung 
des Gewinnes erlangt wird. Dieſe Frage hat der 6. Zivilſenat des Reichs⸗ 
gerichts (RGEntſch. 93, 348) bereits bejaht. Er hält es für unerheblich, ob 
man das Wetten bei dem Totaliſator rechtlich als Lotterie- oder Ausſpiel⸗ 
vertrag oder als einen gewöhnlichen Spielvertrag anzuſehen habe, in jedem 
Falle greife der Rechtsgedanke des § 763 BGB. durch. Wenn der Geſetz⸗ 
geber es zulaſſe, daß der Totaliſatorbetrieb behördlich genehmigt werde, 
und wenn das Reich von den Einſätzen bei dem Totaliſator Stempelabgaben 
erhebe (vgl. 881, 4 Geſetz vom 4. Juli 1905, RGBl. S. 595ff., und §§ 34, 
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35 Reichsſtempelgeſetz), fo könnten die Ansprüche der bei dem Totaliſator 
Wettenden nicht nach § 762 BGB. unklagbar fein. Dieſen überzeugenden 
Darlegungen kann nur beigetreten werden. Damit erledigt ſich auch das 
von der Reviſion angeregte Bedenken, daß die Einſätze bei dem Totaliſator 
nicht Spieleinlagen einer Lotterie oder einer Ausſpielung ſein könnten, 
weil ſie ihnen durch § 35 Reichsſtempelgeſetz erſt ausdrücklich hätten gleich⸗ 
geſtellt werden müſſen. Auch wenn man das zugibt, bleiben die Schluß— 
folgerungen der Entſcheidung RGentſch. 93, 348 gerechtfertigt. Warum 
die Reviſion den angezogenen geſetzlichen Beſtimmungen nur polizeiliche 
und ſtrafrechtliche Bedeutung beilegen, jede zivilrechtliche Bedeutung aber 
abſprechen will, iſt nicht erſichtlich. Es ſteht das auch im Widerſpruch mit 
den bei der Beratung des Geſetzes vom 4. Juli 1905 von ſeiten der Regierung 
und der Mehrheit des Reichstages geäußerten Abſichten. Auch das iſt in 
der mehrerwähnten Entſcheidung des Reichsgerichts bereits hervorgehoben. 

Ob die Verkehrsauffaſſung des ſpielenden Publikums in dem Wetten 
bei dem Totaliſator nur ein Spiel im Sinne des § 762 BGB. erblickt, iſt 
hiernach unerheblich. Auch wenn die Kläger dieſer irrtümlichen Anſicht ge- 
weſen ſein ſollten, jo würden jie deshalb den eingeflagten Anſpruch doch 
erworben haben. Auf den über die Verkehrsauffaſſung angetretenen Beweis 
brauchte alſo der Ber.⸗Richter nicht einzugehen. An ſeiner zutreffenden 
Anſicht über die rechtliche Bedeutung und Wirkung eines Totaliſatoreinſatzes 
ſcheitert auch die Einwendung des Beklagten, die in den Vorinſtanzen von 
den Parteien und den Gerichten als die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges bezeichnet und behandelt worden iſt. Tatſächlich iſt dieſe Einrede nicht 
erhoben worden. Der Beklagte hat nicht behauptet, daß durch Geſetz der 
Rechtsweg für den Anſpruch der Kläger ausgeſchloſſen fet (RGEntſch. 42, 
305), er hat vielmehr immer nur beſtritten, daß den Klägern ein klagbarer 
Anſpruch überhaupt zuſtehe. Wenn der Beklagte ſein Vorbringen in die 
Form gekleidet hat, daß ſich das wettende Publikum von jeher übungs— 
gemäß den Entſcheidungen des Rennvorſtandes unterworfen habe, jo 
könnte man an die Einrede des Schiedsvertrags denken, und für dieſe Auf- 
faſſung tritt jetzt auch die Reviſion ein. Auch das wird aber wieder zweifel⸗ 
haft, denn der Beklagte behauptet nicht eigentlich, daß das wettende Publi- 
kum durch Vertrag den Rennvorſtand zur Entſcheidung über ſeine Anſprüche 
berufen habe, er führt die Unterwerfung unter das Urteil des Rennvorſtandes 
vielmehr wiederum nur darauf zurück, daß „durch Spiel oder Wette eine 
Verbindlichkeit nicht begründet werde“. Wie dem aber auch ſein mag, die 
Annahme, daß nach Gewohnheitsrecht mit dem Setzen bei dem Totalt- 
ſator ein Schiedsvertrag dahin geſchloſſen werde, nur der Rennvorſtand 
ſolle über die rechtlichen Verpflichtungen des Totaliſators zu entſcheiden 
haben, würde ſchon an der tatſächlichen Feſtſtellung des Ber.⸗Richters ſcheitern 
müſſen. Er hebt ausdrücklich hervor, daß ein ſolches Gewohnheitsrecht das 
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Rechtsbewußtſein der an den Wettrennen intereſſierten Kreiſe und insbe⸗ 
ſondere der am Totaliſator wettenden Perſonen verletzen würde. Voraus⸗ 
ſetzung jeden Gewohnheitsrechts iſt aber gerade, daß es von dem Rechts⸗ 
bewußtſein der Bevölkerung getragen wird. 

Die Frage, ob der Beklagte zur Zurückzahlung der auf die Pferde des 
zweiten Rennens gemachten Einſätze gezwungen worden iſt, hat der Ber.- 
Richter mit Recht offen gelaſſen. Auf den von Dritten ausgeübten Zwang 
würde ſich der Beklagte nach § 123 BGB. den Klägern gegenüber nicht be⸗ 
rufen können. Eine Unmöglichkeit der Erfüllung würde durch die Zurück⸗ 
zahlung der Einſätze nicht herbeigeführt worden ſein. Der Ber.⸗Richter 
ſpricht zwar dort, wo er die Einrichtungen des Totaliſators erläutert, davon, 
daß der Beklagte ſich aus den Einſätzen die Mittel bilde, um die Gewinne 
auszuzahlen, er hebt es aber auch als „ſelbſtverſtändlich“ hervor, daß die 
Zurückzahlung der Einſätze an der Pflicht zum Auszahlen der Gewinne 
nichts ändere. Der Ber.⸗Richter ſteht alſo, wenn er auch das Auszahlen der 
Gewinne aus den Einſätzen als die Regel anſehen mag, doch auf dem Stand⸗ 
punkt, daß der Beklagte nicht die beſtimmten als Einſätze empfangenen 
Geldſtücke oder Geldſcheine an die Gewinner herauszugeben hat, daß er 
vielmehr lediglich die nach Maßgabe der Einſätze berechneten Gewinne 
in beliebigen Geldſtücken oder Geldſcheinen auszuzahlen hat. Mit anderen 
Worten: Die Verpflichtung des Beklagten geht nach der Feſtſtellung des 
Ber.⸗Richters nicht auf eine Individualleiſtung, ſondern auf Leiſtung aus der 
Gattung. Dieſe Leiſtung aus der Gattung war durch die Zurückzahlung der Ein⸗ 
ſätze nicht un möglich geworden, ein etwaiges Un vermögen zur Leiſtung hatte 
und hat der Beklagte nach § 279 BGB. zu vertreten. Die Reviſion ſucht es jetzt 
als gegen Treu und Glauben verſtoßend hinzuſtellen, wenn der Beklagte ge⸗ 
zwungen würde, aus eigenen Mitteln die Gewinne auszuzahlen, ohne daß ihm 
in den Einſätzen der entſprechende Gegenwert zur Verfügung ſtünde. Der Ber.⸗ 
Richter hat diefe Frage ſtillſchweigend verneint. Ein Rechtsverſtoß iſt darin 
nicht zu erblicken. Die Verpflichtung des Beklagten weiſt keine Beſonder⸗ 
heiten auf, die eine ſo weitgehende Begünſtigung rechtfertigen könnten. 

Die Reviſion meint weiter, daß das Toben der aufgeregten Menge es dem 
Beklagten ſelbſt bei dem beſten Willen tatſächlich unmöglich gemacht hätte, die 
Gewinne auszuzahlen; ſchon daraus ergebe ſich, daß ihm die Leiſtung un⸗ 
möglich geworden ſei. Dieſer Schluß läßt ſich indeſſen nicht aus der aufge⸗ 
ſtellten Behauptung ziehen. Danach war die Leiſtung höchſtens an dem Renn⸗ 
tage ſelbſt behindert. An jedem ſpäteren Tage konnte der Beklagte die Gewinne 
auszahlen laſſen. Fünf Tage waren dafür ohnehin vorgeſehen. Eine nur 
vorübergehende Verhinderung am Erfüllen bedeutet aber noch keine Unmög⸗ 
lichkeit des Erfüllens überhaupt mit allen daraus fic) ergebenden Rechtsfolgen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 10. Dez. 1921. Münch. Rennverein 

w. Sch. u. Gen. (OLG. München). VII. 341/20. 
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82. Unterſchied zwiſchen Bürgſchaft und kumulativer Schuldübernahme. 
Nr. 72 Nr. 116 m. Nr. 
BGB. §§ 765. 421. 

Die Ehefrau des Beklagten ſchuldete dem Kläger erhebliche Beträge, 
über die ſie ihm Wechſel ausgeſtellt und zu deren Sicherung ſie ihm ein bei 
der Deutſchen Bank für ſie liegendes Depot mit angeblich ihr gehörenden 
Wertpapieren übereignet hatte. Da die Wechſel nicht eingelöſt wurden, 
ſetzte ſich der Anwalt des Klägers mit dem Beklagten in Verbindung. Der 
Kläger behauptete, der Beklagte habe hierbei verſprochen, die Schuld ſeiner 
Ehefrau zu bezahlen, und nahm den Beklagten auf Grund angeblicher Schuld⸗ 
übernahme in Anſpruch. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Nach den zu unterhaltenden Klagebehauptungen hat der Anwalt 
des Klägers zunächſt dem Beklagten die Entſtehung der Wechſelſchuld ſeiner 
Ehefrau erläutert und dabei die in Betracht kommenden Schriftſtücke vor⸗ 
gelegt, auch das Depotverzeichnis, zu dem Beklagter erklärt habe, daß mehrere 
der dort angeführten Papiere nicht mehr im Beſitze ſeiner Frau ſeien. Auf 
Die weitere Bemerkung des Anwalts, daß er ſchon den Auftrag zur Be- 
antragung eines Arreſtes gegen Frau F. habe, dies aber im Intereſſe des 
Beklagten zur Vermeidung eines überflüſſigen Skandals nicht wünſchte, 
habe Beklagter eingeſehen, daß er die Sache nicht zum gerichtlichen Eklat 
kommen laſſen könne, er habe ſich für die Freundlichkeit des Anwalts ihm 
gegenüber bedankt und erklärt, er werde die ihm bezeichneten Forderungen 
des Klägers gegen ſeine Frau bezahlen, für ſeinen Schwiegerſohn würde 
er aber nichts bezahlen. Dann habe Beklagter gefragt, ob es einige Tage 
Zeit habe, er fahre nach Berlin, um dort das Geld flüſſig zu machen, auch 
habe er ſich nach dem Konto des Klägers erkundigt; er habe am Freitag, 
den 16. Nov. 1917, zahlen wollen. 

Daß der Beklagte mit den im Vorſtehenden d eher Erklä⸗ 
rungen keine Bürgſchaft, ſondern eine ſelbſtändige, von der Verpflichtung 
ſeiner Frau unabhängige Verbindlichkeit übernommen hätte, kann nicht zu⸗ 
gegeben werden. Die gemäß BGB. § 766 an die Schriftform gebundene 
Bürgſchaft und die formfreie Schuldmitübernahme dienen weſentlich den 
gleichen wirtſchaftlichen Zwecken, ob ſie auf dem einen oder anderen Wege 
erreicht werden ſollen, muß aus der Geſamtheit aller erheblichen Umſtände 
ermittelt werden. Bleiben Zweifel, fo iſt keine Schuld mitübernahme ſon⸗ 
dern Bürgſchaft anzunehmen (RGeEntſch. 71, 118; 90, 417; 59, 233). Die 
Worte, mit denen die Verpflichtungserklärung abgegeben wird, ſind für 
ſich allein regelmäßig nicht entſcheidend (RGEntſch. 90, 417). Wenn der 
Beklagte von „bezahlen“ und davon geſprochen hat, daß er nach Berlin 
fahren und dort das Geld flüſſig machen wolle, ſo braucht das nicht mehr zu 
bedeuten, als daß er für die Erfüllung der Verbindlichkeiten ſeiner Frau 
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gegenüber dem Kläger einſtehen, eine Bürgſchaft im Sinne des 8 765 BGB. 
eingehen wolle; daß er eine von der Verpflichtung ſeiner Frau unabhängige 
Geſamtverpflichtung hätte übernahmen wollen, iſt hiermit nicht geſagt. 
Es iſt dies auch aus anderweiten Umſtänden nicht zu entnehmen. Die Re⸗ 
viſion weiſt darauf hin, daß der Beklagte ſchon nach vier Tagen habe zahlen 
wollen und daß feine Frau nicht habe zahlen können, was er natürlich ge- 
wußt habe, die Übernahme einer Bürgſchaft habe daher keinen Zweck ge— 
habt. Letzteres iſt indeſſen nicht zutreffend. Wenn jemand ſchnelle Erfüllung. 
zu einem beſtimmten Zeitpunkte zuſagt, ſo kann hieraus auf Verbürgung. 
als Selbſtſchuldner gemäß 8 773 Nr. 1 BGB. geſchloſſen werden (val. auch 
RGRKomm. Anm. 2 zu § 773), nicht aber muß geſolgert werden, daß über⸗ 
haupt keine Bürgſchaft vorliege. Inſoweit die Reviſion aber die Zahlungs⸗ 
unfähigkeit der Frau F. betont, ſo kommt zunächſt in Betracht, daß es ſich 
um Schulden handelt, die ſie in Gemeinſchaft mit B. gemacht hatte, der 
nachträglich noch 20000 „ auf die Klageforderung gezahlt hat. Weiter wird 
zwar angenommen, (RGRKomm., Anm. 4 zu 8765), daß eine Bürgſchaft 
dann nichlig iſt, wenn zur Zeit der Eingehung der Bürgſchaftsverpflichtung 
die Nichterfüllung der Hauptverbindlichkeit bereits feſtſteht, und geſagt, 
es könne in dieſem Falle ein anderes Rechtsgeſchäft, ein ſelbſtändiges Schuld⸗ 
verſprechen oder Schuldübernahme, vorliegen, wenn dies beabſichtigt ſei. 
Für eine ſolche Abſicht liegen aber im gegebenen Falle keine ausreichenden 
Anhaltspunkte vor. | 

Umſtände, aus denen auf das Eingehen einer Schuldmitübernahme 
geſchloſſen werden kann, hat die Rechtſprechung des Reichsgerichts, RGEntſch. 
71, 118, dann angenommen, wenn die Vorteile aus dem Vertragsverhältnis, 
auf dem die Verbindlichkeit des erſten Schuldners beruht, ganz oder zum 
Teil wirtſchaftlich dem Eintretenden zugute kommen, oder wenn er wenig⸗ 
ſtens an den Leiſtungen aus dem Hauptvertrage ein eigenes Intereſſe hat. 
Die Reviſion macht dagegen geltend, ein wirtſchaftliches Intereſſe brauche 
nicht vorzuliegen, es genüge auch ein perſönliches, das ſich hier aus der 
Sachlage ergebe. Daß dem Beklagten daran liegen mußte, die Angelegen⸗ 
heit möglichſt unter Vermeidung öffentlichen Aufſehens gütlich zu ordnen, 
ijt zutreffend und wird auch von dem Ber.⸗Gerichte nicht verkannt. Ein 
ſolches Intereſſe genügt aber noch nicht für die Annahme einer formfreien 
Schuld mitübernahme, es konnte auch durch Bürgſchaft befriedigt werden. 
In ähnlicher Weiſe iſt bereits früher entſchieden worden. So hat es der 
III. Zivilſenat (RGEntſch. 90, 418) nicht für ausreichend erachtet, daß die 
damalige Beklagte das Intereſſe hatte, ihre Tochter vor einer Strafanzeige 
zu ſchützen und den Ruf der Familie nicht antaſten zu laſſen, der jetzt er⸗ 
kennende Senat aber hat es (JW. 1911, 58122) nicht für ein genügendes 
rechtliches oder wirtſchaftliches Intereſſe angeſehen, wenn die Beklagte 
nur durch den Wunſch, ein Vorgehen des Klägers gegen ihren Bruder mit 
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Rückſicht auf deſſen amtliche Stellung zu vermeiden, und durch das Beſtreben, 
dem Kläger entgegenzukommen, zum Eintreten für ihren Bruder veranlaßt 
wurde. Es kann auch nicht zugegeben werden, daß regelmäßig eine andere 
Beurteilung Platz zu greifen habe, wenn ein Ehegatte für den andern ein⸗ 
tritt, vielmehr bedarf es auch hier des Nachweiſes beſonderer Umſtände 
dafür, daß die Begründung einer eigenen ſelbſtändigen Verpflichtung und 
nicht die Übernahme einer Bürgſchaft gewollt ſei (vgl. auch Warneyer 1911, 
Nr. 171). Ob etwa bei Haushaltungsſchulden eine andere Auffaſſung an⸗ 
gemeſſen ſei, darf jetzt auf ſich beruhen bleiben.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 18. Nov. 1920. U. w. F. (OLG. 

Hamburg). VI. 475/20. 


83. zu Beurteilung des Auftrags zum Abſchluß von Renn⸗ 
wetten. 
Vgl. 61 Nr. 202 und vor. Nr. 
BOB. §§ 762 631. | 

Kläger macht gegen Beklagten einen Anſpruch von 3160. klagend 
geltend, da ihm ein Totaliſatorgewinn in dieſer Höhe entgangen fei, weil 
Beklagter ſchuldhaft den von ſeiner Wettannahmeſtelle angenommenen 
Wettauftrag des Klägers für ein Harzburger Rennen vom 20. Juli 1919 
nach Harzburg verſpätet abgeſandt habe, ſo daß die Anlegung am Totali⸗ 
ſator nicht mehr möglich geweſen ſei. Die Klage wurde abgewieſen. Aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Das Setzen am Totaliſator iſt nach der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts Lotterieſpiel und daher nach § 763 BGB. bei der unbeſtrittenen 
ſtaatlichen Genehmigung auch verbindlich. Daher iſt auch der vorliegende 
Vertrag, durch den der Beklagte die Anlegung der vom Kläger bei ihm ein⸗ 
gezahlten Beträge gemäß den Anweiſungen des Klägers am Totaliſator 
in Harzburg übernahm, rechtsverbindlich. Es iſt nicht beſtritten und ergibt 
ſich aus der Haftungsübernahme des Beklagten in den Bedingungen, daß 
Beklagter ſelbſt im eigenen Namen kontrahiert hat. Da Beklagter unbe⸗ 
ſtritten Anteil an der Proviſion von den Einſätzen bezieht, handelt es ſich 
nicht um einen unentgeltlichen Auftrag, ſondern um einen entgeltlichen 
Werkvertrag, aus dem Beklagter nach allgemeinen Regeln gemäß §§ 276, 
278 BGB. wegen jeder Fahrläſſigkeit haftet. Dieſe Haftung erſcheint durch 
Übernahme der Gewähr für Anlegung der Einlagen am Totaliſator und 
Auszahlung der darauf entfallenden Gewinne noch erweitert, da die Haf- 
tung nur für den Fall ausgeſchloſſen iſt, daß infolge elementarer Ereigniſſe 
oder anderer nicht vorauszuſehender Vorkommniſſe die Wetteinlagen am 
Totaliſator nicht mit verrechnet werden können. Der Beklagte behauptet, 
daß ihm vorliegend kein Verſchulden daran treffe, daß der ihm am Morgen 
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des 19. Juli um 914 Uhr übergebene Auftrag des Klägers, der abends 92° Uhr 
mit den anderen Wettaufträgen zuſammen durch ein dringendes Telegramm 
an den das Rennen veranſtaltenden Verein deutſcher Vollblutzüchter in 
Harzburg weitergegeben iſt, nicht ſo rechtzeitig bei letzterem eingetroffen 
iſt, daß die Berückſichtigung am Totaliſator noch erfolgen konnte. 
Dem Beklagten iſt der Beweis gelungen, daß eine Unterbrechung des tele- 
graphiſchen Verkehrs nach Harzburg am 20. Juli 1919 vorgelegen hat, 
die die Urſache der Verzögerung geweſen iſt. Darin lag ein für Beklagten 
nicht vorausſehbares Vorkommnis im Sinne der Wettannahmebedingungen, 
das den Grund dafür bildete, daß die Wetteinſätze des Klägers nicht mehr 
am Totaliſator verrechnet werden konnten, und den Beklagten von der 
Haftung hierfür befreit. Der Schadenerſatzanſpruch des Klägers iſt ſomit 


unbegründet.“ 
Urteil des OLG. in Hamburg (1. Sen.) v. 23. Dez. 1920. Sp. w. Hamb. 


Rennklub. Bf. I. 424/19. | B. 


84. Arten der Höchftbetragsbürgfchaften für laufende Kreditgewährung. 
BGB. 88 765. 774. 412. 401. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Angriffe der Reviſion gehen fehl. Wie der erkennende Senat 
ſchon in der Entſcheidung RGEntſch. 76, 195 ausgeführt hat, ſind zwei Arten 
von Höchſtbetragsbürgſchaften für laufende Kreditgewährung zu unter⸗ 
ſcheiden: ſolche, bei denen nur die Bürgſchaft auf einen. beſtimmten Betrag 
beſchränkt, aber dem Gläubiger für den dem Schuldner zu gewährenden 
Kredit nach oben keine Grenze geſetzt iſt, und ſolche, bei denen der Bürge 
auch eine Beſchränkung der Kreditgewährung zur Bedingung gemacht hat, 
ſo daß, was der Gläubiger über den vereinbarten Betrag hinaus dem Schuld⸗ 
ner auf Kredit zukommen läßt, nicht mehr unter die Bürgſchaft fällt. Hier. 
kann zugleich vereinbart ſein, daß auch die neben der Bürgſchaft durch Ver⸗ 
pfändung oder Sicherungsübereignung beſtellten Sicherheiten nur in dieſem 
beſchränkten Umfang haften, und daß ſie auf den Bürgen übergehen, wenn 
er den Gläubiger bezahlt. Ohne beſondere Vereinbarung vollzieht ſich dieſer 
Übergang nach §§ 774 Abſ. 1 Satz 1, 412, 401 BGB. Soweit Forderungen 
oder Rechte zur Sicherheit abgetreten find, hat er nach §§ 157, 242 BGB. 
zu erfolgen (RGEntſch. 89, 195). Im übrigen iſt in jedem Falle den Um⸗ 
ſtänden zu entnehmen, ob die Beteiligten ein Bürgſchaftsverhältnis der 
erſten oder der zweiten Art begründet haben, und ob und wie weit der Bürge 
auch für Zinſen aufzukommen hat, die vom Gläubiger geſtundet und derart 
zum Kapital geſchlagen werden, daß dieſes den Höchſtbetrag der Bürgſchaft 
überſteigt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 29. Nov. 1920. Spar⸗ und Dar⸗ 

lehenskaſſe w. H. (OLG. Köln). VI. 375/20. 


85. Bürgſchaft. 135 


85. Wer, ohne perſönlicher Schuldner zu ſein, für eine Forderung 
ein Pfandrecht oder eine Hypothek beſtellt, hat, wenn der Gläubiger 
aus der beſtellten Sicherheit befriedigt oder von dem Beſteller der 
Sicherheit bezahlt wird, gegen den Bürgen der Forderung keinen 
geſetzlichen Ausgleichungsanſpruch. 
BOB. §§ 774. 776. 1225. 

Beklagter behauptete zur Begründung ſeiner Gegenforderung, für 
eine Forderung des Kreditvereins gegen S., den Hauptſchuldner, von 
5000 „, jet Kläger Bürge. Auf dem Grundſtück des Beklagten fei eine Hy- 
pothek von 5000 „ eingetragen geweſen, Beklagter habe, ohne perſönlicher 
Schuldner zu fein, die 5000. bezahlt und damit einen Ausgleichungsanſpruch 
erlangt. Die daraus hergeleitete Gegenforderung wurde nicht für begründet 
erachtet. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: | 

„Ob derjenige, welcher, ohne perſönlicher Schuldner zu fein, für eine 
Forderung ein Pfandrecht oder eine Hypothek beftellt, wenn der Gläubiger 
aus der beſtellten Sicherheit befriedigt oder von dem Beſteller der Sicherheit 
bezahlt wird, gegen den Bürgen der Forderung kraft Geſetzes einen Aus⸗ 
gleichungsanſpruch hat, iſt in der Wiſſenſchaft ſtreitig. Die eine Anſicht (vgl. 
Breit in Gruchot 48, 203; Bendix Arch. für bürg. R. 25, 84; Wolff Sachen⸗ 
recht 6.—8. Aufl. § 410 Anm. 17 S. 499; Staudinger 7./8. Aufl. Anm. 2 
zu § 1225), bejaht die Frage. Nach anderer Anſicht (vgl. Stichel DIZ. 
1903, 375 und in Iherings Jahrb. 61, 59; Planck 3. Aufl. Anm. 2 zu § 1225 
BGB.; Komm. d. RGR. 2. Aufl. Anm. 4 zu § 776 und Anm. zu § 1225 
ſowie zahlreiche andere namhafte Schriftjteller) trägt der Drittſchuldner, 
ſoweit die Schuld durch den Wert der Pfandſache gedeckt iſt, allein und end- 
gültig die Laſt. Das Reichsgericht hat zu der Frage, ſoweit erſichtlich, noch 
nicht Stellung genommen, doch ſcheint es in'der Entſcheidung Bd. 85 S. 363, 
wenn es die Frage auch offen läßt, der zweiten Anſicht zuzuneigen. Der 
erkennende Senat tritt jedenfalls dieſer zweiten Anſicht bei. Denn nach 
8 774, 776 BGB. geht, wenn ein Bürge den Gläubiger befriedigt, deſſen 
Forderung gegen den Hauptſchuldner mit den dafür beſtehenden Hypotheken 
und Pfandrechten auf den Bürgen über, ſo daß dieſer ſich auch an die durch 
die Hypothek oder das Pfandrecht belaſtete Sache halten kann, und wird, 
wenn der Gläubiger eine für ſeine Forderung beſtehende Hypothek oder 
ein Pfandrecht aufgibt, der Bürge inſofern frei, als er aus dem aufgegebenen 
Recht nach § 774 hätte Erſatz verlangen können, ſelbſt dann, wenn das auf⸗ 
gegebene Recht erſt nach der Übernahme der Bürgſchaft entſtanden iſt, wäh⸗ 
rend im umgekehrten Falle, wenn alſo der Gläubiger den Bürgen freigibt, 
dies dem Beſteller einer Hypothei oder eines Pfandrechts nicht zu ſtatten 
kommt, das Pfand vielmehr wetkerhaftet. Der Bürge kann alſo die La 
ſeiner Verpflichtung in Höhe der Hypothek oder des Pfandrechts ſtets auf 
den Verpfänder abwälzen, ſo daß dieſer ſie in der bezeichneten Höhe endgültig 
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und allein zu tragen hat und er, wenn er dem Gläubiger mehr zahlt als die 

Pfandſache wert war, zwar wegen dieſes Mehrbetrages, aber auch nur 
wegen des Mehrbetrages, ein Rückgriffsrecht gegen den Bürgen hat.“ 

Urteil des OLG. in Königsberg (1. Sen.) v. 23. Nov. 1920. 2 U. 120/14. 
Th. 


86. Anſtellung der Reichsbeamten; Dorausſetzung einer zeitlich be- 
ſchränkten Anſtellung. 
RBG. §§ 4, 38. | 

Der Kläger war am 13. Febr. 1905 in die Schutztruppe für Süd weſt⸗ 
afrika eingeſtellt worden und bekleidete daſelbſt das Amt eines Magazin⸗ 
aufſehers. Zum 1. Mai 1912 wurde ihm dieſe Stelle gekündigt. Im Jahre 
1916 trat er mit der Behauptung auf, die Kündigung jet rechtsunwirkſam, da 
er durch Verfügung des Reichskanzlers vom 11. Febr. 1905 vorbehaltlos 
zum Magazinaufſeher ernannt worden ſei und dadurch die Rechte eines auf 
Lebenszeit angeſtellten Beamten erlangt habe. Sein Geſuch um Wieder- 
anſtellung und Ge ſhaltsnachzahlung wurde abgelehnt. Am 21. Jan. 1917 
beauftragte er die Beklagte, ſeine Anſprüche gegen das Deutſche Reich im 
Klage wege geltend zu machen. Mit der von ihr im folgenden Monate namens 
des Klägers eingereichten Klage wurde verlangt, daß das Deutſche Reich ver- 
urteilt werde, ihm vom 1. Mai 1912 ab bis zum Tage feiner Wiederanſtellung 
monatlich 345% zu zahlen. Die Klage wurde als verſpätet abgewieſen. 
Für die verſpätete Klageanſtellung und den dadurch veranlaßten Verluſt 
ſeiner Anſprüche gegen das Deutſche Reich machte der Kläger die Beklagte 
verantwortlich. Seine Klage wurde in zwei Inſtanzen abgewieſen. Das 
Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die erſte Vorausſetzung für ein Obſiegen des Klägers iſt, daß ihm zu 
der Zeit, als er der Beklagten den Auftrag zur Prozeßführung erteilte, 
ein klagbarer Gehaltsanſpruch gegen das Deutſche Reich zuſtand, und das 
war nur dann der Fall, wenn er damals lebenslänglich angeſtellter Reichs⸗ 
beamter im Sinne der §§ 1 und 2 RBG. war. Das Kammergericht hat das 
lediglich deshalb verneint, weil dem Kläger bei ſeiner Ernennung zum Ma⸗ 
gazinaufſeher keine Anſtellungsurkunde nach Maßgabe des § 4 a. a. O. aus⸗ 
gehändigt worden ſei. Dieſe Begründung iſt rechtsirrig. Allerdings hat der 
4. Zivilſenat des Reichsgerichts in dem von dem Kammergericht angezogenen 
Urteile vom 7. Febr. 1887 (Gruch. Bd. 31 S. 116) in Übereinſtimmung 
mit einer großen Anzahl von Schriftſtellern ausgeſprochen, daß erſt das 
Geben und Nehmen der Anſtellungsurkunde ein Beamtenverhältnis im 
Sinne des Reichsbeamtengeſetzes zu ſchaffen vermöge. Dieſe Anſicht, welche 
ſich aus der damals vielfach vertretenen Rechtsanſchauung erklärt, daß das 
Beamtenverhältnis auf einem öffentlich⸗rechtlichen Vertrage beruhe, läßt 
ſich jedoch weder aus dem Wortlaute noch aus der Entſtehungsgeſchichte 


86. Beamtenverhältnid. 137 


des § 4 a. a. O. rechtfertigen. Das Reichsgericht hat denn auch — abgeſehen 
von der erwähnten Entſcheidung — in ſtändiger Rechtſprechung (vgl. RG⸗ 
Entſch. 28, 83/84, 90; 53, 427; 84, 220/21, 368) daran feſtgehalten, daß die 
Nichtbefolgung der Vorſchrift des § 4 a. a. O. die Rechtsgültigkeit der Be⸗ 
amtenanſtellung ebenſowenig beeinfluſſe wie die Übertretung des im 83 
a. a. O. gegebenen Geſetzesbefehls. Denn da die Beamtenſtellung durch 
einſeitigen Staatsakt, und zwar ihrem Weſen nach durch Übertragung 
obrigkeitlicher Befugniſſe begründet wird, ſo fehlt es, wenn dieſe Übertragung 
einmal ſtattgefunden hat, nicht nur an einem inneren Grunde, ſondern 
vor allem auch an der rechtlichen Möglichkeit, die Rechtswirkſamkeit der 
letzteren von der Übergabe einer Urkunde abhängig zu machen und ſie ihres 
hoheitsrechtlichen Charakters deshalb zu entkleiden, weil die Ausfertigung 
der Urkunde ſei es verſehentlich ſei es aus anderem Anlaſſe unterblieben iſt. 

Hinſichtlich der Anſtellung des Klägers ſteht nun nichts weiter feſt, 
als daß er durch die Verfügung des Reichskanzlers vom 11. Febr. 1905 
unter Einreihung in die Schutztruppe für Südweſtafrika ohne Erwähnung 
eines Kündigungs⸗ oder Widerrufungsvorbehaltes zum Magazinaufſeher 
ernannt iſt, daß er von dem Inhalte dieſer Verfügung erſt im Jahre 1916 
Kenntnis erhalten, trotzdem aber im Jahre 1905 fein Amt als Magazin⸗ 
aufſeher in Südweſtafrika angetreten hat. Dagegen iſt nicht bekannt, wie 
die Verfügung vom 11. Febr. 1905 zuſtande gekommen, an wen ſie gerichtet 
und auf welche Weiſe ſie ausgeführt iſt. Die Vorgänge vor und bei der 
Ernennung des Klägers bedürfen aber der Aufklärung. Denn ſie können 
ebenſo für die etwaige Anwendung des § 4 a. a. O. wie für die des § 38 
a. a. O. von Bedeutung fein. Der Kläger war als Kolonialbeamter zugleich 
Reichsbeamter, da er, wenn auch nicht von dem Kaiſer ſelbſt, ſo doch, — was 
dem gleichſteht, — in deſſen Namen von dem dazu ermächtigten Reichskanzler 
(vgl. Art. 4 der Verordnung vom 9. Aug. 1896 RGBl. S. 691ff.) angeſtellt 
war (§ 1 RBG.) . § 38 RBG. geſtattet aber „die Annahme eines Reichs⸗ 
beamten auf beſtimmte Zeit oder für ein ſeiner Natur nach vorübergehendes 
Geſchäft“ unter der Vorausſetzung, daß bei der Anſtellung der Wille des 
Staates, ſie in der angegebenen Weiſe zu beſchränken, mit hinreichender 
Deutlichkeit zum Ausdrucke gelangt. Dazu bedarf es ſelbſtverſtändlich nicht 
des Gebrauchs der Geſetzesworte, es genügt vielmehr jede Erklärung, die, 
wenn auch im Wege der Auslegung, unmittelbar aus ſich ſelbſt heraus die 
Abſicht einer zeitlich begrenzten Anſtellung erkennen läßt. 

Nach der Faſſung der Verfügung vom 11. Febr. 1905 ſcheint nun die 
Ernennung des Klägers zum Magazinaufſeher mit ſeiner Einſtellung in 
die ſüd weſtafrikaniſche Schutztruppe nicht nur in einem zeitlichen, ſondern 
auch in einem inneren, untrennbaren Zuſammenhange zu ſtehen. Die Schutz⸗ 
truppen⸗Ordnung vom 25. Juli 1898 (Beil. z. Nr. 20 des Deutſchen Kolonial⸗ 
blattes) beſtimmt nämlich, daß die Ergänzung der Schutztruppen Lauf Grund 

Seufferts Archiv, Bd. 76. 8. Folge, Bd. 21. Heft 4 und 5. 
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freiwilliger Meldung und mehrjähriger Verpflichtung“ zu erfolgen haben. 
Hat nun der Kläger ſich, wie der Beſcheid des Staatsſekretärs des Reichs⸗ 
kolonialamtes vom 23. Aug. 1916 ausführt, zu einer 3½ jährigen Dienſt⸗ 
zeit in der ſüd weſtafrikaniſchen Schutztruppe verpflichtet und hat ihn der 
Reichskanzler nach Maßgabe dieſer Verpflichtung für den genannten Zeit⸗ 
raum in die Schutztruppe eingeſtellt, ſo liegt in der gleichzeitigen Erklärung, 
daß er ihn als Magazinaufſeher in die Zahl ihrer unteren Beamten (vgl. 
83 Sch. Tr. O.) einreihe, unbedenklich eine im Sinne des § 38 RBG. aus⸗ 
drückliche Willenskundgebung dahin, daß die Beamtenſtelle dem Kläger 
auch nur für die 3½ jährige Dauer ſeiner Verpflichtung, in der Schutztruppe 
zu dienen, verliehen worden ſei und mit dem Erlöſchen dieſer Verpflichtung 
gleichfalls in Wegfall komme. Eine andere Auffaſſung war bei verſtändiger 
Würdigung der Sachlage auch für den Kläger — immer vorausgeſetzt, daß 
ſeine Anſtellung ſich in der geſchilderten Weiſe vollzogen hat, — nicht mög⸗ 
lich, zumal es an jedem Hinweis fehlte, wie das lediglich für einen Angehörigen 
der Schutztruppe geſchaffene Beamtenverhältnis ſich nach een Ausſcheiden 
aus ihr in Deutſchland fortſetzen ſollte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 26. Nov. 1920. A. w. Ver. d. 

Rechtsfreunde. (Kammergericht). III. 233/20. 


— — — on 


87. Beweislaſt bei der Bereicherungsklage gegen einen unter vor- 
läufiger Vormundſchaft Stehenden, dem der Kläger in Unkenntnis 
der vorläufigen Vormundſchaft ein Darlehen gewährt hat. 

BGB. §§ 82. 818. 104. 114. 1906; ZPO. § 282. 

Der Beklagte war vom 15. Juli 1910 bis 11. Jan. 1918 wegen Geiſtes⸗ 
krankheit entmündigt. Während der dieſer Entmündigung vorangehenden 
vorläufigen Vormundſchaft gab ihm der Kläger, der von dieſer keine Kennt⸗ 
nis hatte, am 30. Juni 1910 ein Darlehn von 2200 %, die er demnächſt 
aus dem Geſichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung zurüdverlangte. 

Im Gegenſatz zum Landgericht wurde der Anſpruch vom Ber.⸗Gericht 
bejaht. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Das Landgericht hat den Bereicherungsanſpruch für unbegründet er⸗ 
achtet, weil der Kläger der ihm obliegenden Darlegungs- und Beweispflicht 
dafür, daß der Beklagte durch den Empfang des Geldes auf Grund der 
unwirkſamen Darlehnsverträge bereichert ſei, nicht genügt habe. Dieſen 
Ausführungen kann nicht beigetreten werden. 

Der Bereicherungsanſpruch des § 812 BGB. gründet ſich auf die Tat⸗ 
ſache, daß jemand auf Koſten eines andern etwas ohne rechtlichen Grund er- 
langt hat. Die durch die Hingabe von Geld auf Grund eines nichtigen Dar⸗ 
lehnsvertrags erfolgende Vermögensverſchiebung geſchieht ohne rechtlichen 
Grund. Der Empfänger iſt deshalb ohne weiteres bereichert, ſobald das Geld 
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in feinen Beſitz gelangt. Die vom Kammergericht (OLG. 22, 356) vertretene 
Auffaſſung, der auch der 5. Senat des Oberlandesgerichts zu Dresden in 
ſeinem Urteile vom 9. Juli 1917 — 5. C 84/16 — gefolgt iſt, daß bei Hin: 
gabe von Geld an einen Geſchäftsunfähigen der Beſitzerwerb ohne Wiſſen 
und Genehmigung des Vormundes noch keine Bereicherung des Mündel⸗ 
vermögens bilde, entbehrt, wie Staudinger, BGB. (718), $818 Bem. 5, 
letzter Abſatz, mit Recht hervorhebt, der geſetzlichen Grundlage. Sie findet 
auch keine Stütze in dem vom 5. Senate angezogenen Kommentar der RG⸗ 
Räte, 8 813 Bem. 8; denn dort iſt nur geſagt, wenn die an einen Geſchäfts⸗ 
unfähigen bewirkte und deshalb nichtige Leiſtung von dieſem zurückgefordert 
werde, habe der Kläger zu beweiſen, daß ſich die Leiſtung ſelbſt oder eine 
entſprechende Bereicherung noch im Vermögen des Geſchäftsunfähigen 
befinde. Nach § 812 Abſ. 1 Satz 1 BGB. iſt, wer durch die Leiſtung eines 
anderen etwas ohne rechtlichen Grund erlangt hat, ihm zur Herausgabe ver⸗ 
pflichtet. Dieſe Verpflichtung tft aber nach § 818 Abſ. 3 BGB. ausgeſchloſſen, 
ſoweit der Empfänger nicht mehr bereichert iſt. Der Beweis, daß die Be- 
reicherung weggefallen jet, liegt grundſätzlich dem Empfänger ob (RGeEntſch. 
65, 298; 68, 270; 72, 3). Von dieſem Grundſatze macht der Kommentar 
der RGRäte a. a. O. eine Ausnahme, indem er dem Kläger den Beweis 
aufbürdet, daß die Bereicherung auf ſeiten des Geſchäftsunfähigen noch 
vorhanden ſei. Dieſe Umkehrung der Beweislaſt mag auch ſeine Berechti⸗ 
gung haben, wenn ein Geſchäftsunfähiger auf Herausgabe der empfangenen 
Leiſtung in Anſpruch genommen wird, ſei es, daß es ſich hierbei um einen 
Geſchäftsunfähigen handelt, dem infolge ſeines krankhaften Geiſteszuſtandes 
(§ 104 Nr. 2 und 3 BGB.) oder dem infolge feines jugendlichen Alters 
(§ 104 Nr. 1 BGB.) nach Treu und Glauben nicht zugemutet werden kann, 
Rechenſchaft über die Verwendung des empfangenen Geldes zu geben. 
Dieſer Grund verſagt jedoch bei einem Minderjährigen, der das ſiebente 
Lebensjahr vollendet hat. Ein ſolcher iſt eines rechtlich in Betracht kommen⸗ 
den Willens fähig. Mag ihm auch in der Regel die geiſtige Reife und die 
geſchäftliche Erfahrung fehlen, die das Geſetz als Vorausſetzung voller Ge- 
ſchäftsfähigkeit für notwendig erachtet, ſo iſt doch anderſeits in der Regel, 
und zwar je älter er wird, um ſo mehr ſein Verſtand und Erinnerungsver⸗ 
mögen ſoweit entwickelt, daß ihm eine Rechenſchaftsablegung über empfange⸗ 
nes Geld nach Treu und Glauben angeſonnen werden kann. Der Minder⸗ 
jährige kann auch rechtswirkſam zum Bevollmächtigten beſtellt werden 
(§ 165 BGB.) ja ſelbſt ſeine Beſtellung zum Vormund iſt nicht rechtsunwirk⸗ 
fam (§ 1781 Nr. 1 BGB. und dazu Planck (4) § 165 Bem. 1). Einem ſolchen 
Minderjährigen ſteht der nach § 1906 BGB. unter vorläufige Vormundſchaft 
Geſtellte gleich (§ 11 BGB.). Mag es auch richtig fein, wie das Kammergericht 
OLG. 22, 356 betont, daß der unter Vormundſchaft Geſtellte nicht nur gegen 
die nachteiligen Folgen ſeiner eigenen Einſichtsloſigkeit, ſondern auch gegen 
10* 
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die Ausbeutung durch andere geſchützt werden joll, fo bedarf doch aber auch 
anderſeits der Dritte, der mit ihm Geſchäfte abſchließt, eines gewiſſen Rechts⸗ 
ſchutzes. Dieſer Schutz würde in den Fällen, wo der Dritte einem unter 
vorläufige Vormundſchaft Geſtellten in Unkenntnis dieſes Umſtandes Geld 
dargeliehen hat, verſagen, wenn ihm der Beweis aufgebürdet würde, daß 
der Empfänger das Geld zu nützlichen Ausgaben verwendet habe und des⸗ 
halb noch bereichert ſei. In den meiſten Fällen wird der Geldgeber im un⸗ 
klaren ſein, zu welchem Zwecke der andere das Darlehen aufnimmt oder 
verwendet. Bei Berückſichtigung und Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen 
würde es eine unbillige Härte für den Darlehnsgeber ſein, wenn von ihm 
in jedem Falle der Nachweis gefordert würde, daß der nicht in vollem Um— 
fange Geſchäftsfähige hinſichtlich des ohne rechtlichen Grund erlangten Geldes 
noch bereichert ſei. Nur dann, wenn nach Treu und Glauben dem nicht voll 
Geſchäftsfähigen der Nachweis über den Verbleib des Geldes nicht zugemutet 
werden kann, erſcheint nach der Anſicht des Senats eine Abweichung von 
der geſetzlichen Regelung der Beweislaſt gerechtfertigt. Im vorliegenden 
Falle liegt hierzu keine Veranlaſſung vor. Bei Empfang der Darlehen ſtand 
der Beklagte nur unter vorläufiger Vormundſchaft und war deshalb nur in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt. Er befand ſich auch nicht in der hier in 
Betracht kommenden Zeit vor ſeiner Entmündigung in einem nicht nur 
vorübergehenden, die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande 
krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit (§ 104 Nr. 2 BGB.). Hiernach hat 
es bei der Regel zu verbleiben, daß der Beklagte als Empfänger des ohne 
rechtlichen Grundes hingegebenen Geldes der Fortfall der Bereicherung 
zu beweiſen hat. Mit dieſer Anſicht befindet ſich der Senat auch im Ein⸗ 
klange mit dem Urteile des Reichsgerichts vom 1. Febr. 1917 (Warn. Rſpr. 
1918 Nr. 70); in dem dort entſchiedenen Falle hat das Ber.⸗Gericht unter 
Billigung des Reichsgerichts dem wegen Verſchwendung Entmündigten, 
der nach 8 114 BGB. in Anſpruch der Geſchäftsfähigkeit ebenfalls einem 
Minderjährigen gleichſteht, der das ſiebente Lebensjahr vollendet hat, den 
Beweis auferlegt, daß die Bereicherung ſchon bei Eintritt der Rechtshängig⸗ 
keit weggefallen ſei.“ 

Urteil des OLG. Dresden (1. Sen.) v. 10. Juni 1920. 1. C. 224/19. 

„ S—s. 


88. Auf weſſen Koften ift der Girokunde bereichert, dem infolge un- 
richtiger Ausführung eines Überweiſungsauftrags zu Unrecht ein 
Betrag gut geſchrieben iſtd 

BGB. $ 812. : 

Der Landmann M. hatte ein Girokonto bei der Klägerin. Am 23. Juni 
1916 erſuchte er fie, dem Beklagten 2000 M zu vergüten und fein Konto dafür 
zu belaſten, ſobald der Beklagte den Nachweis lieferte, daß eine von dieſem 
verkaufte Landparzelle an M. pfandfrei aufgelaſſen ſei. Die Klägerin ſchrieb 
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am 3. Okt. 1917, ohne den Nachweis der Auflaſſung der durch mündlichen 
Vertrag verkauften Parzelle zu fordern, aus dem Konto des M. dem Be⸗ 
klagten 2000 „ gut. Zu der Auflaſſung kam es nicht. Auf Grund deſſen 
klagte die Klägerin auf Herausgabe der geleiſteten 2000 M. 

Das Landgericht wies die Klage ab, da die Klägerin nicht aktiv legitimiert 
jet. Die Berufung der Klägerin hatte Erfolg. Aus den Gründen des Ber.- 
Urteils: | | 

„Daß der Beklagte ohne rechtlichen Grund die 2000. erhalten hat, 
iſt unter den Parteien nicht beſtritten. 

Streit herrſcht unter ihnen lediglich darüber, ob durch die Überweiſung 
der 2000 „ auf das Konto des Beklagten dieſer auf Koſten der Klägerin oder 
des Land mannes M. ungerechtfertigt bereichert worden ijt, und ob demgemäß 
der Klägerin oder dem M. der Anſpruch auf Herausgabe der 2000 , zuſteht. 

Der Anſicht des Landgerichtes, daß hinſichtlich dieſes Herausgabe— 
anſpruches aktiv legitimiert M. und nicht die Klägerin fet, hat der Senat 
nicht beitreten können. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob bei ſolchem Erſuchen 
des Girokunden einer Bank um Überweiſung eines Betrages an einen Dritten 
die Bank als Bevollmächtigte ihres Kunden oder im eigenen Namen nur 
für Rechnung ihres Kunden zahlt. Denn im vorliegenden Falle iſt, wie die 
Verhandlung ergeben hat, der Beklagte auf Koſten der Bank ungerechtfertigt 
bereichert worden. Die Klägerin hatte die Überweiſung der 2000  auftrag3- 
widrig vorgenommen, bevor ihr der Nachweis der Auflaſſung der Parzelle, 
für welche die 2000 % der Kaufpreis fein ſollten, erbracht war. Sie hatte dem⸗ 
nach ohne entſprechenden Auftrag gehandelt, ſo daß ihre Überweiſung weder 
für noch gegen den M. wirken konnte. Auf Koſten des M. hat demnach der 
Beklagte die 2000 % nicht erhalten. Eine Bereicherung des Beklagten auf 
Koſten des M. ergibt ſich noch nicht dadurch, daß die Klägerin zunächſt den M. 
mit den 2000 % belaſtet hat, denn dieſer Belaſtung fehlte jede Berechtigung 
und rechtliche Wtrkſamkeit. In Erkenntnis deſſen hat auch die Klägerin, 
wie ihr eingereichter Kontoauszug ergibt, nachträglich dieſe Belaſtung wieder 
beſeitigt. 

Aktiv legitimiert hinſichtlich des Anſpruchs auf Herausgabe der unge— 
rechtfertigten Bereicherung gegen den Beklagten iſt demnach die Klägerin; 
dem Landmann M. ſteht ein ſolcher Anſpruch gegen den Beklagten nicht zu.“ 

Urteil des OLG. in Kiel (2. Sen.) v. 6. Juli 1920. Weſtholſt. B. w. C. 

M. U. II. 70/20. Schl. Holſt. Anz. 1920 S. 202. 


89. Vereinbarung i. S. des 8 52 DVG.; fahrläſſige Verletzung der 
Bewachungspflicht des Verſicherungsnehmers. 
VVG. §§ 32. 6. 


Die Klägerin war mit ihrem in G. belegenen Geſchäftshauſe bei der 
Beklagten gegen Einbruchsdiebſtahl verſichert. Sie klagte auf Erſatz des ihr 


. 
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durch einen bei ihr am 18. Okt. 1918 verübten Einbruchdiebſtahl entſtandenen 
Schaden. Die Beklagte beſtritt ihre Erſatzpflicht, weil die Klägerin die ver- 
traglich übernommene Überwachungspflicht verletzt habe. Die Klage wurde 
abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 


„Im Verſicherungsantrag der Klägerin vom 17. Juni 1916 war un⸗ 
ſtreitig ein 15proz. Sicherheits-Prämiennachlaß für „Bewachung durch 
Wach⸗ und Schließgeſellſchaft“ vorgeſehen. 

In den im Verſicherungsſchein vom 29. Juni 1916 enthaltenen „Be- 
ſonderen Bedingungen“ iſt ferner unter Ziffer 2 beſtimmt: 


V Vereinbarte Sicherungen müſſen vorhanden fein, gebrauchsfähig erhalten 
werden nſw. Als ſolche ſind nach den Angaben im Aufnahmeantrag vorhanden: 


e e % % „ „ % — „ „„ „ „ 3 


„Bewachung durch Angeſtellte einer Wach- und Schließgeſellſchaft.“ 

Wie Wortlaut und Sinn dieſer Beſtimmung des Verſicherungsvertrages 
der Parteien, wie er in dem Verſicherungsſcheine beurkundet iſt, klar ergibt, 
enthält dieſe Vertragsbeſtimmung eine Vereinbarung im Sinne des § 32 
VVG. (= Verſicherungsvertragsgeſetzes vom 30. Mai 1908), „durch welche 
der Verſicherungsnehmer (die Klägerin) eine beſtimmte Obliegenheit (näm⸗ 
lich die Bewachung des Verſicherungsgegenſtandes) zum Zwecke der Ver⸗ 
minderung der Gefahr (des Einbruchdiebſtahls) oder zum Zwecke der Ver- 
hütung einer Gefahrerhöhung übernimmt“ (vgl. Hager⸗Bruck (4.) A. 1 zu 
§ 32 VVG.). Da hier alſo eine Vereinbarung über die Bewachungspflicht 
des Verſicherungsnehmers vorliegt, jo finden, wie § 32 VVG. weiter be- 
ſagt, auf eine ſolche Vereinbarung die Vorſchriften des 2. Titels des VVG. 
(88 16—31 ff.) keine Anwendung. Auf den Nachweis der im §27 VVG. 
erforderten Kenntnis des Inhabers der Klägerin von dem Aufhören der 
Bewachung kommt es daher nicht an (vgl. Hager-Brud: Anm. 1 (der 2. 
und 4. Aufl.) zu $32 VVG.) . Nach § 32 Satz 2 in Verbindung mit 86 
Abſ. 1 VVG. und §8 III und 89 Ziffer 1 der Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen tritt vielmehr die Befreiung der Beklagten von der Leiſtung 
der Verſicherungsſumme ein, wenn die Klägerin fahrläſſigerweiſe 
die übernommene Bewachungspflicht verletzt hat (vgl. Gerhard -Manß: 
Anm. 4 zu § 32 und Hager-Brud a. a. O.), es ſei denn, daß dieſe Verletzung 
keinen Einfluß auf den Verſicherungsfall und den Umfang der Leiſtung 
des Verſicherers gehabt hat. Hier war die Kauſalität der Verletzung der Be— 
wachungspflicht für den Verſicherungsfall, den in der Nacht vom 17. zum 
18. Okt. 1913 erfolgten Einbruchsdiebſtahl, unbedenklich zu bejahen. Der 
Inhaber der Klägerin, auf deſſen perſönliches Verſchulden es nach § 32 in 
Verbindung mit §6 Ziffer 1 VVG. allein ankommt (vgl. RGeEntſch. 83, 
44; 97, 281 und die bei Hager-Bruc (4. Aufl.) Anm. 11 zu $6 und Anm. 4 
zu $32 VVG. angegebene weitere Rechtſpr. des RG.), hat aber die über- 
nommene Bewachungspflicht fahrläſſig verletzt. Denn bereits im Herbſt 
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1917 hat der Oberinſpektor der Wach- und Schließgeſellſchaft Sch. dem Kläger 
perſönlich mehrfach erklärt, daß, falls nicht die geforderte erhöhte Prämie 
an die Wach⸗ und Schließgeſellſchaft gezahlt werde, die Bewachung des 
klägeriſchen Hauſes vom 1. Jan. 1818 ab nicht mehr aufrecht erhalten werden 
könne. Am 8. Jan. 1918 iſt nun ferner die Bewachung des Hauſes ſeitens 
der Wach⸗ und Schließgeſellſchaft endgültig eingeſtellt. Bis zum Einbruchs⸗ 
diebſtahl (17./18. Okt. 1918) iſt alſo das Haus volle 10 Monate lang unbe⸗ 
wacht geweſen. Hinzu kommt noch, daß ſeitens der Klägerin auf die an 
die Wach⸗ und Schließgeſellſchaft für die Bewachung monatlich zu zahlende 
Prämie, welche von letzterer im Geſchäft der Klägerin jeden Monat ab⸗ 
geholt wurde, unbeſtrittenermaßen ſeit Dez. 1917 überhaupt nichts mehr 
bezahlt iſt. Dieſe Tatſachen reichen aber zur Feſtſtellung einer fahrläſſigen 
Verletzung der Bewachungspflicht ſeitens des Inhabers der Klägerin aus. 
Denn der Inhaber der Klägerin mußte nach den Erklärungen des Zeugen 
Sch. aus Herbſt 1917 damit rechnen, daß die Bewachung des Hauſes, die er 
im §2 der „beſonderen Bedingungen“ des Verſicherungsvertrages über⸗ 
nommen hatte, mit dem 1. Jan. 1918 aufhöre. Er handelte daher ſchuldhaft 
fahrläſſig dadurch, daß er es volle 10 Monate lang unterlaſſen hat, ſich um 
die Bewachung ſeines Geſchäftshauſes, in dem die verſicherten Waren lager⸗ 
ten, im geringſten zu bekümmern. Andernfalls hätte ihm, zumal ſeit 8. Jan. 
1918 die Bewachung auch der übrigen Geſchäftshäuſer in Gelſenkirchen 
aufgehört hat, bei Aufwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt die 
Nichtbe wachung durch die Wach- und Schließgeſellſchaft nicht entgehen 
können, wo er ſeit Febr. 1918 ſeit ſeiner Entlaſſung aus dem Heeresdienſte 
unſtreitig wieder in G. im vaterländiſchen Hilfsdienſt tätig war und ihm daher 
wenigſtens ſoviel Zeit übrig blieb, ſich ab und zu um die tatſächliche Ausfüh⸗ 
rung der Bewachung ſeines Hauſes zu kümmern. Bei dem hohen Nachlaß 
von 15 % der Verſicherungsprämie war aber die Wichtigkeit der Bewachungs- 
pflicht für den geſchäftskundigen Inhaber eines großen Geſchäftshauſes, 
wie es die klagende Firma iſt, offenkundig und nicht leicht zu überſehen.“ 

Urteil des OLG. in Hamm (8. Sen.) v. 23. Febr. 1921. S. u. Co. w. 

St. B. VerfAG. 8. U. 361/19. D—n. 


90. Unterlaſſungsklage wegen Eindringens von Sickerwaſſer. 
f BGB. §§ 903. 905. 906. 1004. 

Die Fabrikgrundſtücke der Parteien grenzten aneinander. Der an der 
Grenze liegende Heizkeller der Klägerin war wiederholt durch Sickerwaſſer 
aus dem Entwäſſerungskanal der Beklagten durchnäßt worden. Die Klägerin 
klagte auf Unterlaſſung der Beſitzſtörung. Die Klage hatte Erfolg. Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Beſtimmung des § 906 BGB. kommt hier überhaupt nicht zur 
Anwendung, weil ſie ſich nur auf unwägbare Stoffe, nicht aber auf feſte 
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Körper und auf Flüſſigkeiten, die nicht in der Luft aufgelöft find, bezieht 
(Motive zum BGB. III, 265; RGR. Kommentar § 906). Gegenüber der 
Zuführung von Flüſſigkeiten unterliegt der Eigentümer daher den in § 906 
BGB. vorgeſehenen Beſchränkungen feines Eigentums nicht, vielmehr kann 
er nach §§ 903, 905, 1004 BGB. dieſe Einwirkung ſchlechthin verbieten. 
Wenn das Ber.⸗Gericht daher auch mit Unrecht die Klage als auf § 906 
BGB. geſtützt bezeichnet, ſo nimmt es ſchließlich doch den richtigen Stand⸗ 
punkt ein, daß es auf den Umfang der aus den Kanalwäſſern der Beklagten 
ſtammenden Sickerwäſſer nicht ankomme, die Unterlaſſungsklage vielmehr 
ſchon begründet fei, wenndaberhaupt nur noch Waſſer durchſickern und 
Durchfeuchtungen hervorrufen kann. Das Durchſickern geringer Waſſer⸗ 
mengen iſt aber nach dem Gutachten des Sachverſtändigen W. nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Der Unterlaſſungsanſpruch iſt deshalb mit Recht vom Ber.- 
Richter für begründet erachtet.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 20. Nov. 1920. Rh. K. Werke 

w. K. Werke (Kammergericht). V. 244/20. 


91. Keine ordentliche Erſitzung ftreitiger Grenzen nach gemeinem 
Recht. 
BGB. 5 985. EGBGB. Art. 189. 

Der Kläger klagte auf Herausgabe einer vom Beklagten bewirtſchafteten 
Parzelle, die nach dem Separationsgeſetz von 1855 zum Grundſtück des 
Klägers gehörte. Der Beklagte wandte Erſitzung ein, da ſein Vater im Jahre 
1871 die ſtreitige Parzelle mit dem jetzt dem Beklagten gehörenden Hofe 
zuſammen von einem gewiſſen B. gekauft und ſeitdem ſtändig bewirtſchaftet 
habe. Beim Tode feines Vaters habe er deſſen Grundbeſitz im Wege Erb- 
gangs erworben. Der Beklagte wurde verurteilt. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: : 

„Der Ber.⸗Richter führt aus, der Beklagte könne ſich nicht auf die or- 
dentliche Erſitzung auf Grund des von feinem Vater mit B. über deſſen Halb- 
hof geſchloſſenen Kaufvertrags von 1871 berufen, ſelbſt wenn dem Vater 


damals auch die ſtreitige Parzelle 115 tatſächlich übergeben und ſeither von 
ihm beſeſſen worden fein ſollte. Nach J. 6 cod. fin. reg. 3,39 könnten Grenzen 
nicht im Wege der ordentlichen Erſitzung erſeſſen werden. Der Beklagte 
könne alſo nicht durch Berufung auf ordentliche Erſitzung dartun, daß ſeine 
Parzelle 104 durch Erſitzungsbeſitz über die Grenze mit der Parzelle 112 
hinaus dem Rechte nach vergrößert worden ſei. Für das gemeine Recht 
ſei nicht entſcheidend, ob über das Eigentum zufolge den Prozeßanträgen 
im Grenzberichtigungsprozeß zu entſcheiden ſei, ſondern es handle ſich um 
einen Satz des materiellen Rechts. 
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Die Reviſion meint, die Codex⸗Stelle gelte nur für die actio finium 
regundorum. Vorliegend aber habe der Kläger nicht die actio finium re- 
gundorum angeſtrengt, ſondern die Eigentumsklage, und auch der Beklagte 
habe weder einredeweiſe, noch mit der Widerklage Grenzberichtigung ver⸗ 
langt, ſondern lediglich das Eigentum des Klägers beſtritten und dieſem 
das eigene Eigentum entgegengeſetzt. Die actio finium regundorum habe 
auch garnicht den vorliegenden Streit darüber, weſſen Eigentum ein be⸗ 
ſtimmt abgegrenzter Teil der Erdoberfläche ſei, zum Gegenſtand haben kön⸗ 
nen, da ſie nur die Aufgabe gehabt habe, verworrene Grenzen zu klären, 
neue Grenzen feſtzuſetzen. 

Es iſt jedoch dem Ber.⸗Richter beizutreten. Bei dem aus den 12 Tafeln 
ſtammenden judieium wurde unterſchieden zwiſchen der controversia de 
fine und der controversia de loco. Die erſtere betraf nur den Grenzſaum, 
die quinque pedes der 12 Tafeln und der lex Mamilia; ein Streit ‚de loco’ 
lag vor, wenn es ſich um eine größere Fläche handelte. Im Schrifttum 
beſteht Streit darüber, ob die actio finium regundorum beide controversiae 
umfaßte oder urſprünglich nur die controversia de fine, und ob dem Beklagten 
bei beiden controversiae die Berufung auf Erſitzung (Usucapion) verſagt 
war oder nur bei der controversia de fine, nicht auch bei der controversia 
de loco, die immer als rei vindicatio behandelt worden ſei (Rudorff, Über 
die Grenzſcheidungsklage in der Zeitſchrift für geſchichtliche Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft Bd. 10 S. 343fg.; Rönnberg, Die Grenzſcheidungsklage nach römiſchem 
und gemeinem Recht ſowie nach den Entwürfen eines BGB. S. 15flg.; 
Karlowa, Beiträge zur Geſchichte des Römiſchen Zivilprozeſſes S. 411fg.). 
Im Juſtinianiſchen Recht iſt der Unterſchied zwiſchen den beiden contro versiae 
beſeitigt und iſt hinſichtlich der Verjährung zur Behebung der in dieſer Be- 
ziehung entſtandenen Verwirrung für beide contro versiae durch 1. 6 cod. 
finium regundorum 3, 39 beſtimmt: 

Cunctis molitionibus et machinationibus amputatis decernimus, in finali quaestione 
non longi temporis sed triginta tantummodo annorum praescriptionem locum habere. 

Es ſollte alſo ‚in finali quaestione', gleichviel ob es ſich um eine contro- 
versia de fine oder um eine controversia de loco handle, die longi temporis 
praescriptio nicht Platz haben, ſondern nur die dreißigjährige Verjährung 
(Rudorff a. a. O. S. 406 fg.; Bekker, Aktionen, Bd. 1 S. 236; Heſſe, Die 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen Grundſtücksnachbarn, S. 488fg.). Auf dieſer 
Grundlage war im gemeinen Recht der Rechtsſatz zur Geltung gelangt, 
daß in allen finales quaestiones', d. i. in allen Fällen, in denen der Verlauf 
der Grenze zwiſchen benachbarten Grundſtücken eine Streitfrage bilde, 
die Inanſpruchnahme einer Grenze ſeitens eines Beteiligten, insbeſondere 
einer Erweiterung der Grenze, auf Erſitzung nur dann gegründet werden 
könne, wenn die betreffende Grenze durch außerordentliche dreißigjährige 
Verjährung erſeſſen ſein ſolle, nicht dagegen darauf, daß Erſitzung der Grenze 
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durch zehnjährige ordentliche (titulierte) Verjährung erfolgt ſein ſolle (Sinte⸗ 
nis, Gemeines Zivilrecht, Bd. 1 8 51 S. 516; Vangerow, Pandekten, Bd. III 
8558 S. 489; Dernburg, Pandekten, Bd. 1 8229 S. 152, § 220 Nr. 2 d; 
Windſcheid⸗Kipp, Pandekten, Bd. I 8 182 Nr. 6; Buchka⸗Budde, Entſchei⸗ 
dungen des Oberappellationsgerichts Roſtock, Bd. 4 S. 221, 224). Vor⸗ 
liegend aber handelt es ſich um eine finalis quaestio, bei der ein Beteiligter, 
nämlich der Beklagte, eine Grenze auf Grund Erſitzung für ſich in Anſpruch 
nimmt. Zwar verlangt der Kläger Verurteilung des Beklagten zur Heraus⸗ 
gabe eines Streifen Landes mit der Behauptung, daß ihm an dieſem Streifen 
als einem Teil des ſeinem Beſitzvorgänger Steffen Höfer in dem vorbezeich⸗ 
neten Rezeß zugewieſenen Planſtücks Nr. 127 das Eigentum zuſtehe, und 
iſt ſonach die Klage nach heutigem Recht eine Eigentumsilage gemäß § 985 
BGB., nicht etwa eine Grenzverwirrungsklage gemäß § 920 BGB. Aber 
auf die Art der Klage nach heutigem Recht kommt es für die Frage nicht an, 
ob der Beklagte dem Klaganſpruch zehnjährige ordentliche Erſitzung entgegen- 
ſetzen kann. Dieſe Erſitzung ſoll nach den Behauptungen des Beklagten 
im Jahre 1871 begonnen ſein, alſo vor Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts ihren Anfang genommen 
und ſich vollendet haben; mithin ſoll der Eigentumserwerb an dem Streit- 
ſtück durch Erſitzung ſich vor Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
unter der Herrſchaft des gemeinen Rechts vollzogen haben. Daher iſt die 
rechtliche Möglichkeit einer ſolchen Erſitzung nach gemeinem Recht zu be— 
urteilen. Nun ſteht aber nach dem Vorerörterten gemäß der Behauptung 
des Klägers feſt, daß die Grenze der mit dem Planſtück 127 identiſchen 
alten Parzelle Kartenblatt 1 Nr. 112, die vor den vom Kläger in dem 
Jahre 1913 vorgenommenen Verkäufen nach dem Rezeß ganz zu dem 
Grundſtück des Klägers Bl. Bd. I Blatt 34 gehörte, ſich bis zu der dem 
Beklagten gehörigen, mit dem ſeinem Beſitzvorgänger B. im Rezeß zuge- 
wieſenen Planſtück 128 identiſchen Parzelle 105 erſtreckt. Demgegenüber 
hat die vom Beklagten behauptete Erſitzung zum Inhalt, daß hierdurch 
dieſe Grenze in die Parzelle des Klägers Nr. 112 hinein erweitert und bis 
zum übrigen Teil der Parzelle 112 ſo weit erſtreckt worden ſei, daß der 
ſtreitige Landſtreifen zwiſchen jener Grenze mit der Parzelle des Beklagten 


104 und der Grenze mit dem übrigen Teil der Parzelle 112 liege. Danach 
iſt Gegenſtand des Streites, ob die fraglichen Nachbargrundſtücke mit der 
einen oder ob jie mit der anderen Grenze aneinanderftoßen , und ſoll die 
Grenze, die aus den Planzuweiſungen im Rezeß vom Jahre 1855 ſich für 
das Grundſtück des Klägers ergab, durch die ſpätere Erſitzung weiter hinaus 
bis zu der Linie erſtreckt worden ſein, die der Beklagte als Grenze ſeines 
Grundſtücks in Anſpruch nimmt. Daraus folgt, daß ein Fall vorliegt, bei 
dem nach dem vorbezeichneten Rechtsſatz des gemeinen Rechtes ein Rechts⸗ 
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erwerb fraglicher Art durch zehnjährige ordentliche Erſitzung nicht ſtattfindet. 
Für die dreißigjährige außerordentliche Erſitzung aber fehlt es an der hier⸗ 
für erforderlichen Verjährungszeit.“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 20. Nov. 1920. H. w. H. (OLG. 
Celle). V. 452/19. 


92. Wann kann bösliche Verlaſſung einen . aus 
§ 1568 BGB. bilden? 
Vgl. 63 Nr. 136. 
BGB. §§ 1567. 1568. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Auf die Klage ſcheidet das Oberlandesgericht in Übereinſtimmung 
mit dem Landgericht die Ehe aus § 1568 BGB. Es ſtellt feſt, daß ſich der 
Beklagte ſeit feiner Rückkehr aus dem Felde ernſtlich und hartnäckig ge- 
weigert habe, die eheliche Gemeinſchaft mit der Klägerin aufzunehmen, 
und daß er auch jetzt nicht ernſtlich geſonnen ſei, die Gemeinſchaft herzu— 
ſtellen, obwohl er keine triftigen Gründe für ſein Verhalten habe. Die Re⸗ 
viſion wendet ein, dieſe Feſtſtellung genüge nicht, die Scheidung aus $ 1568 
zu begründen, es liege nach ihr bösliche Verlaſſung vor, und bei böslicher 
Verlaſſung jet der verletzte Ehegatte auf den Weg des § 1567 BGB. ange- 
wieſen. 

Die Rüge würde, wenn die Feſtſtellung des Oberlandesgerichts für ſich 
allein daſtände, der Berechtigung nicht entbehren. Es iſt richtig, daß die 
Vorausſetzungen der böslichen Verlaſſung als unbedingten (abſoluten) 
Scheidungsgrundes in § 1567 erſchöpfend geregelt find und daß dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen hier nicht vorliegen. Immerhin aber liegt in dem Verhalten 
eines Ehegatten, der ſich gegen den Willen des andern in böslicher Abſicht 
von der häuslichen Gemeinſchaft fernhält, eine Verletzung ſeiner durch die 
Ehe begründeten Pflichten. Es kann deshalb unter beſonderen Umſtänden 
ſehr wohl auch einen Scheidungsgrund aus § 1568 abgeben, dann nämlich, 
wenn auch im übrigen die ſämtlichen Tatbeſtandsmerkmale dieſes bedingten 
(relativen) Scheidungsgrundes vorliegen, was namentlich dann möglich 
iſt, wenn andere Eheverfehlungen des abtrünnigen Ehegatten hinzukommen. 
Das hat der Senat bereits oft (vgl. z. B. IW. 1907, 7011; 1910, 5816; 
1920, 466; Warn. 1913 Nr. 202) und noch ganz vor 1 ea (urt. v. 10. Jan. 
1921 IV. 349/20) ausgeſprochen, und daran iſt feſtzuhalten.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 31. Jan. 1921. R. w. R. (OLG. 

München). IV. 410/20. 
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93. Der Alleinnacherbe kann über feine Anwartſchaft auf den Er werb 
der Erbſchaft mit dinglicher Wirkung verfügen. 
Vgl. 63 Nr. 207. 
BGB. §§ 2100. 2139. 2033. 

Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die überwiegende Meinung in der Literatur ſteht auf dem Stand⸗ 
punkt, daß eine dingliche Verfügung nur über die Anwartſchaft der Mitnach⸗ 
erben, nicht aber eine ſolche über die Anwartſchaft der Alleinnacherben 
zuläſſig fet. Allein das Reichsgericht hat in Übereinſtimmung mit den unter 
der Herrſchaft des bisherigen Rechtes ergangenen Entſcheidungen (33 S. 293, 
67 S. 425) auch unter der Geltung des BGB. die Zuläſſigkeit der dinglichen 
Veräußerung auch des Alleinnacherbenrechtes fortdauernd bejaht, 
und zwar nicht nur in der vom Vorderrichter angezogenen Entſcheidung 
des IV. Senats, abgedruckt bei Gruchot 52 S. 680 (Seuff A. 63, 367), ſondern 
auch in den Entſcheidungen des V. Senats 83, 436 und 90, 235, und neuere 
Schriftſteller haben ſich dieſer Auffaſſung angeſchloſſen. Sie muß auch bei 
wiederholter Nachprüfung aufrechterhalten werden. 

Auszugehen iſt bei der Entſcheidung davon, daß es dem Begriff und 
Weſen eines Vermögensrechtes entſpricht, daß ſein Inhaber befugt ſein muß, 
es durch Veräußerung an Dritte zu verwerten, und daß Ausnahmen hiervon 
nur inſofern anzuerkennen ſind, als ſie ſich aus dem Geſetz ſelbſt oder dem 
Zuſammenhang ſeiner Beſtimmungen ergeben. Zu den Rechten in dieſem 
Sinne gehören anerkanntermaßen die fog. dinglichen Anwartſchaftsrechte, 
wie ſie u. a. durch Setzung einer Bedingung geſchaffen werden und die, 

ermöge der dem Anwärter von dem Geſetz geliehenen Machtbefugniſſe 
bereits einen gegenwärtigen Vermögenswert beſitzen. Das inhaltlich macht⸗ 
vollſte Warterecht aber iſt unzweifelhaft die den Gegenſtand des Nacherben⸗ 
rechts bildende Anwartſchaft auf den Erwerb der Erbſchaft, das aus dieſem 
Grunde in mehrfachen Entſcheidungen des Reichsgerichts als ein bereits 
gegenwärtiges ſubjektives Recht bezeichnet worden iſt; vgl. u. a. 
RGeEntſch. 83, 254. Das Geſetz ſelbſt läßt nicht erkennen, daß die Möglich- 
keit einer Veräußerung des Nacherbenrechts habe ausgeſchloſſen werden 
ſollen. Wenn in § 2108 BGB. ausdrücklich nur die Vererblichkeit und nicht 
auch die Veräußerlichkeit des Nacherbenrechts geſetzlich feſtgelegt iſt, ſo kann 
das darin ſeinen Grund haben, daß der Geſetzgeber mit dieſer Vorſchrift 
lediglich einer an ſich naheliegenden reſtloſen Anwendung der Grundſätze 
des 8 2074 auf das Nacherbenrecht vorbeugen wollte und daß er im übrigen 
von der grundſätzlichen Übertragbarkeit des Rechtes ausging. Ebenſowenig 
kann dem Umſtand entſcheidende Bedeutung beigelegt werden, daß auch bei 
gewiſſen anderen im Erbrecht geregelten Rechtspoſitionen zwar die Ver— 
erblichkeit, nicht aber die Veräußerlichkeit geſetzlich anerkannt iſt. Denn dabei 
handelt es ſich teils um bloße Rechtsbefugniſſe, die als gegenwärtige jub- 
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jektive Vermögensrechte nicht angeſprochen werden können, wie das Anfech⸗ 
tungsrecht (88 2080, 2341) und das Ausſchlagungsrecht (§ 1952), teils um 
Rechte, deren Veräußerlichkeit an anderer Stelle des Geſetzes feſtgelegt 
iſt, 8 2034 BGB. verb. mit § 514 daſelbſt. Auch ein Umkehrſchluß aus § 2317 
Abſ. 2 BGB., wo in Anſehung des Pflichtteilsanſpruchs neben der Ver⸗ 
erblichkeit auch die Veräußerlichkeit ausdrücklich geſetzlich anerkannt iſt, er- 
ſcheint nicht gerechtfertigt. Die Aufnahme dieſer Beſtimmung in das Ge- 
ſetz erklärt ſich hier dadurch, daß in der Kommiſſion für die zweite Leſung 
gerade über die Frage der Veräußerlichkeit des Pflichtteilsanſpruchs Streit 
beſtand, Prot. V S. 526. Bei der Nacherbſchaft ſind ſolche Zweifel offenbar 
nicht hervorgetreten. Es iſt vielmehr, wie aus den ſchon in der Entſcheidung 
dieſes Senats (Gruchot 52 S. 680) mitgeteilten Kommiſſionsprotokollen 
(S. 81) hervorgeht, damals die Auffaſſung vertreten worden, daß dem Nach⸗ 
erben die Befugnis zuſtehen muß, das Nacherbenrecht zu „verwerten“ und 
es iſt dabei auch die Möglichkeit erwogen und in den Kauf genommen worden, 
daß die Nacherbſchaft den Kindern des zum Nacherben Eingeſetzten durch 
deſſen Gläubiger entzogen werde (S. 82). Die Motive zum Entwurf I 
S. 122 gehen allerdings von der Unübertragbarkeit des Nacherbenrechts 
aus. Die dort in erſter Linie gegebene Begründung, daß Nacherbſchaften 
wenig geeignet ſeien, Verkehrsobjekte zu ſein, iſt aber von der veränderten 
ſpäteren Stellungnahme des Geſetzgebers überholt worden. Soweit aber 
dort geſagt wird, daß die Anerkennung der Übertragbarkeit dem Grundſatz 
widerſprechen würde, daß den Erben nur das Geſetz oder der letzte Wille 
berufe, ſo konnte — wie weiter unten dargelegt werden ſoll —, dieſer 
Grund allein die damalige Stellungnahme des Geſetzgebers nicht recht— 
fertigen. 

Der Übertragbarkeit des Anwartſchaftsrechtes ſteht hier die Tatſache 
der Unübertragbarkeit des Vollrechtes nicht hindernd entgegen. Denn die 
rechtliche Unmöglichkeit, die Erbſchaft im ganzen zu übertragen, beruht nicht 
darauf, daß der Gegenſtand des Rechtes dem freien Verkehr entzogen iſt, 
ſondern lediglich darauf, daß nach der im geltenden Recht durchgeführten 
Rechtskonſtruktion die rechtliche Herrſchaft über einen Vermögensinbegriff 
ſtets als eine ſolche über die einzelnen zu dieſem Inbegriff gehörigen Gegen⸗ 
ſtände vorzuſtellen iſt, und daß daher auch die Verfügung über einen Ver⸗ 
mögensinbegriff nur immer in der Form einer Verfügung über die einzel⸗ 
nen Gegenſtände erfolgen kann. Ein praktiſches Bedürfnis, von dieſen Grund⸗ 
ſätzen auf dem Gebiet des Erbrechts abzuweichen, lag nicht vor, weil die Erb— 
ſchaft in der Hand des Erben regelmäßig ein von dem übrigen Vermögen des 
Erben getrenntes Sondervermögen nicht darſtellt, der Erbe vielmehr in 
der Lage iſt, ohne weiteres über die einzeinen zum Nachlaß gehörigen Gegen⸗ 
ſtände zu verfügen. Derartige auf rechtskonſtruktivem Gebiete liegende 
Bedenken ergeben ſich für die Übertragbarkeit der Anwartſchaft des Nacherben 


* 
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nicht. Denn den Gegenſtand dieſes Rechtes bildet nicht ein in der Hand des 
Nacherben befindlicher Vermögensinbegriff, ſondern eine Beziehung zu 
einem in fremder Hand befindlichen Vermögen, die von dem Geſetz als ein 
eigenartiges ſubjektives Recht ausgeſtaltet iſt, und das daher in Anſehung 
feiner Übertragbarkeit den allgemeinen Grundſätzen des § 413 BGB. unter⸗ 
worfen bleibt. Das praktiſche Bedürfnis, die Übertragbarkeit anzuerkennen, 
iſt hier vorhanden, da der Nacherbe durch das Recht des Vorerben an jeder 
Verfügung über die einzelnen Nachlaßgegenſtände gehindert iſt. 

Nicht andere Erwägungen ſind es geweſen, die den Geſetzgeber ver— 
anlaßt haben, die dingliche Verfügung über den Anteil des Miterben zu— 
zulaſſen. Auch den Gegenſtand des Miterbenrechtes bildet, ſolange die 
Gemeinſchaft der Miterben beſteht, nicht ein Vermögensinbegriff in der 
Hand des Erbbeteiligten, ſondern die Beziehung zu einem in der Hand der 
Erbengemeinſchaft befindlichen Vermögen, die als Anteil an dieſe Gemein⸗ 
ſchaft einen gegenwärtigen Beſtandteil des Vermögens der Erben bildet. 
Die Inkonſequenz gegenüber dem Grundſatz der Unübertragbarkeit von 
Vermögensinbegriffen iſt auch hierzu nur eine „ſcheinbare“, vgl. Prot. 5 
S. 837ff. Auch dort galt es, den praktiſchen Unzuträglichkeiten zu begegnen, 
die ſich aus dem Mangel einer Verfügungsmöglichkeit in Anſehung der ein- 
zelnen Nachlaßgegenſtände ergab. 

In dieſem Sinne kann es daher nur als rechtskonſequent bezeichnet 
werden, wenn in der Entſcheidung dieſes Senats Gruchot 52 S. 680 einer 
entſprechenden Anwendung des § 2033 Abſ. 1 Satz 1 BGB. das Wort ge- 
redet wird. Die entſprechende Anwendung ergibt ſich dann aber, wie auch 
ſchon in der angezogenen Entſcheidung hervorgehoben ijt, nicht nur zu— 
gunſten der Anwartſchaft der Mitnacherben, ſondern auch zugunſten der- 
jenigen der Einzelnacherben. Denn die Hinderungsgründe, welche ſich 
für den einzelnen Mitnacherben in Anſehung der Verfügungsmöglichkeit 
über die einzelnen Nachlaßgegenſtände ergeben, beruhen nicht auf ſeinem 
Verhältnis zu den anderen Mitnacherben, ſondern auf feinem Rechtsver⸗ 
hältnis zum Vorerben, das kein anderes iſt, wie dasjenige der Einzelnacherben, 
wobei auch zu bemerken iſt, daß die Anwartſchaft des Mitnacherben nach 
richtiger Auffaſſung nicht eine ſolche auf einen künftigen Erbteil iſt, ſich viel⸗ 
mehr ebenſo wie diejenige des Alleinnacherben auf die ganze Erbſchaft 
bezieht. Die Beſchränkung der Übertragbarkeit lediglich auf das Recht des 
Mitnacherben würde einer entſprechenden Anwendung des § 2033 Abſ. 1 
Satz 1 nach der Art und dem Umfange, wie ſie nach vorſtehendem für zu⸗ 
läſſig und geboten zu erachten iſt, nicht gerecht werden. 

Wenn in der Literatur dieſer Rechtsauffaſſung der Vorwurf rechtlicher 
Inkonſequenz inſofern gemacht wird, als ſie dem Grundſatz widerſtreiten 
würde, daß — von der geſetzlichen Erbfolge abgeſehen — niemand ohne den 
Willen des Teſtators zum Erben berufen werden kann, fo iſt dem entgegen- 
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zuhalten, daß die dem Erwerber der Nacherbſchaft durch § 2139 BGB. 
gegebene Möglichkeit mit dem Tode des Vorerben unmittelbar als Rechts⸗ 
nachfolger des Erblaſſers einzutreten, für ſeinen Rechtsvorgänger ſchon im 
Augenblick des Todes des Erblaſſers, und zwar mit deſſen Willen begründet 
war und im Wege der Rechtsnachfolge durch den Verfügungsakt des Nach⸗ 
erben auf ihn überging. Durch die Verwertung des Nacherbenrechts ſeitens 
des Nacherben wird aber jenem vorerwähnten Grundſatze ebenſowenig 
zuwidergehandelt, wie durch die Verwertung des Erbrechts ſeitens des Erben. 
Ein beachtliches Intereſſe des Erblaſſers an ſolcher Verwertung iſt nicht vor⸗ 
handen und vom Geſetz als ſchützenswert nicht anerkannt. 

Nicht zu verkennen iſt, daß die Anerkennung einer Übertragbarkeit des 
Nacherbenrechts nicht in allen Beziehungen zu befriedigenden Ergebniſſen 
führt, was beſonders hervortritt, wenn der Einzelnacherbe kurz vor dem Tode 
des Vorerben von ſeinem Verfügungsrecht Gebrauch macht und ſich dadurch 
Die oft erheblichen Unkoſten und Unbequemlichkeiten erſpart, die ihm, fo- 
bald er im Beſitz des Vollrechtes gelangt, dadurch erwachſen, daß er auf die 
Möglichkeit einer Verfügung über die einzelnen Nachlaßgegenſtände be- 
ſchränkt iſt. Allein ganz ähnliche Unſtimmigkeiten ergaben ſich auch gerade 
aus der Regelung, wie fie das Geſetz in § 2033 Abſ. 1 Satz 1 BGB. in An⸗ 
ſehung der Miterben vorgeſehen hat, worauf auch bei den Kommiſſions— 
beratungen beſonders hingewieſen wurde, Prot. 5 S. 837ff. 

Derartige Unzuträglichkeiten müſſen in ihrer Beurteilung zurücktreten 
gegenüber den überwiegenden Vorteilen, welche die Befriedigung eines 
beachtlichen wirtſchaftlichen Bedürfniſſes bietet, wie ſie durch die Verwertung 
der Anwartſchaft der Nacherben ermöglicht wird. Ein ſolches Bedürfnis 
muß aber insbeſondere für alle die Fälle als berechtigt anerkannt werden, 
wo mit erheblichen Wertobjekten oder mit einer längeren Dauer der Warte- 
zeit des Nacherben zu rechnen iſt. Die Bedenken, die in der Literatur vom 
rechtspolitiſchen Standpunkte aus, gegen die Verfügungsmacht des Nacherben 
erhoben werden, ſind keine anderen, als wie ſie der Verwertung von bloßen 
Anwartſchaftsrechten überhaupt entgegengeſtellt werden könnten. Es 
liegt kein ſtichhaltiger Grund vor, ihretwegen der wirtſchaftlichen Entwicklung, 
die in ſteigendem Maße auf die Nutzbarmachung auch künftiger Werte drängt, 
hemmend entgegenzutreten. Die in der Rechtſprechung bisher lediglich 
anerkannte Verfügung über den dem Nacherben zuſtehenden künftigen 
Herausgabeanſpruch (§ 2130) bietet keinen ausreichenden Erſatz, zumal 
eine Möglichkeit nicht beſteht, eine derartige Verfügung gegen die n 
durch Rechtsgeſchäfte mit gutgläubigen Dritten zu ſichern.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. Dez. 1920. D. w. P. (OG. 
Düſſeldorf) IV. 62/20. Auch in Entſch. 101, Nr. 49, S. 185. 
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94. Der Erwerber eines Handelsgeſchäftes haftet auch für Verbind⸗ 
lichkeiten des Veräußerers aus Konfurrenzverboten. 
HGB. § 25. 

Der Inhaber der Firma C. H. hatte ſich der Beklagten gegenüber ver- 
pflichtet, Haferpräparate während beſtimmter Zeit weder zu vertreiben 
noch für andere außer der Beklagten herzuſtellen. Demnächſt wandelte C. 
H. ſein Unternehmen in eine Aktiengeſellſchaft um. Dieſe begann die Her⸗ 
ſtellung und den Vertrieb von Haferpräparaten. Zufolge Einſpruchs der 
Beklagten erhob die Aktiengeſellſchaft Klage auf Feſtſtellung, daß der Be⸗ 
klagten kein Unterſagungsrecht zuſtehe. Die Klage wurde abgewieſen. Das 
Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht hat aus § 25 Abſ. 1 Satz 1 HGB. die Haftung der 
Klägerin für die im 817 des Vertrages vom 3. April 1913 begründeten 
Verbindlichkeiten gefolgert und die Anwendung der Ausnahmebeſtimmung 
des § 25 Abſ. 2 abgelehnt. Die von der Reviſion hiergegen erhobenen An⸗ 
griffe ſind nicht begründet. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob durch die nach 
§ 25 HGB. eintretende Haftung des Erwerbers neben der des Veräußerers 
ein eigentliches Geſamtſchuld verhältnis oder nur ein geſamtſchuldähnliches 
Verhältnis oder nur eine kumulative Haftungsübernahme begründet wird. 
Die Erwägung, daß ſich auf eine negative Schuldverpflichtung, im vorliegen- 
den Falle eine Unterlaſſungsverbindlichkeit, die Grundſätze der geſamtſchuld⸗ 
neriſchen Haftung nicht überall anwenden laſſen, könnte jedenfalls auch 
bei Annahme eines eigentlichen Geſamtſchuldverhältniſſes nicht dazu führen, 
die Anwendung des § 25, die die Haftung des Erwerbers für alle im Be— 
triebe des Geſchäfts begründeten Verbindlichkeiten des früheren Inhabers, 
alſo auch für Unterlaſſungsverbindlichkeiten, beſtimmt, für ſolche Verbind⸗ 
lichkeiten auszuſchließen; die Folge könnte vielmehr nur fein, daß die Rechts⸗ 
grundſätze der geſamtſchuldneriſchen Haftung lediglich inſoweit außer An⸗ 
wendung zu bleiben haben, als ihnen die Eigenart der negativen Schuld⸗ 
verbindlichkeit entgegenſteht. Demgemäß hat auch das Reichsgericht bereits 
wiederholt die Haftung des Erwerbers gemäß § 25 HGB. für Verbindlich⸗ 
keiten aus Konkurrenzklauſeln anerkannt (RGZZ. Bd. 68 S. 297, Bd. 96 
S. 173). Mit Recht hat daher das Ber.⸗Gericht die Haftung der Klägerin 
für die Verbindlichkeit H. aus dem Konkurrenzverbot angenommen. Auch 
das Vorliegen des Ausnahmefalles des § 25 Abſ. 2 ift vom Ber.⸗Gericht 
mit zutreffender Begründung verneint. Eine Vereinbarung zwiſchen H. 
als Veräußerer und der Klägerin als Erwerberin dahingehend, daß die im 
Abſ. 1 Satz 1 angeordnete Folge der Haftung des Erwerbers für die Verbind⸗ 
lichkeiten des früheren Inhabers nicht eintreten ſolle, iſt nicht getroffen 
und von der Klägerin gar nicht behauptet. Die Behauptung der Klägerin 
ging nur dahin, es ſei zwiſchen ihr und H. vereinbart, daß ſie an ſeiner 
Stelle in den Vertrag eintreten, alſo nur ſtatt ſeiner und nicht neben ihm 
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aus dem Vertrage haften wolle. Die Haftung der Klägerin war alſo gerade 
gewollt, und die Vereinbarung wollte nur die Haftung des Veräußerers 
H. anders regeln, als ſich aus dem Geſetze ergibt. Der $ 25 läßt das 
Schuldverhältnis des Veräußerers, wie § 26 klar beweiſt, fortbeſtehen und 
trifft Beſtimmungen nur für die Haftung des Erwerbers. Der Abſ. 2 des 
8 25 hat demgemäß nur Vereinbarungen im Auge, die die Haftung des Er⸗ 
werbers abweichend von der Anordnung des Abſ. 1 Satz 1 regeln, nicht 
ſolche, die ſich auf die Fortdauer der Haftung des Veräußerers beziehen; 
an der Tatſache, daß dieſer weiter Schuldner bleibt, kann durch eine Verein⸗ 
barung lediglich zwiſchen ihm und dem Erwerber überhaupt nichts geändert 
werden ....“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 15. Okt. 1920. C. H. A.⸗G. w. 

Q. O. Co. (OLG. Hamburg). VII. 176/20. 


95. Anfechtung des Generalverſammlungsbeſchluſſes einer Gen. m. b. 
Haftpflicht nach dem Sächſ. Geſ. v. 15. 6. 1868; in die Bilanz find 
Wertpapiere auch mangels amtlicher Feſtſtellung nach dem tatſächlichen 
Börſenkurſe einzuſtellen; Bedeutung der Rückſtellung für Hursver- 
luſte in der Bilanz. 
Gen. G. § 51; HGB. § 261. 

Der beklagte Sparverein war eine Genoſſenſchaft mit beſchränkter 
Haftpflicht nach dem Sächſiſchen Geſetz vom 15. Juni 1868, der Kläger 
war ihr Mitglied. In der Hauptverſammlung der Genoſſenſchaft vom 27. Mai 
1919 wurde die Bilanz für 1918 richtig geſprochen. Der Kläger focht dieſe 
Bilanz an, weil darin Kriegsanleihe zum Anſchaffungskurſe unter Nicht⸗ 
berückſichtigung des eingetretenen Kursrückgangs eingeſetzt ſei. Die Klage 
hatte Erfolg. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„J. Es iſt richtig, daß Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung eines Ver⸗ 
eins wegen ſachlicher Unrichtigkeit regelmäßig, und ſoweit nicht in den 
Satzungen etwas anderes vorgeſehen iſt, nicht angefochten werden können. 
Die Mitgliederverſammlung iſt das Organ, durch das der Verein ſeinen 
Willen äußert. Dem einzelnen Mitglied ſteht nicht das Recht zu, dieſe Willen⸗ 
äußerung im Rechtswege durch das Gericht ſachlich nachprüfen zu laſſen. 
Dieſer Grundſatz gilt aber nur, ſoweit die Beſchlüſſe der Vereinsverſamm⸗ 
lung ſatzungsgemäß ergehen. An ſeine eigenen Satzungen iſt der Verein 
gebunden, über ſie aber kann er ſich nicht hinwegſetzen. Verſtößt er dagegen, 
ſo muß dem einzelnen Mitgliede das Recht zugeſtanden werden, den Ver⸗ 
ſtoß und feine Folgen nach § 256 BRO. gerichtlich feſtſtellen zu laſſen. Dieſe 
Grundſätze ſind ſinngemäß auch auf die Mitglieder einer Genoſſenſchaft 
der hier in Frage ſtehenden Art anzuwenden. Daß dieſes Verteidigungs⸗ 
recht des einzelnen Mitglieds wegen ſatzungswidriger Beſchlüſſe ee Haupt- 

Seufferts Archiv, Bd. 76, 8. Folge, Bd. 21, Heft 4 und 5. 
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verſammlung weder im Sächſiſchen Geſetz vom 15. Juni 1868, noch in den 
Satzungen des Beklagten vorgeſehen iſt, ſteht dem nicht entgegen. Zwar 
iſt in andern Fällen die Anfechtung von Verfammlungsbeſchlüſſen durch die 
einzelnen Mitglieder ausdrücklich geſetzlich geregelt (§ 271 HG Bs. § 51 RG. 
vom 1. Mai 1889 über die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft). Die 
Bedeutung dieſer Sondervorſchriften beruht aber vornehmlich darin, daß 
die von einzelnen Mitgliedern im Rechtswege erſtrittene Nichtigkeit eines 
Generalverſammlungsbeſchluſſes auch für und gegen die Mitglieder, die 
nicht mit angefochten haben, Geltung erlangt. Deshalb läßt ſich die Schluß⸗ 
folgerung des Beklagten nicht rechtfertigen, daß, wenn die hier dargelegte 
Auffaſſung zutreffend wäre, dieſe Sondervorſchriften überflüſſig ſeien. 
Ebenſowenig kann aus dem Schweigen des Sächſiſchen Geſetzes vom 15. Juni 
1886 im Gegenſatz zu der ausdrücklichen Beſtimmung in 8 51 des Reichs⸗ 
geſetzes vom 1. Mai 1889 hergeleitet werden, daß dem Beklagten nicht wenig⸗ 
ſtens ein die übrigen Mitglieder der Genoſſenſchaft nicht berührendes An⸗ 
fechtungsrecht zuſtehe. 

II. Der Beklagte beſtreitet nicht, daß der Börſenpreis der eg ane 
am 31. Dez. 1918 niedriger als der Anſchaffungspreis geweſen iſt. Er hat 
ſich gleichwohl durch § 34 der Satzungen nicht dafür verpflichtet gehalten, 
die Kriegsanleihe mit dem Börſenpreis einzuſtellen, weil der Börſenpreis 
nicht amtlich feſtgeſtellt geweſen iſt. Allein der Börſenpreis oder Kurs eines 
Wertpapiers iſt lediglich der Betrag, den das Wertpapier zu einem beſtimmten 
Zeitpunkt nach der Geſchäftslage der Börſe wert war. Daß dieſer Kurs⸗ 
wert amtlich feſtgeſtellt wird, iſt nicht notwendig. In zahlreichen Fällen 
bilden ſich für Wertpapiere Börſenpreiſe, die nicht amtlich feſtgeſtellt wer⸗ 
den, z. B. an Vorbörſen oder Hochbörſen oder für Wertpapiere, die noch 
nicht zum Börſenhandel zugelaſſen ſind (Nußbaum, Kommentar zum Börſen⸗ 
geſetz 829, Anm. I u. I). Der Börſenpreis eines Wertpapiers bedarf der 
amtlichen Feſtſtellung ebenſowenig wie der Marktpreis einer Ware. Auch 
die Vorſchrift in § 261 HGB. über die Einſtellung von börſen⸗ und markt⸗ 
gängigen Wertpapieren und Waren in die Bilanz einer Aktiengeſellſchaft 
behandelt den Börſenpreis der Wertpapiere ganz ebenſo wie den Marktpreis 
der Waren und erhebt — im Gegenſatz z. B. zu der Vorſchrift des § 400 HGB. 
über den Selbſteintritt des Kommiſſionärs — nicht die Forderung, daß dieſe 
Preiſe amtlich feſtgeſtellt ſein müßten. Hiernach iſt nach $ 34 der Satzungen 
auch der nicht amtlich feſtgeſtellte Börſenpreis maßgebend. Eine etwa 
abweichende Anſicht der Perſonen, die bei der Errichtung der Satzungen 
mitgewirkt haben, kann nicht berückſichtigt e da ſie in den Satzungen 
nicht zum Ausdruck gekommen iſt. | 

Da nun für den 31. Dez. 1918 ein Börſenkurs der Kriegsanleihe zwar 
amtlich nicht feſtgeſtellt worden iſt, tatſächlich aber, weil ſich der Börſen⸗ 
verkehr damals wieder ſtark entwickelt hatte, ermittelt werden konnte und 
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auch im jog. Steuerzettel für den 31. Dez. 1918 nachträglich ermittelt worden 
iſt, und da dieſer Börſenpreis niedriger war als der Preis, zu dem der Be- 
klagte ſeinen Beſitz an Kriegsanleihe erworben hatte, jo war nach § 34 der 
Satzungen der niedrigere Börſenpreis bei der Einſtellung der Kriegsanleihe 
in die Bilanz zugrunde zu legen. 

III. Der Beklagte beruft ſich zu ſeiner Rechtfertigung darauf, daß er der 
Werteinbuße der Kriegsanleihe durch ausreichende Rückſtellung Rechnung 
getragen habe. Tatſächlich weiſt die Bilanz einen Rücklageſchatz von 10 760,90 
Mark ſowie 20000 % Rückſtellung für Kursverluſte an Wertpapieren auf, 
und es mag ſein, daß die bis dahin eingetretenen Kursverluſte der Kriegs⸗ 
anleihe dadurch reichlich gedeckt und eine Gefährdung des Vermögens der 
Genoſſenſchafter ausgeſchloſſen war. Allein, wenn in einer Bilanz Summen 
für Kursrückgänge zurückgeſtellt werden, ſo wird das der nicht näher unter⸗ 
richtete Leſer der Bilanz ſelbſtverſtändlich für eine Maßnahme zur Sicherung 
gegen künftige Kursverluſte halten. Auch die Bemerkung in dem mit der 
Bilanz verbundenen Jahresbericht: „eingetretene Kursrückgänge haben uns 
zu größeren Rückſtellungen veranlaßt“ klärt nicht völlig darüber auf, daß die 
in die Bilanz eingeſtellten Rücklageſummen durch Kursverluſte bereits faſt 
völlig aufgezehrt waren, ſondern läßt die Möglichkeit offen, daß die bedeuten⸗ 
den Rückſtellungen nur teilweiſe zur Deckung eingetretener, teilweiſe aber 
zur Sicherung gegen künftige Kursverluſte beſtimmt ſeien. Der Leſer der 
Bilanz, der den § 34 richtig angewendet glaubte, und dem der Jahresbericht 
nicht vorlag, mußte hingegen zu der Meinung kommen, daß der für die Wert⸗ 
papiere eingeſetzte Betrag von 461 007,60 % den Börſenwert der Wert⸗ 
papiere, insbeſondere der Kriegsanleihe, richtig wiedergebe und außer— 
dem die zurückgeſtellten Summen vorhanden ſeien. Deshalb wurde durch 
die von der Beklagten, wenn auch ſicherlich in gutem Glauben und ohne jede 
böſe Abſicht gewählte Art der Bilanzaufſtellung die dargelegte Abweichung 
von § 34 der Satzungen nicht ausgeglichen und in ihren Wirkungen nicht 
wieder aufgehoben.“ 


Urteil des OLG. in Dresden (2. Sen.) v. 1. Dez. 1920 K. w. paces: 
2. O. 96/20. Ch. 


96. Die Bekanntmachung des Selbfthilfeverfaufs gemäß § 373 HGB. 
erfordert die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns; ſchuldhaft un⸗ 
genügende Bezeichnung der Ware kann Unwirkſamkeit des Selbfthilfe- 
verkaufs begründen. 
Vgl. 60 Nr. 71 m. N.; 67 Nr. 162; oben Nr. 31. 
GOB. 38 373. 374. BSB. §§ 300. 304. 383. 
Auf Grund eines mit dem Kläger über 800 Paar ganz aus reinem Leder 
hergeſtellter Schaftſtiefel abgeſchloſſenen Kaufvertrages hatte der Beklagte 
11* 
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anfangs März 1916 dieſe Schuhe an das Bekleidungsamt in M. geſandt. 
Da dieſes, und ebenſo der Kläger wegen angeblich verſpäteten Eingangs 
die Annahme verweigerten, ließ Beklagter die Waren am 30. Mai 1916 
im Wege des Selbſthilfeverkaufs öffentlich verſteigern. Kläger wollte den 
Verkauf nicht gegen ſich gelten laſſen, weil die Bekanntgabe der urſprüng⸗ 
lichen Vertragsbedingung, die Schuhe müßten aus reinem Leder ſein, 
in der Zeitung und im Verſteigerungstermine nicht erfolgt, jedoch gerade 
zur damaligen Zeit der „Pappdeckelhypnoſe“ unbedingt notwendig geweſen 
fei, um Kaufliebhabern dieſe Eigenſchaft der Ware zur Kenntnis zu bringen 
und weil durch die Unterlaſſung der Verſteigerungserlös ungünſtig beein⸗ 
flußt worden ſei. Dieſer Einwand wurde für begründet erklärt. Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Reviſion wendet zunächſt zu Unrecht ein, § 374 HGB. erfordere 
bezüglich der Haftung des Beklagten die Heranziehung des § 300 BGB. 
und danach habe dieſer nur für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit, nicht aber 
für die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes einzuſtehen. §§ 373, 374 
HGB. regeln nur den Annahmeverzug des Käufers, und wenn letzterer 
beſtimmt, daß durch die Vorſchriften des erſteren die Befugniſſe, die dem 
Verkäufer im Falle des Annahmeverzugs des Käufers nach BGB. zuſtehen, 
nicht berührt werden, fo find unter dieſen Befugniſſen die in §§ 304, 383 
BGB. enthaltenen, nicht aber die Vorſchriften über den Grad der Haftung 
zu verſtehen. § 300 BGB. kann auf den vorliegenden Fall überhaupt keine 
Anwendung finden. Dies ergibt ſich klar aus den Motiven — II. S. 73/74 —, 
die beſagen, daß der Schuldner durch den Verzug des Gläubigers ..... 
nicht liberiert, daß aber das Maß ſeiner Verantwortlichkeit in Anſehung 
des dem Gläubiger zu gewährenden Gegenſtandes ſich auf Haftung für dolus 
und culpo lata mindere. Dieſe in der Billigkeit begründete Abſchwächung 
des Schuldverhältniſſes trete aber nicht unbedingt ſondern nur inſofern 
ein, als es ſich um die Sorge für einen in Händen des Schuldners befind— 
lichen Leiſtungsgegenſtand handele. Die Abſchwächung erſtrecke ſich alſo 
nicht auf die von dem Schuldner in Erfüllung ſeiner fortdauernden Ver⸗ 
pflichtung vorzunehmenden ſonſtigen Handlungen. Nur in der erſtgenannten 
Hinſicht könne dem Schuldner, ohne Rückſicht, ob der Gläubiger in Schuld 
oder ſchuldfrei ſei, nicht mehr zugemutet werden, fernerhin „die Sorgfalt 
eines ordentlichen Hausvaters anzuwenden“. Hiernach beſagt § 300 BGB. 
nur, daß mit dem Verzuge des Gläubigers die Gefahr auf dieſen übergeht 
und der Schuldner nur mehr betreffs des Leiſtungsgegenſtandes für Vorſatz 
und grobe Fahrläſſigkeit zu haften hat. Dieſe Abſchwächung der Haftung 
greift aber nicht Platz, ſoweit der Schuldner Handlungen, wie Selbſthilfe⸗ 
verkauf o. dgl., vornimmt. Dementſprechend ſteht denn auch die Recht⸗ 
ſprechung auf dem Standpunkte, daß die Bekanntmachung eines Selbſt⸗ 
hilfeverkaufs im Sinne des § 373 HGB. die Sorgfaltspflicht eines 
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ordentlichen Kaufmannes erfordert (Bolze 21 Nr. 484, FY. 1901 10; 
1910 298). 

Ebenſowenig kann der Reviſion darin beigetreten werden, daß „ein 
fo geringer Verſtoß“ den Selbſthilfeverkauf nicht ordnungswidrig und wir⸗ 
kungslos machen, ſondern höchſtens dazu führen könne, den Mindererlös 
dem Verkäufer zur Laſt zu legen. Das Intereſſe des Verkäufers beſteht 
in dem Vermögenswerte, welchen er bei regelmäßiger Erfüllung ſeitens des 
Käufers erlangt haben würde, abzüglich des Wertes der Leiſtung, zu der er 
dem Käufer verpflichtet iſt. Um die Differenz beider Werte in klarer, auch 
die Rechte des Käufers wahrender Weiſe feſtzuſetzen, iſt der Selbſthilfe⸗ 
verkauf da. Sein Zweck iſt die Feſtſtellung des Verkaufswertes der Ware 
als Grundlage für die Schadenerſatzforderung des Verkäufers unter gewiſſen 
zum Schutze der Intereſſen des Käufers beſtimmten Vorſchriften über das 
beim Verkaufe zu beobachtende Verfahren (RGeEntſch. 29, 63). Haupt⸗ 
erfordernis für die Rechtsgültigkeit des Selbſthilfe verkaufs ijt danach, daß 
der Erlös der Verſteigerung nicht durch ein ſchuldhaftes Verhalten des Ver⸗ 
käufers zum Nachteil des Käufers beeinflußt wird. So macht ein Abweichen 
von den urſprünglichen Vertragsbedingungen den Selbſthilfe verkauf nicht 
nichtig, wenn der Erlös z. B. dem geltenden Marktpreiſe entſprochen hat 
(JW. 1904, 560, II. 181/05, II. 525/10, II. 40/20). Anderſeits muß aber die 
Bezeichnung der Ware ſo gehalten ſein, daß ſie von Intereſſenten für die 


Ware gehalten werden muß, wie ſie urſprünglich verkauft war (II 255/03) 


und es darf der Verkauf nicht unter Bedingungen vorgenommen werden, 
die von den urſprünglichen Kaufbedingungen abweichen und geeignet ſind, 
den Erlös herabzudrücken (VII 217/02, II 425/07). Iſt dies letztere aber 
— wie es das Ber.⸗Gericht im vorliegenden Falle feſtgeſtellt hat, — geſchehen, 
ſo braucht der Käufer ihn gegen ſich nicht gelten zu laſſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 29. Nov. 1920. St. w. St. (OsG. 
Düſſeldorf). VI. 275/20. 


II. Verfahren. 


97. Ortliches und zeitliches Anwendungsgebiet von Art. 129 Reichs- 
verfaſſung (Rechtsweg für Anſprüche der Beamten). 
GVG. §§ 9. 13; RVerf. Art. 129. 

Der Kläger war vom 8. Dez. 1913 bis zum 31. Dez. 1914 unter ses Be- 
zeichnung als Expedient bei der Beklagten (einer Landgemeinde) im Bureau⸗ 
dienſt tätig. Nach Kriegsausbruch meldete er ſich freiwillig zum Heeresdienſt. 
Die Beklagte entließ ihn auf ſeinen Wunſch Ende Dezember 1914 aus ſeiner 
Stellung. Der Kläger wurde alsbald danach zum Heeresdienſt einberufen. 


158 97. Rechtsweg. 


Er forderte mit der Klage 1440 .M als feinen Gehalt auf die Jahre 1915 
und 1916 mit der Begründung, daß er Beamter oder doch Hilfsbeamter 
bei der Beklagten geweſen und dieſe demgemäß verpflichtet ſei, ihm auch 
für die Zeit ſeiner Einziehung bis zum Beginn ſeiner eigentlichen aktiven 
Dienſtpflicht den Gehalt weiterzuzahlen. Die Beklagte beſtritt die Zuläſſig⸗ 
keit des Rechtsweges. Der Einwand wurde verworfen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Als weſentliche Grundlage des Klaganſpruchs macht der Kläger gel- 
tend, daß er ſich in ſeiner Stellung bei der Beklagten in einem Beamten⸗ 
verhältnis befunden habe. Daraus ergibt ſich aber nicht, daß er mit ſeinem 
Anſpruch nach § 21 Ziff. 1 des Geſetzes über die Verwaltungsrechtspflege 
an die Verwaltungsgerichte zu verweiſen iſt. Dem ſteht Art. 129 Abſ. 1 
(letzter Satz) der Reichsverfaſſung vom 11. Aug. 1919 entgegen. Dort iſt 
geſagt, daß den Beamten für ihre vermögensrechtlichen Anſprüche der Rechts⸗ 
weg offen ſtehen muß. Nach dem erſten Entwurf der Reichsverfaſſung 
war dieſe Beſtimmung in dem Abſchnitt „Rechtspflege“ durch Art. 111 
lediglich für die Richter der ordentlichen Gerichte getroffen. Es war damit 
der in §9 GVG. aufgeſtellte Grundſatz in die Verfaſſung aufgenommen 
worden. Die in Art. 129 erſichtliche entſprechende Beſtimmung hat in die 
Verfaſſung erſt Eingang gefunden, als bei deren weiterem Ausbau in dem 
Abſchnitt „Gemeinſchaftsleben“ auch die Verhältniſſe der Beamten im all⸗ 
gemeinen in ihren Grundzügen geregelt wurden. Aus dieſem Anlaß iſt 
die erwähnte Beſtimmung in Art. 111 weggefallen. Daraus ergibt ſich, 
daß die beſprochene Beſtimmung des Art. 129 eine Ausdehnung des für die 
Richter der ordentlichen Gerichte aufgeſtellten Grundſatzes auf die Beamten 
im allgemeinen bedeutet, und zwar in dem Sinne, daß darunter nicht nur 
die Staatsbeamten, ſondern auch die der öffentlich-rechtlichen Korporationen 
zu verſtehen ſind. Das führt aber weiter zu der Folgerung, daß unter dem 
„Rechtsweg“ im Sinn dieſer Beſtimmung ebenſo wie in §9 GWG. die 
Rechtsverfolgung vor den ordentlichen Gerichten verſtanden werden muß. 

Der Anwendung der beſprochenen Beſtimmung für den gegenwärtigen 
Fall ſteht es nicht entgegen, daß der Anſpruch, den der Kläger geltend macht, 
aus den Jahren 1915 und 1916 ſtammt, alſo vor dem Inkrafttreten der 
Reichsverfaſſung liegt. Als eine das Verfahren betreffende Vorſchrift muß 
dieſe Beſtimmung auch für die früher entſtandenen Anſprüche maßgebend 
ſein, ſofern dieſe nur, wie es im gegenwärtigen Fall durch die im Dezember 
1919 erhobene Klage geſchehen iſt, nach deren Inkrafttreten gerichtlich geltend 
gemacht werden (RGEntſch. 48, 406; 49, 430). Es iſt alſo in Übereinſtim⸗ 
mung mit dem Landgericht die Zuläſſigkeit des Rechtsweges im oben er- 
örterten Sinn zu bejahen.... . 

Urteil des OLG. in Dresden (3. Sen.) v. 20. Okt. 1920. K. w. Gemeinde 

G. 3. O. 69/20. 88s. 
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98. Unzuläſſigkeit des Rechtswegs für die Feſtſtellung der auf Der- 
trag geſtützten Befreiung von der Verpflichtung zur Entrichtung von 
Straßenanliegerbeiträgen. 

GVG. 8 13. Fluchtliniengeſetz v. 2. 7. 1875 § 12. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Klage iſt gerichtet auf die Feſtſtellung, daß die Beklagte nicht be⸗ 
rechtigt ſei, von der Klägerin für den Ausbau der verlängerten Rheinufer⸗ 
ſtraße weitere Beiträge zu erheben, als ſie in dem Vertrage vom 1. Febr. 
1894 feſtgelegt ſeien, insbeſondere nicht Beiträge für die erſtmalige Pflaſte⸗ 
rung und die Anlage von Bürgerſteigen und Gasleitungen. Die Klägerin 
ſtützt den Anſpruch auf den von ihrer Rechtsvorgängerin mit der Beklagten 
geſchloſſenen Vertrag vom 1. Febr. 1894 und macht geltend, durch dieſen 
Vertrag ſeien alle ihre Verpflichtungen hinſichtlich der Straßenanlieger⸗ 
beiträge der Beklagten gegenüber erſchöpfend geregelt, andere Anlieger⸗ 
beiträge als die ſich aus dieſen Verpflichtungen ergebenden, die ſie erfüllt 
habe, dürfe die Beklagte von ihr nicht fordern. Der Ber.⸗Richter verkennt 
nicht, daß der genannte Vertrag privatrechtlicher Natur iſt. Nach § 12 Abſ. 1 
des Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 kann durch Ortsſtatut feſtgeſtellt 
werden, daß an Straßen und Straßenteilen, welche noch nicht gemäß den 
baupolizeilichen Beſtimmungen des Orts für den örtlichen Verkehr fertig⸗ 
geſtellt ſind, Wohngebäude, die nach dieſen Straßen einen Ausgang haben, 
nicht errichtet werden dürfen, und nach Abſ. 2 hat das Ortsſtatut die näheren 
Beſtimmungen innerhalb der Grenzen des Abſ. 1 feſtzuſetzen. Kraft letzterer 
Vorſchrift iſt die Gemeinde befugt, ſich nach ihrem Ermeſſen Befreiungen 
von dem Bauverbot in Einzelfällen vorzubehalten, und im Falle eines ſolchen 
Vorbehalts kann ſie mit den Anliegern Verträge abſchließen, in denen die 
Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit des Anbauens geregelt werden (RGentſch. 
56, 4). Derartige Verträge haben einen privatrechtlichen Charakter (War⸗ 
never 1910 Nr. 305; ZW. 1910, 76649; 1910, 30049; Urteil v. 2. Jan. 1913 
IV, 370/12). Nach den für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsweges maß⸗ 
gebenden Behauptungen der Klage ſoll durch den Vertrag vom 1. Febr. 
1894 der Umfang der Verpflichtungen der Klägerin gegenüber der Beklagten 
für den Fall des Anbaues derart feſtgeſtellt ſein, daß Anſprüche der Beklagten 
auf Leiſtung anderer Straßenanliegerbeiträge, wie ſie hier in Frage ſtehen, 
ausgeſchloſſen ſein ſollen. An ſich könnte dieſer Vertrag Gegenſtand einer 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit ſein. Dient aber der Vertrag als Rechtsbehelf 
gegen eine von der beklagten Stadtgemeinde trotzdem erhobene Forderung 
auf Leiſtung von Straßenanliegerbeiträgen, ſo iſt er der Beurteilung durch 
den ordentlichen Richter entzogen. Nach dem § 79 II 14 ALR. und den 
§§ 9, 10 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 war allerdings der Rechtsweg bei 
Streitigkeiten über die Verbindlichkeit zur Entrichtung öffentlicher Abgaben, 
zu denen nach feſtſtehender Rechtſprechung auch die Gemeindeabgaben, 
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insbeſondere auch die nach Maßgabe der auf Grund des Fluchtliniengeſetzes 
erlaſſenen Ortsſtatute von den Gemeindebehörden erforderten Straßen- 
anliegerbeiträge gehören, ausnahmsweiſe zugelaſſen, wenn die Befreiung 
von der Abgabenpflicht aus beſonderen Gründen, zu denen namentlich auch 
Verträge gehörten (§4 II 14 AL R.), behauptet wurde. Jedoch für die 
Gemeindeabgaben ſind dieſe Vorſchriften durch § 160 Abſ. 1 des Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetzes vom 1. Aug. 1883 beſeitigt (RGEntſch. 49, 220; 67, 402; 74, 
282; Gruch. Beitr. 54, 1090). Die Rechtsmittel gegen die Heranziehung 
(Veranlagung) zu Gemeindeabgaben find durch die §§ 69ff. des Kommunal- 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 dahin geregelt, daß gegen die Heran⸗ 
ziehung (Veranlagung) zu Gemeindeabgaben nur der Einſpruch beim Ge— 
meinde vorſtand und die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtattfindet. 
Daraus folgt, daß, wenn der zu einer Gemeindeabgabe Herangezogene 
behauptet, er ſei auf Grund eines mit der Gemeinde geſchloſſenen beſonderen 
Vertrages von der Abgabe frei, auch darüber ausſchließlich die Verwaltungs⸗ 
gerichte zu befinden haben und es bei der für das preußiſche Recht nach 
§ 78 II 14 AL R., 88 36, 41 der Verordnung vom 26. Dez. 1808 und der 
Kabinettorder vom 4. Dez. 1831 geltenden Regel bewendet, daß in Anſehung 
der Verbindlichkeit zur Entrichtung öffentlicher Anlagen und Abgaben der 
Rechtsweg ausgeſchloſſen tit (RGeEntſch. 46, 246; 74, 282; Gruch. Beitr. 
54, 1090; ZW. 1913, 93010. Zwar iſt im 87 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes vom 30. Juli 1883 und im § 160 Abſ. 2 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
beſtimmt, daß die Entſcheidungen der Verwaltungsgerichte unbeſchadet 
aller privatrechtlichen Verhältniſſe ergehen. Aber das aus dem Beſteuerungs— 
rechte der Gemeinden hervorgehende Verhältnis zu den Zenſiten iſt kein 
ſolches privatrechtliches Verhältnis, auch wenn jenes Recht unter Hinweis 
auf einen privatrechtlichen Vertrag beſtritten wird (Gruch. 54, 1091 und 
IW. 1913, 93019). Hiernach fragt es ſich im vorliegenden Falle nur, ob 
mit der auf den Vertrag vom 1. Febr. 1894 geſtützten Klage ein Beſteuerungs⸗ 
recht der Beklagten nach den aus den Klaganträgen ſich ergebenden Richtungen 
beſtritten werden ſoll. Das iſt zunächſt hinſichtlich des Feſtſtellungsanſpruchs 
zu bejahen. Dieſer Anſpruch iſt zufolge des Beſchluſſes der Stadtverwaltung, 
daß die Klägerin für den Fall der Ausführung des Baues, um deſſen Ge— 
nehmigung fie nachgeſucht hatte, für Koſten der Pflaſterung und Beleuch- 
tung der unfertigen Rheinuferſtraße insgeſamt 11390 / zu zahlen habe, 
darauf gerichtet, daß der Beklagten das Recht aberkannt werde, von der 
Klägerin für den Ausbau der Straße ſolche Anliegerbeiträge, die in dem 
die Verpflichtungen der Klägerin erſchöpfend regelnden Vertrage vom 1. Febr. 
1894 nicht vorgeſehen ſeien, zu erheben; es wird alſo dem durch Ortsſtatut, 
mithin durch öffentlich-rechtlichen Titel der beklagten Stadtgemeinde ein- 
geräumten Recht, Anliegerbeiträge zu fordern, entgegengetreten. Es kann 
aber nach dem Sinn und dem Zweck der vorbezeichneten Vorſchriften, nach 
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denen Streitigkeiten über die Berechtigung zur Erhebung von Anlieger⸗ 
beiträgen der Entſcheidung der ordentlichen Gerichte entzogen ſind, nicht 
für zuläſſig erachtet werden, daß mittels einer Feſtſtellungsklage die Ab⸗ 
erkennung der öffentlich-rechtlichen Berechtigung einer Gemeinde, von dem 
Kläger Anliegerbeiträge zu erheben, im Rechtswege verfolgt wird. Würde 
auch vom ordentlichen Gerichte zugunſten des Klägers erkannt werden, 
ſo würde damit für ihn praktiſch nichts erreicht ſein; das Urteil würde weitere 
Maßnahmen der Gemeinde zur Verwirklichung ihres Beſteuerungsrechts 
nicht hindern und die Verwaltungsbehörden nicht binden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 2. Okt. 1920. A.⸗G. Chem. Fabr. 
w. Stadtgem. U. (OLG. Düſſeldorf). V. 152/20. 


99. Keine Unterlaſſungsklage gegenüber einem durch Verleihung des 
Landeswaſſeramts begründeten Waſſerbenützungsrecht; die Einrichtung 
der vargeſchriebenen Kläranlagen iſt nicht im Rechtswege, ſondern 
nur durch die Waſſerpolizeibehörden erzwingbar. 
| Val. 24 Nr. 8l. 

Preuß. Waſſergeſetz v. 7. 4. 1913. §§ 46. 81. 83. 85. 21. 50; BGB. § 1004. 

Der Kläger war Eigentümer des „Süßen Sees“, feiner Ufer und der 
um ihn gelegenen drei Rittergüter. In den See mündete an ſeinem 
Weſtufer der Bach „Böſe Sieben“, der oberhalb durch die Stadt fließt. 
In dieſen Bach leitet die beklagte Stadtgemeinde ihre Abwäſſer aus einer 
Kläranlage. Der Kläger beantragte, die Beklagte zu verurteilen, in erſter 
Linie: die Zuführung der Abwäſſer ihrer Kläranlage in den See zu 
unterlaſſen, in zweiter Linie: die Kläranlage in eine derartige Verfaſſung 
zu bringen, daß die Abwäſſer in vollſtändig abgeklärtem geruch- und keim⸗ 
freiem Zuſtande dem „Süßen See“ zugeführt würden. Der Kläger be⸗ 
hauptete, die Kläranlage ſei mangelhaft, die Abwäſſer würden durch ſie 
nicht genügend gereinigt und enthielte geſundheitsſchädliche und übelriechende 
Stoffe, die durch die „Böſe Sieben“ in den „Süßen See“ geführt würden. 

Im Laufe des Rechtsſtreits wurde der Beklagten auf ihren Antrag 
durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes und des Landeswaſſeramts das dauernde 
Recht, die Abwäſſer des unterirdiſchen Kanalnetzes der Stadt E. in die „Böſe 
Sieben“ einzuleiten, unter näher bezeichneten Bedingungen verliehen. 

Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 
„In eine Erörterung, ob nach § 49 Abſ. 2 in Verbindung mit § 46 Abſ. 1 
Nr. 1 und § 40 Abi. 2 Nr. 2 oder nach § 199 Abſ. 2 Satz 1, § 203 Abſ. 1 
Satz 1 WG. die Verleihung des Rechtes zur Einleitung der Abwäſſer 
in dieſem Umfange erfolgen durfte, insbeſondere trotz des vom Kläger 
erhobenen Widerſpruchs, iſt nicht einzutreten. Die Klage auf Unterlaſſung 
der Zuführung der Abwäſſer aus der Kläranlage der Beklagten iſt darauf, 
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daß die Beklagte kein Recht zu dieſer Zuführung habe, gegründet. Durch 
die Verleihung aber iſt der Beklagten dieſes Waſſerbenutzungsrecht gewährt 
worden (§ 81 Abſ. 1 Satz 1 WG.), und die Gerichte find an die Entſcheidung 
der Verleihungsbehörde über die Gewährung des Rechtes gebunden (RG⸗ 
Entſch. 91, 154). Danach iſt dem Unterlaſſungsanſpruch durch die Verleihung 
die Grundlage entzogen. — Den vom Kläger geſtellten Hilfsantrag erklärt 
der Ber.⸗Richter für erledigt mit der Ausführung: Die Verleihungsbehörde 
habe in den ſogenannten Bedingungen auch über Herſtellung von Einrich- 
- tungen entſchieden, welche die nachteiligen Wirkungen der Ausübung des 
der Beklagten verliehenen Rechtes ausſchließen ſollten (§ 82 WG.). In dieſer 
Hinſicht ſei der Ausſpruch der Verleihungsbehörde, die zu prüfen gehabt 
habe, ob die Einrichtungen die Beeinträchtigung verhüten könnten, ob 
ſie mit dem Unternehmen vereinbar und ob ſie wirtſchaftlich gerechtfertigt 
ſeien (§ 50 WG.), endgültig maßgebend und auch für das Gericht bindend. 

Dem Kläger ſtehe gegebenfalls nach § 51 WG. nur ein Anſpruch 
auf Entſchädigung zu, den er aber bisher nicht geltend gemacht habe. 

Die Reviſion meint, der Hilfsantrag verlange von der Beklagten 
nichts, was mit der Ausübung des ihr verliehenen Rechtes unvereinbar 
wäre. Es ſei der Beklagten überlaſſen, auf welche Weiſe ſie ihre Klär⸗ 
anlage in die in dem Hilfsantrage bezeichnete Verfaſſung bringen wolle. 
Treffe fie die ihr in, dem Verleihungsbeſchluſſe auferlegten Einrichtungen, 
ſo genüge ſie damit gleichzeitig dem Hilfsantrage. 

Jedoch iſt die Klage auch hinſichtlich des Hilfsantrages darauf ge— 
ſtützt, daß der Beklagten kein Recht zuſtehe, ſo wie bisher die Abwäſſer 
in die „Böſe Sieben“ einzuleiten. Durch die rechtskräftige Verleihung 
aber hat die Beklagte hier ebenfalls ein ſolches Waſſerbenutzungsrecht 
mit den ihr gemachten Auflagen gemäß § 81 Abſ. 1 WG. als ein im 
Rechtswege verfolgbares Recht erworben. Die Entſcheidung über die 
Auferlegung von Auflagen in Geſtalt von Einrichtungen zur Verhütung 
nachteiliger (das Recht anderer beeinträchtigender) Wirkungen der Waſſer⸗ 
benutzung, bei der von der Verleihungsbehörde gemäß § 50 Abſ. 1 WG. 
zu prüfen war, ob die Einrichtungen mit dem Unternehmen vereinbar 
und wirtſchaftlich gerechtfertigt ſeien, iit endgültig maßgebend (RGeEntſch. 91, 
154). Zur Erfüllung der Auflagen hat nach § 83 WG. die Waſſerpolizei⸗ 
behörde die Beklagte anzuhalten. Würde die Beklagte den Anordnungen 
der Waſſerpolizeibehörde in dieſer Hinſicht nicht nachkommen, ſo könnte 
die Waſſerpolizeibehörde, abgeſehen von Zwangsmitteln, der Beklagten 
auf Grund des $ 21 WG. die weitere Benutzung des Waſſerlaufs bis 
zur Herſtellung der Einrichtungen unterſagen, da ohne die Herſtellung 
der Einrichtungen die Waſſerbenutzung eine unbefugte wäre. Außerſten 
Falles könnte die Verleihung durch Beſchluß der Verleihungsbehörde auf 
Antrag der Waſſerpolizeibehörde gemäß § 85 Abſ. 1 Nr. 4 WG. ohne 
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Entſchädigung zurückgenommen werden. Für die Geltendmachung der 
Erforderlichkeit anderer Einrichtungen zur Verhütung nachteiliger Wirkungen 
oder zur Verfolgung der Herſtellung der von der Verleihungsbehörde 
für erforderlich erklärten Einrichtungen im Rechtswege iſt kein Raum.“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 10. Nov. 1920. W. w. Stadt E. 
(OL G. Naumburg). V. 154/20. 


100. Enthält die im Unterhaltsprozeß abgegebene Erklärung der 

Parteien, ſie hätten ſich auch in dem in erſter Inſtanz bereits ent⸗ 

ſchiedenen Eheprozeß verglichen, einen wirkſamen Verzicht auf Berufungd 
BRO. § 514. 

Die Parteien waren Eheleute, lebten aber voneinander getrennt. 
Das Landgericht verurteilte durch Urteil vom 3. Mai 1918 auf die Klage 
des Mannes die Frau zur Wiederherſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
und wies ihre auf Eheſcheidung gerichtete Widerklage ab. An demſelben 
Tage ſtand ein Verhandlungstermin in dem Verfahren, betreffend eine von 
der Ehefrau beantragte einſtweilige Verfügung an, in dem die Parteien 
durch dieſelben Rechtsan wälte wie in dem Eheſtreite vertreten wurden. 
In dieſem nach der Verkündung des Urteils in der Eheſache abge⸗ 
haltenen Termin erklärten die Proz eßbevollmächtigten beider Parteien zum 
Sitzungsprotokoll, „daß die Parteien ſich in dieſer Sache ſowie in der 
Eheſcheidungsſache R 29/17 verglichen haben“. Die Beklagte legte gleich⸗ 
wohl gegen das Urteil in der Eheſache Berufung ein und beantragte, 
die Klage abzuweiſen und auf die Widerklage die Ehe aus Verſchulden 
des Klägers zu ſcheiden. Der Kläger wandte in erſter Linie ein, daß 
die Bellagte auf das Rechtsmittel verzichtet habe. Das Oberlandes⸗ 
gericht verwarf die Berufung als unzuläſſig. | 

Das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 
„Das Berufungsgericht hat die Zuläſſigkeit der Berufung wegen der 
am 3. Mai 1918 abgegebenen Erklärung der Prozeßbevollmächtigten beider 
Parteien unter Bezugnahme auf die Entſcheidung des Reichsgerichts Bd. 59, 
346 verneint. Es nimmt danach an, daß für die Beklagte ihr Prozeß⸗ 

bevollmächtigter einen gegen fie gemäß $ 514 ZPO. wirkſamen Verzicht 
auf die Berufung erklärt habe. 

In dem angeführten früheren Urteile hat der Senat ausgeſprochen, 
daß der Prozeßbe vollmächtigte einer Partei namens dieſer auch ohne be⸗ 
ſonderen Auftrag wirkſam auf das Rechtsmittel der Berufung verzichten 
kann, daß dies auch in Eheſachen gilt und daß zu einem ſolchen Ver⸗ 
zicht eine außergerichtliche Erklärung genügt, wenn ſie gegenüber der 
Gegenpartei abgegeben wird. Eine außergerichtliche Erklärung der einen 
Partei gegenüber der anderen hat der Senat damals in einer über⸗ 
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einſtimmenden Erklärung gefunden, welche die Anwälte beider Parteien 
in dem Termine zur Verhandlung eines neben der Eheſache zwiſchen 
denſelben Parteien anhängigen Rechtsſtreits betreffend eine einſtweilige 
Verfügung dahin abgegeben hatten, daß ſie auf ein Rechtsmittel in der 
Eheſache verzichteten. An alledem iſt auch für den vorliegenden Fall 
feſtzuhalten. Der vorliegende Fall unterſcheidet ſich von dem früheren, 
ſonſt gleichliegenden Falle weſentlich durch den Inhalt der von den An⸗ 
wälten in dem Nebenprozeß abgegebenen Erklärung, die hier dahin lautet, 
daß die Parteien ſich in der (ungenau bloß als Eheſcheidungsſache be- 
zeichneten, in Wahrheit Eheherſtellung und Eheſcheidung betreffenden) Eheſache 
verglichen haben. Damit haben die Anwälte nach dem nächſten Sinne 
der Erklärung nur eine (wirklich oder nach ihrer Meinung eingetretene) 
Tatſache der Vergangenheit zur Kenntnis des Gerichts gebracht. In 
einer derartigen Anzeige mag eine beſtimmende (dispoſitive) Erklärung 
für den Prozeß gefunden werden können, in dem die Erklärung gegen⸗ 
über dem Prozeßgericht abgegeben iſt (vgl. Warneyer 1909 Nr. 330). Für 
den vorliegenden Prozeß kommt die gemeinſchaftliche Erklärung, weil 
gegenüber dem Richter eines anderen Prozeſſes abgegeben, nur inſofern 
in Betracht, als in ihr eine Erklärung der Parteien gegenüber einander 
liegt. Eine ſolche Richtung der Erklärung war in dem Falle von 
RGeEntſch. Bd. 59, 346 klar, in dem eine gegenwärtige Verzichtser klärung 
zum Protokoll gegeben wurde, iſt dagegen hier, wenn überhaupt vor⸗ 
handen geweſen, durch die Anzeige eines (in der Vergangenheit) ftatt- 
gehabten Vergleichsabſchluſſes nicht mit der für eine Prozeßhandlung im 
Sinne des § 514 BRO. zu erfordernden Klarheit und Unzweideutigkeit 
zum Ausdruck gekommen. 

Da das Berufungsurteil auf einer Verkennung dieſer Rechtslage 
beruht, unterliegt es der Aufhebung. Daß das Reviſionsgericht ſelbſt 
die Zuläſſigkeit der Berufung ausſpreche, verbietet ſich mit Rückſicht darauf, 
daß in der Zeit zwiſchen der Verkündung des landgerichtlichen Urteils 
und der bisher beſprochenen Erklärung der Prozeßbevollmächtigten eine 
Unterredung der Parteien ſelbſt ſtattgefunden hat, deren Inhalt in der 
Vorinſtanz zwar zum Gegenſtand der Beweisaufnahme gemacht, aber im 
Berufungsurteile nicht gewürdigt ijt. Dies wird unter dem Gefichts- 
punkt nachzuholen ſein, ob ſich die Parteien damals über ihren Eheprozeß 
in der Art vorbehaltlos verglichen haben, daß die Fortſetzung des 
Prozeſſes durch Einlegung der Berufung ausgeſchloſſen ſein ſollte. Bei 
Bejahung dieſer Frage würde ferner zu erwägen ſein, ob ein ſo zuſtande 
gekommener Verzicht auf die Berufung im beiderſeitigen Einverſtändniſſe 
widerruflich iſt (vgl. Planck, Lehrbuch des Deutſchen Zivilprozeßrechts 
Bd. 1, S. 313 N. 12; Stein, BPO. 10 § 514 Bem. II bei N. 21, aber 
auch RGeEntſch. 9, 423; 96, 188) und ob, wie die Reviſon fürſorglich 
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geltend macht, der Fall eines ſolchen Widerrufs gegeben iſt. Demge⸗ 
mäß war die Sache nach § 565 Abſ. 1 ZPO. in die Vorinſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen.“ | 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 6. Dez. 1920. L. w. L. (OLG. 
Stettin) IV. 307/20. 


101. Wiederholte Einlegung des Einſpruchs und Zurücknahme des zweiten. 
ZPO. §§ 346. 515. 99. Abſ. 3. 

„Am 27. November 1920 iſt gegen die nicht vertretene Beklagte vom 
Landgericht zu R. ein Verſäu mnisurteil erlaſſen. Am 30. November 
hat für ſie der Juſtizent Dr. Sch. Einſpruch eingelegt; am 11. Dezember 
iſt eine weitere vom Rechtsanwalt Dr. F. unterzeichnete ſchriftliche Er⸗ 
klärung, daß namens der Beklagten gegen das Verſäumnisurteil Einſpruch 
eingelegt werde, beim Landgericht eingegagen. Im Protokoll der Sitzung 
vom 12. Januar 1921 heißt es: der Anwalt der Beklagten (Rechtsanwalt 
Dr. F.) nahm den von ihm eingelegten zweiten Einſpruch vom 11. De⸗ 
zember 1920 gegen das Verſäumnisurteil vom 27. November mit Ein⸗ 
willigung des Gegners zurück; der Anwalt des Klägers beantragte, dem 
Beklagten die Koſten des von ihm zurückgenommenen Rechtsmittels auf⸗ 
zuerlegen. Am 19. Januar 1921 hat das Landgericht ein Urteil ver⸗ 
kündet, durch welches die Koſten des von der Beklagten gegen das Ver⸗ 
ſäumnisurteil vom 27. November 1920 am 11. Dezember 1920 eingelegten, 
von der Beklagten zurückgenommenen Einſpruches ihr auferlegt worden 
ſind; das Urteil ſtützt ſich auf die §§ 346 und 515 ZPO. Der Beklagte 
hat gegen dies am 24. Januar zugeſtellte Urteil am 5. Februar, alſo 
rechtzeitig, formgerecht ſofortige Beſchwerde eingelegt. Dieſe iſt nach 
8 99 Abſ. 3 ZPO. an ſich ſtatthaft, da dieſe Beſtimmung auch dann 
Anwendung finden muß, wenn über die Koſten eines (Rechtsmittels oder) 
Einſpruchs ſelbſtändige Entſcheidung durch Urteil getroffen iſt. Es fehlt 
aber an einer den Betrag von 50% überſchreitenden Beſchwerdeſumme 
(Entlaſtungsverordnung vom. 9. 9. 5./18. 5. 16. § 22). 

Entgegen der Annahme des Landgerichts, daß ein zweiter Einſpruch 
vorliege, iſt davon auszugehen, daß nach rechtzeitiger und formgerechter 
Einlegung des Einſpruchs ein zweiter Einſpruch nicht möglich und in 
dem Schriftſatze vom 11. Dezember 1920 nur eine wirkungsloſe Erklärung 
des Inhalts zu finden war, daß Einſpruch eingelegt werde. In der 
Zurücknahmeerklärung lag demnach nicht die Erklärung, daß der Einſpruch 
zurückgenommen werde, ſondern nur die, daß die am Schriftſatze vom 
11. Dezember erkärte Einſpruchseinlegung wirkungslos geweſen und dem⸗ 
gemäß hinfällig ſei. Es wäre nicht angängig geweſen, auf Grund einer 
derartigen „Zurücknahme“ -Erklärung gemäß §§ 346, 515 ZPO. ein Urteil 
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dahin zu erlaffen, daß die Beklagte des Einſpruchs für verluſtig erklärt 
werde. Von die ſem Standpunkt aus konnte als Gegenſtand der Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung inbetreff der zweiten Einſprucheinlegung nicht 
die Zurücknahme des Einſpruches im Sinne der §§ 346, 515 ZPO. an- 
geſehen und folgeweiſe § 27 Abſ. 1 Satz. 2 RAG. nicht zur Anwendung 
gebracht werden. Es kamen Gerichtsgebühren für dieſe „Zurücknahme“ 
nicht zur Erhebung, und für beide Anwälte kam höchſtens je eine Gebühr 
für nichtkontradiktoriſche Verhandlung über einen Gegenſtand von über 
20 # im Anſatz. Dieſe Koſten würden aber 50 % längſt nicht erreichen. 
Übrigens würde dem Anwalt der Beklagten keinesfalls die von ihm nach 
der Hauptſache berechnete Prozeßgebühr inbetreff des „zurückgenommenen“ 
Einſpruchs zuſtehen, da ſie ihm ohnehin für den Betrieb des Rechts⸗ 
ſtreites zukommt und nach § 26 RAG, ſelbſt wenn dieſer zur Anwendung 
kommen würde, gerade die Prozeßgebühr nicht nochmals in Anſatz 
gebracht werden kann.“ 


Beſchluß des OLG. in Roſtock (2. Sen.) v. 7. März 1921 G. w. R. 
3d. SA. 1/21. K—n. 


102. Verſehen eines Anwaltsangeftellten als unabwendbarer Zufall. 
Vgl. 75 Nr. 172; 69 Nr. 225 m. N. 
ZPO. 8 233. 

„Der mit der Cinreichung der Berufungsſchrift bei dem Oberlandes⸗ 
gerichte beauftragte Angeſtellte der Anwälte hat dieſes Schriftſtück am 
20. April 1920 ſtatt bei dieſem Gerichte bei dem Gerichtsvollzieher des 
Amtsgerichts D. abgegeben, bei dem er einen Pfändungsauftrag in einer 
anderen Rechtsſache einzureichen hatte. Der Gerichtsvollzieher hat in dem 
ihm von L. vorgelegten Quittungsbuch über den Empfang der Berufungs⸗ 
ſchrift quittiert und dieſe dann ohne weiteres dem Kläger zugeſtellt. Der 
von den Rechtsanwälten mit der Prüfung ihres Quittungsbuchs beauf⸗ 
tragte Kanzleivorſtand W. konnte aber, weil der Gerichtsvollzieher nur 
mit ſeinem Namen, alſo ohne Bezeichnung ſeiner amtlichen Stellung den 
Empfang der Berufungsſchrift darin beſtätigt hatte, nicht von ſelbſt auf 
den Gedanken kommen, daß der Ausſteller der Beſcheinigung nicht ein 
Beamter des Oberlandesgerichs ſei, der für die Empfangnahme der Be⸗ 
ruſung allein in Betracht kam. Denn bis dahin hatte L. ihm zur Ein⸗ 
reichung bei Gericht übergebene Berufungsſchriftſätze ſtets auf den Gerichts⸗ 
ſchreibereien der Berufungsgerichte abgegeben, die für ihre Empfangnahme 
zuſtändig find. Da iſt der Beklagte in der Tat durch einen unab⸗ 
wendbaren Zufall an der Einhaltung der am 26. April 1920 ablaufenden 
Berufungsfriſt verhindert worden. Sein Prozeßbevollmächtigter hatte durch 
die von ihm angeordnete Überwachung ſeiner Angeſtellten alles getan, 
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was von ihm an Vorſichtsmaßregeln zur Wahrung einer ſolchen Friſt 
vernünftigerweiſe verlangt werden kann. Sowohl ſein Kanzleivorſtand 
W. als auch ſein Angeſtellter L. hatten ſich nach dem Zeugnis der Rechts⸗ 
anwälte bei der Erledigung der ihm übertragenen Geſchäfte bis dahin 
ſtets zuverläſſig erwieſen. 

Der Kläger weiſt darauf hin, W. habe nicht geprüft, ob die damalige 
Berufungsichrift mit dem Eingangsvermerk des Gerichsſchreibers verſehen 
ſei. Zur Einlegung des Rechtsmittels war aber nur erforderlich, daß; 
die Urſchrift der Berufung bei dem Oberlandesgericht eingereicht wurde; 
dieſe hatte bei den Gerichtsakten zu verbleiben, da ihre Zuſtellung an 
den Berufungsbellagten von Amts wegen zu erfolgen hat. Lediglich die 
hierzu nötige beglaubigte Abſchriſt hatte der Beklagte mit einzureichen. 
Er ſelbſt erfuhr von dem auf ſeine Berufung anberaumten Verhandlungs⸗ 
termin nur durch die in § 520 Abſatz 1 Satz 1 ZPO vorgeſchriebene Be⸗ 
kanntmachung. Die für ihn ſelbſt beſtimmte Abſchrift der Beruſung hatte 
der Beklagte alſo auch bei ordnungsgemäßer Einlegung des Rechtmittels 
dem Berufungsgericht gar nicht mit zu übergeben. Da beſtand für W. 
nicht die Möglichkeit, durch den Eingangsvermerk auf dieſer Abſchrift feſt⸗ 
zuſtellen, ob die Berufung bei dem zuſtändigen Beamten eingereicht 
worden fet...” 


Urteil des OLG. in Dresden (7. Sen.) v. 19. Nov. 1920. R. w. M. 
7. O. 136/20. Ch. 


103. Erledigung der Hauptſache nach Einlegung der Berufung macht 
das Rechtsmittel wegen der Koften nicht unzuläſſig. 
BPO. 58 99 Abſ. 1; 515. 

„Durch das Urteil des Landgerichts vom 28. Oktober 1920 iſt das 
Wandlungsbegehren des Klägers für begründet errachtet und der Be⸗ 
klagte verurteilt, die an den Kläger gelieferte Akkumulatorenanlage zurüd- 
zunehmen und an ihn 2200 , den bereits beglichenen Kaufpreis, nebſt 
Zinſen zurückzuzahlen. Am 11. November 1920 hat der Beklagte die 
Barzahlung, zu der er verurteilt iſt, an den Kläger geleiſtet, jedoch 
lediglich zu dem Zwecke, um die Zwangsvollſtreckung aus der ganzen 
Sicherheitsleiſtung in Höhe von 2600 % für vorläufig vollſtreckbar er⸗ 
klärten Urteils abzuwenden. Darauf hat er Berufung eingelegt mit dem 
Antrag, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Klage abzuweiſen; 
der Berufungsſchriftſatz iſt am 8. Dezember 1920 bei dem Berufungs⸗ 
gericht eingegangen. Noch vor dem auf den 28. Januar 1921 anbe⸗ 
raumten Verhandlungstermin vor dem Ber.⸗Gericht, nämlich Ende De⸗ 
zember 1920, hat der Beklagte nach ſeiner unbeſtrittenen Angabe Ge⸗ 
legenheit gehabt, die Akkumulatorenanlage anderweit zu verkaufen, er 
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hat fie daher beim Kläger zurückgenommen, jedoch ausdrücklich erklärt, 
daß das auf den Fortgang des Rechtsſtreites wegen der Koſten keinen 
Einfluß haben ſollte. In der mündlichen Verhandlung hat der Beklagte 
dann nur den Antrag geſtellt, den Rechtsſtreit in der Hauptſache für er⸗ 
ledigt zu erklären und dem Gegner die Koſten des Rechtsſtreites aufzuerlegen. 

Bei dieſem Sachverhalt iſt die Frage, ob die Berufung zuläſſig iſt, 
im Gegenſatz zu dem Standpunkt des Klägers zu bejahen. Allerdings 
geht der Streit der Parteien jetzt nur noch um die Koſten, und nach 
§ 99 Abſ. 1 BBO. iſt die Anfechtung der Entſcheidung über den Koſten⸗ 
punkt unzuläſſig, wenn nicht gegen die Entſcheidung in der Hauptſache 
ein Rechtsmittel eingelegt wird. Vorausgeſetzt iſt hierbei, daß die Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels zur Hauptſache eine zuläſſige iſt, daß ſie ins⸗ 
beſondere von einer Partei ausgeht, die durch die Entſcheidung zur Haupt⸗ 
ſache beſchwert iſt; iſt dies nicht der Fall, hat vor Einlegung der Be⸗ 
rufung eine ſachliche Erledigung der Hauptſache ſtattgefunden, dann iſt 
die Berufung unzuläſſig. Maßgebend für die Frage der Zuläſſigkeit des 
Rechtsmittels iſt der Zeitpunkt der Einlegung des Rechtsmittels. Iſt 
es zu dieſer Zeit zuläſſig, ſo kann ihm die einmal begründete Zuläſſig⸗ 
keit durch die ſpätere ſachliche Erledigung der Hauptſache nicht wieder 
genommen werden. (Skonietzki Anm. 5 zu 88 99 3PO.; Gaupp⸗Stein 
Anm. II zu § 99 ZPO.; Förſter⸗Kann Anm. 1c. bb zu § 99 3PO.; 
Seuffert Anm. 1b zu § 99 ZPO.; Warneyer Jahrbuch A. 1913 § 99 
BRO. Nr. 9; Warneyer Rechtſpr. 1913 Nr. 172; RGeEntſch. 27, 365; 
29, 379; 33, 383; Gruchot 57, 1056; Seuff. A. 50, 359). Zur Zeit 
der Einlegung der Berufung, deren Antrag die Hauptſache umfaßte, war 
die Hauptſache im vorliegenden Fall noch nicht erledigt, ſondern es be⸗ 
ſtand noch ein Streit darüber. Die im Urteil ihm auferlegte Barzahlung 
hatte der Beklagte nur geleiſtet, um die Zwangsvollſtreckung abzuwenden; 
dadurch war alſo die Hauptſache nicht erledigt (Jur. W. 1906, 257°. Seuff. 
A. 55, 340). Der Verurteilung zur Rücknahme der Anlage iſt ferner 
Beklagte erſt nach Einlegung der Berufung nachgekommen. 

Unzuläſſig iſt zwar die Berufung auch dann, wenn die zunächſt un⸗ 
beſchränkt eingelegte Berufung demnächſt in der Hauptſache zurückgenommen 
und nur auf die Koſtenentſcheidung beſchränkt wird, weil hierin ein Verzicht 
auf das Rechtsmittel in Anſehung der Hauptſache zu finden iſt. (Warneyer 
Jahrb. A. 1915 § 99. BRO. Nr. 3; 1916 8 99 BRO. Nr. 2; Jur. W. 1908, 
55718, Seuff. A. 64, 77). Eine Zurücknahme der Berufung iſt jedoch im 
vorliegenden Fall nicht erfolgt, und in dem Antrage, die Hauptſache für er⸗ 
ledigt zu erklären, liegt nicht etwa ein Verzicht auf das Rechtsmittel; 
(Gaupp⸗Stein a. a. O.). Ebenſowenig kann ein ſolcher Verzicht darin ge⸗ 
funden werden, daß der Beklagte dem Urteil nachgekommen iſt, da er un⸗ 
beſtritten ausdrücklich erklärt hat, daß das auf den Fortgang des Rechtsſtreites 
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wegen der Koſten keinen Einfluß haben ſollte. Dadurch hat er seine zum 
Ausdrud gebracht, daß er ſeine prozeſſuale Stellung unverändert ſehen 
und eine Entſcheidung über die Koſten auf Grund der Rechtslage ohne 
Rücksicht auf die Erledigung der Hauptſache herbeiführen wolle. 

Demnach iſt die Berufung zuläſſig, und die Entſcheidung über die 
allein noch ſtreitigen Koſten hängt davon ab, welche Partei obgeſiegt 
hätte, wenn die Hauptſache nicht erledigt wäre.“ 

Urteil des OLG. in Roſtock (2. Sen.) v. 2. März 1921. B. w. Sch. 
Be. 465/20. K—n. 


104. Feſtſtellung neuer Tatſachen in der Reviſionsinſtanz bei Prüfung 
der Zuläſſigkeit der Berufung. 
Vgl. 47 Nr. 245 m. N. 
BBO. §§ 561, 554. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

Aus 8 561 Satz 2 in Verbindung mit § 544 Ab}. 3 SPO. ergibt ſich 
aber, daß dem Reviſionsgericht die Erörterung und Feſtſtellung auch 
neu vorgebrachter Tatſachen, welche einen von dem Reviſionskläger zur 
Begründung der Reviſion gerügten Mangel des Verfahrens ergeben ſollen, 
zuſteht, und, da es ſich bei der Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der 
Berufung um die Anwendung von Prozeßnormen handelt, welche von 
Amts wegen zu beachten iſt, und auf die Reviſion gegen die Entſcheidung 
des Berufungsgerichts hierüber das Reviſionsgericht an Stelle des Be— 
rufungsgerichts über die Zuläſſigkeit der Beruſung zu entſcheiden hat, ſo 
iſt das Reviſionsgericht auch befugt, inſoweit auf Grund des neuen 
Vorbringens der Reviſion tatſächliche Feſtſtellungen zu treffen, welche 
denen des Berufungsgerichts entgegenſtehen und dieſe beſeitigen (RG. 
in Jur. Woch. 1902, 4198, 1904, 21225).“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 1. Dez. 1920. S. w. B. 

(Kammergericht). V. 372/20. 


105. Der Ausſpruch eines deutſchen Rabbinats über die Scheidung 
einer Ehe zwiſchen jüdiſchen Ausländern hat keine bürgerliche Wirkung. 
Für die Scheidung einer lediglich ſtandesamtlich geſchloſſenen Ehe eines 
in Deutſchland wohnenden Türken und einer Deutſchen, die beide der 
moſaiſchen Religion angehören, find die deutſchen Gerichte aus— 
ſchließlich zuſtändig. 
QBO. §§ 606 Abſ. 1, 4; 328 Nr. 1; EG. BGB. Art. 13 Abſ. 4; 17. 
Die Parteien hatten am 18. Auguſt 1914 vor dem Standesamt I 


in Charlottenburg die Ehe miteinander geſchloſſen. Beide waren. 
Seufferts Archiv, Bd. 76. 8. Folge, Bd. 21. Heft 4 u. 5. 12 
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moſaiſcher Religion. Der Kläger war türkischer Untertan, die Beklagte 
bis zu ihrer Verheiratung deutſcher Staatsangehörigkeit. Der Kläger 
erhob Klage auf Feſtſtellung, daß zwiſchen den Parteien eine Ehe nicht 
beſtehe. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Der Kläger begründet ſeine Klage mit der Behauptung, daß ſeine 
Ehe mit der Beklagten durch den Rabbiner Dr. M. in Berlin nach 
türkiſchem Recht am 1. November 1917 geſchieden und dieſe Eheſcheidung 
durch den Oberrabbiner der Türkei am 21. Januar 1918 beſtätigt worden 
ſei. Das Kammergericht hat feſtgeſtellt, daß die Ehe der Parteien, da 
ſie nur vor dem Standesbeamten und nicht auch vor dem Rabbiner 
geſchloſſen ſei, von der Türkei als gültige nicht anerkannt werde und 
daher den Erwerb der türkiſchen Staatsangehörigkeit durch die Beklagte 
nach dem maßgebenden türkiſchen Recht nicht zur Folge gehabt habe. 
Es führt aus, daß die Beklagte daher jetzt keinem Staate angehöre, 
da ſie durch die ſtandesamtliche Eheſchließung mit einem Ausländer 
nach deutſchem Recht die deutſche Staatsangehörigkeit verloren habe, 
Sie ſei danach, was ihre perſönlichen Verhältniſſe anlange, den türkiſchen 
Geſetzen und der Gerichtsbarkeit türkiſcher Behörden überhaupt nicht 
unterworfen. Nach der mit der Überſchrift „Eheſcheidungsurkunde“ ver— 
ſehenen Beſcheinigung des Rabbinats in Berlin vom 22. November 1917 
ſei am 1. November 1917 die religiöſe Eheſcheidung der Parteien ord— 
nungsmäßig vor dem Rabbinat vollzogen worden. Die Beſcheinigung habe 
für die ſtaatlichen Ehegerichte keine rechtliche Bedeutung, ſondern könne ſich 
nur auf die religiöſen Verhältniſſe der Parteien beziehen. Der Großrabbiner 
der Türkei habe keine ſelbſtändige Entſcheidung getroffen, ſondern ledig— 
lich die von dem Berliner Rabbiner ausgeſprochene religiöſe Eheſcheidung 
genehmigt. Die Reviſion bekämpft die Auffaſſung des Kammergerichts 
von der lediglich kirchlichen Bedeutung der durch die Rabbinatsbehörden 
ausgeſprochenen Eheſcheidung. Sie hält eine ſolche Beſchränkung ihrer 
Wirkſamkeit für unzuläſſig, da die Eheſcheidung nach türkiſchem Recht 
nur durch die geiſtliche Behörde erfolgen könne. Für die Reviſions— 
inſtanz iſt zu unterſtellen, daß für die Trennung der Ehen türkiſcher 
Staatsangehöriger nach türkiſchem Recht die religiöſe Behörde allein zu— 
ſtändig iſt. Von dieſem Ausgangspunkt aus erſcheint die Annahme des 
Kammergerichts von der lediglich kirchlichen Bedeutung der durch die 
Rabbinatsbehörden ausgeſprochenen Eheſcheidung nicht ohne Bedenken. 
Richtig iſt das für die Entſcheidung des Berliner Rabbinats als ſolchen, 
ſofern es ſich dabei überhaupt um eine Entſcheidung handelt und nicht 
vielmehr, wofür der Wortlaut der Beſcheinigung vom 22. November 1917 
eher zu ſprechen ſcheint, nur um eine Beurkundung einer vor dem 
Rabbinat vollzogenen privaten Scheidung. Denn das Berliner Rabbinat 
iſt kein türkiſches Gericht. Die Ausübung der Gerichtsbarkeit eines ſolchen 
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innerhalb des Deutſchen Reichs wäre auch mit der Gerichtshoheit des— 
ſelben und der zu ihm gehörenden deutſchen Länder nicht verträglich, 
Der Spruch einer deutſchen geiſtlichen Gerichtsbehörde in Eheſachen hat 
keine bürgerliche Wirkung (§ 15 GG.). Es kann ſich daher nur fragen, 
ob eine ſolche dem Schreiben des Großrabbiners der Türkei vom 
21. Januar 1918 beizumeſſen iſt. Bei freier Nachprüfbarkeit durch das 
Reviſionsgericht beſtehen auch hier gegen die Ausführungen des Kammer— 
gerichts gewiſſe Bedenken, da es über den Geſchäftsgang und die Ein— 
richtung türkiſcher geiſtlicher Behörden an den erforderlichen Feſtſtellungen 
fehlt. Es ſoll deshalb zugunſten des Klägers unterſtellt werden, daß 
der Großrabbiner der Türkei eine ſelbſtändige Entſcheidung getroffen, 
als türkiſches geiſtliches Gericht innerhalb der ihm nach türkiſchem Recht 
beiwohnenden Zuſtändigkeit die Ehe der Parteien geſchieden hat, und 
daß es ſich dabei um ein rechtskräftig gewordenes Urteil handelt. 

Es fragt ſich dann weiter, ob die Anerkennung dieſes Urteils nach 
§ 328 BBO. ausgeſchloſſen iſt. Nach § 328 Ziff. 1 ZPO. iſt die An— 
erkennung des Urteils eines ausländiſchen Gerichts ausgeſchloſſen, wenn 
die Gerichte des Staates, dem das ausländiſche Gericht angehört, nach 
den deutſchen Geſetzen nicht zuſtändig ſind. Es iſt danach zu prüfen, 
ob zur Entſcheidung über die Scheidungsklage ein türkiſches Gericht zu— 
ſtändig wäre bei Beurteilung dieſer Frage nach den deutſchen Zuſtändig— 
keitsbeſtimmungen (RGeEntſch. 21, 135; 65, 330, 75, 149). 

Für Eheſachen ijt nach § 606 Abſ. 1 ZPO. das Landgericht, bei 
dem der Ehemann ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, ausſchließlich 
zuſtändig. Hiervon macht Abſatz 4 daſelbſt inſofern eine Ausnahme, als 
dort beſtimmt wird, daß, falls beide Ehegatten Ausländer ſind, die 
Scheidungsklage im Inlande nur erhoben werden kann, wenn das in— 
ländiſche Gericht auch den Geſetzen des Staates zuſtändig iſt, dem der 
Ehemann angehört. Es fragt ſich daher, ob beide Parteien Ausländer 
ſind. Das Kammergericht hat feſtgeſtellt, daß der Kläger osmaniſcher 
Staatsangehöriger iſt. Ob die Beklagte durch die Eheſchließung die 
türkiſche Staatsangehörigkeit erworben hat, beſtimmt ſich nach türkiſche m 
Recht, deſſen Inhalt das Berufungsgericht nach § 562 BRO. auch für 
das Reichsgericht maßgeblich feſtgeſtellt hat. Iſt die Beklagte danach 
nicht türkiſche Staatsangehörige, gehört ſie vielmehr keinem Staate an, 
jo findet § 606 Abſ. 4 ZPO. auf die Ehe der Parteien keine Anwen— 
dung; denn Ausländer im Sinne dieſer Vorſchrift iſt nicht, wer keinem 
Staate angehört (RGEntſch. 70, 143 und die Kommentare von Stein 1011 2 
Abſ. 2, Förſter⸗Kann s 3a bd und Skonietzki-Gelpcke A. 15). Es verbleibt 
für ſie vielmehr bei der Regel des § 606 Abſ. 1 daſelbſt, wonach die 
Scheidungsklage im allgemeinen Gerichtsſtand des Klägers, d. h. in Berlin, 
wo er wohnt (§ 13 3PO.), zu erheben war. Die Reviſion meint zwar 
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unter Bezugnahme auf Habicht Internationales Privatrecht Art. 17 
Anm. VII, daß für den Kläger als Ausländer ein Gerichtsſtand für 
Eheſachen im Inkand nicht begründet geweſen fet, allein mit Unrecht. 
Die Bemerkung bei Habicht: „Dagegen beſteht für Ausländer in 
Eheſachen überhaupt kein ausſchließlicher Gerichtsſtand im Inland; im 
Gegenteil iſt für ſie die Klage im Inland nur zuläſſig, wenn das 
Heimatgeſetz des Mannes auch die Zuſtändigkeit des inländiſchen Gerichts 
anerkennt“ ſcheint ſich nur auf den Fall der Eheſcheidung, wenn 
beide Ehegatten Ausländer find, alſo den Abſatz 4 des § 606 ZPO., 
beziehen zu ſollen. Wieweit ſie hierfür zutrifft, kann unerörtert bleiben, 
da Abſatz 4 nach dem Geſagten hier nicht anwendbar ijt; für andere 
Fälle könnte ſie als richtig nicht erkannt werden. Denn Abſatz 1 des 
§ 606 gilt, von der in Abſatz 4 daſelbſt vorgeſehenen Ausnahme ab— 
geſehen, auch für Ausländer. Das zeigt ſchon eine Vergleichung der 
verſchiedenen Abſätze dieſes Paragraphen, wird durch die Motive S. 52 
beſtätigt, iſt im Schrifttum anerkannt (Stein II 2a E. Skonietzki-Gelpcke A. 6 
und Vorbem. la A vor § 12, Förſter⸗Kann A. 3%) und auch von dem er- 
kennenden Senat in RGeEntſch. 70, 139 bereits ausgeſprochen worden. 
Der hiernach für die Scheidungsklage der Parteien durch § 606 Abſ. 1 ZPO. 
gegebene Gerichtsſtand bei dem Landgericht des Wohnſitzes des Klägers 
in Berlin iſt ein ausſchließlicher. Das hat zur Folge, daß hierfür 
ein Gericht der Türkei nach den deutſchen Geſetzen nicht zuſtändig iſt. 
(vgl. IW. 1906, 168, auch Stein a. a. O. § 328 bei N. 27). Die An⸗ 
erkennung der Entſcheidung des Oberrabiners der Türkei iſt hiernach 
gemäß § 328 Ziff. 1 BBO. ausgeſchloſſen“. N 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. Dez. 1920. G. w. G. (Kam⸗ 

mergericht.) IV. 322/20. 


106. Suftändig zum Erlaß einer einſtw. Verfügung nach § 627 SPO. 
iſt nicht das in der Hauptſache angegangene, ſondern nur das für. 
die Hauptſache zuſtändige Gericht. 

Vgl. 58. Nr. 252. 

BBO. 55 606. 627, 934, 943. 

„Das Gericht hat in Eheſachen ſeine Zuſtändigkeit, die ſich iu ſolchen 
Rechtsſtreitigkeiten danach richtet, wo der Ehemann z. Zt. der Klag— 
erhebung feinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, in jeder Lage des Ver⸗ 
fahrens von Amts wegen zu prüfen (§ 606 Abſatz 1 ZPO.) Diefe Prüfung 
bezieht ſich nicht nur auf die Hauptſache, ſondern auch auf den Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung in Eheſachen. 

Seinen allgemeinen Gerichtsſtand hatte der ſchon z. Zt. der Klag— 
erhebung in Hamburg wohnende Beklagte bei dem Landgericht Hamburg. 
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Dieſes Gericht war daher das von vornherein ausſchließlich zu⸗ 
ſtändige Gericht (§ 606 Abſ. 1 BPH. 

Wenn nun das Landgericht Altona, ausgehend von der z. Zt. des 
Erlaſſes der einſtweiligen Verfügung noch bei ihm anhängigen Haupt⸗ 
ſache, gemäß § 627 ZPO., feine Zuſtändigkeit für den Erlaß dieſer An- 
ordnung annahm, ſo wurde es damit noch nicht zum zuſtändigen Gericht 
im vorſtehend dargelegten Sinne; denn entſcheidend für die Frage der 
Zuſtändigkeit iſt nicht, wo die Hauptſache tatſächlich anhängig iſt, ſondern 
wo ſie nach den prozeßrechtlichen Vorſchriften von vornherein hätte 
anhängig gemacht werden ſollen. Das hätte vorliegend bei dem Land— 
gericht Hamburg, dem allgemeinen Gerichtsſtand des Veklagten, geſchehen 
müſſen. 

War hiernach für die Hauptſache die ausſchließliche Zuſtändigkeit 
des Landgerichts in Hamburg gegeben, ſo war auch nur dieſes Gericht 
für den Erlaß der einſtweiligen Verfügung zuſtändig. Die Vorſchrift 
des § 919 BBO. ſteht dem nicht entgegen (vergl. Stein, Kommentar 
zur ZPO. § 627 Anm. IV). 

Ob der Beklagte die Zuſtändigkeit des Landgerichts Altona recht— 
zeitig bemängelte oder nicht, iſt angeſichts der Tatſache, daß das Gericht 
in Eheſachen ſeine Zuſtändigkeit von Amts wegen zu prüfen hat, uner— 
heblich. 

Der Berufung war hiernach ſtattzugeben und der Antrag auf einſt— 
weilige Verfügung zurückzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. in Kiel (Ferien-Sen.) v. 7. Auguſt 1920. J. w. J. 

(U. 111. 354/20). Schl. Holſt. Anz. 1920 S. 255. 


107. Unzuläſſigkeit der Berufung. die lediglich auf Feſtſtellung der 
Perſon des Ehebrechers abzielt. 
Vgl. 73 Nr. 106. 
ZPO. § 624. 511; BGB. §§ 1574. 1312. 

Durch das Urteil des Landgerichts iſt die Ehe der Streitteile aus 
beiderſeitigem Verſchulden — wegen Ehebruchs beider Ehegatten — ge— 
geſchieden worden. Auf Grund der Zeugenausſagen ſtellte das Gericht 
feſt, daß die Klägerin im Frühjahr 1919 in ihrem Zimmer etwa ſechs 
Wochen lang mit einer Mannsperſon, über die die Zeugen nichts näheres 
angeben konnten, ehebrecheriſchen Umgang gepflogen habe, ohne aber die 
Perſon des Ehebrechers feſtſtellen zu können. Der Beklagte legte Be— 
rufung ein mit dem Ziele, daß Ehebruch der Klägerin mit dem Maurer 
R. feſtgeſtellt wurde. Die Berufung wurde als unzuläſſig verworfen. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: „Auch in Eheſachen hängt grund— 
ſätzlich die Zuläſſigkeit der Berufung vom Vorhandenſein einer Beſchwerde 
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ab — ſ. Kann-Förſter Komm. z. ZPO. § 511 — Nölintich. 45, 321; 
Gruchot 48, 803. 

Es mag ſein, daß der Berufungsführer ſubjektiv die Auffaſſung hat, 
daß er durch die Nichtfeſtſtellung des Mannes, mit dem ſeine Frau ſich 
vergangen hat, beſchwert ſei, zumal da ihm gegenüber durch die Feſtſtellung 
der Perſon, mit der er die Ehe gebrochen hat, feine Frau die Möglich— 
keit erlangt hat, feine Wiederverheiratung aus § 1312 BGB. zu verhindern 
und Strafantrag nach § 172 RStGB. gegen die Ehebrecherin zu ſtellen. 
Die Beſchwerung muß aber objektiv vorhanden fein. An dieſer Voraus⸗ 
ſetzung fehlt es; denn das landgerichtliche Urteil hat, wie der auf Ehe— 
bruch geſtützten Klage, ſo auch der auf den gleichen Scheidungsgrund ge— 
ſtützten Widerklage in vollem Umfang ſtattgegeben. Es hat feſtgeſtellt, daß 
die Frau ein ehebrecheriſches Verhältnis mit einer dem Namen nach nicht 
zu ermittelnden Mannsperſon unterhielt und damit war auch die Wider— 
klage entſcheidungsreif und das Gericht mußte nach § 300 ZPO. die 
Entſcheidung erlaſſen, ohne erſt nach der Perſon, mit welcher der Ehe— 
bruch begangen worden iſt, forſchen zu müſſen; für die Anwendung des 
8 G24 BED. war in dieſem Falle eben kein Raum, da aus den Ver— 
handlungen und der Beweisaufnahme ſich nicht ergeben hat, mit welcher 
Perſon der Ehebruch begangen worden iſt. Die Nichtfeſtſtellung beruhte 
alſo auch nicht etwa auf einem Verſehen, ſo daß eine Urteilsergänzung 
nach §§ 319 mit 321 BRO. nicht in Frage kommen kann. JW. 1901 
S. 41020. Der Berufungsführer hat ſonach in erſter Inſtanz alles er— 
reicht, was er mit feiner Widerklage bezweckt und was er beantragt 
hatte. Die Ehe iſt geſchieden wegen Ehebruchs beider Ehegatten, der 
Scheidungsausſpruch iſt von keiner Seite angefochten, die hieraus ſich 
ergebenden Rechtswirkungen ſind für beide Ehegatten und gegen ſie 
die gleichen. | 

Sonach ermangelt es an einer Beſchwerung des Beklagten. 

Ein rechtliches Intereſſe, wie der Prozeßbevollmächtigte des Berufungs- 
führers unter Hinweis auf § 624 BRO. § 1312 BGB. 8 172 RStGN. 
in Anſpruch nimmt, ein Recht zur Berufung könnte ihm nur dann zu— 
geſtanden werden, wenn er ein eigenes, im Prozeſſe verfolgbares Recht 
auf Herbeiführung des Eheverbotes nach § 1312 BGB. und auf Er- 
langung des Strafantragsrechts hätte. 

Einen Anſpruch auf dieſe Nebenwirkungen der Feſtſtellung nach 
§ 624 BBO. hat aber der Berufungsführer nicht. Es iſt dies der 
vom Reichsgericht in ſeiner Entſcheidung 55, 244 eingenommene 
Standpunkt, der auch von Kann-Förſter Komm. zu ZPO. § 624 ent- 
gegen der von Gaupp und Seuffert zu § 624 vertretenen Anſicht ge— 
teilt wird, auf den fic) auch das erkennende Gericht ſtellt (vgl. 
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Staudinger Komm. z. BOB. § 1312 A 2a; Bay. Zeitſchrift für Nechts- 
pflege 1907 S. 459). 

Der erwähnte Anſpruch könnte dem Beklagten auch nicht aus dem 
Geſichtspunkte zugeſtanden werden, daß die Staatsanwaltſchaft nicht in 
den Eheprozeß eingegriffen und mitgewirkt hat und daß infolge deſſen 
die Partei zur Wahrung des öffentlichen Intereſſes, in dem letzten Endes 
das Eheverbot des § 1312 BGB. ſeinen Grund hat, berechtigt ſei. Denn 
die Parteien haben eine andere Stellung im Eheprozeß, als ſie der 
Staats anwaltſchaft in § 607 ZPO. zugewieſen ijt, die lediglich im öffent- 
lichen Intereſſe in Cheſachen mitzuwirken berechtigt iſt, nicht aber etwa 
Streitgenoſſe einer Partei iſt. 

Steht ſonach dem Beklagten ein Anſpruch auf jene aus der Feſt— 
ſtellung fic) ergebenden Nebenwirkungen ($ 1312 BGB. § 172 RGB.) 
nicht zu und iſt ſeinem Scheidungsbegehren aus dem von ihm geltend 
gemachten Scheidungsgrund des Ehebruches vom Erſtrichter ſtattgegeben 
worden, ſo liegt in der Nichtfeſtſtellung keine Beſchwerung für ihn, 
ſeine Berufung iſt daher au ſich nicht ſtatthaft und war ſohin nach 
§ 535 ZPO als unzuläſſig zu verwerfen.“ 

Urteil des OLG. in München (2. Sen.) v. 1. Oktober 1920. W. w. W. 

Beruf.⸗Reg. N 463/1920. F-. 
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108. Pflicht des Grundbuchrichters zur eigenen Prüfung der rechtlichen 
Vorausſetzungen für eine Eintragung; Vorkaufsrecht nach SS 4 ff des 
Keichsſiedelungsgeſetzes. 

GBO. § 13. Reichsſiedl. G. 88 4. 10. 

Über das Vorkaufsrecht in dem Reichsſiedelungsgeſetz. 

„Das Grundbuchamt hat dem Antrage des Beſchwerdeführers, ihn 
als Nutzeigentümer des Erbpachthofes K. einzutragen, abgelehnt, weil er 
nicht, wie ihm durch die Zwiſchenverfügung vom 15. Juni 1920 aufgegeben 
war. Binnen der hierin beſtimmten Friſt nachge wieſen hatte, daß das 
Mecklenburgiſche Siedelungsamt bezw. der Landlieferungsverband von dem 
ihm zuſtehenden Vorkaufsrecht keinen Gebrauch gemacht habe. Die — erſte 
— Beſchwerde hat geltend gemacht, daß im vorliegenden Falle dem Siede— 
lungsamt ein Vorkaufsrecht gar nicht zugeſtanden habe. Das Landgericht 
hat dagegen ausgeführt, daß das Grundbuchamt nicht zu der Prüfung 
berufen ſei, ob aus materiellrechtlichen Gründen ein Vorkaufsrecht des 
Siedelungsamtes bzw. des Landlieferungsverbandes ausgeſchloſſen ſei, daß 
die Entſcheidung hierüber vielmehr dem Prozeßgericht zu überlaſſen ſei. 
Diefe Ausführung kann für zutreffend nicht erachtet werden. Der Grund- 
buchrichter hat zu prüfen, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen für eine 
beantragte Eintragung gegeben ſind, er muß in jedem Falle die Prüfung 
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ſolange fortſetzen, bis eine Entſcheidung erfolgen kann, und er iſt nicht 
berechtigt, eine Entſcheidung mit Rückſicht auf die Zweifelhaftigkeit der 
Rechtslage abzulehnen oder die Beteiligten auf den Prozeßweg zu ver— 
weiſen (vgl. Güthe Bem. 91, 102 und 103 vor § 13 GBO.). In Fällen 
der vorliegenden Art hat der Grundbuchrichter daher nicht nur zu prüfen, 
was anſcheinend auch das Landgericht annimmt, ob das Grundſtück von 
der Größe und Beſchaffenheit iſt, bei deren Vorhandenſein das Geſetz 
überhaupt ein Vorkaufsrecht eintreten läßt. Es muß auch unterſucht 
werden, ob in dem maßgebenden Zeitpunkt bereits ein Vorkaufsrecht 
beſtanden hat, insbeſondere ob damals ſchon eine vorkaufsberechtigte, 
— natürliche oder juriſtiſche — Perſönlichkeit vorhanden war. In dieſer Be- 
ziehung kann allerdings nicht ausſchlaggebend fein, daß das Reichsſiedelungs⸗ 
geſetz erſt unter dem 11. Auguſt 1919 erlaſſen iſt. Denn ſchon unter 
dem 29. Januar 1919 war eine Reichsverordnung zur Beſchaffung von 
landwirtſchaftlichem Siedelungsland ergangen, deren 8 10 dem § 10 des 
jetzigen Reichsſiedelungsgeſetzes gleich lautete. Ein Vorkaufsrecht war 
hier nach §1 Abſ. 1 Satz 1 und § 4 für gemeinnützige Siedelungsunter⸗ 
nehmen und in $ 12 und in § 14 rückſichtlich größerer Güter für Land⸗ 
lieferungsverbände gegeben. Aber erſt durch das Meckl.⸗-Schwer. Geſetz 
vom 3. Juli 1919, des im Regierungsblatt vom 17. Juli 1919 verkündet 
worden und gemäß feinem § 28 an dieſem Tage in Kraft getreten iſt, 
ſind das Siedelungsamt mit dem Rechte eines gemeinnützigen Siedelungs⸗ 
unternehmens und der Landlieferungsverband geſchaffen worden. Iſt ſonach 
der 17. Juli 1919 als der maßgebende Zeitpunkt anzuſehen, ſo iſt doch 
das Vorkaufsrecht des Siedelungsamts bezw. des Landlieferungsverbandes 
nicht ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil der Kaufvertrag, der zur Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechtes Anlaß geboten hat, vorher abgeſchloſſen iſt. 
Dieſer Vertrag bedurfte noch der Genehmigung durch die zuſtändige 
Behörde nach der Bundesratsbekanntmachung vom 15. März 1918 über 
den Verkehr mit land wirtſchaftlichen Grundſtücken. Solange dieſe Ge⸗ 
nehmigung nicht erfolgt war, lag ein fertiger, rechtswirkſamer Kaufver⸗ 
trag nicht vor; und nur, wenn ein ſolcher vorhanden iſt, kann das Vor⸗ 
faufsrecht ausgeübt werden. (Vgl. RGeEntſch. 98, 47, 49, |. auch 90, 113). 
Wenn alſo bis zum 17. Juli 1919 die Genehmigung noch nicht erfolgt 
war, griff das geſetzliche Vorkaufsrecht des Siedelungsamtes bzw. des 
Landlieferungsverbandes Platz. Die hiernach erforderlichen Feſtſtellungen 
find vom Grundbuchamt bei der erneuten Erörterung der Sache zu treffen.“ 

Beſchluß des OLG. Roftod — 2. Zivilſenat — vom 17. Dezember 1920 

in der Grundbuchſache Karthus. da. S. A. 4/20. Kn. 


1. Bürgerliches Recht. 


109. Derftedter Mangel der Willenseinigung. 
Vgl. 56 Nr. 92. 
BGB. 5155. | | 
Der Kläger hatte, wie er behauptet, Mitte Juli 1912 einen Sauger, 
einen Bagger und zwei Schuten für fünf Monate zum Preiſe von 1250 fl. 
wöchentlich an die Beklagte vermietet und verlangte mit der Klage deren 
Verurteilung zur Bezahlung der Miete. Die 1. Inſtanz wies die Klage ab. 
Das Ber. Gericht behielt ſich eine Auslegung des Vertrages nach der Richtung 
vor, ob die Entlohnung der vom Kläger zu ſtellenden Mannſchaft in den Miet⸗ 
zins inbegriffen oder von der Beklagten zu tragen geweſen ſei, und verurteilte 
dieſe durch Teilurteil zu den Beträgen, die ſich bei der ihr günſtigeren Aus⸗ 
legung ergeben würden. Das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß ein Mietvertrag zwiſchen den 
Parteien zuſtandegekommen ſei und wendet ſich insbeſondere gegen die 
Annahme der erſten Inſtanz, die die Unwirkſamkeit des Vertragsſchluſſes 
aus der Meinungsverſchiedenheit der Parteien in der Entlohnungsfrage 
ableitet. Es führt aus, daß nicht feſtſtehe, ob dieſe Meinungsverſchiedenheit 
ſchon beim Vertragsſchluſſe beſtanden habe, daß aber gegenüber einer nach 
Treu und Glauben gebotenen Vertragsauslegung eine abweichende Mei⸗ 
nung überhaupt nicht in Betracht komme. Dieſe Entſcheidung iſt nicht haltbar. 
Es iſt zwar ſchon wiederholt anerkannt worden, daß für eine Anwendung 
der Grundſätze über eine verſteckte Meinungsverſchiedenheit (§ 155 BGB.) 
kein Raum ſei, wenn Vertragserklärungen nach Treu und Glauben und mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte (§ 157 BGB.) in einem beſtimmten Sinne 
verſtanden werden müſſen (RGEntſch. 100, 134). Allein das Ber.⸗Gericht 
ſtellt nicht feſt, daß eine beſtimmte Auslegung geboten ſei, überläßt vielmehr 
die Auslegung dem Verfahren über den Reſtanſpruch des Klägers. Dem 
ſcheint die Annahme zugrunde zu liegen, daß die Auslegung notwendig ent⸗ 
weder im Sinne des Klägers oder in dem der Beklagten erfolgen werde. 
Das Ergebnis kann aber auch ſein, daß die Auslegung W bleibt, 
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dies namentlich dann, wenn eine beſtimmte allgemeine Verkehrsſitte in der 
Entlohnungsfrage nicht feſtzuſtellen iſt. Dann wird die Meinungsverſchieden⸗ 
heit über einen weſentlichen Punkt erheblich und kann zur Unwirkſamkeit 
des Vertrages führen. Darnach iſt das Ber.⸗Urteil aufzuheben und die Sache 
an das Ber.⸗Gericht zurückzuverweiſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 14. Dez. 1920. M. w. V. (OLG. 
Köln). III. 241/20. 


110. Heine allgemeine Geltung der clausula rebus sic stantibus. 
| Vgl. 67 Nr. 39. 
BGB. §§ 157. 242. 

Durch Vertrag vom 17. Febr. 1916 verpflichtete ſich die Beklagte, der 
Klägerin 500 Kühlraumtürſchlöſſer nach einem Modelle der Klägerin zu 
liefern. Die Abnahme ſollte innerhalb von 3 Jahren nach der Erteilung der 
Beſtellung erfolgen. Bis zum 13. Nov. 1916 lieferte die Beklagte zuſammen 
96 Stück ab. Nachdem die Klägerin mit Schreiben vom 8. Aug. 1918 weitere 
100 Schlöſſer abgerufen, den von der Beklagten gar nicht beantworteten 
Abruf aber nicht weiter verfolgt hatte, wiederholte ſie mit Schreiben vom 
17. Juli 1919 den Abruf, mahnte am 4. und 14. Aug. 1919 und ſtellte mit 
Schreiben vom letzteren Tage zugleich anheim, den ganzen Reſt der Schlöſſer 
zu liefern. Die Beklagte verhielt ſich ablehnend und vertrat u. a. den Stand⸗ 
punkt, daß ihr, nachdem die Materialpreiſe um etwa das Achtfache geſtiegen 
ſeien, die Erfüllung zu den Vertragspreiſen nicht mehr zugemutet werden 
könne. Die auf Lieferung von 404 Kühlraumtürſchlöſſern erhobene Klage 
wurde vom Landgericht abgewieſen, hatte dagegen beim Ber.⸗Gericht Erfolg. 
Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Reviſion kann mit der Berufung auf die veränderten wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe nicht durchdringen. Die fog. clausula rebus sic stantibus 
iſt als allgemeiner Grundſatz in das BGB. nicht aufgenommen und auch 
von der Rechtſprechung des Reichsgerichts nicht anerkannt (vgl. RGentſch. 
86, 398; 99, 259; 100, 131, 136). Von dem Grundſatze, daß Verträge zu 
wahren find, können, wie insbeſondere in den Entſcheidungen RCEntſch. 
99, 259 und 100, 136 ausgeſprochen iſt, Ausnahmen nur dann zugelaſſen 
werden, wenn es ſich um derart außergewöhnliche Anderungen der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe handelt, daß die Vertragserfüllung dem, was beim 
Vertragsſchluſſe vernünftigerweiſe beabſichtigt war, nicht mehr entſpricht 
und ein Zwang zur Erfüllung der nach 88 157, 242 BGB. gebotenen Rück⸗ 
ſicht auf Treu und Glauben zuwiderlaufen würde. In beiden Entſcheidungen 
iſt weiter ausgeführt, daß bloße Steigerungen des Anſchaffungspreiſes in der 
Regel dazu nicht ausreichen, es müßte denn fein, daß mit einer außerordent- 
lichen Steigerung der Preiſe eine außerordentliche Einwirkung auf die Ver⸗ 
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hältniſſe des betreffenden Vertragsteiles verbunden ijt, wie etwa in dem 
Falle, daß die Durchführung des Vertrages für ihn ganz oder nahezu ruinös 
wirken würde, und in der Entſcheidung RGEntſch. 99, 259 iſt weiter bemerkt, 
daß bloße Billigkeitsrückſichten, wie ſie zu den Verordnungen vom 1. Februar 
u. 11. März 1920 geführt haben, ſoweit die Verordnungen und ähnliche 
Vorſchriften nicht eingreifen, nicht ausſchlaggebend ſein können, daß vielmehr 
im Intereſſe der Rechtsſicherheit an dem Grundſatze, daß Verträge zu wahren 
ſind, feſtgehalten werden muß. Die Frage, ob die Vertragsparteien trotz 
einer Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe an den Vertrag gebunden 
bleiben, iſt nach Lage des einzelnen Falles zu entſcheiden. Im vorliegenden 
Falle hat die Beklagte ihre Erfüllungsweigerung im Auguſt 1919 nach dieſer 
Richtung lediglich damit begründet, daß inzwiſchen die Materialpreiſe um 
etwa das Achtfache geſtiegen ſeien; aus ihren Anführungen im Prozeß ergibt 
ſich, daß damals ein Aufſchlag von 550% in Betracht kam, von dem die Klä⸗ 
gerin in der Reviſionsinſtanz übrigens behauptet hat, daß er nicht vom Preiſe 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes im Februar 1916, ſondern vom Friedenspreiſe 
zu berechnen ſei. Etwas Weiteres hat die in dieſer Hinſicht in vollem Um⸗ 
fange darlegungspflichtige Beklagte nicht vorgebracht, insbeſondere ſich nicht 
auf das Vorhandenſein anderer gleichartiger, noch nicht erfüllter Verträge 
berufen, deren Durchführung für ſie ruinös wirken würde. Zur Ausübung 
des richterlichen Fragerechts lag bei dieſer Sachlage kein Anlaß vor, umſo 
weniger, als bei der Beſonderheit des vorliegenden langfriſtigen und doch 
noch nicht abgewickelten Geſchäfts das Vorliegen noch anderer gleich- oder 
ähnlich liegender Geſchäfte nicht anzunehmen iſt Handelte es ſich aber um 
ein vereinzelt daſtehendes Geſchäft, jo kam ſelbſt bei einem 550 prozentigen 
Aufſchlag zum Herſtellungspreiſe der noch reſtierenden 404 Schlöſſer im 
Februar 1916 ein Verluſt für die Beklagte von im ganzen noch nicht 10000 % 
in Frage. Wenn das Ber.⸗Gericht bei dieſer Sachlage ausführt, daß es ſich 
nur um einen verhältnismäßig geringfügigen Vertragsgegenſtand handle, 
und daß die Vertragserfüllung nicht mit einer ſo tiefgreifenden Schädigung 
für die Beklagte verbunden ſei, daß ihr die Erfüllung des Vertrages nicht 
mehr zugemutet werden könne, ſo verſtößt es nicht gegen die oben wieder⸗ 
gegebenen, vom Reichsgericht entwickelten Rechtsgrundſätze, und es iſt darum 
ſeine auf die Lage des vorliegenden Falles abgeſtellte Entſcheidung rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Die ſeit dem Auguſt 1919 nach Behauptung der Be⸗ 
klagten weiterhin eingetretenen außerordentlich hohen Steigerungen der 
Materialpreiſe kommen nicht in Betracht, da ſie während des Verzuges der 
Beklagten eingetreten und von ihr zu vertreten ſind.“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 14. Jan. 1921. M. w. F. (OLG. 
Stuttgart). VII. 367/20. 
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111. Wefen der zu Rechtsgefchaften erforderlichen verwaltungs- 
rechtlichen Genehmigung. Die Grundſätze des BGB. find da- 
rauf nicht anwendbar. 

BGB. § 182. . 

„Um die in Frage ſtehende einſtweilige Verfügung gerechtfertigt er- 
ſcheinen laſſen zu können, wäre erforderlich, daß der Anſpruch des Antrag⸗ 
ſtellers auf Erfüllung des Kaufvertrages vom 7. November 1919 glaubhaft 
gemacht wäre. Das iſt aus mehrfachen Gründen nicht der Fall. Zunächſt 
fehlt es an der nach der Bekanntmachung vom 15. März 1918 — RGBl. 
S. 123 (vgl. auch die Pr. Ausf. Beſtimmungen vom 16. März 1918 — Nr. 65 
des Reichsanzeigers vom 16. März 1918 — und die Grundſätze vom 27. März 
1918 für die Ausführung der Bekanntmachung im Min. Bl. für d. innere 
Verw. 1918 Nr. 54) — erforderlichen Genehmigung des Grundſtücksver⸗ 
äußerungs⸗Vertrags durch die Verwaltungsbehörde. Zu Unrecht beruft 
ſich der Antragſteller darauf, daß dieſe Genehmigung am 30. Dezember 1919 
durch den zuſtändigen Landrat in E. erteilt ſei. Denn dieſe Genehmigung 
iſt demnächſt zurückgezogen und ausdrücklich verſagt, auf Beſchwerde des An⸗ 
tragſtellers iſt die Verſagung auch durch den Regierungspräſidenten durch 
Beſcheid vom 24. März 1920 beſtätigt worden. Der Anſicht des Antragſtellers, 
daß die einmal erteilte Genehmigung unwiderruflich ſei, war nicht beizutreten. 
Die Grundſätze und Vorſchriften des § 182 ff. BGB. über die „Genehmigung“ 
von Rechtsgeſchäften können vorliegend keine, auch keine analoge Anwen- 
dung finden. Über die Genehmigung, die die Verordnung vom 15. März 
1918 vorſieht, entſcheidet nach Sachprüfung die Verwaltungsbehörde. 
Dieſe verfährt und entſcheidet nach Grundſätzen des öffentlichen, nicht des 
Privatrechts, in Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte. Ihre Verfügungen, 
und als ſolche ſtellt ſich auch eine erteilte Genehmigung wie die vorliegende 
dar, unterliegen nach Grundſätzen des Verwaltungsrechts — ſoweit nicht im 
Einzelfalle Ausnahmen beſtimmt, insbeſondere Rechtsmittel und Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren vorgeſehen ſind — jederzeitiger Abänderung und Wider⸗ 
ruf durch die erlaſſende oder die dieſer vorgeſetzte Dienſtaufſichtsbehörde. 
Eine Rechtskraft und Unabänderlichkeit derartiger Verfügungen im Sinne 
der BRL. oder ſonſtiger Geſetze des bürgerlichen Rechts gibt es nicht. Die 
endgültige Entſcheidung des Regierungspräſidenten iſt für das Gericht maß— 
gebend, ohne daß dieſem eine Nachprüfung darüber zuſtände, ob das von der 
Verwaltungsbehörde vorgenommene Verfahren überall zuläſſig war und 
den Verwaltungsvorſchriften entſprach (vgl. hierzu die nur teilweiſe abwei⸗ 
chenden Ausführungen bei Kormann, Syſtem der rechtsgeſchäftlichen Staats⸗ 
akte, Berlin 1910, S. 305 ff., 313 ff., 326 ff., 347 f.). Ein Vergleich der hier 
ſraglichen Genehmigung mit der zu beſtimmten Rechtshandlungen des Vor⸗ 
mundes vorgeſehenen Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt ebenſo⸗ 
wenig am Platze, wie mit der in Konzeſſionsverfahren erfolgenden Geneh⸗ 
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migung der Verwaltungsbehörden, da es ſich im erſteren Falle um durch 
das bürgerliche Recht geordnete privatrechtliche Verhältniſſe handelt, im 
letzteren Falle aber die Vorſchriften des Verwaltungsrechts beſtimmte, in 
Verwaltungsſtreitverfahren zu verfolgende Rechtsmittel gegen die Erteilung 
oder Verſagung beantragter Konzeſſionen vorſehen, eine im freien Belieben 
der Verwaltungsbehörde ſtehende Abänderbarkeit ihrer Verfügungen in 
dieſem Falle ſonach kraft geſetzlicher Vorſchrift ausgeſchloſſen iſt. Das Be⸗ 
denken, daß, wenn die Genehmigung jederzeit zurückgezogen werden könne, 
dadurch Rechtsunſicherheit eintrete, kann nicht ausſchlaggebend in Betracht 
kommen, da eine Zurückziehung dann nicht mehr zuläſſig iſt, wenn das ge⸗ 
nehmigte Rechtsgeſchäft zur Ausführung gelangt iſt. Bis dahin aber müſſen 
die Beteiligten mit der Zurückziehung rechnen. 

Geht man darnach davon aus, daß die Genehmigung zu dem Kauf⸗ 
vertrage verſagt iſt, ſo ſind aus dieſem für den Antragſteller keinerlei Rechte 
entſtanden, die einſtweilige Verfügung, die deren Sicherung erſtrebt, iſt dem⸗ 
gemäß zu verſagen.“ 

Urteil des OLG. in Kaſſel (2. Sen.) v. 4. Juni 1920. II. U. 94/1920. 
— 12. 
112. Nichtanwendbarkeit des 8 526 BGB. gegen den Beſteller bei 
ſchuldhafter Zögerung mit der Beſchaffung des zur Herftellung des 
Werkes zu verarbeitenden Stoffes. | 
Vgl. oben Nr. 9. 
BGB. §§ 642. 326. 

Aus den Gründen des Rev.-Urteils: 

„Der Klageanſpruch geht auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung und 
ſtützt ſich offenſichtlich auf § 326 BGB. Das Landgericht hat den Anſpruch 
für begründet erachtet; das Ber.⸗Gericht hat das Beſtehen eines Schaden⸗ 
erſatzanſpruchs aus § 326 BGB. verneint, aber die Klageforderung aus 
§ 324 BGB. zugeſprochen. Die Entſcheidung erſcheint hinſichtlich des § 326 
BGB. zutreffend. Die Beklagte hatte bei der Herſtellung des der Klägerin 
übertragenen Werkes der Bearbeitung von 200000 Zündladungskapſeln in 
der Weiſe mitzuwirken, daß ſie die Kapſeln aus gezogenem Material mit 
lehrenhaltigen Innenmaſſen (die Rohlinge) frei Eiſenberg anzuliefern hatte. 
Die Lieferung der zu bearbeitenden Gegenſtände ſtellt ſich beim Werkvertrag, 
ſofern nicht ein auf ſie gerichteter Nebenvertrag abgeſchloſſen iſt, nicht als eine 
Leiſtungsverpflichtung des Beſtellers in Schuldnereigenſchaft dar, ſondern 
lediglich als die Beſchaffung des Stoffes, aus dem das Werk hergeſtellt werden 
ſoll, alſo als eine zur Herſtellung des Werkes erforderliche Handlung des 
Beſtellers in ſeiner Eigenſchaft als Gläubiger; durch ihre Nichtvornahme 
gerät er lediglich in Annahmeverzug, nicht in Schuldnerverzug. Die Leiſtungs⸗ 
verpflichtungen des Beſtellers gehen in der Regel nur auf Abnahme des 
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fertiggeſtellten Werkes und auf Zahlung. Eine aus $ 326 BGB. hergeleitete 
Schadenerſatzforderung gegen den Beſteller des Werkes, die ſich darauf ſtützt, 
daß ihm ein Verzug in der Annahme des Werkes zur Laſt falle, hat daher 
zur Vorausſetzung, daß es fic) um ein fertiggeſtelltes Werk handelt. Hinſicht⸗ 
lich des Annahmeverzugs des Beſtellers bei nicht vollendetem Werke hat das 
Geſetz in den 88 642. 643. 645 BGB. beſondere Beſtimmungen getroffen 
und damit gezeigt, daß für dieſen Fall die Anwendung des § 326 ausgeſchloſſen 
ſein fol (RGEntſch. 53, 221 am Schluß; ebenſo auch das Urteil des 5. Zivil⸗ 
ſenats vom 14. Juni 1919, V 53/19). Die Begründung einer beſonderen 
Verpflichtung der Beklagten zu 1 im Sinne einer für die Klägerin rechtlich 
erzwingbaren Lieferungsverpflichtung hat das Ber.⸗Gericht aus zutreffenden 
Gründen und auf Grund einer rechtlich nicht zu beanſtandenden Auslegung 
des Vertrages und der angezogenen Verhandlungen verneint. 

Das Ber.⸗Gericht hat deshalb einen Schadenerſatzanſpruch aus § 326 
BGB. mit Recht abgelehnt. In der Entſcheidung RGeEntſch. 53, 221 iſt 
. unter Hinweis auf Kuhlenbeck (BGB., Bem. 2 zu § 642) die Frage offen 
gelaſſen, ob anders zu entſcheiden wäre, wenn der Annahmeverzug ein Werk 
betrifft, zu deſſen Fertigſtellung der Beſteller ſelbſt mitzuwirken hat, und letzterer 
ſolches unterläßt, das Unterlaſſen aber ein verſchuldetes iſt. Die Frage der 
Anwendbarkeit des § 326 BGB. ſetzt aber auch im Falle eines verſchuldeten 
Annahmeverzuges in jedem Falle voraus, daß nach dem Inhalt des Ver⸗ 
trages der Beſteller dem Unternehmer gegenüber — als Schuldner — zu der 
erforderlichen Mitwirkung verpflichtet iſt (ſo auch Kuhlenbeck a. a. O. 
und Motive zum BGB. II, 496, 497); nur dann kann im Annahmeverzug 
zugleich ein Leiſtungs⸗(Erfüllungs⸗/ Verzug liegen, der den Unternehmer 
zum Vorgehen gemäß $ 326 BGB. berechtigt. An einer ſolchen vertraglichen 
Leiſtungsverpflichtung der Beklagten fehlt es im vorliegenden Falle, und 
damit entfällt die Anwendbarkeit des $ 326 BGB. trotz des vom Ber.⸗Gericht 
in anderem Zuſammenhange feſtgeſtellten Verſchuldens der Beklagten.“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 11. Jan. 1921. T. u. Gen. w. 
E. M. (OLG. Frankfurt). VII. 282/1920. | 
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113. Rechtliche Natur des Guthabens am Tilgungsfonds einer Umortie 
ſationshypothek; das Nichtbeſtehen des mitverkauften Guthabens be- 
gründet keinen Minderungs⸗ ſondern nur einen Erfüllungsanſpruch. 
Vgl. 73 Nr. 178. | 
BGB. §§ 433. 440. 462. 463. 

Durch notariellen Kaufvertrag verkaufte der Beklagte ſein Gut für 
77000 % an den Kläger, der zwei auf dem Grundbuchblatte für den erb- 
ländiſch⸗ritterſchaftlichen Kreditverein im Königreiche Sachſen eingetragene 
Hypotheken von 18000 .K und 9000 . in Anrechnung auf den Kaufpreis 
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zur eigenen Vertretung übernahm und 50000 % in Kriegsanleihe bezahlte. 
Beim Abſchluß des Kaufvertrages waren die Parteien darüber einig, daß 
der bereits amortiſierte Teil dieſer Hypotheken dem Kläger zugute kommen 
ſollte. Der Kläger behauptete, der Beklagte habe ihm den bereits amorti⸗ 
ſierten Teil dieſer Hypotheken auf 18000 „ zugeſichert, während er in Wahr⸗ 
heit nur etwa 5000 „ betragen habe. Der Kläger verlangte deshalb vom 
Beklagten Schadenerſatz wegen Nichterfüllung nach 8 463 BGB., minderte 
den Kaufpreis und behauptete auch Betrug. Er beantragte in erſter Reihe 
Zahlung von 13399,33 4, in zweiter Linie ſtellte er Feſtſtellungsanträge. 
Das Landgericht wies ab, das OLG. machte die Entſcheidung über den Haupt⸗ 
antrag von einem richterlichen Eide des Klägers abhängig, daß der Beklagte 
ihm den amortiſierten Teil der Hypotheken mit 18000 „ zugeſichert habe. 
Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Der Kläger erhebt wegen der vom Beklagten ihm angeblich gemachten 
Zuſicherung über die Höhe des getilgten Teiles der beiden vom Kläger über⸗ 
nommenen Hypothekenforderungen gemäß § 459 Abſ. 2 BGB. den Anſpruch 
auf Herabſetzung des Kaufpreiſes in demjenigen Verhältniſſe, in dem der 
Grundſtückswert im Falle der Tilgung bis zur zugeſicherten Höhe zum Werte 
ſteht, den das Grundſtück wegen der tatſächlich geringeren Höhe des getilgten 
Teiles der beiden Kreditvereinshypotheken, richtiger des geringeren Anteiles 
am Tilgungsfonds der Hypotheken hat (§§ 462. 472 Abſ. 1 BGB.). Zugleich 
glaubt er wegen des Fehlens des zugeſicherten Tilgungsbetrages inſoweit, 
als dieſer der Zuſicherung nicht entſprochen hat, nach § 463 Satz 1 BGB. 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordern zu dürfen, und er fordert Schaden⸗ 
erſatz auch aus §§ 832. 826 BGB. um deswillen, weil der Beklagte ihn mit 
ſeiner Zuſicherung betrogen habe. 

Der Klagegrund verſagt inſoweit, als der Kläger ſeine Anſprüche aus 
der Haftung des Beklagten als des Verkäufers für eine zugeſicherte Eigenſchaft 
des Grundſtückes herleitet. Denn das Guthaben an den beim ritterſchaft⸗ 
lichen Kreditverein angeſammelten Tilgungsfonds iſt nach den Satzungen des 
unter die Vorſchriften des Art. 167 EGBGB. fallenden Vereins, nach denen 
durch die nur teilweiſe Tilgung der Darlehen des Vereins eine Eigentümer⸗ 
hypothek nicht zur Entſtehung gelangt (zu vgl. Sächſ. OLG. Ann. 28, 457), 
ein mit dem Eigentum am Grundſtück verbundenes Recht im Sinne von 
§ 96 BGB. (zu vgl. OLG. im Zentralbl. f. freiw. Gerichtsb. 7, 699; Urteil 
v. 16. Nov. 1916, 1. O. 99/16; auch RGEntſch. 74, 402; Warn. 1908, Nr. 2). 
Das volle oder teilweiſe Nichtbeſtehen des mitverkauften Guthabens am Til⸗ 
gungsfonds kann deshalb nicht zu dem mit der Klage geltend gemachten An⸗ 
ſpruch auf Minderung des Kaufpreiſes nach § 462 BGB. oder auf Schaden⸗ 
erſatz nach § 463 a. a. O., ſondern wegen des irrtümlich vom Kläger als 
Mangel einer zugeſicherten Eigenſchaft der Kaufſache angeſehenen Rechts⸗ 
mangels nur zu dem Anſpruche auf Verſchaffung des Rechtes (§ 433 Wb). 1 
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Satz 2, § 442 BGB.) führen. Nur hatte wenn der Beklagte diese Verpflich⸗ 
tung nicht erfüllt, hat der Kläger die dem Käufer nach §§ 320 bis 327 BGB. 
zuſtehenden Rechte (8 440 Abſ. 1 a. a. O.), und nur dann, wenn dem Be⸗ 
klagten die Rechtsverſchaffung unmöglich (§ 320 BGB.) oder er damit in 
Verzug gekommen und der Weg des § 326 Satz 1 BGB. erfolglos beſchritten 
worden wäre, einen Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung in 
Geld. Das iſt in keiner Weiſe dargetan. Der Kläger kann deshalb lediglich 
aus der angeblichen Zuſicherung über die Höhe des miterworbenen 
Anteils am Tilgungsfonds der beiden Pfandbriefdarlehen und der Nicht— 
erfüllung des Kaufvertrages inſoweit nicht den Antrag auf Bezahlung 
desjenigen Betrages erheben, um den jener Anteil hinter der angeblich zu⸗ 
geſicherten Höhe zurückgeblieben iſt. 
Dagegen iſt dieſes Zahlungsbegehren, wenn der Beklagte die behauptete 
Zuſicherung gemacht hat, wegen Betruges begründet (wird näher ausgeführt).“ 
Urteil des OLG. in Dresden (5. Sen.) v. 18. April 1918 i. S. M. w. Sch. 
5. O. 18/17. F- ch. 


114. Darf der Kritiker ſich um die Aufführung eines von ihm verfaßten 
Stückes bei einem Theater bemühen, bei dem er die Kritik ausübt d 
BGB. § 626. 

Der Kläger, ein Theaterkritiker, wurde von dem beklagten Bergen 
friſtlos entlaſſen, weil er u. a. durch beſondere Bemühungen es erreicht habe, 
daß ein von ihm verfaßtes Theaterſtück bei dem L.er Theater, bei dem er die 
Kritik ausübte, aufgeführt wurde. Beide Inſtanzen haben die Berechtigung 
zur ſofortigen Kündigung verneint. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Umſtand, daß der Kläger ſich ſelbſt um die Annahme eines von 
ihm verfaßten Stückes bei den Ver Theatern, deren Leiſtungen er kritiſieren 
ſollte, bemüht hätte, kann nicht als wichtiger Grund für ſeine ſofortige Ent— 
laſſung angeſehen werden. 

Eine Perſon, deren Beruf in der Kritik beſteht, unterliegt natürlicher⸗ 
weiſe ſelbſt in ihrer Tätigkeit einer ſtrengen Beurteilung durch das Publikum. 
Dieſes pflegt erfahrungsgemäß die Unparteilichkeit des Kritikers beſonders 
leicht zu beargwöhnen. Kaum ein Stand leidet ſo wie der des Kritikers unter 
dem Vorurteil der Beſtechlichkeit und Voreingenommenheit. Darnach kann es, 
wenn ein Stück des Kritikers bei dem Theater, dem gegenüber er Kritik ausübt, 
überhaupt aufgeführt wird, keinen weſentlichen Unterſchied ausmachen, ob 
die Herbeiführung dieſer Aufführung auf einem Mitwirken des Kritikers 
beruht oder nicht. Bedenken gegen ſeine Sachlichkeit werden in den Kreiſen 
der Leſer oder Zuhörer ſeiner Kritiken faſt nie ausbleiben, wenn ein ſolcher 
Fall eintritt. Regelmäßig wird der Verdacht entſtehen, ob der Kritiker nicht 
durch ſeine Stellung zum Theater deſſen Leitung zur Annahme ſeines Stückes 
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beeinflußt habe. Es ift das im Weſen ſeiner Berufstätigkeit begründet. Da 
er durch ungünſtige Beurteilung das Theaterunternehmen nicht unweſentlich 
ſchädigen, durch günſtige Kritik es nicht unweſentlich fördern kann, muß dieſes 
darauf Wert legen, bei ihm wohlwollende Geſinnung zu erwecken und zu er⸗ 
halten. Als ein geeignetes Mittel hierzu ſtellt fic) ganz von ſelbſt jeder Ge⸗ 
falle dar, den die Theaterleitung dem Kritiker erweiſt. In der Übernahme 
eines von ihm verfaßten Stücks zur ae iſt eine ſolche Gefälligkeit 
enthalten. 

Die bloße Möglichkeit, daß die Theaterleitung hierdurch den Kritiker 
zu ihren Gunſten habe beeinfluſſen wollen, ruft den Zweifel hervor, ob 
nicht tatſächlich eine ſolche Einwirkung geſchehen iſt. 

Aber gerade eben wegen dieſer Betrachtung, die der Kritiker erfährt, 
wird auch anderſeits die Aufführung eines Kritikerſtücks bei einem Theater, 
wo er Kritik ausübt, allgemein nicht als ein Vorgang empfunden, der unge⸗ 
wöhnliches Befremden erregt. Die regelmäßige Mißdeutung, der das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Kritiker und Theater ausgeſetzt iſt, läßt darin nur eine Folge⸗ 
erſcheinung erblicken, wie ſie jenes Verhältnis, wenn auch unerwünſcht, aber 
doch nicht vereinzelt, mit ſich bringt. 

Der Anſtoß, der dadurch gegeben wird, wiegt nicht ſo ſchwer, daß darum 
der Kritiker ohne weiteres unmöglich und ſeine fernere Arbeit für den Zei⸗ 
tungsverleger, der ihn beſchäftigt, etwa deshalb wertlos wird. Man zählt 
derartige Vorgänge zu den immer bisweilen wiederkehrenden Schwächen 
der Kritikerſtellung. Der Zeitungsverleger wird die hierin beruhende Gefahr 
bei Eingehung des Anſtellungsvertrags, wenn er weiß, daß der Kritiker zu 
den Theaterſchriftſtellern gehört, ſchon gewürdigt haben. 

Darum läßt ſich nicht ſagen, daß dem Verleger, nach einem Vorfall der 
bezeichneten Art nicht mehr anzuſinnen ſei, den Vertrag mit dem Kritiker 
auch nur eine Zeitlang noch fortzuſetzen. Er mag daraus einen Anlaß ent⸗ 
nehmen, dem Kritiker unter Beobachtung der vertragsmäßig feſtgeſetzten 
Friſt zu kündigen, aber ein Recht, ihn alsbald zu entlaſſen, erwächſt ihm 
daraus nicht.“ 

Urteil des OLG. in Dresden (7. Sen.) v. 26. Nov. 1920 i. S. W. w. H. 

7. O. 52/20. F- ch. 


— ——— — 


115. Haftung für den durch Bienen angerichteten Schaden. 
BGB. § 833. 

„Das Landgericht hat auf Grund des von ihm erhobenen Beweiſes mit 
Recht angenommen, daß der Beklagte dem Kläger für den dieſem durch die 
Notſchlachtung ſeines Pferdes, die unſtreitig wegen der Verletzung durch 
Bienenſtiche auf der Weide vor den nn Bienenſtöcken erforderlich 
wurde, erſatzpflichtig iſt. 
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Daß auch ein durch Bienen angerichteter Schaden unter die Vorſchrift 
des 8.833 BGB. fällt, iſt in der Rechtſprechung und Literatur allgemein 
anerkannt (vgl. Staudinger, Anm. 42 ()) zu 8833 (5./6. Aufl. S. 1666). 
Ebenſo iſt der weitaus herrſchenden Anſicht entſprechend die Biene nicht als 
Haustier anzuſehen, jo daß der Abſ. 2 des § 833 BGB. hier keine Anwendung 
findet (vgl. ebenda Anm. 7b (a), S. 1677, u. Komm. RGRäte Note 8 zu 
§ 833). 

Streit herrſcht unter den Parteien nun darüber, ob der Beklagte als 
Tierhalter bezüglich der hier in Betracht kommenden Bienen anzuſehen iſt 
und ob den Kläger ein mitwirkendes Verſchulden trifft. Es iſt erwieſen, daß 
die Bienen aus den vier Bienenſtöcken des Beklagten, wenn nicht allein, ſo 
doch in der Hauptſache das Pferd überfallen und geſtochen haben. Es iſt 
hiernach auch unzweifelhaft erwieſen, daß es ſich nicht um einen herrenlos 
gewordenen Bienenſchwarm (vgl. $ 961 BGB.) handelte, ſondern um einzelne 
Bienen, wenn auch in großer Zahl, die von den Stöcken des Beklagten auf 
das Pferd zu und dann wieder nach den Stöcken zurückflogen. Der Beklagte 
hatte alſo das Eigentum und folgeweiſe die Tierhaltereigenſchaft an den 
Bienen im Augenblicke der Schadenzufügung nicht verloren. Die gegen⸗ 
teilige Auffaſſung der Berufungsbegründung ijt gegenüber dem Beweis⸗ 
ergebnis unhaltbar. Es iſt hier auch ohne entſcheidende Bedeutung, ob die 
Bienen aus den zwei Stöcken des Lehrers J., die neben den vier Stöcken 
des Beklagten aufgeſtellt waren, das Pferd ebenfalls geſtochen haben. Ab⸗ 
geſehen davon, daß ſchon mit Rückſicht auf die doppelt jo große Zahl der be- 
klagtiſchen Bienenſtöcke deſſen Bienen offenbar als Hauptſchadenſtifter be⸗ 
teiligt waren, genügte hier mit Rückſicht auf die geſamtſchuldneriſche Haftung 
gemäß $ 840 BGB. der Nachweis, daß die Bienen des Beklagten das Pferd 
überhaupt angefallen und durch Stiche erheblich verletzt haben. Der vom Be⸗ 
klagten noch durch Antrag auf Einholung eines tierärztlichen Gutachtens 
über die verſchiedene Wirkung von Bienenſtichen auf die einzelnen Körper⸗ 
teile des Pferdes angetretene Beweis war hiernach nicht erheblich, denn 
daß die Verletzung durch die Bienen des Beklagten die Notſchlachtung des 
Pferdes mitherbeigeführt hat, unterliegt nach dem Geſamtbeweisergebnis 
keinen Bedenken. 

Was ſodann den Einwand des mitwirkenden Verſchuldens anlangt, ſo 
iſt dieſer vom Landgericht zutreffend beurteilt. Ein ſolches kann nicht darin 
erblickt werden, daß der Kläger ſein Pferd auf ſeiner Koppel in der Nähe 
der Bienenſtöcke des Beklagten weiden ließ. Die Annahme eines ſolchen Ver⸗ 
ſchuldens würde hier darauf hinauslaufen, daß der Kläger ſich eine Beſchrän⸗ 
kung ſeines Eigentums bzw. der Nutzung ſeines Weidelandes durch den 
Umſtand, daß Beklagter in deſſen Nähe Bienen hält, gefallen laſſen müßte. 
Dafür bietet das Geſetz keine Handhabe. Davon abgeſehen kommt hier in 
Betracht, daß der Kläger kaum vorausſehen konnte, daß ſein Pferd in der 
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Entfernung von 80—100 m von den Bienenſtöcken in der Weiſe, wie es hier 
geſchehen iſt, von den Bienen angefallen werden würde. Demgemäß war 
auf Zurückweiſung der Berufung des Beklagten zu erkennen.“ 


Urteil des OLG. in Kiel (2. Sen.) v. 17. Juli 1920. C. w. J. U. II. 173/20. 
Schl.⸗Holſt. Anz. 1920 S. 210. 


116. Bauzaun als Werk i. S. des 8 856 BGB.; Nichtanwendbarkeit 
des § 856 BGB. bei Loslöſung eines Teiles des Werkes durch Menſchen⸗ 
hand“; Aberwachungspflicht des Bauunternehmers hinſichtlich der von 
ihm beſtellten Aufſichtsperſonen.““ 
Vgl. 74 Nr. 211; vgl. 63 Nr. 115. 
BGB. §§ 836. 823. 831. 

Der Kläger hatte am Abend des 29. Febr. 1916, während er ‘ai dem 
Bürgerſteige der Bornſtraße in D. ging, dadurch einen Beckenbruch erlitten, 
daß ein Feld eines auf einem Grundſtücke der Zeche K. ſtehenden Bauzauns 
auf ihn fiel. Er nahm den Beklagten, der als der Unternehmer von Bau⸗ 
arbeiten an einem Zechengebäude den Bauzaun errichtet hatte, auf Erſatz 
des ihm durch den Unfall entſtandenen Schadens in Anſpruch. Landgericht 
und OLG. wieſen die Klage ab, das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„1. Die Klage gründet ſich in erſter Linie auf § 837 mit 8 836 BGB. 
Das Ber.⸗Gericht geht — in Übereinſtimmung mit dem bei Warneyer 1910 
Nr. 154 mitgeteilten Urteile — davon aus, daß ein nach den Regeln der 
Baukunſt errichteter, durch die in das Erdreich eingelaſſenen Pfoſten mit 
dem Grund und Boden verbundener Bauzaun ein mit dem Grundſtücke 
verbundenes Werk im Sinne der angeführten Vorſchriften iſt und daß der 
Unternehmer eines Baues auf fremdem Grund und Boden den von ihm 
errichteten Bauzaun beſitzt, und zwar in Ausübung eines ſich aus dem Bau⸗ 
vertrag ergebenden Rechtes, mithin nach § 837 eine durch die Ablöſung eines 
Teiles des Zaunes verurſachte Körperverletzung nach Maßgabe des § 836 
zu verantworten hat. Das Ber.⸗Gericht verneint eine ſolche Verantwort⸗ 
lichkeit des Beklagten für den Unfall des Klägers, weil es als erwieſen anſieht: 
Das in Rede ſtehende Zaunſtück, das durch Leute des von dem Beklagten 
mit den Putzarbeiten am Bau betrauten Stuckateurmeiſters B. zur Erleich⸗ 
terung der Heranſchaffung von Baumaterialien herausgenommen worden 
ſei, ſei zur Zeit des Unfalls nicht wieder in die dafür beſtimmten Knaggen 
an den Endpfoſten der beiderſeits der Brücke ſtehen gebliebenen Zaunteile 
eingehängt und in der ſonſt vorgeſehenen Weiſe befeſtigt geweſen, ſondern 
habe nur mit den Enden eines überſtehenden Querbalkens an den feſtſtehenden 
Teilen des Zaunes gelehnt, ſei es, daß es von den Leuten des B. nach Been⸗ 
digung der Tagesarbeit ordnungsmäßig befeſtigt, dann aber von Unbefugten 
wieder losgelöſt worden ſei, oder daß die Leute des B. ſelbſt am Abend des 
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Unfalls die Befeſtigung unterlaſſen hätten. Nach dieſer Beweisannahme 
war der Zuſammenhang zwiſchen dem auf den Kläger geſtürzten Zaunfeld 
und dem mit dem Grundſtücke verbundenen Werke ſchon vor dem Unfalle 
von Menſchenhand getrennt und nicht in baumäßiger Weiſe wiederhergeſtellt; 
denn die bloße Anlehnung des Zaunſtücks an die Pfoſten ſtellte keine bau⸗ 
mäßige Verbindung her. Bei ſolcher Sachlage iſt die rechtliche Auffaſſung 
des Ber.⸗Gerichts zu billigen, daß der Unfall nicht durch die Ablöſung eines 
Teiles des Werkes verurſacht worden ſei. Der Senat hat ſich in demſelben 
Sinne im Anſchluß an ähnlich liegende Fälle ſchon bei Warneyer 1920 Nr. 12 
und in dem Urteile vom 31. März 1915, IV. 587/14 grundſätzlich ausge⸗ 
ſprochen. N 

2. Die Anwendbarkeit der von dem Kläger ferner angerufenen §§ 831 
und 823 BGB. wird in der Vorentſcheidung mit der folgenden Begründung 
verneint. Wenn die Leute des B. das Zaunſtück nicht befeſtigt haben ſollten, 
jo käme eine Haftung des B. aus § 831 in Frage, weil er ſeine Leute zu der 
Verrichtung der Befeſtigung beſtellt habe und der Kläger wegen mangel⸗ 
hafter Ausführung dieſer Verrichtung zu Schaden gekommen ſein würde. 
Der Beklagte jet aus § 831 nicht verhaftet, weil er die Leute des B. nicht 
zu der Verrichtung beſtellt habe, ihm alſo die Eigenſchaft des Geſchäftsherrn 
im Verhältniſſe zu den Beſtellten nicht zugekommen fei. Auch aus § 823 hafte 
der Beklagte nicht, weil ihn kein Verſchulden an dem Unfalle treffe. Er habe 
ſich darauf verlaſſen dürfen, daß der Stuckateurmeiſter B., der das Zaun⸗ 
ſtück zum Zwecke der ihm übertragenen Putzarbeiten herausgenommen habe, 
für die ordnungsmäßige Wiederbefeſtigung Sorge tragen würde. Der Be⸗ 
klagte ſei ein „großer“ Bauunternehmer, der nach ſeiner Angabe zur Zeit 
des Unfalls auf zahlreichen Bauten etwa 800 Arbeiter beſchäftigt habe. Es 
ſei deshalb nicht angängig, ihm ein fahrläſſiges Verhalten der Angeſtellten 
eines von ihm beauftragten Unternehmers zuzurechnen. 

Dieſe Ausführungen ſind von Rechtsirrtum beeinflußt. Dem Beklagten 
als dem Unternehmer eines Baues in der Nachbarſchaft einer öffentlichen 
Straße lag die Pflicht ob, die Bauſtelle ſo einzurichten und zu unterhalten, 
daß durch ihre Beſchaffenheit nicht die auf der Straße verkehrenden Menſchen 
gefährdet wurden (RGRäte, BGB. § 823 Anm. 6d). Eine ſolche Gefähr⸗ 
dung beſtand zur Zeit des Unfalls, wenn das herausgenommene Zaunfeld 
in der durch die Herausnahme entſtandenen Zaunlücke ſo, wie es das Ber.⸗ 
Gericht annimmt, mit den Enden eines überragenden Querbalkens an die 
ſtehen gebliebenen Teile des Zaunes nur angelehnt war und deshalb ſchon 
durch einen Windſtoß umgeworfen werden konnte. Der Sorge für die Ver⸗ 
hütung eines derartigen Zuſtandes auf der Bauſtelle wurde der Beklagte 
nicht dadurch überhoben, daß er die Putzarbeiten, aus deren Anlaß das 
Zaunfeld herausgenommen wurde, einem Stuckateurmeiſter übertragen hatte. 
Er durfte ſich nicht darauf verlaſſen, daß dieſer für die ordnungsmäßige 
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Wiederbefeſtigung des Zaunfeldes ſorgen werde. Als Unternehmer des ganzen 
Baues blieb er trotz der Übertragung eines fachlich abgegrenzten Teiles der 
Arbeiten auf einen Unter⸗Unternehmer für die Verkehrsſicherheit der Bau⸗ 
ſtelle verantwortlich. Als „großem“ Bauunternehmer war es ihm allerdings 
nicht zuzumuten, ſich an jedem Tage auf jeder ſeiner Bauſtellen während 
der Arbeit und bei Beendigung der Arbeit perſönlich von dem verkehrsſicheren 
Zuſtande der Bauſtelle zu überzeugen. Dieſe Aufſichtsverrichtung konnte er, 
wie er es getan haben will, auf geeignete Angeſtellte übertragen, ſei es den 
von ihm für den Bau beſtellten Bauführer und den Polier oder auch nur 
den Bauführer oder nur den Polier. Inſoweit beſtimmt ſich ſeine Haftung 
nach § 831. Daneben kommt § 823 inſofern in Betracht, als derjenige, welcher 
die Erfüllung einer ihm obliegenden Verkehrspflicht Perſonen überläßt, für 
deren Handlungen und Unterlaſſungen er nicht ſchlechthin haftet, die Pflicht 
zu einer allgemeinen Überwachung dieſer Perſonen und ihrer Verrichtungen 
hat, und zwar auch dann und erſt recht dann, wenn eine Leitung der Aus⸗ 
führung der einzelnen Verrichtung im Sinne des § 831 nicht erforderlich iſt 
(RGeEntſch. 53, 57, 281; Warneyer 1911 Nr. 28, RGRäte a. a. O. Anm. Ge). 
Unter dieſen rechtlichen Geſichtspunkten iſt die Anwendbarkeit der 88 831 
und 823 BGB. bisher nicht geprüft. Dieſer Mangel der Vorentſcheidung 
nötigt zu ihrer Aufhebung.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 20. Jan. 1921. W. w. K. (OLG. 
Hamm). IV. 342/20. 


117. Die Frage, ob die Amtspflichtverletzung vorſätzlich oder fahrläſſig 
verübt iſt, unterliegt auch bet Haftbarmachung des Staates auf Grund 
irreviſiblen Landesrechts der Nachprüfung des Reviſionsgerichts. 
BGB. §§ 839. 276; BRO. $ 549. 

Am 5. Febr. 1916 beteiligte ſich der Kläger, der damals die Quinta des 
Gymnaſiums in Deſſau beſuchte, unter Leitung des Oberlehrers Dr. S. an 
einem Spaziergang dieſer Klaſſe. Auf dem Rückwege erlitt er einen Unfall, 
für deſſen ſchädliche Folgen, die er einem Verſchulden des Dr. S. zuſchrieb, 
er auf Grund des Anhalt. Geſetzes v. 2. April 1910 den Anhaltiſchen Staat 
haftbar machte. LG. und OLG. wieſen die Klage ab, das Reichsgericht hob 
wegen Verkennung des Begriffs der Fahrläſſigkeit auf. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Die Reviſion führt aus, daß das Ber.⸗Gericht zu Unrecht ein Verſchulden 
des Dr. S. verneint habe. Es konnte fraglich erſcheinen, ob einer ſolchen 
Begründung der Reviſion nicht die Vorſchrift des § 549 Abſ. 1 ZPO. ent- 
gegenſteht, weil die Frage, ob der Beamte die ihm obliegende Amtspflicht 
vorſätzlich oder fahrläſſig verletzt habe, bei der gegen den Anhaltiſchen Staat 
gerichteten Schadenerſatzklage nach dem Anhaltiſchen Geſetze vom 2. April 
1910, einer irreviſibeln Rechtsnorm, zu beurteilen ſei. Unzweifelhaft beſtimmt 
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ſich der Umfang der Amtspflicht der Beamten der Einzelſtaaten — ſowohl 
für die Anwendung der landesgeſetzlichen Staatshaftungsgeſetze wie für die 
des 8839 BGB. — nach den Landesgeſetzen, ſoweit nicht ausnahmsweiſe 
reichsgeſetzliche Vorſchriften, wie z. B. hinſichtlich des Vormundſchaftsrichters, 
eingreifen. Dagegen ſind die Begriffe des Vorſatzes und der Fahrläſſigkeit 
in § 839 BGB. reichsrechtlich, mit Wirkung auch für die Haftung der Beamten 
der Einzelſtaaten, geregelt; der Begriff der Fahrläſſigkeit beſtimmt ſich nach 
§ 276 BGB. Art. 77 EG. BGB. beſtimmt nun, daß unberührt bleiben die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Haftung des Staates, der Ge⸗ 
meinden uſw. für den von ihren Beamten in Ausübung der dieſen anvertrauten 
öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden, ſowie die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, welche das Recht des Beſchädigten, von dem Beamten den Erſatz 
eines ſolchen Schadens zu verlangen, inſoweit ausſchließen, als der Staat 
oder der Kommunalverband haftet. Nach Art. 3 EG. BGB. konnte hiernach 
die Landesgeſetzgebung auch neue Vorſchriften erlaſſen, durch die das Recht 
des Beſchädigten, von dem Beamten ſelbſt Schadenerſatz zu verlangen, in⸗ 
ſoweit ausgeſchloſſen wurde, als der Staat oder der Kommunalverband 
haftet. Wenn die Landesgeſetzgebung, wie Preußen und mit anderen 
Staaten auch Anhalt, von dieſer Befugnis Gebrauch machten und beſtimmten, 
daß die in § 839 BGB. beſtimmte Verantwortlichkeit an Stelle des Beamten 
den Staat treffe, wenn der Beamte in Ausübung der ihm anvertrauten 
öffentlichen Gewalt vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt, ſo konnte ſie den Begriff des 
Vorſatzes und der Fahrläſſigkeit nur in dem Sinne im Auge haben, wie er 
dem $ 839 BGB. zugrunde liegt, alſo im Sinne des bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Die Bedeutung, welche das bürgerliche Geſetzbuch auch für die landesrecht⸗ 
liche Geſetzgebung, und zwar auch auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes 
hat, ſchließt es aus, daß die Landesgeſetzgebung Rechtsbegriffe ſo allgemeiner 
Art, wie die des Vorſatzes und der Fahrläſſigkeit, abweichend vom Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch zu regeln unternähme. Jedenfalls kann eine ſolche Abſicht 
nicht angenommen werden, ſofern ſie nicht ausdrücklich ausgeſprochen iſt. 
Beſonders muß als ausgeſchloſſen angeſehen werden, daß die nach dem In⸗ 
krafttreten des BGB. erlaſſene, die Haftung des Staates und der Kommunal⸗ 
verbände für das Verſchulden ihrer Beamten an die Stelle der unmittel⸗ 
baren Beamtenhaftung einführenden Geſetze einen Sonderbegriff des Vor⸗ 
ſatzes und der Fahrläſſigkeit hätten ſchaffen wollen. Dies würde dem Zweck 
dieſer Geſetze, die unmittelbare Inanſpruchnahme der Beamten auszu⸗ 
ſchließen, zuwiderlaufen. 

Dieſe Geſetze, und insbeſondere auch das hier in Betracht kommende 
Anhaltiſche Geſetz Nr. 1304 vom 2. April 1910, begnügen ſich aber nicht mit 
einer einfachen Bezugnahme auf die reichsrechtlichen Beſtimmungen über 
die Beamtenhaftung, ſo daß dieſe nun als Landesrecht zu gelten hätten, — 
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was nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts nicht genügen würde, die 
Reviſibilität zu begründen —, ſondern ſie verbinden gemäß ihrem durch 
Art. 77 EG. BGB. beſtimmten Zwecke ihren Sondertatbeſtand mit dem des 
§ 839 BGB. derart, daß weder eine Verurteilung auf Grund des Staats⸗ 
haftungsgeſetzes erfolgen kann, ohne daß zugleich die Vorausſetzungen des 
§ 8329 BGB., insbeſondere auch hinſichtlich des Verſchuldens, feſtgeſtellt 
würden, noch ein Verſchulden im Sinne des Staatshaftungsgeſetzes verneint 
werden kann, ohne daß nicht zugleich auch ein Verſchulden im Sinne des BGB. 
verneint würde. In beiden Fällen beruht die Entſcheidung nicht nur auf der 
Anwendung des Landesrechts, ſondern auch auf einer unmittelbaren 
Anwendung des Reichsrechts. 

Darum unterliegt die Frage, ob die Amtspflichtverletzung vorſätzlich oder 
fahrläſſig verübt iſt, auch bei den Schadenerſatzanſprüchen auf Grund ſolcher 
Geſetze, wie des hier in Frage ſtehenden, der Nachprüfung des e 
gerichts.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 7. Dez. 1920. S. w. Anhalt. Staat 

(OL G. Naumburg). III. 195/20. 


118. Sur Auslegung des 8920 BGB.; die Vorſchrift des Abſ. 2 bezieht 
ſich auch auf den Fall des Abſ. ı Satz 1. 
BGB. § 920. 

Die Parteien ſtritten über den Verlauf der Grenze e ihren ein⸗ 
ander benachbarten Waldparzellen. Der Kläger beanſpruchte Feſtſtellung 
der ſeinem Beſitzſtand entſprechenden Grenze, während der Beklagte im 
Wege der Widerklage Feſtſtellung einer Grenzlinie beantragte, durch die ein 
Teil der im Beſitze des Klägers befindlichen Parzelle ihm zufiele. Das Ber.⸗ 
Gericht wies die Klage ab und gab der Widerklage auf Grund des § 920 
Ah). 2 BGB. ſtatt. Die Reviſion war erfolglos. Aus den Gründen des Rev. ⸗ 
Urteils: 

„Die Reviſion macht geltend, es 110 mindeſtens zweifelhaft, ob ſich § 920 
Abi. 2 BGB. auf § 920 Abſ. 1 Satz 1 und nicht vielmehr auf § 920 Abſ. 1 
Satz 2 allein beziehe; jedenfalls betreffe das Hauptbeiſpiel des Abſ. 2 nur den 
zweiten Fall des Abſ. 1. — Jedoch ergibt ſich aus den Eingangsworten des 
Abi. 2 „eine dieſen Vorſchriften entſprechende Beſtimmung der Grenze“ 
deutlich, daß Abſ. 2 alle Vorſchriften des Abſ. 1 betrifft, alſo nicht nur die 
Vorſchrift des Satzes 2, wonach, wenn der Beſitzſtand nicht feſtgeſtellt werden 
kann, jedem der Grundſtücke ein gleich großes Stück der ſtreitigen Fläche zu⸗ 
zuteilen iſt, ſondern auch die Vorſchrift des Satzes 1, wonach, wenn ſich im 
Falle der Grenzverwirrung die richtige Grenze nicht ermitteln läßt, für die 
Abgrenzung der Beſitzſtand maßgebend iſt. In dem einen wie in dem anderen 
Falle ſoll eine der Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 1 bzw. der des Abſ. 1 Satz 2 
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entſprechende Grenzbeſtimmung dann nicht maßgebend fein, wenn fie zu 
einem Ergebniſſe führt, das mit den ermittelten Umſtänden, insbeſondere 
mit der feſtſtehenden Größe der Grundſtücke nicht übereinſtimmt, ſondern es 
ſoll dann die Grenze ſo gezogen werden, wie es unter Berückſichtigung dieſer 
Umſtände der Billigkeit entſpricht. Der Ber.⸗Richter hat alſo den Abſ. 2 
zutreffend auf den hier gegebenen Fall des Abſ. 1 Satz 1 zur Anwendung 
gebracht. Insbeſondere liegt hier der Hauptfall für die Anwendung des 
Abſ. 2 unter Abweichung von einer dem Beſitzſtande entſprechenden Grenz⸗ 
beſtimmung nach den Feſtſtellungen des Ber.⸗Richters vor, indem darnach 
bei Beſtimmung der Grenze gemäß dem Beſitzſtande des Klägers der Wald⸗ 
ſtreifen des Beklagten eine um / geringere Größe haben würde als er nach 
dem maßgebenden Separationsrezeß haben ſoll (vgl. Prot. der II. Kom⸗ 
miſſion zu § 852 d. Entw. d. BGB. Bd. 3 S. 126).“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 15. Dez. 1920. Ku. w. Ko. (OLG. 

Königsberg). V. 167/20. 

119. Veruntreuung der Sache durch den Beſitzdiener fällt unter § 955 BGB. 
Vgl. 65 Nr. 74 mit N. 
N BGB. §§ 935. 855. 

Die Klägerin hatte im Schleichhandel von dem Apothekergehilfen P. 
65 Eiſenbahnwagen Kohlen gekauft und bezahlt. Die Kohlen ſtammten aus 
den Schachtanlagen der Beklagten und waren von deren Kohlenexpedienten 
veruntreut worden. Die Beklagte verlangte von der Klägerin Werterſatz 
für die Kohlen, die zufolge § 935 BGB. Eigentum der Beklagten geblieben 
ſeien. Der hierauf gerichteten Widerklage wurde unter Abweiſung der von 
der Klägerin erhobenen negativen Feſtſtellungsklage ſtattgegeben. Aus den 
Gründen des Rev.-Urteils: 

„Allerdings ſetzt die auf altem deutſchen Rechtsſatz (Hand wahre Hand, 
wo man ſeinen Glauben gelaſſen hat, ſoll man ihn wiederſuchen) beruhende, 
dem code civil (Art. 2279) und dem Handelsgeſetzbuch (Art. 306 Abſ. 4) 
entnommene Vorſchrift des 8 935 BGB. voraus, daß der Eigentümer, bei 
mittelbarem Beſitz der unmittelbare Beſitzer, den Beſitz der Sache wider ihren 
Willen verloren haben, ſo daß Verluſt durch Betrug und Unterſchlagung nicht 
unter die Vorſchrift fallen (Staub § 20 zu Art. 306 HGB., Motive zum 
I. Entw. des BGB. Bd. III S. 348, Protok. Bd. III S. 213 f.; RGeEntſch. 
Bd. 1, S. 414/5, S. 255, Bd. 54 S. 68). Im vorliegenden Falle waren 
jedoch die Kohlenexpedienten der Beklagten nicht unmittelbare Beſitzer, 
ſondern nur Angeſtellte und als ſolche Beſitzdiener der Beklagten im Sinne 
des § 855 BGB. (vgl. RGEntſch. Bd. 71 S. 250/3; Jur. Woch. 1908 S. 527 
Nr. 12). Wenn ſie unbefugt und hinter dem Rücken der Beklagten über die 
Kohlen verfügten und ſie fortſchaffen ließen, verlor die Beklagte ihren Beſitz 
ohne ihren Willen. Auf die ſtrafrechtliche Beurteilung der Sache kommt es 
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dabei weniger an; ein Diebſtahl oder anderweitiges Abhandenkommen im 
Sinne des § 935 BGB. lag jedenfalls vor. 

Im übrigen konnte die Klägerin Eigentum an den Kohlen der Beklagten 
ſchon deshalb nicht erlangen, weil ihr grobe Fahrläſſigkeit beim Erwerbe zur 
Laſt gelegt und ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt iſt. Die Verdachtsgründe waren 
bei der Herkunft der Waren und der Perſönlichkeit des Verkäufers, eines 
Apothekergehilfen, über den die Klägerin, wie es ſcheint, erſt nachträglich 
Auskunft eingezogen und in befriedigendem Umfange jedenfalls nicht er⸗ 
halten hat, ſo dringend, daß die Annahme der Erkundigungspflicht und die 
Herleitung eines groben Verſchuldens aus deren Verletzung keinem Bedenken 
unterliegen kann. Daß die Klägerin infolge dieſes groben Verſchuldens zum 
Schadenerſatz für die Kohlen, die ſie veräußert hat und nicht mehr zurück⸗ 
geben kann, nach §§ 985. 989 f. BGB. verpflichtet iſt, unterliegt keinem 
Zweifel.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 4. Jan. 1921. H. w. A. A. G. 

(OL G. Hamm). VII. 455/20. 


120. Inwieweit kann der Abſender nach Übergabe des Frachtguts 
an den Empfänger verfügungsberechtigt fein?* Inwiefern haftet die 
Eiſenbahn für Fehler der Wage d 
"Bol. 21 Nr. 249. 

HGB. §§ 433. 435; EVO. §§ 58. 70. 77. 97. 

Kläger ſandte im Juni 1919 an die Stadt J. in 2 Waggons der beklagten 
Kleinbahn Kartoffeln, die er zum Preiſe von 9,50 % pro Ztr. an die Stadt 
verkauft hatte. Für die Bezahlung des Kaufpreiſes ſollte das bahnamtliche 
Gewicht maßgebend ſein. Kläger will 150 und 215 Ztr. verladen, aber 66 Ztr. 
zu wenig bezahlt erhalten haben, da das bahnamtliche Gewicht infolge eines 
Fehlers der Wage nur 141 und 158 Ztr. ergeben habe. Die auf Erſatz dieſer 
Differenz gegen die Bahn gerichtete Klage iſt abgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

„Nach § 99 Abſ. 1 EVO., deren Beſtimmungen nach be von der Be⸗ 
klagten herausgegebenen Tarif auf die von dieſer abgeſchloſſenen Fracht⸗ 
verträge Anwendung finden, iſt zur Geltendmachung der Rechte aus dem 
Frachtvertrage nur der befugt, dem das Verfügungsrecht über das Gut zu- 
ſteht. Dem Abſender ſteht dieſes gemäß § 433 HGB. nur bis zur Übergabe 
des Frachtbriefes nach Ankunft des Gutes am Ablieferungsort oder bis zur 
Klage des Empfängers nach § 435 HGB. zu, von da ab dem Empfänger. 
Unſtreitig iſt das Gut in J., dem Beſtimmungsort, angekommen und der 
Frachtbrief und das Gut ſelbſt dem Magiſtrat in J., dem Empfänger, über⸗ 
geben. Das Verfügungsrecht des Abſenders tritt aber wieder in Kraft, wenn 


der Empfänger von ſeinem Recht keinen Gebrauch machen . und dies 
Seufferts Archiv, Bd. 76. 8. Folge, Bd. 21. Heft 6. 
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kundgibt (vgl. ROG 6, 273; Litthauer⸗Moſer HGB. 14. Aufl. zu § 433 
Anm. 6; J. W. 86, 1192“; Düringer⸗Hachenburg HGB. 2. Aufl. zu § 433 
13 Anm. 10 Abſ. 4; Staub HGB 9. Aufl. § 433 Anm. 6). Das hat der Emp- 
fänger in ſeinem an den Kläger gerichteten Schreiben vom 8. Sept. 1919 
getan, indem er ſchreibt: „Wir ſtellen Ihnen anheim, bei der Kleinbahn⸗ 
verwaltung vorſtellig zu werden.“ Denn ohne einen Verzicht hätte der Kläger 
kein Recht, bei der Beklagten vorſtellig zu werden und Erſatz zu verlangen. 
Die Aktivlegitimation des Klägers iſt alſo gegeben. Unbegründet aber iſt 
ſein auf unrichtige Gewichtsfeſtſtellung geſtützter Schadenerſatzanſpruch. 
Die Verpflichtung der Eiſenbahn zur Verwiegung iſt nur eine Nebenver⸗ 
pflichtung (88 58 Abſ. 3, 77 Abſ. 2 EBD.) und erfolgt lediglich zum Zwecke 
der Frachtberechnung (§ 70 EVO.) und zur Sicherung des Beweiſes bei 
beendeter Beförderung mit Rückſicht auf § 438 HGB., § 97 Abſ. 1 und 2 
Ziffer 4 EVO. (vgl. Eger EVO. 3. Aufl. zu § 77 Anm. 397). Daher ſtellt 
ein Verſehen bei der Gewichtsfeſtſtellung auch nur dann eine Verletzung 
der durch den Frachtvertrag begründeten Verpflichtungen der Bahn dar, 
wenn durch dieſes Verſehen der von den Parteien erſtrebte Zweck des Ver⸗ 
trages, die rechtzeitige Beförderung des Frachtguts an den Beſtimmungsort, 
beeinträchtigt wird. Erfüllt aber die Bahn trotz der unrichtigen Gewichts⸗ 
feſtſtellung ihre Verpflichtung, das Gut rechtzeitig und richtig abzuliefern, 
ſo haftet ſie auf Grund der falſchen Verwiegung lediglich für die zuviel er— 
hobene Fracht (§ 70 EV O.), nicht für ſonſtige Schäden. Sie ijt insbeſondere 
nicht für den Schaden verantwortlich, den der Frachtberechtigte dadurch 
erleidet, daß er im Vertrauen auf die bahnamtliche Gewichtsermittelung 
das in Wirklichkeit falſche Gewicht bei der Erfüllung eines Kaufvertrages 
zugrunde legt. (Vgl. Urteil des OLG. Königsberg in Po}. Mon. 16, 67 und 
Rſpr. OLG. 34, 387; Senkpiehl in Eiſenbahnr. Entſch. Bd. 22, 303.) Eben⸗ 
ſowenig iſt die Bahn eine öffentliche Einrichtung, um das Gewicht einer 
Ware mit öffentlichem Glauben feſtzuſtellen. Die Verwiegung bildet keinen 
beſonderen Werkvertrag, für deſſen nichtordnungsmäßige Erfüllung die 
Bahn als Unternehmer nach § 633—635 BGB. haftet, ſondern dient ledig⸗ 
lich zur Feſtſtellung der Frachtgebührniſſe. Auch auf § 831 BGB. kann der 
Anſpruch nicht geſtützt werden. Der Schaden des Klägers iſt nicht durch die 
Unterlaſſung der Kontrolle der Wage oder durch die unrichtige Gewichtsfeſt⸗ 
ſtellung entſtanden, ſondern erſt dadurch, daß der Kläger das bahnamtlich 
ermittelte Gewicht im Vertrauen auf deſſen Richtigkeit einem neuen Ver⸗ 
trage zugrunde legte, die Gewichtsangabe alſo zu einem Zweck gebrauchte, 
zu dem ſie nicht beſtimmt war. Es fehlt demnach an einem urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der Handlung der Angeſtellten der Beklagten und 
dem Schaden (vgl. das oben zitierte Urteil des OLG. Königsberg).“ 


Urteil des OLG. in Königsberg (1. Sen.) v. 4. Jan. 1921. Th. 
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121. Die Eifenbahn haftet nicht für den durch Regen an in ge- 
ſchloſſenen Wagen beförderten Gütern entftandenen Schaden, wenn 
ſie die Güter in offenen Wagen zu befördern berechtigt war. 

| HGB. 35 456. 459. CifVerk.O. § 84. 

Die Klägerin begehrt nach § 4561 HGB., § 84 EVO. Schadenerſatz 
vom beklagten Eiſenbahnfiskus, da der unſtreitig von ihr dem Beklagten 
in trockenem Zuſtande zur Beförderung übergebene und angenommene 
Zucker in H. durchnäßt eingetroffen iſt, ſo daß der Klägerin ein großer Schaden 
entſtanden ſei. Es käme mithin auf Grund der angeführten geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen eine Schadenerſatzpflicht des Beklagten an ſich in Frage. Der 
Beklagte beſtreitet jedoch eine ſolche Verpflichtung zum Schadenerſatz unter 
Hinweis auf ſeine gemäß § 44 des Deutſchen Eiſenbahngütertarifs Teil I 
Abt. B ihm zuſtehende Berechtigung, ſämtliche Güter in offenen Wagen zu 
befördern. (Vgl. JW. 1915, 386.) Hätte der Beklagte vorliegend ſtatt eines 
geſchloſſenen einen offenen Wagen geſtellt, ſo wäre zwar der Zucker den 
Witterungseinflüſſen ausgeſetzt geweſen, jedoch wäre eine Haftpflicht des 
Beklagten für den durch die Näſſe entſtandenen Schaden nicht begründet. 
Daß dieſe Rechtslage durch die freiwillige Stellung eines geſchloſſenen 
Waggons zum Nachteil des Beklagten eine Anderung erfahren haben ſollte, 
iſt nicht anzunehmen. Wenn der Beklagte über ſeine vertraglichen Verpflich⸗ 
tungen hinausging, jo iſt darin noch nicht eine freiwillig vergrößerte Haft- 
pflichtübernahme oder ein Verzicht auf die beſchränkte Haftpflicht zu erblicken. 
Nach allgemeinem Rechtsgrundſatze, von dem abzuweichen kein Anlaß vor- 
liegt, iſt derjenige, der ohne Verpflichtung etwas gewährt, für die Mangel⸗ 
haftigkeit der Leiſtung nicht haftbar, es ſei denn, daß ein beſonderes Ver⸗ 
ſchulden noch hinzutritt (vgl. § 459 III HGB.). Ein ſolches iſt jedoch hier 
nicht dargetan, konnte auch um ſo weniger vermutet werden, als der allgemein 
bekannte, durch die Kriegsjahre herbeigeführte ſchlechte Zuſtand des rollenden 
Materials, die weiterhin eingetretene Unzuverläſſigkeit des Perſonals ſowie 
die zeitweilige Schwierigkeit, ja Unmöglichkeit durchgreifender Waggon⸗ 
reparaturen unbedingt zugunſten des Beklagten zu berückſichtigen ſind. Das 
alles hätte ſich die Klägerin vor Augen halten müſſen, und es fällt daher ihr 
zur Laſt, wenn ſie angeſichts der Stellung eines offenen Wagens von wei⸗ 
teren eigenen Vorſichtsmaßregeln abſehen zu dürfen glaubte. Auch ſcheint 
ſie in betreff des ordnungsmäßigen Zuſtandes des Wagens ſelbſt nicht frei 
von Bedenken geweſen zu ſein, da der Waggon vor der Beladung von ihrem 
aufſichtführenden Beamten unterſucht worden iſt, ohne daß dieſer freilich die 
vorhandenen Schäden im Dache, die mehr verborgen waren, wahrgenommen 
hat. Zudem hätte ſich Klägerin als erfahrener Kaufmann ſelbſt ſagen müſſen, 
daß niemand im geſchäftlichen Leben freiwillig größere Verpflichtungen 
übernehmen wird, als zu denen er geſetzlich oder vertraglich gezwungen iſt. 
Der Beklagte war nach § 44 des Tarifs zur Beförderung im offenen Wagen 

14 
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berechtigt und gemäß § 459 J Ziff. 1 HGB. für den daraus entſtehenden 
Schaden nicht haftbar. Da es ſich um ein fiskaliſches Unternehmen handelt, 
mußte der Klägerin um ſo mehr einleuchten, daß in Ermangelung beſonderer 
vertraglicher Vereinbarungen lediglich die tariflichen Beſtimmungen in Frage 
kommen, von einer freiwillig übernommenen vermehrten Haftung jedoch 
nicht die Rede ſein konnte. Dem entſprechend hätte die Klägerin ſelbſt vor⸗ 
ſorglich gegen etwaige Schäden Vorkehrungen treffen ſollen. Der Beklagte 
hat zum Schutz der Ware mehr getan, als wozu er verpflichtet war. Die 
Verwendung des gedeckten Wagens iſt aber rechtlich als eine bloße Liberalität 
des Beklagten zu beurteilen, die eine damit verbundene vermehrte Haft- 
pflicht nicht zur Folge hatte (RG. 1 S. 14 ff.). Es würde im Gegenteil 
als wider Treu und Glauben verſtoßend erſcheinen, wenn man dem Be⸗ 
klagten, der vertrags- und geſetzmäßig von jeder Garantie befreit tft, für den 
Fall, wo er eine beſondere, wenn auch nicht ausreichende Vorkehrung zum 
Schutz der Ware trifft, eine Garantie aufbürden wollte (ROG. 25, 172; 
OLG. 16, 137).“ N 

Urteil des OLG. in Königsberg (1. Sen.) v. 7. Dez. 1920. 2 U 234/20. 

Th. 


II. Verfahren. 


122. Der der armen Partei beigeordnete Rechtsanwalt kann ſeine 
Auslagen aus der Staatskaſſe auch dann erſetzt verlangen, wenn es 
nicht zur Suftellung der Klage gekommen ift 
RA Geb. §§ 14. 76; Geſ. v. 18. 12. 1919 Art. II. BPO § 115. 

„Nachdem dem G. vom LG. das Armenrecht zur Erhebung der Ehe⸗ 
ſcheidungsklage gegen ſeine Frau erteilt worden war, iſt auch der letzteren 
auf ihr Anſuchen das Armenrecht für die erſte Inſtanz bewilligt und der RA. R. 
zur vorläufig unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte beigeordnet worden. 
Noch bevor es zur Einreichung und Zuſtellung der Klage gekommen war, 
hat G. dem LG. angezeigt, daß er fic) mit ſeiner Frau geeinigt habe und 
die von ihm eingeleitete Scheidungsklage zurückziehe. Darauf hat der RA. R. 
die Feſtſetzung der ihm aus der Staatskaſſe zu erſtattenden Auslagen be⸗ 
antragt und als ſolche berechnet 9,80 .& Pauſchſatz von 32,40 % 5/10 Prozeß⸗ 
gebühr nach 88 19. 181 GO. f. RA. und 15 , Umſatzſteuer. Der GS. hat 
den Antrag abgelehnt, da der Rechtsſtreit nicht anhängig geworden ſei, und 
das LG. hat die Erinnerung des RA. R., mit der dieſer u. a. unter dem Er⸗ 
bieten zur Vorlegung ſeiner Handakten geltend gemacht hatte, daß Frau G. 
in der Eheſcheidungsſache mit ſeinem beſtellten Vertreter eine Beſprechung 
gehabt und eine ſchriftliche Prozeßvollmacht für ihn unterſchrieben habe, 
zurückgewieſen. Es folgert aus dem Wortlaute des Geſetzes — „In bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten werden im Falle der Bewilligung des Armenrechts 
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dem für die arme Partei beftellten Rechtsanwalte die Auslagen nach Maß⸗ 
gabe der Gebührenordnung für Rechtsanwälte von der Staatskaſſe erſetzt“ 
(Art. II Abſ. 1 des Reichsgeſetzes v. 18. Dez. 1919) —, daß Vorausſetzung 
für die Erſtattungspflicht der Staatskaſſe ſei, daß ein Rechtsſtreit anhängig 
ſei, und verneint das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung, weil die Klage 
noch nicht erhoben geweſen ſei. Dieſe Anſicht iſt nicht zutreffend. Während 
frühere Prozeßordnungen z. T. Verwaltungsbehörden über die Erteilung 
des Armenrechts zur Prozeßführung befinden ließen, iſt nach dem geltenden 
Recht die Bewilligung des Armenrechts den mit der Ausübung der ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit betrauten ordentlichen Gerichten übertragen, und zwar iſt 
ſie Sache des mit der Entſcheidung des Rechtsſtreits ſelbſt befaßten Gerichts 
und als Teil des Prozeßverfahrens in der ZPO. geregelt. Hiernach kann 
kein Zweifel ſein, daß das Verfahren über Bewilligung des Armenrechts 
auch in den Fällen, wo es zur Klagerhebung ſchließlich nicht kommt, doch 
als Beſtandteil einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit im Sinne von Art. II 
des erwähnten Geſetzes anzuſehen iſt. Wäre der Standpunkt des LG. richtig, 
daß erſt nach Einreichung bzw. Zuſtellung der Klage vom Vorhandenſein 
eines Rechtsſtreits geſprochen werden könne, jo wäre bis dahin für die Tätig- 
keit der ordentlichen Gerichte überhaupt kein Raum, und es würde auch die 
Tätigkeit, die der RA. bis dahin entwickelt, außerhalb des Prozeßrahmens 
fallen. Die GO. f. RA. billigt aber in $ 14 dem RA., ſoweit ſich ſein Auf⸗ 
trag vor der mündlichen Verhandlung erledigt, ohne daß er die Klage ein⸗ 
gereicht oder einen Schriftſatz hat zuſtellen laſſen, die halbe Prozeßgebühr 
zu, und zwar befindet ſich dieſe Beſtimmung im 2. Abſchnitt, der überſchrieben 
iſt: „Gebühren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten.“ Auf Grund dieſer Vor- 
ſchrift in Verbindung mit § 76 GO. f. RA. und Art. II des Geſetzes v. 18. Dez. 
1919 kann der Beſchwerdeführer Erſtattung ſeiner Auslagen aus der Staats⸗ 
kaſſe verlangen, vorausgeſetzt, daß er, wie er behauptet und durch Vorlegung 
ſeiner Handakten dartun will, von der Frau G. Auftrag zu ihrer Vertretung 
erhalten hat. Auf ſeine Beſchwerde iſt daher der angefochtene Beſchluß auf— 
zuheben.“ 

Beſchluß des OLG. in Dresden (5. Sen.) v. 21. Okt. 1920. 5 R. Reg. 

261/20. W—r. 
123. Anrechnung der Anwaltsgebühren bei einftweiligen Verfügungen 
aus § 627 SPO. auf die im Eheprozeß verdienten Gebühren. 

RAG O. § 28; BRO. § 627. 

„Der der Beklagten als Armenanwalt beigeordnete Rechtsanwalt Dr. G. 
hat Feſtſetzung der ihm aus der Staatskaſſe nach dem Geſetze vom 18. Dez. 
1919 zu erſtattenden Auslagen beantragt. Der Gerichtsſchreiber hat, inſo⸗ 
weit in der Ber.⸗Inſtanz ein Verfahren über den von der Beklagten geſtellten 
Antrag, den Kläger durch einſtw. Verfügung zur Zahlung von Unterhalt 
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und Leiſtung eines Vorſchuſſes für Anwaltskoſten zu verpflichten, geſchwebt 
hat, die Pauſchſätze nur nach einer Prozeß- und einer Verhandlungsgebühr 
in Höhe von fünf Zehnteilen der regelmäßigen Gebührenſätze zugebilligt. 
Die hiergegen eingelegte Erinnerung iſt nicht begründet. Das Gericht 

tritt der Anſicht bei (vgl. Beibl. von 1914 Nr. 26), daß, wenn in einer Ehe⸗ 
ſache beantragt wird, den Ehemann durch einſtw. Verfügung zur Zahlung 
von Unterhalt oder eines Anwaltskoſtenvorſchuſſes zu verpflichten, die Ehe⸗ 
ſtreitigkeit gegenüber dem Verfahren über den Erlaß der beantragten einſtw. 
Verfügung im Sinne des § 28 Abſ. 1 G—O. für Rechtsanwälte als Hauptſache 
erſcheint. Der beklagtiſche Anwalt muß ſich daher die in dem Verfahren 
über den Antrag auf Anordnung einer einſtw. Verfügung erwachſenen Ge⸗ 
bühren zur Hälfte auf die ihm in dem Verfahren über die Hauptſache zu⸗ 
ſtehenden entſprechenden Gebühren anrechnen, ſo daß ſich auch die von jenen 
Gebühren zu berechnenden Pauſchſätze entſprechend ermäßigen.“ 

Beſchluß des OLG. in Hamburg (1. Sen.) v. 1. Dez. 1920. H. w. H. 
Bf. I. 389/19. B. 


124. Der Anwalt, der im Beweistermin ſich durch feinen Kanzlei- 
vorfteher vertreten läßt, kann keine Gebühr, ſondern nur einen an- 
gemeſſenen Erſatz der Unkoſten beanſpruchen. 

RAGHO. § 45. 

„Wenn der von den Prozeßbevollmächtigten mit der Vertretung in einem 
auswärtigen Beweistermine beauftragte Rechtsanwalt ſich in dem Termine 
durch andere Perſonen als Rechtsanwälte vertreten läßt, ſtehen ihm regel⸗ 
mäßig die Gebühren des § 45 RAG. nicht zu. Infolgedeſſen konnte der 
Rechtsanwalt Dr. R. in J., da er den dortigen Termin nur durch ſeinen 
Bureauvorſteher wahrnehmen ließ, nicht die geſetzliche Rechtsanwaltsgebühr 
von 80 plus 16. liquidieren, ſondern nur die ihm tatſächlich erwachſenen 
Unkoſten innerhalb angemeſſener Grenzen. Als ſolche können durch Beauf⸗ 
tragung ſeines in feſtem Gehalt ſtehenden Bureauvorſtehers mit der Wahr⸗ 
nehmung des 1½ ſtündigen Zeugentermins für die Entziehung von deſſen 
Arbeitskraft nur geringe Beträge in Betracht kommen, die mit 10 K aus⸗ 
reichend bemeſſen ſind. 

Ebenſo können die klägeriſchen Prozeßbevollmächtigten nicht für die 
Wahrnehmung des Beweistermins in K. durch ihren Bureauvorſteher Förſter 
die volle Beweisgebühr oder die Hälfte der Anwaltsgebühren nach § 45 GO. 
mit 60 % in Rechnung ſtellen, zumal ihnen bei eigener Wahrnehmung des 
Termins nur die Reiſe und Tagegelder, nicht aber eine neue Gebühr erwachſen 
wäre. Auch ſie können nur die Unkoſten in angemeſſenen Grenzen geltend 
machen, die in Reiſekoſten, Zehrungsgeld und einer gewiſſen Entſchädigung 
für Überſchreitung der normalen Arbeitszeit beſtehen mögen. Der ange⸗ 
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meſſene Geſamtbetrag überſchritt aber im Jahre 1916 ſicher nicht den vom 
Beklagten zugebilligten Betrag von 38,58 , der den Prozeßbevollmächtigten 
ſelbſt bei Wahrnehmung des Termins durch einen von ihnen an Tage⸗ 
geldern und Reiſekoſten zugeſtanden hätte.“ 


Beſchluß des OLG. in Hamburg (1. Sen.) v. 17. Jan. 1921. H. w. P. 
Bf. Z. I. 127/1920. B. 


125. Urteil gegen eine für tot erklärte Perſon — Suläſſigkeit der 
Berufung gegen ein ſolches Urteil. 
BBO. §§ 50, 56. BGB. §§ 1, 13. 

Der Kläger hat gegen die Eheleute Matthias und Zäcilie H. als Geſamt⸗ 
ſchuldner Klage zum Landgerichte auf Bezahlung von 1800 % erhoben; die 
Klage wurde am 20. Febr. 1919 der Ehefrau perſönlich und dem Ehemann 
zuhanden ſeiner Ehefrau zugeſtellt. Der für die Beklagten auftretende Prozeß⸗ 
bevollmächtigte beantragte die Abweiſung der Klage, indem er bezüglich 
des Mannes ausführte, dieſer ſei in ruſſiſche Gefangenſchaft geraten und habe 
ſeit mehr als einem Jahre keine Nachricht gegeben; es beſtehe die Vermutung, 
daß er geſtorben ſei; gegebenenfalls wären die Ehefrau und ihre beiden minder⸗ 
jährigen Kinder ſeine Erben und die Klage gegen ihn formell unzuläſſig. 

Das Landgericht erkannte nach dem Klageantrag mit der Begründung, 
das Verfahren gegen Matthias H. ſei nicht unterbrochen, da eine amtliche 
Feſtſtellung des Todes oder eine Todeserklärung nicht vorliege und er durch 
einen Prozeßbevollmächtigten vertreten ſei; eine Prüfung der Vollmacht 
ſei mangels Rüge durch den Gegner nicht veranlaßt. 

Gegen das landgerichtliche Urteil legte Rechtsanwalt E. namens der 
beklagten Partei Berufung ein; er beantragte deſſen Aufhebung und Ab⸗ 
weiſung der Klage gegen die Ehefrau aus ſachlichen Gründen, gegen den 
Ehemann, weil er nun durch Ausſchlußurteil des Amtsgerichts W. vom 
14. Juli 1919 mit Wirkung vom 17. April 1918 für tot erklärt worden ſei 
und ſohin feſtſtehe, daß die Klage, ſoweit ſie ſich auf Matthias H. beziehe, 
gegen eine nicht exiſtierende Perſon erhoben und daher als unzuläſſig ab⸗ 
zuweiſen ſei. ; 

Das Ber.⸗Gericht hat das landgerichtliche Urteil dahin abgeändert, daß 
es die Klage gegen Matthias H. abwies und von den Koſten des erſten Rechts- 
zuges dem Kläger ein Drittel und der Beklagten Zäcilie H. zwei Drittel über⸗ 
bürdete, im übrigen die Berufung zurückgewieſen und die Koſten des zweiten 
Rechtszuges in gleicher Weiſe geteilt. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Berufung iſt formell nicht zu beanſtanden. Dies gilt auch inſoweit, 
als das Rechtsmittel zum Zwecke der Beſeitigung des auf den Namen des 
Matthias H. lautenden Urteils eingelegt wurde. Es ſteht allerdings nunmehr 
feſt, daß dieſer von einem vor der Klageerhebung gelegenen Zeitpunkt an 
für tot erklärt, ſohin die Klage inſoweit gegen einen für tot Geltenden erhoben 
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worden iſt. Demnach iſt das ganze Verfahren, ſoweit es die gegen Matthias H. 
erhobene Klage materiell behandelt, unzuläſſig und ohne rechtliche Wirkung, 
das Urteil nichtig (f. Gaupp⸗Stein Bem. V und VII zu $ 50, Vorbem. I 
vor 8 578 ZPO.). Allein behufs Verhandlung über den Mangel iſt der Erbe, 
der ihn geltend macht, zuzulaſſen (Gaupp-Stein Bem. VII zu § 50 BBS). 
Der tatſächlich beſtehende, wenn auch rechtlich unzuläſſige und unwirkſame 
Prozeß iſt durch ein Urteil, das die Klage als unzuläſſig abweiſt, zu beenden 
(Gaupp⸗Stein Bem. VII zu § 50, Bem. IV Nr. 1 und 3 zu § 56, Bem. I zu 
§ 274 und zu § 300 ZPO.). Iſt, wie im vorliegenden Fall, ein Urteil ergangen, 
das den Mangel nicht berückſichtigt und deshalb nichtig iſt, ſo kann gegen das 
äußerlich vorhandene Urteil vom Erben ein Rechtsmittel eingelegt werden, 
wobei die Friſt von der Zuſtellung des Urteils an den für den Toten aufge 
tretenen Erben bzw. deſſen Prozeßbevollmächtigten läuft. 

Der Rechtsmittelrichter kann ein ſolches Rechtsmittel nicht als unzuläſſig 
verwerfen, er hat vielmehr unter Aufhebung des Urteils und des Verfahrens 
den wegen des Mangels ſpruchreifen Prozeß durch Abweiſung der Klage 
zu beendigen (Gaupp-Stein Bem. VII zu § 50 mit Bem. I und IV Nr. 4 
zu § 56 ZPO.). Dementſprechend war das gegen Matthias H. ergangene 
Urteil in der Hauptſache abzuändern, wie geſchehen iſt, während die Berufung 
gegen das erſtrichterliche Urteil, ſoweit dieſes die Zäcilie H. betrifft, als 
ſachlich unbegründet zurückzuweiſen war. 

Was die Koſten des Verfahrens anlangt, ſo iſt der Kläger, ſoweit er gegen 
Zäcilie H. geklagt hat, Sieger geblieben, ſoweit ſich die Klage gegen Matthias H. 
gerichtet hat, unterlegen. Zäcilie H. iſt unterlegen, ſoweit ihre eigene Ver⸗ 
pflichtung in Frage kommt, hat dagegen die Aufhebung des gegen ihren 
Mann gerichteten Urteils und die Abweiſung der gegen ihn gerichteten Klage 
erreicht. Es erſchien daher in analoger Anordnung der 88 91. 92 BRO. eine 
Teilung der Koſten angezeigt.“ 

Urteil des OLG. in München (1. Sen.) v. 29. Dez. 1920. St. w. H. 
Beruf.⸗Reg. L 318/1919. Oo 3: 


126. Das Ceilurteil über den Anſpruch auf Rechnungslegung ift 
nicht zugleich ein Swiſchenurteil über den Grund des gleichzeitig 
erhobenen Sahlungsanſpruchs. 

BRO. §§ 254, 301, 303. 

„Das Ber.⸗Gericht hat in dem rechtskräftig gewordenen Teilurteil vom 
8. April 1919 den Beklagten verurteilt, über ſeinen Jahresumſatz in der 
Zeit vom 1. April 1909 bis zum 30. Sept. 1913 dem Kläger Rechnung zu 
legen. Es kann dem Ber.⸗Gericht nicht darin beigetreten werden, daß in dieſem 
auf § 254 ZPO. beruhenden Teilurteil zugleich ein Zwiſchenurteil über den 
Anſpruch auf Zahlung von Tantieme für den erwähnten Zeitraum liege, 
das Einwendungen gegen den Grund des Anſpruches zum Teil abſchneide, 
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nämlich inſoweit, als dieſe Einwendungen in gleicher Weiſe gegen den An— 
ſpruch auf Rechnungslegung wie gegen den Anſpruch auf Zahlung ſich richten. 
Beide Anſprüche ſtützen ſich auf das nämliche Rechtsverhältnis, ſind aber 
an ſich ſelbſtändig und nicht voneinander abhängig. Sie könnten auch in 
getrennten Prozeſſen geltend gemacht werden. Die Zulaſſung einer Ver⸗ 
bindung derartiger Anſprüche im § 254 ZPO. ſoll nur die mit geringeren 
Koſten verbundene Durchführung in einem Prozeſſe auch ohne Einhaltung 
der Vorſchrift des § 253 Abſ. 2 Nr. 2 BRO. ermöglichen. Ein Zwiſchenurteil 
über den Zahlungsanſpruch nach 8 303 ZPO. kann neben dem Teilurteil 
über die Rechnungslegung erlaſſen werden, iſt aber nicht ſchon aus den 
Gründen dieſer Entſcheidung zu entnehmen, auch wenn ſie in gleicher Weiſe 
für den Zahlungsanſpruch zutreffen (val. dazu Hellwig, Lehrbuch des Bivil- 
prozeſſes Bd. III, 1 S. 43; Stein ZPO. § 254 III 2). Neue Einwendungen 
zum Grunde des Zahlungsanſpruches waren alſo nicht ausgeſchloſſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 4. Jan. 1921. K. w. V. (OLG. 
Marienwerder). III. 251/20. 


127. Das Rechtsverhältnis, das durch Inverwahrungnahme von 
Gegenſtänden in einem Strafverfahren zwiſchen dem Staat und den 
Beteiligten entſteht, iſt lediglich öffentlich rechtlicher Natur und nach 
dem betreffenden Landesrechte zu beurteilen. 
Vgl. oben Nr. 69; 75 Nr. 206 m. N. 
BRO. § 549. EGBGB. Art. 77. 

Dem Kläger wurden im April 1918 7800 % in Geldſcheinen ge- 
ſtohlen. Von dieſen wurden bei dem ſpäter wegen Diebſtahls verurteilten 
Täter E. bei deſſen Feſtnahme noch 6630 . vorgefunden und von der 
Staatsan waltſchaft in Verwahrung genommen. Am 7. November 1918 
wurde E. aus der Unterſuchungshaft gewaltſam befreit. Am folgenden 
Tage erſchien er mit zwei bewaffneten Matroſen auf der Staatsanwalt— 
ſchaft und verlangte die Herausgabe des Geldes; er überreichte einen 
Schein des Arbeiter- und Soldatenrats, nach dem ihm „jein angebliches 
Guthaben unbedingt auszuklehren“ ſei, und erhielt auf Weiſung des 
Oberſtaatsanwaltes die 6630 % ausgehändigt. Der Kläger begehrte Er- 
ſtattung der 6630 / nebſt Prozeßzinſen. 

Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 
„Der Reviſion iſt der Erfolg zu verſagen, weil nur Hamburger Recht in 
Betracht kommt, auf das wegen ſeines beſchränkten Geltungsbereichs die 
Reviſion nicht geſtützt werden kaun. 

Das Rechtsverhältnis, das durch die Inverwahrungnahme von Gegen- 
ſtänden (§ 94 St PO.) in einem Strafverfahren zwiſchen dem Staate und 
den Beteiligten entſteht, die Haftung des Staates auf die Herausgabe 
dieſer Gegenſtände, iſt weder in der Strafprozeßordnung noch in ſonſtigen 
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Rechtsgeſetzen geregelt worden. Das Verhältnis iſt lediglich öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur; die ſtaatlichen Behörden und Beamten werden hierbei 
nicht als Vertreter des Staates in deſſen privatrechtlichen Beziehungen 
tätig, ſondern handeln nur in Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlichen 
Gewalt. Demnach unterliegt es nur dem öffenttichen Rechte des betreffen⸗ 
den Staates. Daran ändert es auch nichts, daß auf dieſes Rechtsver⸗ 
hältnis die in den bürgerlich rechtlichen Vorſchriften über die Verwahrung 
zum Ausdrucke gebrachten Rechtsregeln ſinngemäß anwendbar ſind, wie 
das von dem Reichsgerichte bereits für die Verhältniſſe ausgeſprochen 
iſt, die durch die Übergabe von Gegenſtänden ſeitens einer Prozeßpar tei 
an das Prozeßgericht zwiſchen dieſer und dem Staate (RGeEntſch. 51, 219) 
oder durch die Ablieferung von Poſt- oder Frachtſendungen an die 
Zollverwaltung zwiſchen dem Abſender und dem Staate (RGentſch. 48, 
255; 67, 340; 84; 348; RG. III 408/10 vom 26. Mai 1911, BayZ. 1911 
S. 384; RG. VII 425/19 vom 23. Dezember 1919 und 426/19 vom 
30. Januar 1920, Recht 1920 Nr. 1508) entſtehen Denn dieſe Vorſchriften 
finden nicht als bürgerlichrechtliche Anwendung, ſondern der in ihnen zur 
Anwendung gebrachte allgemeine Rechtsgedanke iſt hier als Teil des öffent⸗ 
lichen Rechtes anwendbar, wie der erkennende Senat hinſichtlich des Ge⸗ 
dankens des § 618 BGB. in feiner Anwendung auf das Beamtenver- 
hältnis wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. RGEntſch. 97, 44; Warneyer 
1910 S. 73). Demnach kommt hier nur das irreviſibele Hamburger Ver⸗ 
waltungsrecht in Betracht (vgl. Warueyer a. a. O.). 

Auch die von der Reviſion angeregte Frage der Haftung des Be— 
klagten für Handlungen des Arbeiter- und Soldatenrats ijt nur nach den 
nichtreviſibelen Hamburger Rechte zu beantworten.“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 10. Dez. 1920. P. w. Hamb. 
Staat (OL g. Hamburg). III. 233.20. 


128. Beweislaſt für Notwehr und für Überſchreitung derſelben. 
Vgl. 62 Nr. 152 m. N. 
BBO. § 282; BGB. § 227. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Liegt auch der Beweis dafür, daß eine an ſich widerrechtliche Handlung, 
wie hier das Schlagen, durch Notwehr gerechtfertigt geweſen ſei, demjengen 
ob, der fic) darauf beruft — RG. III. 182/06 bei Gruchot 51, 907 — fo iſt 
doch dieſer Beweispflicht regelmäßig damit genügt, daß überhaupt ein Akt 
der Notwehr als vorliegend erwieſen wird, daß alſo erwieſen wird, daß ge⸗ 
handelt wurde, um einen rechtswidrigen Angriff von ſich oder einem andern 
abzuwehren, und daß die angewendeten Mittel zur Abwehr des Angriffs 
erforderlich waren. Daß bei der Anwendung des an ſich gebotenen und daher 
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rechtmäßigen Mittels der Abwehr über die notwendigen Grenzen hinaus⸗ 
gegangen, und zwar ſchuldhaft hinausgegangen ſei — denn nur eine ſchuld⸗ 
hafte Überſchreitung der an ſich berechtigten Notwehr kann eine Verant⸗ 
wortung aus § 823 oder 839 BGB. begründen —, ijt dagegen von demjenigen 
zu beweiſen, der eine ſolche Uberſchreitung der Notwehr behauptet und daraus 
einen Anſpruch herleitet.“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 7. Jan. 1921. M. w. Stadtgem. B. 
(OLG. Hamm). III. 273/20. 


129. Nachprüfung der Auslegung eines Suſchlagsbeſchluſſes durch das 
Keviſionsgericht. | 
Vgl. 55 Nr. 180 m. N. 
ZwverſtG. § 82. BPO. §§ 550. 561. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Es iſt nur zu prüfen, ob die Auslegung des Zuſchlagsbeſchluſſes durch 
das Berufungsgericht dahin, daß ein Bauernhof und nicht einzelne Acker⸗ 
parzellen verſteigert worden ſind, mit Erfolg angegriffen werden kann. 
Dies muß bejaht werden. Die Auslegung gerichtlicher Entſcheidungen 
unterliegt nach der Rechtſprechung des. Reichsgerichts der Nachprüfung des 
Reviſionsgerichts (RGEntſch. 7, 351; 30, 141; Warneyer Erg.⸗Bd. 1913 
Nr. 123; Urteil des erkennenden Senats vom 6. März 1920 V 402/19). 
Wenn der erkennende Senat allerdings in ſeinen Urteilen vom 21. Jan. 1891 
(JW. 1891, 127 Nr. 27) und vom 10. Okt. 1899 (RGeEntſch. 45, 331) dies für 
Zuſchlagsbeſchlüſſe des Vollſtreckungsrichters verneint hat, ſoweit es ſich um 
Feſtſtellung des Sinnes und der Bedeutung beſonderer Verſteigerungs⸗ 
bedingungen handelt, die abweichend von den geſetzlichen von den Be— 
teiligten feſtgeſetzt und in den Zuſchlagsbeſchluß aufgenommen ſind, ſo daß 
ſie daher hinſichtlich ihrer Auslegung und deren Nachprüfung in der Reviſions⸗ 
inſtanz mit dem Vertragswillen der Parteien auf eine Stufe geſtellt werden 
müſſen, ſo iſt doch in dem weiteren Urteile des erkennenden Senats vom 
3. Februar 1908 (RGeEntſch. 67, 382) das freie Nachprüfungsrecht des Re⸗ 
viſionsgerichts inſoweit anerkannt worden, als es ſich um die Auslegung des 
Zuſchlagsbeſchluſſes, als ſolchen, d. h. um die rechtliche Tragweite des darin 
bekundeten Willens des Vollſtreckungsrichters handelt. Ein derartiger Fall 
liegt hier vor, denn der Beſchluß iſt ſeinem Wortlaute nach keineswegs 
zweifelsfrei, mindeſtens nicht in dem ihm vom Berufungsgericht beigelegten 
Sinne. ..“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 15. Mai 1920. v. d. L. w. v. d. L. 

(OLG. Düſſeldorf.) V. 466/19. 
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130. Die Regiſtergerichte haben nicht zu prüfen, ob der Pädhter eines 
Bandelsgefchäftes vertragsmäßig verpflichtet if, die übernommene 
alte Firma weiter zu führen. 

Vgl. 67 Nr. 144. 

FGG. §§ 132, 142. 

Nach dem Tode des Ernſt Cn, der ſeit dem 1. April 1894 alleiniger 
Inhaber der am 8. Auguſt 1864 in das Handelsregiſter zu S. eingetragenen 
Firma „Julius En" war, hatten deſſen Töchter, die feine alleinigen 
Erben geworden waren, das Geſchäft ihres Vaters auf die Dauer von 
10 Jahren an den Kaufmann Otto VBI zu S. verpachtet. In dieſem 
Vertrage hatten ſie darin gewilligt, daß der Pächter während der Dauer 
des Pachtvertrages die Firma „Julius Cu“ mit dem Zuſatze „Inhaber 
Otto BI" ſortführe; auf ihren und des Pächters gemeinſamen Antrag 
wurde am 11. Juni 1919 in das Handelsregiſter eingetragen, daß die 
Firma in „Julius En, Inhaber Otto B—1” geändert fei. Am 24. Sep⸗ 
tember 1920 erklärt dann der Kaufmann Otto Bl vor dem Regifter- 
gericht, daß er die Firma in „Otto B—I“ umändere, und auf feinen 
Antrag wurde ohne Gehör und Zuſtimmung der Verpächterinnen am 
4. Oktober 1920 in das Handelsregiſter eingetragen, daß die Firma in 
„Otto B—1” geändert fet. Auf Antrag der Verpächterinnen benachrich— 
tigte das Landgericht in S. den Bl, daß es beabſichtige, die Löſchung 
der Firma „Otto B—l“ zu verfügen und verwarf demnächſt den von 
B erhobenen Widerſpruch. Die von B—I erhobene jofortige Beſchwerde 
hatte Erfolg. Aus den Gründen des OLG: 

„Damit die Löſchung einer handelsregiſterlichen Eintragung von Amts 
wegen angeordnet werden kann, wird im § 142 Abſ. 1 FGG voraus⸗ 
geſetzt, daß die Eintragung wegen Mangels einer weſentlichen Voraus— 
ſetzung unzuläſſig geweſen iſt, d. h. wegen Fehlens geſetzlicher Voraus⸗ 
ſetzungen, deren Mangel die Beſeitigung der Eintragung im öffentlichen 
Intereſſe oder im Intereſſe Beteiligter geboten erſcheinen läßt. Vergl. 
Schlegelberger Ziff. II, 2 (Randnote 3) zu § 142 FGG; Brand Bem. 8 
zu § 8 HGB; RGA 12 S. 60. Es ijt aljo zu prüſen, ob die Eintragung 
vom 4. Oktober 1920 fehlerhaft geweſen iſt. 

Dem Pächter Otto Bl ſteht nach dem Pachtvertrage das Recht 
zu, die Firma „Julius C—n, Inhaber Otto B—I“ während der Pachtzeit 
zu führen. Ob er auch verpflichtet iſt, dieſe Firma zu führen, iſt 
zwiſchen ihm und den Verpächterinnen ſtreitig. Aber auch wenn eine 
ſolche Pflicht für ihn beſteht, kommt dieſer Umſtand im jetzigen Verfahren 
nicht in Betracht. Inwieweit im allgemeinen der Regiſterrichter zur Prü⸗ 
fung der Richtigkeit und Geſetzmäßigkeit der beantragten Eintragungen 
berufen iſt, iſt nicht unſtreitig. Vergl. Staub Exkurs zu § 8 HGB., 
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Randnote 11; Lehmann No. 7 zu § 12 HGB.; Rudorff bei Gruchot 
‚68-71; ferner einerſeits RIA. 10, 207 3: 13—17, und anderſeits 
RIA. 10, 216 Z. 3—7. 


Jedenfalls hat der Regiſterrichter nicht zu prüfen, ob obligatoriſche 
Rechte Dritter der beantragten Eintragung entgegenſtehen. Vergl. Leh- 
mann a. a. O.; RIA. 6, 190 und 11. 216. Der Erwerber einer handels- 
gerichtlichen Firma kann nun zwar obligatoriſch verpflichtet ſein, ſie in be— 
ſtimmter Form weiterzuführen. Eine öffentlichrechtliche Pflicht dazu liegt 
ihm aber niemals ob, und ſo iſt auch der Regiſterrichter nicht zu einer 
Prüfung berufen, ob eine ſolche Pflicht für den Pächter oder ſonſtigen 
Erwerber des Geſchäftes beſteht. Vergl. Lehmann Nr. 8 c zu § 22 HGB; 
Staub, Bem. 2 aa (Randnote 11) zu § 22 HGB; Opet, Zeitſchrift für 
Handelsrecht 49, 121. Ob man mit dem letztgenannten Schriftſteller dem 
Verpächter nur eine Klage auf Schadenerſatz oder ob man ihm eine Klage 
auf Vertragserfüllung gibt, kann hier dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls ſind 
hier die Verpächterinnen auf den Weg des Zivilprozelſes beſchränkt. Für 
den Regiſterrichter genügt es, daß Otto B—I, der gegenwärtige Inhaber 
der Firma, die Anderung der Firma beantragt hat; ein weiteres iſt von ihm 
nicht zu prüfen. Die nämlichen Grundſätze hat das Kammergericht in der im 
RIA 10, 205 ff. abgedruckten Entſcheidung auf S. 207 ausgeſprochen. Wenn 
es hier die Beibringung einer Einwilligung des früheren Firmeninhabers für 
den Antrag des Pächters, ihn als Firmeninhaber zu löſchen, für nötig er— 
achtet hat, ſo iſt dafür der Grund angegeben, daß nach Anſicht des Kammer⸗ 
gerichts untrennbar mit der Löſchung des Pächters die Wiedereintragung 
des Verpächters als Firmeninhabers verbunden iſt, beide alſo als Beteiligte 
anzuſehen ſind. Im vorliegenden Fall handelt es ſich aber nicht um eine 
Löſchung des Beſchwerdeführers als Firmeninhabers, ſondern um eine 
Anderung der Firma durch ihn als verbleibenden Inhaber; die Ver⸗ 
pächterinnen waren nicht als Inhaberinnen wieder einzutragen, ſie ſind 
alſo bei dem handelsregiſterlichen Akt vom 4. Oktober 1920 nicht im Sinne 
der Kammergerichtsentſcheidung beteiligt geweſen, Eine Vorlegung an 
das Reichsgericht nach dem 88 28 Abſ. 2 u. 3, 143 Abſ. 2 FGG. kommt 
daher nicht in Frage. 

Da ſomit bei Eintragung der Firma „Otto BI" ein Fehler im 
Sinne der obigen Darlegung nicht vorgekommen iſt, die Eintragung nicht 
wegen Mangels weſentlicher Vorausſetzungen unzuläſſig war, ſo kann 
auch jetzt nicht auf Grund des § 142 FGG. die Löſchung begehrt 
werden. Das etwaige obligatoriſche Recht der Verpächterinnen rechtfertigt 
auch nicht ein Einſchreiten auf Grund der letzteren Beſtimmung. Es 
wäre, wie Rudorff a. a. O. S. 71 richtig bemerkt, widerſinnig, vor 
einer Eintragung dem Regiſterrichter eine Prüfung über deren Zuläſſig⸗ 
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keit zu verwehren, nach der Eintragung ihm aber ein Einſchreiten wegen 
ihrer Unzuläſſigkeit aufzugeben.“ 
Beſchluß des OLG. in Roſtock (2. Sen.) v. 16. Februar 1921 in S. betr. 
Löſchung der Firma „Otto B—I” im Handelsregiſter. 24. S. A. 5/21. 
K —n. 


131. Iſt die Swangsvollſtreckungsgegenklage gegen einſtw. Ver⸗ 
fügungen ſtatthaftd 
Vgl. 75 Nr. 221 m. N. 
3PO. §§ 767, 936, 925, 927. 

„Antragſteller hat Zwangsvollſtreckungs-Gegenklage gegen ſeine Ehe⸗ 
frau erhoben mit dem Antrage, die Zwangsvollſtreckung aus der einſt⸗ 
weiligen Verfügung vom 29. Mai 1920, nach der er der Beklagten 
wöchentlich 75 . Unterhaltsrente zu zahlen hat, für unzuläſſig zu er- 
klären, ſoweit durch angeblich im voraus bezahlte Beträge die fälligen 
und fällig werdenden Alimente gedeckt ſind. Daneben hat Kläger den 
Antrag geſtellt, die Zwangsvollſtreckung aus der einſtweiligen Verfügung 
bis zur Erlaſſung des Urteils einzuſtellen. Letzteren Antrag hat das 
Landgericht durch den angefochtenen Beſchluß als unzuläſſig abgelehnt. 
Die gegen dieſen Beſchluß vom Antragſteller rechtzeitig erhobene ſofortige 
Beſchwerde erſcheint unbegründet. 

Es ijt zwar ſtreitig, ob die Zwangsvollſtreckungsklage des § 767 ZPO. 
auch gegen einſtweilige Verfügungen gegeben iſt. Das RG. hat in JW. 
1902 23 Nr. 14 die Frage bejaht. Folgerecht würde man dann gegen- 
über einer einſtweiligen Verfügung auch eine vorläufige Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung durch einſtweilige Anordnung gemäß § 769 ZPO. 
zulaſſen müſſen, ein an ſich ſchon auffallendes Ergebnis. Die neuere 
Rechtſprechung und mit ihr Stein, 10. Aufl. zu ZPO. 8938 III Ziff. 4, 
RjprOLG. 13. 190; 18, 376: 25, 210, 224 ſtehen dagegen überwiegend 
auf dem auch von dem erkennenden Senate geteilten Standpunkte, daß 
die Zwangsvollſtreckungsgegenklage gegen einſtweilige Verfügungen nicht 
gegeben iſt, da ein durch die Entſcheidung feſtgeſtellter Anſpruch im 
Sinne von § 767 überhaupt nicht vorliegt, jondern nur eine auf Grund 
bloßer Glaubhaftmachung von Tatſachen getroffene einſtweilige Regelung 
eines Rechtsverhältniſſes. Es beſteht außerdem kein praktiſches Bedürfnis 
für dieſe Klage, da der im 8 925 gegebene Widerſpruch und der im 
§ 927 BRO. auch nach Beſtätigung des Arreſtes und der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung zugelaſſene Antrag auf Aufhebung wegen veränderter Umſtände 
dem Bedürfniſſe voll genügen. Mit der Zuläſſigkeit der Klage aus § 767 
fällt auch die Zuläſſigkeit der einſtweiligen Anordnung aus § 769 BRO." 
Beſchluß des OLG. in Hamburg (I. Sen.) v. 7. Jan. 1921. H. w. H. 

Bf. Z. I. 139/1920. B. 
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132. Inwieweit iſt der erſtinſtanzliche Anwalt nach Einlegung der 
Beruſung noch Vertreter i. S. des 8252 Abſ. 2 SFO. d 
Vgl. 45 Nr. 223. 
ZPO. 88 232, 81. 

Das Landgericht hatte der Scheidungsklage der Ehefrau ſtattgebend 
die Scheidung der Ehe der Streitteile ausgeſprochen und die auf Scheidung 
aus Verſchulden der Klägerin gerichtete Widerklage abgewieſen. Der 
Beklagte hatte verſpätet Berufung eingelegt und Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt beantragt. Die 
Berufung wurde als unzuläſſig zurückgewieſen. Das RG. erklärte die 
Berufung für zuläſſig. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Oberlandesgericht hat die Wiedereinſetzung für unzuläſſig erklärt, 
indem zwar an ſich die Vorausſetzungen für die Wiedereinſetzung gegeben 
geweſen, jedoch das Geſuch nicht innerhalb der zweiwöchigen Friſt des 
§ 234 BRO. geſtellt worden ſei, und deshalb die Berufung als unzuläſſig 
verworfen. 

Zur Begründung dieſer Entſcheidung ſagt das Ber.⸗Urteil folgendes: 

Der von dem Beklagten beauftragte erſtinſtanzliche Anwalt hat auf ſeine Anfrage von 
dem Vorſitzenden des Senats unterm 1. März 1920 die Nachricht erhalten, daß dem 

Beklagten ein Armenanwalt beige ordnet worden war, und daß dieſer am 20. Februar 

Berufung eingelegt hatte. Der erſtinſtanzliche Anwalt hat ſelbſt beſcheinigt, daß ihm 

am 3. März dieſe Nachricht zugegangen war. Da er wußte, daß das Urteil des Land- 

gerichts ihm ſelbſt am 16. Januar 1920 zugeſtellt worden war, mußte er ſogleich er⸗ 

kennen, daß die Berufungsfriſt verſtrichen war. Er hätte darum vom 3. März 1920 

an innerhalb der geſetzlichen zweiwöchigen Friſt veranlaſſen können und müſſen, daß 

der Antrag auf Wiedereinſetzung vor deren Ablauf geſtellt würde. Statt deſſen hat 
er erſt mit Schreiben vom 25. März den zweitinſtanzlichen Anwalt des Beklagten 
gebeten, Antrag auf Wiedereinſetzung zu ſtellen. Der Antrag iſt dann am 30. d. Mts. 
angebracht worden, nachdem die zweiwöchige Friſt verſtrichen war. 
Das Ber.⸗Gericht behandelt alſo den Anwalt I. Inſtanz auch für die Zeit 
nach Einlegung der Berufung noch als einen Vertreter des Beklagten, 
für deſſen Verhalten die Partei nach § 232 Abſ. 2 ZPO. einzuftehen habe; 
das kann nicht als berechtigt angeſehen werden. Allerdings ijt ſchon aus- 
geſprochen worden (JW. 1895 S. 38320 und öfter), daß der Anwalt 
I. Inſtanz noch Vertreter im Sinne der bezeichneten Vorſchrift bleibt, 
wenn er einen beim Ber.⸗Gericht zugelaſſenen Anwalt Auftrag zur Ein- 
legung der Berufung gegeben hat, daß er deshalb die Ausführung ſeines 
Auftrags zu überwachen hat und ein dabei von ihm begangenes Ber- 
ſehen von der Partei zu vertreten iſt. Aber etwas Derartiges kommt hier 
nicht in Frage, weil ein Auſtragverhältnis der bezeichneten Art zwiſchen 
den Anwälten der I. und der II. Inſtanz nicht beſtanden hat, die Be⸗ 
ſtellung des Anwalts II. Inſtanz vielmehr ſeitens des Gerichts erfolgt iſt. 
Daß das Armenrechtsgeſuch vom An walt I. Inſtanz geſtellt war, kommt 
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dabei nicht in Betracht. Es darf aber auch keineswegs aus den erwähnten 
Urteilen die Schlußfolgerung gezogen werden, wie das in der Rechtslehre 
anſcheinend mehrfach geſchieht, daß der Anwalt I. Inſtanz auch während 
des Berufungsverfahrens allgemein als Vertreter der Partei — mit den 
ſich aus § 232 Abſ. 2 ZPO. ergebenden Rechtsfolgen — anzuſehen wäre; 
dieſe Eigenſchaft kommt ihm vielmehr nur in beſchränktem Umfange zu, 
inſofern nämlich, als auch nach dem Übergang der Sache in die höhere 
Inſtanz noch einzelne Obliegenheiten in ſeine Geſchäftsaufgabe fallen 
(vgl. die Aufzählung bei Stein A. I zu § 86 ZPO.). Dazu gehört aber 
zweifellos eine Einflußnahme auf den Betrieb der Sache durch den Anwalt 
II. Inſtanz nicht, und es kann deshalb dem Berufungsgericht nicht bei- 
geſtimmt werden, wenn es jagt, der Anwalt I. Inſtanz hätte innerhalb 
der vom 3. März an zu berechnenden zweiwöchigen Friſt veranlaſſen 
können und müſſen, daß der Antrag auf Wiedereinſetzung geſtellt werde. 
Er durfte vielmehr, als er am genannten Tage die Mitteilung erhielt, 
daß ein Pflichtanwalt für die II. Inſtanz beſtellt ſei, annehmen, daß von 
dieſem alles Erforderliche vorgenommen werde. Auch wenn ihm beim 
Empfang jener Mitteilung der Tag der Urteilszuſtellung noch gegenwärtig 
war, ſo erfuhr er durch die Mitteilung doch weiter nichts, als daß die 
Berufungsfriſt verfäumt war; über die Möglichkeit, einen Antrag auf 
Wiedereinſetzung zu begründen, hatte er damit nichts erfahren. Bezüglich 
der Tatſache der Friſtverſäumung aber konnte er annehmen, daß ſie 
— wie es auch tatſächlich der Fall war — dem Anwalt II. Inſtanz 
ohnehin bekannt ſei; welche Folgerungen aus dieſer Tatſache zu ziehen 
ſeien, durfte er dem Anwalt II. Inſtanz überlaſſen. Die Sachlage bot 
deshalb keinerlei Anlaß für ein Eingreifen des Anwalts I. Inſtanz in das 
Verfahren bei der Berufungsinſtanz oder auch nur für eine Mitteilung 
an den Anwalt II. Inſtanz. Der Umſtand, daß Rechtsanwalt H. nach⸗ 
träglich, nach einer Rückſprache mit dem Beklagten, noch Veranlaſſung 
nahm, an Rechtsanwalt S. wegen eines Geſuches um Wiedereinſetzung zu 
ſchreiben, kann nicht zu einer anderen Beurteilung ſeines vorausgegangenen 
Verhaltens führen.“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. Dez. 1920. V. w. W. (OLG. 
Darmſtadt.) IV. 344/20. 
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133. Die Verjährung des Rechtes auf Unterſagung des Gebrauchs des 
Namens in der Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft beginnt jedem 
neueintretenden Geſellſchafter gegenüber von neuem zu laufen; das 
Namensrecht kann als höchſtperſönliches Recht nicht von dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker, ſondern nur von dem Erben ſelbſt geltend gemacht werden; 

Nachweis eines beſonderen Intereſſes iſt nicht erforderlich.“ 

Vgl. 70 Nr. 168; 62 Nr. 236. 
BGB. 88 12. 194. 198. 2205. 2212; HGB. § 124. 

Am 12. Jan. 1877 verſtarb in Berlin der Verlagsbuchhändler v. D. Am 
2. Juli 1877 verkauften die Teſtamentsvollſtrecker unter Genehmigung der 
drei Erben Richard, Georg und Guſtav v. D. die Verlagsbuchhandlung an 
M. und S. In 82 des Vertrages iſt beſtimmt: 

Den Käufern ſoll das Recht zuſtehen, 6 Jahre hindurch von der Übergabe ab für den 
Buchverlag ihrer Firma den Zuſatz R. v. D. Verlag an irgendeiner Stelle zuzu- 
fügen. Veräußern dürfen Käufer dieſes Recht nicht. 

Die Käufer nahmen die Firma R. v. D.s Verlag, M. & S. an. Am 1. Jan. 
1885 ſchied M. aus dem Geſchäft aus und die Firma lautete ſeitdem R. v. D.s 
Verlag G. S. Nachdem an Stelle des G. S. deſſen Sohn B. S. das Ge— 
ſchäft übernommen hatte und demnächſt R. V. als offener Handelsgeſell⸗ 
ſchafter eingetreten war, verlangten die Teſtamentsvollſtrecker und die Erben 
der inzwiſchen verſtorbenen Brüder Richard, Georg und Guſtav v. D. von 
der Geſellſchaft, daß ſie den Gebrauch der Worte „R. v. D.s Verlag“ in ihrer 
Firma unterlaſſe. Das Landgericht wies die Klage der Teſtamentsvoll— 
ſtrecker ab und gab der Klage der Erben ſtatt. Die von beiden Parteien 
eingelegten Rechtsmittel blieben ohne Erfolg. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die von den Beklagten erhobene Einrede der Verjährung ſchlägt nicht 
durch. Der Vorderrichter führt hierzu aus, es könne nicht zweifelhaft ſein, 
daß von ſeiten der Kläger die Fortführung der Firma nach Ablauf der Ver— 
tragszeit ſtillſchweigend geduldet worden ſei; es könne dahingeſtellt bleiben, 
ob die Verlängerung nur bis zum Widerruf der Berechtigten gemeint ge⸗ 
weſen ſei, oder ob eine Kündigung und die Einhaltung einer angemeſſenen 
Kündigungsfriſt erforderlich geweſen ſei; in der Erhebung der Klage habe 
jedenfalls zugleich eine Kündigung gelegen und die angemeſſene Friſt von 

Seufferts Archiv, Bd. 76. 2. Folge, Bd. 21. Heft 7. 15 
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höchſtens einem Jahre ſei inzwiſchen verſtrichen; die Verjährung ſetze voraus, 
daß der Anſpruch erhoben werden konnte, das habe aber nicht eher geſchehen 
können, als bis die Führung der Firma durch Widerſpruch der Berechtigten 
unbefugt wurde; es könne deshalb dahingeſtellt bleiben, ob das abſolute 
Namensrecht überhaupt der Verjährung unterliege. 

In der Tat kann letzteres und auch der Angriff der Reviſion gegen den 
Entſcheidungsgrund des Inſtanzrichters dahingeſtellt bleiben. Die Einrede 
ſcheitert unter allen Umſtänden ſchon daran, daß es während des Laufes der 
30 jährigen Verjährungszeit nicht immer eine und dieſelbe Perſönlichkeit ge- 
weſen iſt, gegen welche ſich der Anſpruch auf Unterlaſſung richtete. Als 1900 
B. S. in das Geſchäft eintrat und nun auch ſeinerſeits ſich der Firma be— 
diente, war die Verjährungszeit noch nicht abgelaufen, während V. gar erſt 
ſeit dem Jahre 1916 mit dem Anſpruch auf die Firma aufgetreten iſt. Daran 
ändert auch nichts, daß es immer ein und dasſelbe Geſchäft geweſen iſt, für 
welches die Firma geführt wurde. Das iſt es eben, daß die Inhaber des 
Geſchäfts gewechſelt haben, die nicht eine juriſtiſche Perſon gebildet und als 
deren Organe ſondern als phyſiſche Perſonen gehandelt haben. An⸗ 
genommen auch, daß mit dem Gebrauch der Firma zugleich der Lauf der 
Verjährungsfriſt einſetzen konnte, würde doch gegenüber jedem der Han⸗ 
delnden dieſer Lauf der Friſt nicht eher begonnen haben, als er in das 
Geſchäft eintrat. 

Haben ſonach die Beklagten kein Recht auf die Benutzung des Namens 
v. D. in ihrer Firma erworben, iſt auch der Anſpruch der Kläger auf Unter- 
laſſung nicht verjährt, ſo iſt die Klage begründet, ohne daß es noch des Nach⸗ 
weiſes eines beſonderen Intereſſes der Kläger an der Unterlaſſung bedürfte. 
Im allgemeinen braucht ſich niemand gefallen zu laſſen, daß ſeinen Namen 
ein anderer unbefugt zur Bezeichnung ſeines Geſchäfts benutzt. Das mag 
anders liegen, wenn es ſich um einen ſehr verbreiteten Namen handelt, ſo 
daß jeder Hinweis auf die Familie des Widerſprechenden ſchlechthin aus- 
geſchloſſen erſcheint. Andernfalls wird das Intereſſe des Berechtigten, das 
kein Vermögensintereſſe ſein muß, durch die Benutzung ſeines Namens ver⸗ 
letzt. Hier kommt obendrein hinzu, daß der Erblaſſer der Kläger früher In⸗ 
haber des Geſchäfts geweſen ift und ſomit die beanſtandete Firma mit Nadh- 
druck gerade auf die Familie der Kläger hinweiſt. 

Noch weniger kann bei dieſer Sachlage davon die Rede ſein, daß die 
Rechtsausübung der Kläger nur den Zweck hätte, den Beklagten Schaden 
zuzufügen (BGB. § 226) oder daß jie gegen die guten Sitten verſtieße (BGB. 
§ 826). Anzeichen ſprechen dafür, daß man auf klägeriſcher Seite die Rechts- 
lage hat benutzen wollen, die Beklagten zu geſchäftlichem Entgegenkommen 
zu drängen. Aber das beſchwert die Beklagten nicht, die an der Benutzung 
des fremden Namens ſicherlich ein Gefühls-, vor allem aber auch ein er⸗ 
hebliches Geſchäfts- und vermögensrechtliches Intereſſe haben. Es iſt vom 
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Standpunkt des Rechts aus nichts dagegen einzuwenden, wenn die Kläger 
darauf ausgegangen ſind, für die Belaſſung des darin liegenden Wertes an 
die Beklagten eine Gegenleiſtung zu erhalten, die in Abwägung gegen— 
einander abzulehnen den Beklagten unbenommen war, wenn ſie ihnen 
übermäßig erſchien. | 
Auch die Reviſion der Teſtamentsvollſtrecker ijt unbegründet. Mit zu⸗ 
treffender Begründung hat der Vorderrichter ausgeführt, daß die Kläger 
ihr eigenes, in ihrer Perſon begründetes, nicht ein aus der Erbfolge nach 
ihrem Vater erworbenes Recht geltend machen, ein Recht, deſſen Vertre— 
tung vollſtändig aus dem Rahmen der den Teſtamentsvollſtreckern obliegen⸗ 
den Verwaltung fällt. Ob im Hinblick auf den $2 des Vertrages vom 
2. Juli 1877 die Beklagten auch vertrags mäßig verpflichtet erſcheinen, 
auf Verlangen von dem Gebrauch des Namens v. D. Abſtand zu nehmen, 
kann dahingeſtellt bleiben. Immer würde es ſich doch um einen Vertrag 
in Beziehung auf das höchſtperſönliche Recht am Namen handeln. Nicht 
weil das Recht am Namen auf dem Geſetz beruht, ſondern weil es ein höchſt— 
perſönliches iſt, ſteht die Wahrnehmung den Erben ſelbſt und nicht den Teſta⸗ 
mentsvollſtreckern zu, und ein höchſtperſönliches Recht bleibt es auch dann, 
wenn es zum Gegenſtand vertraglicher Abreden gemacht wird.“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 8. März 1921. Offene HG. v. D.s 
Verlag w. v. R. (Kammergericht). II. 281/20. 


134. Vertrag auf Lieferung eines Automobils nach dem Kriege; Ber 
freiung des Handlers wegen Umwälzung der wirtſchaftlichen Der- 
hältniffe auf Grund des § 245 BGB. trotz beſtehender Erfüllungs- 
möglichkeit. 
Vgl. 75 Nr. 123. 183; 73 Nr. 154. 175. 
BGB. §§ 242. 157. 275. 

Bei der den Kern der Sache bildenden Frage, ob die Beklagte von 
ihrer Leiſtungspflicht frei geworden iſt, iſt von dem zwiſchen den Parteien 
am 19./20. Sept. 1917 geſchloſſenen Vertrag auszugehen. 

1. Er hat zum Gegenſtand, daß die Beklagte ſchnellſtens nach dem Kriege 
den vom Kläger beſtellten Opel⸗Motorwagen beſtimmter Ausſtattung und 
beſtimmter Größe — deſſen Herſtellung im Kriege, wie beiden Parteien 
bekannt, nicht erfolgen konnte — bei der Firma A. Opel in R. herſtellen 
laſſen und dann dem Kläger zum Preiſe von 20685 & liefern jollte. Es 
ift alſo ein Kaufvertrag über eine erſt herzuſtellende Sache, die nach Wat- 
tungsmerkmalen beſtimmt und aus einer begrenzten Gattung zu entnehmen 
war. Die Leiſtung war nach Beendigung des Kriegszuſtandes, nicht nach 
Friedensſchluß fällig. 

2. Der Vorderrichter geht davon aus, daß die Beklagte mit ihrer Ein- 
wendung, daß ſie von ihrer Leiſtungspflicht deshalb frei geworden ſei, weil 
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ihrem Lieferwerk die Herftellung. des bei ihr unmittelbar nach Vertrags: 
ſchluß von der Beklagten in Auftrag gegebenen Wagens unmöglich geworden 
ſei, nicht gehört werden könne; denn der Kläger ſtehe mit den Opelwerken 
in R. in keinem Vertragsverhältnis. Dieſe ſeien ihm gegenüber rechtlich 
ein Dritter, die Beklagte und ihre Lieferantin zwei getrennte Unternehmen. 

Iſt dieſe Auffaſſung im allgemeinen auch richtig, ſo läßt ſie vorliegend ſich 
doch nicht halten. 

Es wird dabei überſehen, daß die Verpflichtung der Beklagten eine 
begrenzte Gattungsſchuld iſt. Die Beklagte konnte ihrer Vertragspflicht 
nur dadurch gerecht werden, daß ſie den Wagen bei den Opelwerken be— 
ſtellte; die Möglichkeit ſich anders einzudecken, beſtand für ſie nicht. Wird 
daher den Opelwerken die Herſtellung des Wagens objektiv unmöglich, ſo 
wird es damit auch die Leiſtung der Beklagten und jie ſelbſt dann frei (§ 275 
BGB.), wenn ſie die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat. 

Die Opelwerke hatten im Frühjahr 1919, alſo zu einer Zeit, zu der 
nach der Vertragsabrede der Wagen geliefert werden ſollte, keinen der hier 
fraglichen Wagen, auch nicht einen ähnlichen, fertig auf Lager. Sie waren 
ferner ſchon vor dieſer Zeit und auch ſpäter durch ein Ausfuhrverbot der 
franzöſiſchen Beſatzungsbehörde, alſo ſchuldlos, gehindert, auch nur einen 
von etwa 2000 beſtellten Wagen in das unbeſetzte Deutſchland zu liefern. 
Sie konnten daher erſt im Juli 1919 daran gehen, die vorliegenden Be— 
ſtellungen auszuführen. Dabei hätte der Auftrag des Klägers unter Berück— 
ſichtigung ſeines Eingangs erſt etwa Anfang des Jahres 1920 erledigt werden 
können, wobei ſich der Preis auf etwa 160000220000 . geſtellt hätte. 

Es ergibt ſich hieraus alſo, daß der Firma Opel in R. zur Zeit der 
Fälligkeit aus Gründen, die ſie nicht zu vertreten hat, die Lieferung des 
Autos objektiv unmöglich war. Ganz abgeſehen davon, daß ſie deshalb 
ſchon nach der unten wiedergegebenen Vertragsbeſtimmung von ihrer Liefer— 
pflicht frei war, ergibt ſich dies aus dem Geſetz. Dieſe Unmöglichkeit war 
zwar, wie ſich ſpäter herausgeſtellt hat, nur eine zeitweilige; denn zu Anfang 
des Jahres 1920 war ſie behebbar. Im Frühjahr 1919 aber, als der Wagen 
hätte geliefert werden müſſen, war der Zeitpunkt, wann Lieferungsmöglich— 
keiten beſtehen, insbeſondere ob und wann das Ausfuhrverbot aufgehoben 
werden würde, nicht abzuſehen. Jedenfalls war die notwendige zeitliche 
Verſchiebung ſo bedeutend, daß dadurch die wirtſchaftliche Bedeutung der 
Leiſtung weſentlich geändert wurde (vgl. RGZ. 42, 144; 88, 74, 90, 104; 
92, 88; 95, 308 ff.; IW. 16, 4876, 17, 42°; Warn. 18, 131, 134). Denn 
im Jahre 1920 waren die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, unter denen die 
Herſtellung erfolgen mußte, wie unten dargelegt wird, von Grund auf 
geändert. Dieſe zeitweilige Unmöglichkeit iſt deshalb einer dauernden gleich 
zu achten; ſie traf zugleich die Beklagte, die nunmehr objektiv außerſtande 
war, ihre vertraglichen Verpflichtungen zu erfüllen. 
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Dies hat die Beklagte der Klägerin gegenüber nicht zu vertreten. Denn 
der Vorderrichter überſieht weiter, daß die beſonderen Lieferungsbedin- 
gungen der Opelwerke auf der Rückſeite der „Beſtellung“ vom 19. Sept. 
1917 zum Inhalt des von den Parteien geſchloſſenen Vertrages gemacht 
worden ſind. Hier heißt es: „Wenn die Fabrik aus irgendwelchen Urſachen 
die Lieferung nicht zu bewerkſtelligen vermag, ſo kann von ihr nur Rück— 
erſtattung der geleiſteten Anzahlung ohne Zinſen verlangt werden unter 
Ausſchluß eines jeden ſonſtigen Anſpruchs.“ Da nun dieſe Bedingungen 
weſentlicher Vertragsbeſtandteil zwiſchen den Parteien geworden ſind, ſoll 
dies auch im Verhältnis zwiſchen Kläger und Beklagten gelten. Der Kläger 
muß ſich demnach den Einwand entgegenhalten laſſen. 

3. Die Abweiſung der Klage iſt aber noch aus folgendem weiteren 
Grunde gerechtfertigt: 

Der Senat legt die Vertragsbeſtimmung: „Wenn die Fabrik aus irgend— 
welchen Urſachen die Lieferung nicht zu bewerkſtelligen vermag“ dahin aus, 
daß die Befreiung nicht nur dann eintreten ſoll, wenn die Leiſtung ihr tat— 
ſächlich objektiv unmöglich wird, ſondern auch dann, wenn ſie ihr nach Treu 
und Glauben nicht mehr zuzumuten iſt. Vom Standpunkt des Reichs— 
gerichts, das in zahlreichen Entſcheidungen die Nichtzumutbarkeit der dauern— 
den Unmöglichkeit gleichſetzt, iſt dieſe Auslegung von ſelbſt gegeben. Der 
Senat aber, der dieſe Gleichſtellung ablehnt, entnimmt ſie dem Wortlaut 
der Beſtimmung. Indem geſagt wird, daß in allen Fällen, in denen aus 
irgendwelchen Urſachen die Fabrik die Lieferung nicht zu bewerkſtelligen 
vermag, die Leiſtungsbefreiung eintreten ſoll, indem alſo von irgendwelchen 
Urſachen ohne Einzelangaben geſprochen wird, wird zum Ausdruck gebracht, 
daß dieſe Beſtimmung im weiteſten Sinne verſtanden werden ſolle. Man 
wollte alle Urſachen umfaſſen, nicht nur ſolche, die die objektive Unmög— 
lichkeit zur Folge haben, ſondern auch alle ſich der Fabrik entgegenſtellenden 
Hinderniſſe, deren Überwindung ihr nach Treu und Glauben nicht zugemutet 
werden kann. Dieſe auf § 157 BGB. beruhende Auslegung des Vertrages 
muß der Kläger gegen ſich gelten laſſen. 

Die Frage iſt daher zunächſt die, ob den Opelwerken die ee 
des Wagens nicht mehr zuzumuten war. 

a) Zu ihrer Verneinung kann man jedenfalls nicht den vom Vorder— 
richter in anderem Zuſammenhang angewandten Grundſatz des Reichs- 
gerichts (Entſch. 88, 172; 92, 322; 95, 42 ff.) heranziehen, daß Preisſteige— 
rung für ſich allein nicht geeignet ſei, die Leiſtung im Rechtsſinn unmöglich 
zu machen. Denn auch das Reichsgericht will dieſen Grundſatz ſchrankenlos 
nur auf Großhandelsgeſchäfte über Gattungsware anwenden Entſch. 88, 
175) und hier handelt es ſich um einen Vertrag ganz anderer Art, bei dem 
weſentlich iſt, daß der Leiſtungsgegenſtand erſt hergeſtellt werden ſollte. 
(So RGeEntſch. 98, 78. Anders allerdings 99, 259.) 
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b) Die Beklagte ſelbſt folgt mit ihren Ausführungen nach diejer Rich⸗ 
tung einem anderen oft ausgeſprochenen Grundſatz des Reichsgerichts 
(Entſch. 88, 73; 90, 103; 92, 88; 94, 49; JW. 19, 717), daß bei Lieferver⸗ 
trägen infolge der Veränderung aller Verhältniſſe zwiſchen Vertragsſchluß 
und Erfüllungszeit in Ausfluß der durch den Krieg notwendig gewordenen 
zeitlichen Verſchiebung die geforderte Leiſtung nicht mehr als ſinngemäße 
Erfüllung des Vertrages betrachtet werden könne, da die Leiſtung wirt— 
ſchaftlich einen völlig veränderten Inhalt habe und deshalb als dauernd un- 
möglich anzuſprechen ſei. 

So ſehr es auch keinem Bedenken unterliegt, daß die Verwertung dieſes 
Grundſatzes vorliegend dazu führen müßte, die Leiſtung der Firma Opel 
als unmöglich geworden anzuſehen, da ihr Inhalt ſowohl für die Beklagte 
und damit auch für den Kläger als auch für die Opelwerke wirtſchaftlich 
ein ganz anderer geworden iſt, ſo trägt doch der erkennende Senat Be— 
denken hinſichtlich der Heranziehung der Lehre von der wirtſchaftlichèn 
Unmöglichkeit überhaupt. 

Der Ausgangspunkt des Reichsgerichts iſt der, daß ſich die Leiſtung 
des Schuldners infolge der größeren Aufwendung, die ſie beanſprucht, in- 
haltlich ändere und deshalb unmöglich geworden fei. Die inhaltliche Ver— 
änderung, die die Leiſtung erfährt, iſt höchſtens rein wirtſchaftlicher Natur. 
Eine derartige Veränderung iſt aber nicht geeignet, die Leiſtung des Schuld⸗ 
ners dauernd unmöglich zu machen, denn das Geſetz kennt keine wirtſchaft⸗ 
liche Unmöglichkeit, ſondern nur eine tatſächliche objektive Unmöglichkeit 
und ein Unvermögen. Wenn das Geſetz von einer Unmöglichkeit der Lei⸗ 
ſtung ſpricht, ſo will es damit ſagen, daß die Herſtellung des mit der Obliga— 
tion bezweckten Erfolges nicht möglich iſt, ſei es infolge der Natur dieſes 
Erfolges (objektive Unmöglichkeit) ſei es infolge der perſönlichen Verhält⸗ 
niſſe des Schuldners (Unvermögen). Vorliegend war die Herſtellung des 
Erfolges, nämlich die Lieferung des Autos im Anfang des Jahres 1920 
wohl möglich. Geändert haben ſich ſeit dem Vertragsſchluß die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe. Sie bedingten, daß der dem Kläger für 20685 ver⸗ 
kaufte Wagen ein Vielfaches an Herſtellungskoſten erforderte. Es änderten 
ſich zwar die zur Herſtellung und Lieferung des Autos erforderlichen Lei⸗ 
ſtungshandlungen. Der mit ihnen herbeizuführende Erfolg erfuhr aber keine 
tatsächliche Anderung, wenn auch die Kraftanſtrengung, die O. und die Be- 
klagte aufbringen mußten, erheblich zu erhöhen war. Der Vertrag ver- 
pflichtete die Beklagte jedoch nicht zu einer beſtimmten Kraftanſtrengung, 
ſondern Gegenſtand der Obligation war die Herſtellung eines Erfolges, nämlich 
die Lieferung des Wagens. 

Die Frage nach der Unmöglichkeit des geſchuldeten Erfoges und nach 
dem Verhalten, das dem Schuldner zur Herbeiführung des Erfolges anzu- 
ſinnen iſt, iſt deshalb zu ſcheiden. Die erſtere iſt eine ſolche des Bekommen⸗ 
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ſollens und Bekommenkönnens und deshalb bei tatſächlicher Unmöglichkeit 
nach Naturgeſetzen, die allein darüber Auskunft geben können, ob etwas 
möglich iſt oder nicht, oder falls Unmöglichkeit deshalb vorliegt, weil die 
Rechtsordnung die Leiſtung verbietet, eben nach dieſer zu beantworten. 
Die Frage nach der zuzumutenden Kraftanſtrengung iſt dagegen eine ſolche 
des Leiſtenſollens und nur nach § 242 BGB. zu entſcheiden. 

4. Es iſt alſo lediglich zu unterſuchen, ob es Treu und Glauben wider- 
ſpricht, wenn man den Opelwerken und der Beklagten die Überwindung 
der Hinderniſſe zumutet, die ſich der Herſtellung und Lieferung des Motor- 
wagens entgegengeſtellt haben. Das Ergebnis der Unterſuchung hängt von 
der Berückſichtigung der im konkreten Fall vorliegenden Sachlage ab. | 

a) Die Heritellung und Lieferung des Wagens mußte, aud) wenn man 
die Verhältniſſe im Frühjahr 1919 zugrunde legt, unter Umſtänden erfolgen, 
die von dem bei Hereinnahme des Auftrags vorliegenden und auch boraus- 
ſehbaren grundlegend andere waren. Es iſt allgemein bekannt, wieviel ein⸗ 
ſchneidender als der Krieg, deſſen Folgeerſcheinung, die ſtaatliche und wirt- 
ſchaftliche Revolution, auf die Wirtſchaftsbetriebe eingewirkt hat, und daß 
dieſe Wirkungen gerade da mit beſonderer Kraft einſetzten, als an die Liefe⸗ 
rung des Wagens nach dem Vertrag herangegangen werden mußte. 

Dieſe allgemeinen das Wirtſchaftsleben umwälzenden Erſcheinungen 
(Lohnſteigerung, Arbeitsunluſt, Streiks, Verkehrsſperre, Kohlenmangel, 
Steigerung der Preiſe für die Rohſtoffe) haben auch ihren Einfluß auf die 
Opelwerke ausgeübt. Sie bedingten nicht nur eine bloße Koſtenerhöhung, 
ſondern auch eine völlige Umwälzung der gewerblichen Lieferungsgrund- 
lagen. Dieſe Umſtände allein ſind dazu angetan, nach Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte den Erfüllungszwang auszuſchließen. Den 
Opelwerken konnte die Herſtellung des Wagens nicht mehr zugemutet 
werden. | 5 

b) Betrachtet man ferner die Wirkung, die vorliegend ein Feſthalten 
am Vertrage zur Folge hätte, ſo ergibt ſich, daß Leiſtung und Gegenleiſtung 
ſich nicht mehr im entfernteſten die Wage halten würden. Die Berech⸗ 
nungen, auf Grund deren im Jahre 1917 die Feſtſetzung der Leiſtung und 
Gegenleiſtung erfolgten, ſind durch die unvorhergeſehenen Ereigniſſe um⸗ 
geworfen, jo daß ſich Leiſtung und Gegenleiſtung im erheblichen Mißver⸗ 
hältnis befinden. Die Beklagte und damit der Kläger würden einen Wert. 
in die Hand bekommen, der alle Berechnungen eines erlaubten Gewinnes 
weitaus überſteigen würde. Auf ſeiten der Opelwerke aber hätte das Feſt⸗ 
halten zur Folge, daß eine außergewöhnliche Schädigung eintrete. Sie 
würden aus dem einen Geſchäft einen Verluſt von etwa 140000 .f6 erleiden 
und bei Anwendung des Erfüllungszwanges aus allen Aufträgen dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Ruin entgegengeführt werden: Dies alles iſt aber mit den Er- 
forderniſſen von Treu und Glauben unvereinbar. 
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Ergibt ſich aus dem Geſagten, daß den Opelwerken die Herſtellung und 
Lieferung des Wagens an die Beklagte nicht zugemutet werden kann, ſo 
muß ſich dies auch der Kläger entgegenhalten laſſen. Die Folge davon iſt, 
daß der Erfüllungszwang aus dem Vertrage vom 19./20. Sept. 1919 auf- 
gehoben iſt. Daran kann auch die Tatſache, die vom Kläger ins Feld ge— 
führt wird, nichts ändern, daß der Vertrag im Krieg auf Leiſtung nach 
dem Krieg geſchloſſen worden iſt. Eine den Erfüllungszwang nicht aus— 
ſchließende Ausnahme würde daraus nur dann zu entnehmen ſein, wenn 
nach dem Willen der Parteien die Lieferung des Motorwagens ohne Rück— 
ſicht auf die inzwiſchen eingetretenen Verhältniſſe unter allen Umſtänden 
hätte erfolgen ſollen. Die Übernahme einer derartigen Gefahr wird aber 
nicht vermutet, ſie iſt vielmehr eine ſeltene Ausnahme und nur dann anzu— 
nehmen, wenn ein entſprechender Wille der Parteien klar und unzweideutig 
zum Ausdruck gekommen iſt (jo auch R&GEntſch. 93, 343; 94, 47; JW. 20, 
377). Dies liegt aber nicht vor. 

5. Aber auch abgeſehen hiervon, kann der Beklagten die Lieferung des 
Autos nicht zugemutet werden. Die Beklagte iſt eine G. m. b. H., deren 
Stammkapital, wie bekannt ijt, 150000 / beträgt. Es ijt weiter bekannt, 
daß die Beklagte ungefähr 100 Beſtellungen unter den gleichen Umſtänden 
wie den vorliegenden entgegengenommen hat. Wäre die Beklagte ver— 
pflichtet, alle dieſe Lerträge zu erfüllen, ſo würde ihr Stammkapital nicht 
nur alsbald verbraucht ſein, ſondern ſie wäre gezwungen, Konkurs anzu— 
melden, da die Preiſe, die die Fabrik fordert, diejenigen weit überſchreiten, 
die die Beklagte mit deren Genehmigung ihren Abnehmern bewilligt hat, 
und an die die Fabrik, wie vorſtehend ausgeführt iſt, nicht mehr gebunden 
iſt. Die Erfüllung der Verträge würde alſo den Ruin der Beklagten herbei— 
führen. Es kann aber nicht Rechtens ſein, daß der Fabrikant, deſſen beſtimmtes 
Fabrikat der Händler zu von dieſem vorgeſchriebenen Preiſen verkauft hat, 
und' für das er Erſatz nicht liefern kann und darf, von ſeinen Vertrags— 
pflichten frei wird, der Händler aber gezwungen ſein ſollte, die Verträge 
mit ſeinen Abnehmern ſelbſt dann zu erfüllen, wenn dies ſeinen Ruin zur 
Folge haben würde. Auch der Händler muß in einem ſolchen Falle auf 
Grund des § 242 BGB. als befreit gelten, beſonders aber dann, wenn, wie 
vorliegend, der Händler die alleinige Verkaufsſtelle für den Fabrikanten 
unterhält.“ 

Urteil des OLG. in Frankfurt (4. Sen.) v. 3. Nov. 1920. 4. U. 60/20. 
i ea ec Kr. 
135. Abtretung eines Teiles der Wechſelforderung durch Einräumung 
des mittelbaren Mitbeſitzes an dem Wechſel. 
BGB. §§ 398. 868. 920 WO. Art. 9g. 

Der Kaufmann P. ſtellte der Klägerin am 7. April 1902 ſchenkungs⸗ 

halber folgende Urkunde aus: | 
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„Mir ftehen gegen den Dr. B. und deſſen Ehefrau 240000 A Wechſelforderung, fällig 
am 20. März 1902, zu. Von dieſem Betrage übereigne ich hiermit an Fräulein G. 
einen Betrag von 50000 A und weile den mit der Einziehung der Forderung be— 
auftragten Rechtsanwalt hiermit an, von dem eingezogenen Gelde vorweg einen 
Betrag von 50000 AM an meine Zeſſionarin abzuführen.“ 

P. unterſchrieb die Urkunde in Gegenwart der Klägerin und des Rechts— 
anwalts L. Nach Fertigſtellung händigte er ſie der Klägerin aus. L. hatte 
den Wechſel über 240000 / einige Tage vorher von P. zur Einziehung 
erhalten. P. erhielt auf den Wechſel einen Betrag von mindeſtens 50000. 
Die Klägerin verlangte von jenen 50000 ./6 einen Teilbetrag von 5000 . 

Das Landgericht machte die Entſcheidung von der Leiſtung dreier der 
Klägerin von den Beklagten zugeſchobener Eide abhängig. In der Be— 
rufungsinſtanz handelte es ſich nur darum, ob die in der Urkunde vom 
7. April 1912 verbriefte Schenkung rechtswirkſam ſei. Die Beklagten 
machten geltend, die Schenkung jet dürch die Abtretung der Wechſelforde— 
rung allein nicht vollzogen (§ 518 Abſ. 2 BGB.). Dazu ſei die Übergabe 
des Wechſels notwendig geweſen und dieſe ſei nicht erfolgt. Die Berufung 
wurde zurückgewieſen. Die Reviſion blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Die Zuläſſigkeit einer Teilabtretung der Wechſelforderung unterliegt 
keinem rechtlichen Bedenken. Die Gründe, aus denen die Gültigkeit eines 
Teilindoſſaments verneint wird (RGEntſch. 11, 148; 41, 114), treffen für 
die Abtretung der Wechſelforderung nicht zu. Zur Wirkſamkeit der Ab— 
tretung iſt aber, wie das Berufungsgericht mit Recht annimmt, die Über- 
gabe der Wechſelurkunde erforderlich (RGEntſch. 3, 329). Das Urteil des 
Reichsgerichts vom 26. April 1890 (RGeEntſch. 26, 99), auf welches die 
Klägerin ihre gegenteilige Auffaſſung glaubt ſtützen zu können, ſteht auf 
keinem anderen Standpunkte. Da im vorliegenden Falle nur ein Teil der 
Wechſelforderung abgetreten iſt, hatte die Klägerin nur einen Anſpruch auf 
Mitbeſitz an der Wechſelurkunde. Das Berufungsgericht nimmt an, daß 
ſie dieſen erlangt hat. Der Anſicht iſt jedenfalls im Ergebnis beizutreten. 
Als die Abtretung erfolgte, war P. im mittelbaren Eigenbeſitze des Wech— 
ſels. Denn er hatte ihn dem Rechtsanwalt L. mit dem Auftrage ausgehändigt, 
ihn einzuziehen (§ 868 BGB.). Indem er nun den Rechtsanwalt L. beauf— 
tragte, den der Klägerin abgetretenen Teil des Wechſels für ſie einzuziehen 
und dieſe ſich ſtillſchweigend damit einverſtanden erklärte, kam auch zwiſchen 
der Klägerin und P. ein Rechtsverhältnis-zuſtande, vermöge deſſen P. der 
Klägerin gegenüber auf Zeit zum Beſitz in Anſehung ihres Anteils am 
Wechſel berechtigt war. Die Klägerin erlangte alſo ihrerſeits dem P. gegen— 
über den mittelbaren Mitbeſitz des Wechſels. Es iſt anerkannten Rechtens, 
daß auch der mittelbare Beſitzer auf dem Wege des § 868 den mittelbaren 
Beſitz auf einen anderen übertragen kann. Es iſt nicht notwendig, daß er 
den Weg des § 870 einſchlägt (vgl. § 871, Warneyer 1909 Nr. 174, 1920 
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Nr. 13 und 163, Urteil vom 4. Mai 1917, VIL 23/17). Der Umſtand, daß 
es ſich hier um die Einräumung des mittelbaren Mitbeſitzes handelt, ändert 
daran nichts (vgl. § 865, Planck“, Anm. 5 Abſ. 4 zu § 868, Martin Wolff⸗ 
Ihering, Jahrb. Bd. 44 S. 188). Inſoweit verwandelte ſich der mittelbare 
Eigenbeſitz des P. in mittelbaren Fremdbeſitz.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 21. April 1921. P. w. G. (Kammer⸗ 
gericht). IV. 558/20. 


136. Schuldrechtliche Verpflichtung zur erneuten Ausſtellung einer 
Abtretungsurkunde bei Derluft der dem Abtretungsempfänger aus- 
gehändigten Urkunde. 

BGB. §§ 403. 1154. 

Im Auguſt 1914, bei Ausbruch des Krieges, hatte der Beklagte die 
beiden Hypothekenbriefe über zwei für ihn auf dem Grundſtücke der Klägerin 
ſtehende Hypotheken nebſt einer notariell beglaubigten Abtretungserklärung 
der Klägerin übergeben. Die Klägerin hatte die Abtretungsurkunde ver⸗ 
loren und klagte auf Hergabe einer neuen Abtretungsurkunde, indem ſie 
behauptete, der Beklagte habe ihr die Hypotheken bedingungslos geſchenkt 
und die Abtretungserklärung habe der Vorſchrift der §§ 1153, 1154 BGB. 
entſprochen. Der Beklagte wurde nach dem Antrage verurteilt. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Klägerin behauptet mit der Klage die vollzogene Schenkung einer 
Hypothekenforderung und fordert mit dem Klagantrag die nochmalige Ab— 
gabe der durch § 1154 BGB. vorgeſchriebenen ſchriftlichen Abtretungs- 
erklärung, und zwar in notariell beglaubigter Form. 

Unterſtellt man die tatſächlichen Behauptungen der Klägerin, ſo würden 
zwei verſchiedene Verträge der Parteien vorliegen: einmal ein Vertrag, 
durch den der Beklagte der Klägerin die Abtretung einer durch Hypotheken 
verſicherten Forderung ſchenkweiſe verſprochen hat, und ferner ein Ber- 
trag, durch welchen der Beklagte die Forderungen der Klägerin tatſächlich 
abgetreten hat. Jener Vertrag iſt das Grundgeſchäft, dieſer iſt das Erfül⸗ 
lungsgeſchäft, beſtehend in dem abſtrakten Abtretungsvertrage. Das Grund⸗ 
geſchäft wäre an ſich wegen Mangel der in $ 518 BGB. vorgeſchriebenen 
qualifizierten Schriftform nach § 125 Satz 1 BGB. nichtig. Der Mangel 
der Form wäre aber nach § 518 BGB. geheilt durch die Bewirkung der 
verſprochenen Leiſtung, nämlich durch den von der Klägerin behaupteten 
Abſchluß des Abtretungsvertrages. Dieſer bedarf nach 8 1154 BGB. zu 
ſeiner Gültigkeit der einfachen Schriftform, die nach der Behauptung der 
Klägerin gewahrt iſt. Grundgeſchäft und Erfüllungsgeſchäft wären damit 
durch Erfüllung erloſchen. Gleichwohl begehrt die Klägerin mit der Klage 
die abermalige Vornahme eines Teiles des Erfüllungsgeſchäftes, nämlich 
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erneute Erteilung der Abtretungserklärung in ſchriftlicher, und zwar in 
öffentlicher oder in öffentlich beglaubigter Form, auf welch letztere Klägerin 
bei erſtmaliger Vornahme des Erfüllungsgeſchäftes nach $ 403 BGB. auf 
ihre Koſten einen Anſpruch hätte. Die Frage iſt aber, ob die Klägerin, die 
unſtreitig die bereits einmal erteilte Abtretungserklärung verloren hat, eine 
Wiederholung dieſer Rechtshandlung verlangen kann, ob alſo trotz Erlöſchen 
der Schuldverhältniſſe gleichwohl noch auf eben dieſe Schuldverhältniſſe 
ein Anſpruch gegründet werden kann. Dieſe Frage kann nicht generell be— 
antwortet, ſondern muß nach Maßgabe der §§ 157, 242 BGB. aus dem 
betreffenden Rechtsverhältniſſe nach der jeweiligen beſonderen Lage der 
Sache entſchieden werden. Im vorliegenden Falle würde die Klägerin 
ohne Mitwirkung des Beklagten nicht imſtande ſein, die Rechtsveränderung 
in das Grundbuch eintragen zu laſſen oder über ihre Rechte verfügen zu 
können. Der wirtſchaftliche Erfolg der ganzen Transaktion der Parteien, 
wie er von ihnen gewollt war, wäre in Frage geſtellt. Ein rechtliches Intereſſe 
der Klägerin an ſolcher Eintragung und Verfügung muß aber ohne weiteres 
anerkannt werden. Andererſeits iſt nicht beſtritten worden, daß Klägerin 
die Abtretungserklärung verloren hat. Ein Aufgebotsverfahren über bloße 
Beweisurkunden gibt es nicht. Bei dieſer beſonderen Sachlage erachtet der 
Senat nach den eben zitierten beiden Geſetzesvorſchriften den Beklagten ge— 
halten, auf Grund des Schenkungsvertrages der Klägerin die ſchriftliche 
Abtretungserklärung in der gewünſchten Form nochmals zu erteilen, ſelbſt⸗ 
verſtändlich auf Koſten der Klägerin, wie letztere anerkennt.“ 

Urteil des OLG. in Hamburg (3. Sen.) v. 16. Nov. 1920. A. w. H. 

Bf. 312/1919. | B. 
137. Urheberrechtlicher Schutz am Poftfartentert. Anſprüche des Käufers 

aus Suſicherung über das Beftehen eines ſolchen Schutzes. 
| BGB. § 459. Geſ. v. 19. 6. 01. § 6. 

Die Klägerin forderte von dem jede weitere Zahlung veriveigernden 
Beklagten 1790 „ als den noch unbeglicherten Reſt des Kaufpreiſes für 
110000 Stück Poſtkarten „Sonntagsbraten 1917“. Der Beklagte lehnte 
die Zahlung ab, weil ihm die Klägerin Urheber- und Verlagsrecht an den 
Poſtkarten zugeſichert, aber nicht übertragen habe, da ſie dieſe Rechte ſelbſt 
nicht beſeſſen habe. Beide Inſtanzen verurteilten. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„Den Gegenſtand des Kaufvertrags haben ausſchließlich die 110000 Stück 
Poſtkarten ‚Sonntagsbraten 1917 und nicht, auch nicht zugleich, ein an 
ihrem Texte etwa beſtehendes Urheber- und Verlagsrecht gebildet. Nichtig⸗ 
keit des Kaufvertrags wegen Nichtbeſtehens und Unmöglichkeit der Ent- 
ſtehung der (mit⸗) verkauften Rechte (§§ 306, 139 BGB.) (vgl. RGeEntſch. 
68, 292; 78, 10; 90, 244) kommt mithin hier nicht in Frage. 
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Ein zur Verweigerung der Gegenleiſtung berechtigender Mangel im 
Rechte (88 434, 440, 320 BGB.) (vgl. Jur. W. 1911, 64511; Warneyer 1911 
Nr. 366) würde dann anzunehmen ſein, wenn der Buchdrucker D. berechtigt 
geweſen wäre, dem Beklagten den Vertrieb der ihm von der Klägerin ver— 
kauften Poſtkarten jederzeit zu unterſagen. Ein ſolches Recht, gleichviel aus 
welchem Rechtsgrunde, hat jedoch D. niemals für ſich in Anſpruch genom— 
men und nimmt es auch jetzt nicht in Anſpruch. 

Dagegen hätte die Klägerin dem Beklagten nach §§ 459 f. BGB. Ge— 
währ zu leiſten, wofern ſie ihm die Poſtkarten als urheberrechtlich geſchützte 
verkauft haben ſollte; ſie hätte dann für das Vorhandenſein dieſer Eigen— 
ſchaft oder dieſes rechtlichen Verhältniſſes der Kaufſache — vgl. Dtſch. Jur.“ 
Ztg. 1903 S. 549 Nr. 114 a. E. — dem Beklagten einzuſtehen. Nach der 
Überzeugung der Berufungsrichter (§ 286 BRL.) hat jedoch die Klägerin 
eine dementſprechende Verpflichtung und Gewährleiſtung ſeinerzeit nicht 
übernommen. In der Urkunde vom 19. Aug. 1917, auf Grund deren die 
Klägerin bereits mit den Lieferungen begonnen, der Beklagte ſolche ent— 
gegengenommen hat, iſt nur von dem Alleinvertriebe für die Poſtkarte 
‚Sonntagsbraten 1917 die Rede. Die weitere Urkunde vom 26. desſelben 
Monats beſagt dann allerdings, daß die Klägerin dem Beklagten mit dem 
Alleinvertriebe zugleich das Urheber- und Verlagsrecht der ‚in ihrem Verlage 
erſchienenen“ Poſtkarte ‚Sonntagsbraten 1917 übertrage. Der ganze Zu— 
ſammenhang aber in Verbindung mit dem von D., nicht zuletzt auch über 
das ſpätere Verhalten des Beklagten Bekundeten läßt deutlich erkennen, 
daß die Parteien hierbei an die geſetzlichen Urheber- und Verlagsrechte — " 
von denen ſie ſelbſt bei ſonſt anzunehmender, völliger Geſchäftsgewandtheit 
kaum eine zutreffende Vorſtellung gehabt haben dürften — nicht gedacht, 
ſondern nur haben zum Ausdruck bringen wollen: der Beklagte ſolle nun— 
mehr, wie vordem die Klägerin, berechtigt ſein, ſeinen Namen als Verleger 
auf die Karten drucken zu laſſen. Im übrigen hat der Beklagte erſichtlich 
nur das Recht zum künftigen Alleinvertrieb, und zwar ſo, wie es vorher 
der Klägerin als ſeiner Rechtsborgängerin zugeſtanden hatte, erwerben ſollen 
und wollen. Eine hierüber hinausgehende Verpflichtung in Geſtalt der 
Haftungsübernahme für das Beſtehen eines Urheberſchutzes läßt ſich auch 
daraus nicht mit irgendwie ausreichender Sicherheit entnehmen, daß die 
Klägerin ſich in der Urkunde vom 19. Aug. 1914 neben anderem verpflichtet 
hatte, ‚ſtrafrechtliche Verfolgung eintreten zu lajjen‘; wofern die Parteien 
hierbei überhaupt an etwas und namentlich an die ſtrafrechtliche Verfolgung 
dritter Perſonen und nicht vielmehr, was manches für ſich hätte, der Klägerin 
ſelber gedacht haben, könnten ſie auch andere als urheberrechtliche Vor— 
ſchriften, darunter die des Wettbewerbgeſetzes, im Auge gehabt haben. Zu 
der Beſtellung der Poſtkarten hat ſich der Beklagte erſichtlich nicht im Hin— 
blick auf den Miterwerb von Schutzrechten ſondern deshalb entſchloſſen, weil 
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ihm damals deren gewinnbringende Weiterverwertung in Ausſicht ftand. 
Der (in der gekennzeichneten Beſchränkung) zugeſagte Alleinvertrieb aber 
iſt dem Beklagten von Anbeginn an gewährt worden. Ob die Poſtkarte 
‚Sonntagsbraten 1917 als Schriftwerk im Ginfe von $ 1 Nr. 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 19. Juni 1901 anzuſprechen ſei, braucht alſo nicht entſchieden 
zu werden. Die als Begriffsmerkmal verſchiedentlich, nicht aber vom Reichs- 
gerichte (RGEntſch. 69, 404; 41, 48) geforderte jog. Verlagsfähigkeit würde 
hier vorliegen. Eine, ſei es auch nur beſcheidene, eigene geiſtige Tätigkeit 
würde der Inhalt der Poſtkarte jedenfalls dann verkörpern, wenn die, wie 
gerichtskundig, mehrfach aufgetretenen ähnlichen Erzeugniſſe ihr zeitlich erſt 
nachgefolgt wären, D. als Verfaſſer der Poſtkarte mithin nicht nachahmend, 
ſondern innerhalb der ſtofflich gezogenen Grenze immerhin ſchöpferiſch ſich 
betätigt hätte. Unter dieſer Annahme käme übrigens die Klägerin als Mit- 
urheber (§ 6 des Geſetzes) in Frage, denn die ganz charakteriſtiſche Schlag⸗ 
wort⸗Überſchrift, Sonntagsbraten 1917, die für den erfolgreichen Vertrieb 
der Poſtkarte ganz weſentlich geweſen jein dürfte, und außerdem die eben- 
falls recht geſchickte Nachſchrift ‚Aber — wir Deutſchen halten durch! Wir 
tun es gerne!‘ rühren von der Klägerin her; und ſolchenfalls hätten beide 
Urheber ihre Rechte dem Beklagten wirkſam übertragen. Aus allen dieſen 
Gründen entfallen auch die Anſprüche des Beklagten auf Wandelung oder 
Minderung.“ 

Urteil des OLG. in Dresden (4. Sen.) v. 16. Dez. 1920. i. V. w. 

Schmidt. 4. 0. 135/20. F—ch. 


138. Das nachträgliche Verſprechen einer Entſchädigung für unent- 
geltlich bewirkte Aufwendungen iſt kein Schenkungsverſprechen und 
fällt. nicht unter $ 578 BGB. 

Vgl. 70 Nr. 212 m. N. 

BGB. §§ 516. 518. | 

Der Beklagte war mit der verſtorbenen Tochter des Klägers verheiratet. 
Die Ehe, aus der eine Tochter am Leben tft, wurde aus alleinigem Ver— 
ſchulden des Beklagten geſchieden. Seit der Trennung des Beklagten von 
ſeiner Frau hatte der Kläger in der Hauptſache den Unterhalt für Frau 
und Tochter des Beklagten beſtritten, da der Beklagte monatlich nur 40 A 
zahlte. Der Kläger behauptete, der Beklagte habe ſich im Dezember 1918 
ihm gegenüber verpflichtet, ihm als Entſchädigung für die gemachten Auf- 
wendungen 10000 % zu zahlen, und verlangte im Klagewege die Zahlung 
dieſer Summe. Der Beklagte beſtritt das angebliche Zahlungsverſprechen, 
berief ſich auf einen zwiſchen den Parteien und der verſtorbenen Tochter 
des Klägers geſchloſſenen Vertrag vom 14. Mai 1912, nach dem er nur zur 
Zahlung von 30 „ monatlichen Unterhaltsgeldern für feine geſchiedene 
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Frau und ſeine Tochter verpflichtet geweſen jet, und machte ſchließlich die 
Ungültigkeit des vom Kläger behaupteten Abkommens wegen Nichtbeachtung 
der Formvorſchrift des § 518 BGB. geltend. Das OLG. wies die Klage 
ab, das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Berufungsgericht erachtet den aus § 518 BGB. hergeleiteten Ein⸗ 
wand des Beklagten der Klage gegenüber für durchgreifend. Es erwägt: 
Der Beklagte habe gegenüber ſeiner geſchiedenen Ehefrau durch den Ver⸗ 
trag vom 14. Mai 1912 ſeine geſetzliche Unterhaltspflicht zuläſſigerweiſe 
gemäß § 1580 Abſ. 3 BGB. vertraglich beſchränkt, und er ſei dieſer vertrag- 
lichen Verpflichtung jpäter nachgekommen. Gegenüber ſeiner Tochter ſei 
zwar eine vertragliche Beſchränkung der Unterhaltspflicht nach § 1614 BGB. 
nicht zuläſſig geweſen. Gleichwohl ſtehe dem Kläger, auch ſoweit er den 
Unterhalt der Tochter des Beklagten beſtritten habe, kein Anſpruch aus 
Geſchäftsführung ohne Auftrag zu. Indem der Kläger durch den Abſchluß 
des Vertrages vom 14. Mai 1912 ſich mit der Beſchränkung der Leiſtungen 
des Beklagten auf monatlich 30 % für Frau und Kind einverſtanden er— 
klärte, habe er gewußt, daß nun auch das, was über dieſen Betrag hinaus 
von ihm ſelbſt auf Grund ſeiner eigenen Unterhaltspflicht bezahlt werden 
würde, nicht als von ihm für den Beklagten aufgewendet angeſehen werden 
könne. Er könne alſo bei ſeinen ſpäteren Unterhaltsleiſtungen für Frau 
und Tochter des Beklagten nicht die Abſicht gehabt haben, die betreffenden 
Beträge als Geſchäftsführer des Beklagten aufzuwenden. Ein ſpäteres Ver— 
ſprechen des Beklagten, dem Kläger für dieſe Aufwendungen Erſatz zu ge- 
währen, jet daher ein Schenkungsverſprechen und unterliege der Formvor⸗ 
ſchrift des 8 518 BGB. 

Dieſe Ausführungen ſind inſoweit rechtlich nicht zu beanſtanden, als 
auf Grund des Vertrages vom 14. Mai 1912 ein Erſtattungsanſpruch des 
Klägers wegen ſeiner zum Unterhalt ſeiner Tochter und ſeiner Enkelin 
gemachten Aufwendungen verneint wird. Daraus folgt aber nur, daß die 
Zuwendung der mit der Klage geforderten 10000 . für den Kläger eine 
Bereicherung bedeuten würde. Das reicht indeſſen noch nicht aus, um die 
Zuwendung als eine Schenkung erſcheinen zu laſſen, dazu iſt vielmehr nach 
§ 516 BGB. weiterhin vorausgeſetzt, daß beide Parteien darüber einig ge— 
weſen ſind, daß die Zahlung der 10000 „ an den Kläger unentgeltlich er— 
folgen ſollte. Mit Recht rügt die Reviſion, daß es hinſichtlich dieſes jub- 
jektiven Erforderniſſes des § 516 BGB. an einer Feſtſtellung im Berufungs⸗ 
urteile fehle, daß insbeſondere nicht feſtgeſtellt jei, daß der Beklagte die 
übernommene Verpflichtung als eine unentgeltliche angeſehen habe. Eine 
Prüfung nach dieſer Richtung war um ſo mehr erforderlich, als nach der 
zu unterſtellenden Behauptung des Klägers der Beklagte ſich ihm gegenüber 
erboten haben ſoll, ihm eine angemeſſene Entſchädigung für ſeine Auf— 
wendungen zu zahlen, und die Parteien ſich daraufhin auf eine Zahlung 
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von 10000 .& geeinigt haben ſollen. Darnach wäre die verſprochene Zah— 
lung ausdrücklich als eine Entſchädigung für die Aufwendungen des Klägers, 
alſo als eine entgeltliche Leiſtung vom Beklagten angeboten und von den 
Parteien vereinbart worden. Daß die Aufwendungen des Klägers, wie 
das Berufungsgericht annimmt, auf Grund einer aus dem Vertrage vom 
14. Mai 1912 dem Beklagten gegenüber herzuleitenden Verpflichtung ge- 
macht worden waren und dem Kläger nach dem Vertrage kein Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch gegen den Beklagten zuſtand, ſchloß nicht aus, daß die Par- 
teien nachträglich eine anderweite Abrede treffen und eine Entſchädigung 
für den Kläger feſtſetzen konnten. Eine hierauf gerichtete Abſicht der Par— 
teien würde nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts (vgl. 
Entſch. 94, 322), an der auch gegenüber der in RGR. Komm. 3. Aufl. Anm. 4 
zu. § 516 BGB. entwickelten entgegengeſetzten Meinung feſtzuhalten ijt, die 
Auffaſſung des Abkommens als eines Schenkungsverſprechens ausſchließen, 
weil die Beteiligten nicht darüber einig waren, daß die Zuwendung unent- 
geltlich erfolgte. Handelte es ſich aber nicht um ein Schenkungsverſprechen, 
fo war auch für eine Anwendung des $ 518 BGB. kein Raum.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 28.95 ebr. 1921. . w. W. (OLG. 

Hamburg). IV. 509/20. | 


139. Kein Rücktrittsrecht aus § 326 BGB. wegen pofitiver Vertrags- 
verletzung beim Dienftvertrag. 
BGB. §§ 326. 626. 

Durch Schreiben vom 12. März 1915 kündigte der Kläger der beklagten 
Gewerkſchaft ſeine Stellung als Geſchäftsführer auf Ende des Monats, weil 
er in verſchiedenen näher aufgezählten Punkten vertragswidrig behandelt 
worden ſei. Mit der Klage forderte er Rückerſtattung von 10000 , indem 
er behauptete, dieſer Betrag ſei als Sicherheit für die gewiſſenhafte Ver— 
richtung ſeiner Dienſtobliegenheiten gezahlt worden, ſo daß der Grund der 
Zahlung mit der Löſung des Dienſtverhältniſſes weggefallen ſei. Die Klage 
wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Als einziger Klaggrund bleibt nur die Behauptung, der Kläger jei. 
wegen poſitiver Vertragswidrigkeit der Beklagten vom Vertrage zurück— 
getreten. Das Berufungsgericht iſt hierauf näher eingegangen und hat 
Punkt für Punkt auseinandergeſetzt, daß und warum die für den Rück- 
tritt geltend gemachten Gründe unſtichhaltig ſind. Indes können dieſe Er— 
wägungen dahingeſtellt bleiben, jo daß auch der dagegen gerichtete Revi- 
ſionsangriff keiner Erörterung bedarf. So wenig der Tatbeſtand des § 326 
BGB. beim Dienſtvertrag ein Rücktrittsrecht verleiht (vgl. RGEntſch. 92, 
158), ſo wenig gibt es bei dieſem Vertrage einen Rücktritt wegen poſitiver 
Vertragsverletzung. An deſſen Stelle tritt nach § 626 BGB. das Recht, 
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den Vertrag aus wichtigen Gründen vor Ablauf des vereinbarten Endter⸗ 
mins zu kündigen; neben dieſem Kündigungsrecht iſt für ein gaſetzliches 
Rücktrittsrecht kein Raum.“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 4. Febr. 1921. K. w. Niederſ. 
Kalkw. (CLG. Celle). II. 347/20. 


140. Verpflichtung des Zahnarztes, feinen, Gehilfen eine diebesfichere 
Kleiderablage zur Verfügung zu ſtellen. 
Vgl. oben Nr. 50 und die beiden folg. Nr. 
BGB. §§ 618. 241. 

Der Klägerin, die beim Beklagten als zahnärztliche Gehilfin angeſtellt 
war, wurde am 28. Dez. 1919 aus dem verſchloſſen gehaltenen Vorſaal der 
Wohnung ihres Dienſtherrn ein Pelzkragen geſtohlen, den ſie an dem Kleider— 
geſtell abgelegt hatte, das auch von den zur Sprechſtunde kommenden Kranken 
benutzt wurde. Sie nahm den Beklagten auf Erſatz des Schadens in An- 
ſpruch. Die Klage wurde in 1. Inſtanz abgewieſen, vom OLG. für be⸗ 
gründet erklärt. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Klägerin hatte ihre Arbeitsſtelle beim Beklagten, wohnte aber 
nicht bei ihm, ſondern fand ſich regelmäßig bei ihm ein. Ihre Arbeiten 
als zahnärztliche Gehilfin im Sprechzimmer des Beklagten konnte ſie nicht 
in ihrer Überkleidung verrichten. Das wäre undurchführbar geweſen und 
hätte auch der Beklagte nicht geduldet. Sie brauchte daher einen Platz, 
wo jie ihre Überkleidung und was fie ſonſt etwa bei ſich trug: Mantel, Hut, 
Pelzkragen, Handſchuh, Handtaſche, Regenſchirm, Überſchuhe und der— 
gleichen, ablegen konnte. Den Platz hatte ihr der Beklagte anzuweiſen. 
»Das war eine Nebenverpflichtung, die ſich aus ſeinem Dienſtvertrag mit 
ihr ergab. s 

Der Beklagte hat ihr auch einen ſolchen Platz angewieſen, und zwar 
einen Kleiderſtänder in dem nach außen verſchloſſen gehaltenen Vorſaal 
ſeiner Wohnung. Er meint, er habe damit ſeine Verpflichtung erfüllt und 
auch der ihm nach § 276 obliegenden Sorgfaltspflicht genügt, denn dieſelbe 
Einrichtung werde auch von den Beſuchern ſeiner zahnärztlichen Sprech— 
ſtunde regelmäßig zur Kleiderablage benutzt. 

Allein aus dem Dienſtvertrag über ärztliche Behandlung läßt ſich eine 
Nebenverpflichtung des Arztes, ſeinen Sprechſtundenbeſuchern eine Vor— 
richtung zum Kleiderablegen einzuräumen, ſchwerlich herleiten. Wenn 
ihnen der Arzt im Vorſaal ſeiner Wohnung Geſtelle und Haken dafür zur 
Verfügung ſtellt, ſo erweiſt er ihnen im Zweifel einen Gefälligkeitsdienſt,. 
der ihn, wie das Reichsgericht (Bd. 99 S. 36) zutreffend ausführt, zwar 
dazu verpflichtet, den Vorſaal geſchloſſen zu halten, nicht aber auch dazu, 
die abgelegten Sachen dauernd überwachen zu laſſen und jeden Benutzer 
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gegen diebiſche Griffe der Mitbenutzer zu ſchützen. Auf das Rechtsver- 
hältnis des Arztes zu ſeiner Angeſtellten laſſen ſich dieſe Grundſätze nicht 
ohne weiteres anwenden. Denn während ſich der Sprechſtundenbeſucher 
regelmäßig nach ſeinem Belieben entſchließen kann, ob er die Überkleider 
im Vorſaal ablegen oder bei ſich behalten und ins Sprechzimmer mitnehmen 
will, war die Klägerin durch ihren Dienſt genötigt, ſich der Überkleider 
zu entledigen, und durch ihre Berufstätigkeit verhindert, ſie während⸗ 
deſſen im Auge zu behalten. Schon mit Rückſicht auf dieſe Sachlage ließ ſich 
der Schluß rechtfertigen, daß der Beklagte ſeine Nebenverpflichtung der 
Klägerin gegenüber durch Anweiſung des auch Dritten zugängigen Platzes 
nicht mit der nach § 276 gebotenen Sorgfalt erfüllt habe. 

Nun kommt aber Folgendes hinzu: Die Beklagte hatte einige Zeit vor 
dem Diebſtahl den Beklagten darauf aufmerkſam gemacht, daß nach ihrer 
Anſicht der Ort, wo ſich die Kleiderablage befand, gegen Diebesgriffe keine 
genügende Sicherung biete, und der Beklagte hatte ihr darauf geantwortet, 
ſie könne den Pelz ruhig dahinhängen, dort werde ſchon nichts weggenom⸗ 
men, die Sprechſtundenbeſucher pflegten dort auch ſtets ihre Sachen abzu— 
legen. Hiernach iſt der Beklagte vor der drohenden Gefahr durch die Klägerin 
deutlich gewarnt worden und hat durch Nichtbeachtung dieſer Warnung 
zweifellos fahrläſſig gehandelt. Er haftet demnach der Klägerin auf Schaden⸗ 
erſatz wegen des Diebſtahls, der, wie nach dem Vorbringen beider Par⸗ 
teien anzunehmen iſt, zweifellos einem Sprechſtundenbeſucher zur Laſt fällt. 
Das Berufungsgericht iſt ſogar der Auffaſſung der Klägerin beigetreten, 
daß der Beklagte durch ſeine beruhigende Erwiderung die Diebſtahlsgefahr, 
die der Klägerin infolge der Mitbenutzung der Kleiderablage durch die Sprech⸗ 
ſtundenbeſucher drohte, ausdrücklich auf ſich genommen hat. Dieſe Aus⸗ 
legung feiner Erwiderung iſt durch $ 157 geboten, denn der Beklagte hat 
die Klägerin dadurch annehmbar abgehalten, darauf zu dringen, daß er ihr 
einen Kleiderhaken an einer andern, dem Zugriff der Sprechſtundenbeſucher 
nicht ſo völlig ſchutzlos preisgegebenen Stelle ſeiner Wohnung anwies. 

Die Anſicht des Landgerichts, daß der Pelzkragen ein koſtbares Schmuck⸗ 
ſtück ſei, das nicht zu ihrer notwendigen Kleidung gehöre und für das der 
Beklagte deshalb keinen Aufbewahrungsort zu gewähren habe, iſt nicht zu 
billigen. Für Frauen und Mädchen nicht nur aus den wohlhabenden, ſon⸗ 
dern auch aus den mittleren Ständen gehört im Winter der Pelzkragen viel⸗ 
fach zur regelmäßigen Überkleidung, und der Preis von 1500 /, den der 
Pelzkragen der Klägerin gekoſtet hatte, überſteigt nicht weſentlich die Preiſe, 
die auch für andere, zweifellos notwendige Überkleidungsſtücke, z. B. Damen⸗ 
mantel, zur Zeit angelegt werden müſſen.“ 

Urteil des OLG. in Dresden (2. Sen.) v. 2. Mai 1921. Sch. w. M. 

2. O. 51/21. Ch. 
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141. Keine Baftung. des Speifewirts für Abhandenkommen der an 
den Garderobehaken hängenden Kleidungsftüde der Gäſte. 
Vgl. vor. N. m. N. 
BGB. §§. 688. 241. 

Dem Kläger wurde, während er als Gaſt im Café des Beklagten weilte, 
fein Überzieher, den er in einem zwiſchen Billardzimmer und Cafe be- 
findlichen, zur Ablage von Garderobe eingerichteten Raume aufgehängt 
hatte, geſtohlen. Eine Abnahme der Garderobe durch Angeſtellte des Be⸗ 
klagten war nicht erfolgt. Jeder Gaſt hing vielmehr ſeine Garderobe nach 
Belieben ſelbſt dort oder an den Garderobenhaken, die ſich an den Wänden 
des Cafèraumes befinden, auf. Der Kläger machte den Beklagten auf 
Grund eines entgeltlichen Verwahrungsvertrages haftbar und verlangte 
2200 % Schadenerſatz. Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Ein Verwahrungsvertrag iſt nach dem unſtreitigen Sachverhalt nicht 
zuſtande gekommen. In öffentlichen Lokalen pflegt zwar vom Wirt eine 
Gelegenheit zum Aufhängen ihrer Garderobe den Gäſten zur Verfügung 
geſtellt zu werden, ein ſtillſchweigender Vertragsantrag, den der Gaſt dann 
durch Benutzung der Gelegenheit annimmt, kann aber in dieſem Verhalten 
des Wirts nicht erblickt werden. Nach den Anſchauungen des Verkehrs 
handelt vielmehr der Gaſt auf eigene Gefahr, wenn er ſeine Garderobe 
nicht ſo ablegt, daß er ſie im Auge behält. Wenn eine Abnahme der Garde⸗ 
robe durch Angeſtellte des Wirts nicht ſtattfindet, iſt dieſer regelmäßig nicht 
in der Lage, eine wirkſame Kontrolle darüber auszuüben, ob die aufgehängte 
Garderobe auch nur von dem dazu Berechtigten entfernt wird. Das weiß 
jeder Gaſt und deshalb iſt er ſich deſſen auch bewußt, daß er ſeine Garde⸗ 
robe einer gewiſſen Gefahr ausſetzt, wenn er ſich von ihr trennt. Wer dieſe 
Gefahr nicht tragen will, muß entweder ſeine Garderobe bei ſich behalten, 
ſoweit ein von ihm zu überwachender Platz zum Aufhängen nicht vorhanden 
oder frei iſt, oder den Beſuch des Lokals unterlaſſen. Auch aus der allge» 
meinen Verpflichtung des Wirts, die Einrichtungen in ſeinem Lokal für 
ſeine Gäſte gefahrlos zu geſtalten, läßt ſich im vorliegenden Fall eine Haf— 
tung des Beklagten nicht begründen, da, wie bereits ausgeführt, es ſich hier 
um Gefahren handelt, die üblicherweiſe der Gaſt ſelbſt zu tragen hat, und 
der Wirt nicht in der Lage iſt, den Gaſt vor Verluſt zu ſchützen. Bei anderer 
Beurteilung würde man dem Speiſewirt eine ähnlich weitgehende Haftung 
aufbürden, wie fie nach ausdrücklicher Vorſchrift der §§ 701 ff. BGB. und 
aus beſonderer, für den Speiſewirt nicht zutreffenden Erwägungen dem 
Herbergswirt auferlegt iſt. Das würde mit dem Geſetz nicht vereinbar ſein. 
Wenn der RGR. Komm. zu § 690 BGB. die Anſicht vertritt, daß auch 
ohne beſondere Vergütung die Entgeltlichkeit des Verwahrungsvertrages 
über die Garderobe in einer Gaſtwirtſchaft anzunehmen iſt, ſo iſt dabei 
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offenſichtlich nur an den Fall gedacht, daß ein ausdrücklicher Verwahrungs⸗ 
vertrag geſchloſſen ift, was hier gerade verneint iſt. Der Schadenerjaß- 
anſpruch iſt alſo nicht gerechtfertigt.“ 
Urteil des OLG. Kiel (3. Sen.) v. 27. Okt. 1920. K. w. G. U II 342/20. 
Schl. Holſt. Anz. 1921 S. 17. 


142. Nichthaftung der Zechen für Entwendung der von den Berg- 
leuten in den Kauen abgelegten Kleidungsſtücke. 
Vgl. oben Nr. 50 u. die beiden vorſteh. Nr; 58 Nr. 30. 
BGB. §§ 688. 618. 241. GewO. § 1208 

Dem bei der Beklagten beſchäftigten Bergmann Sch. wurden am 
4. März 1919 die in der Waſchkaue der Beklagten abgelegten Kleidungs⸗ 
ſtücke entwendet. Für den Wert derſelben nahm der Kläger, welchem Sch. 
ſeine auf 648 % bezifferte Schadenerſatzforderung abgetreten hatte, die 
Beklagte in Anſpruch. 

Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Kauendiebſtähle“, d. h. Entwendungen von Kleidungsſtücken der Berg⸗ 
leute aus den von den Zechenverwaltungen in Verbindung mit den Schacht- 
einfahrten hergerichteten, zum Umkleiden und Baden der Arbeiter be— 
ſtimmten Räumen, und darauf geſtützte Klagen gegen die Zechen ſind häufig. 
Vor dem Kriege, als ein vollſtändiger Arbeitsanzug vom Hut bis zu den 
Schuhen ſelten mehr als 100 % koſtete, entſchieden über derartige Klagen 
die Berggewerbegerichte in der Regel endgültig (88 1, 55, 82 GewGG. 
vom 20. Sept. 1901), und zwar, ſo weit bekannt geworder, in feſtſtehender 
Übung dahin, daß eine Schadenerſatzpflicht der Zechen geſetzlich nicht beſtehe. 

Während das Geſetz bei dem Gaſtaufnahmevertrage dem Gaſtwirte die 
Haftung für den Verluſt der eingebrachten Sachen des Reiſenden als Regel 
auflegt ($ 701 BGB.), gibt es beim Dienſtvertrage nur Schutzvorſchriften 
im Intereſſe des Lebens und der Geſundheit des Arbeiters ($ 618 BGB.), 
ohne eine Haftung des Arbeitgebers für eingebrachte Arbeiterkleidung aus- 
zuſprechen. Auch die Gewerbeordnung (§ 120 a) verpflichtet den Gewerbe- 
unternehmer zur Regelung des Betriebes, Einrichtung von Räumen uſw. 
nur zum Zwecke des Schutzes des Arbeiters gegen Gefahren für Leben und 
Geſundheit — ebenſo die für den Betrieb der Beklagten geltende Berg— 
polizeiverordnung des Oberbergamts Dortmund vom 1. Jan. 1911 (Reg.⸗ 
Amtsbl. Arnsberg 1911 Beil. zu Stück 7 vom 17. Febr. 1911), welche die 
Vorſchriften über die Einrichtung der Mannſchaftskauen (88 345 bis 349) 
unter der Überſchrift: „XIV, 4: Maßnahmen und Einrichtungen zum Schutze 
der Geſundheit“ bringt und es anſcheinend gefliſſentlich vermeidet, über die 
in jeder Mannſchaftskaue vorhandene Kleiderablage zu reden. Fehlt es 
hiernach an einer ausdrücklichen Fürſorge des Geſetzgebers für die von dem 
Arbeiter auf dem Wege zur Betriebsſtätte getragene, für die Arbeitszeit 
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abgelegte Kleidung, jo hat doch die Verkehrsnotwendigkeit dazu geführt, 
daß in vielen größeren, auch in kleineren gewerblichen Betrieben eine 
Kleiderfürſorge durch den Arbeitgeber tatſächlich ausgeübt wird. Insbeſon⸗ 
dere iſt dies im Bergwerksbetriebe der Fall; es gibt keine Mannſchaftskaue, 
in welcher nicht von der Zeche hergeſtellte und unterhaltene Einrichtungen 
zur Aufnahme der abgelegten Arbeiterkleidung beſtänden, weil es keinen 
Bergmann gibt, der nicht vor dem Einfahren die auf dem Wege zur Zeche 
benutzte Straßenkleidung ablegte und gegen die Gruben- oder Arbeits⸗ 
kleidung umtauſchte. 

Es fragt ſich, ob und welche rechtlichen Verpflichtungen die Zeche 
gegenüber ihren Arbeitern dadurch übernimmt, daß ſie — dieſer Verkehrs⸗ 
notwendigkeit ſich anpaſſend — in der Kaue die bekannte Vorrichtung zur 
Aufnahme und Sicherung der abgelegten Kleider anbringt und ſie den 
Arbeitern zur Benutzung überläßt. 

Die Annahme, daß zwiſchen der Zeche und dem ſeine Kleider ein— 
bringenden Bergmanne ein Verwahrungsvertrag — § 688 BGB. — ab- 
geſchloſſen werde mit der Folge, daß im Zweifel die Zeche die Unmög— 
lichkeit der Rückgabe der Kleider zu vertreten habe — $ 282 BGB. —, iſt 
abzulehnen. Die Zeche überläßt lediglich dem Bergmanne die Benutzung 
der Kaue und der zur Aufnahme der Kleider dienenden Aufzugvorrich— 
tung, ohne daß aber ihr die Kleider „übergeben“ würden; ſie prüft nicht, 
welche Gegenſtände der einzelne ablegt und nimmt ſie nicht in Beſitz; der 
Bergmann bleibt Beſitzer der in der Kaue zurückgelaſſenen Sachen, auch 
wenn er durch ſeine Beſchäftigung im Betriebe zeitweilig an der Einwir⸗ 
kung auf ſie behindert iſt; die Zeche übernimmt es nicht, die Gegenſtände 
„aufzubewahren“; es fehlt ihr der Aufbewahrungswille und ſie tritt auch 
zu den Sachen nicht in eine ſolche körperliche Beziehung, daß fie als „Ver⸗ 
wahrer“ derſelben zu bezeichnen wäre. 

Anderſeits geht es nicht an, jede rechtliche Verpflichtung der Zeche 
gegenüber dem Bergmanne zu verneinen. Vielmehr iſt anzunehmen, daß 
der Zeche eine gewiſſe Fürſorge- und Überwachungspflicht hinſichtlich der 
in der Kaue abgelegten Sachen obliegt als unentgeltliche, neben den Pflichten 
aus dem Dienſtvertrage beſtehende Nebenleiſtung, zu welcher ſie kraft einer 
ſtillſchweigend mit dem Arbeiter getroffenen Vereinbarung rechtlich ver- 
pflichtet iſt (§ 241 BGB.). Die hiergegen geltend gemachten rechtlichen 
Bedenken ſind nicht ſtichhaltig. Alle in das Rechtsleben eingreifenden Vor⸗ 
gänge ſind bei der Prüfung ihrer Bedeutung nach Treu und Glauben unter 
Berückſichtigung der Verkehrsſitte zu beurteilen (vgl. § 157 BGB.). Zum 
Beweiſe einer rechtlich bindenden Vereinbarung dienen nicht nur mündliche 
oder ſchriftliche Erklärungen der Beteiligten, vielmehr auch ihr in die äußere 
Erſcheinung tretendes Verhalten, und es iſt zuläſſig, aus dieſem Verhalten 
bei Würdigung der Umſtände zurückzuſchließen auf das, was die Beteiligten 
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übereinſtimmend wollen. Die Tatſache des allgemeinen Beſtehens der 
durch Geſetz oder ausdrückliche Abrede nicht geforderten Einrichtung und 
die Tatſache der in fortdauernder gleichmäßiger Übung erfolgenden Be- 
nutzung dieſer Einrichtung durch die Belegſchaftsmitglieder rechtfertigt den 
Schluß, daß die Zechen mit dieſer Einrichtung und der Gewährung ihres 
Gebrauches nicht etwa den Arbeitern einen Gefälligkeitsdienſt erweiſen, 
eine Wohltätigkeitsveranſtaltung treffen wollen, deren Leiſtung oder Nicht⸗ 
leiſtung von ihrer Willkür abhinge. Es handelt ſich dabei vielmehr um eine 
durch die Verkehrsnotwendigkeit gebotene Leiſtung der Zechen, die, wie 
nicht zu bezweifeln, von ſeiten der Belegſchaft als ihr Recht beanſprucht 
wird. Wer ſich der ſchutzbedürftigen Forderung eines anderen anpaßt und 
fortgeſetzt ſtillſchweigend fügt, würde wider die Verkehrsmoral verſtoßen, 
wenn er ſeine Leiſtung als rechtlich nicht geſchuldet und in ſeinem freien 
Belieben ſtehend hinſtellen wollte. Das Vorhandenſein der Einrichtung 
und die ſtetige Gebrauchsüberlaſſung ſind mithin als der Ausdruck des auf 
ſeiten der Zechen unausgeſprochen vorhandenen Bindungswillens und als 
Anerkenntnis des gegenüberſtehenden Anſpruchs der Arbeiter zu bewerten. 

Eine erſchöpfende Feſtlegung des näheren Inhalts der Fürſorge- und 
Überwachungspflicht (nicht: Verwahrungspflicht) der Zechen iſt hier nicht 
am Platze. Allgemein iſt zu ſagen, daß ihnen die Sorge für die fortdauernde 
ſachgemäße Benutzbarkeit der zur Aufnahme der Kleidungsſtücke beſtimmten 
Vorrichtungen zufällt. Dazu wird unter anderem gehören, daß die Ketten 
der Aufzüge ſtark und haltbar hergeſtellt ſind und unterhalten werden; daß 
die Brettſchrauben der Verſchlußvorrichtung inſtandgehalten und gelockerte 
Schrauben wieder gehörig befeſtigt ſowie fehlende Schrauben erſetzt werden; 
daß das Vorhängeſchloß, ſofern die Zeche es jelber liefert und nicht die An- 
ſchaffung dem Arbeiter überläßt, zweckdienlich beſchaffen und nicht mühelos 
mit Nachſchlüſſel zu öffnen iſt. Die Zechen werden auch, entſprechend der 
allgemeinen Übung, die Kauen während der Zeit, in welcher der Arbeiter 
im Betriebe beſchäftigt oder zu Hauſe iſt, gehörig unter Verſchluß und 
Aufſicht zu halten und ſie nur zum Schichtwechſel zu öffnen haben. 

Die meiſten oder faſt alle Kauendiebſtähle werden begangen während 
des Schichtwechſels durch Kameraden des Beſtohlenen, welche in dem bei 
ſtarker Belegſchaft unvermeidbaren, öfter eine Stunde und länger andauern⸗ 
den Andrange von gleichzeitig hundert oder mehr Leuten ſich an fremde 
Aufzugvorrichtungen heranmachen und dazu mit Vorliebe die Zeit benutzen, 
während welcher der Betreffende ſich im Nebenraume unter der Brauſe 
befindet oder aber wegen ſpäterer Benutzung der Ausfahrt überhaupt noch 
nicht in die Kaue eingetreten iſt. Durchweg lehnen die Zechenverwaltungen 
die Haftung für die während des Schichtwechſels ausgeführten Diebſtähle 
ab mit der Begründung, daß ſie außerſtande ſeien, ſolche zu verhüten. Die 
Entſcheidung darüber, ob dieſer Standpunkt richtig iſt, iſt dem oben über 
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den Rechtsgrund der den Zechen obliegenden Fürſorgepflicht Geſagten zu 
entnehmen. Es handelt ſich um eine aus dem tatſächlichen Verhalten der 
Beteiligten zu folgernde ſtillſchweigende Vereinbarung. Der Verpflichtungs⸗ 
wille der Zechen beſteht aber als Verpflichtungsgrund nur in dem Um⸗ 
fange, als er durch die erkennbar vorliegenden Tatſachen erklärt iſt. Daraus 
ergibt ſich, daß die Zechen, indem ſie ihren Leuten die Vorrichtung zur 
Kleiderablage anbieten, den das Angebot Annehmenden die Sicherheit für 
Verluſt oder Beſchädigung nur innerhalb des Rahmens der beſtehenden 
Einrichtung gewährleiſten. Sie haben demnach nur für diejenige Sicher⸗ 
heit einzuſtehen, die nach der ganzen Art der Anlage billigerweiſe erwartet 
werden darf. Genügt dieſe Sicherheit nicht dem, was die Arbeiter glauben 
verlangen zu dürfen, ſo ſind ſie auf den Weg des vertraglichen Überein— 
kommens oder der Geſetzgebung zu verweiſen. Den Gerichten fehlt das 
Recht, hier ergänzend einzugreifen. 

Bei der Erfüllung der Verpflichtung, nach Maßgabe der beſtehenden 
Einrichtung die Fürſorge für die Kleidungsſtücke auszuüben, haben die 
Zechen nach allgemeinen Grundſätzen (§ 276 BGB.) Fahrläſſigkeit zu ver- 
treten und den Beſchädigten für den durch ihr Verſchulden entſtandenen 
Schaden aufzukommen. Der Beſchädigte hat die Behauptungs- und Be⸗ 
weislaſt dafür, daß die Zeche die Verkehrsſorgfalt außer acht gelaſſen und 
dadurch den Schaden verurſacht hat (vgl. RGEntſch. 66, 291). Führt er 
den Beweis nicht, ſo fällt der Schaden in das Gebiet des Zufalls, für den 
die Zeche nicht haftet. — Daneben hat auch der Arbeiter, welcher ſich der. 
von der Zeche angebotenen Anlage bedient, ſelber auf die Sicherung ſeines 
Eigentums nach den Anforderungen der Verkehrsſorgfalt bedacht zu ſein, 
und eine ihm in dieſer Beziehung zur Laſt fallende Fahrläſſigkeit würde 
unter Umſtänden gegen ihn die Einrede des mitwirkenden Verſchuldens 
begründen; § 254 BGB. Namentlich wird er, nachdem er die Kleider in 
die Höhe gezogen, die den unteren Teil der Aufzugsſchnur bildende Kette 
gegen die Gefahr des Abſtreifens von den Schnurſtiften dadurch zu ſchützen 
haben, daß er ein genügend ſicheres Schloß um die Kette legt, den Schloß⸗ 
bügel durch die Oſe des Schnurſtifts oder durch den an der Kette vorhan⸗ 
denen Ring oder durch die Maſchen der Kette ſteckt, das Schloß abzieht 
(abſchließt) und den Schlüſſel an ſich nimmt. Die häufig beobachtete Tatſache, 
daß der Bergmann ſeine Aufzugvorrichtung ungeſichert läßt, indem er über- 
haupt kein Schloß verwendet oder das angelegte Schloß nicht abſchließt, wird 
in der Regel als grober Verſtoß gegen die Verkehrsſorgfalt zu gelten haben. 

(Zu den Rechtsausführungen vgl. Seuff Arch. Bd. 58 Nr. 30; Leipz. Z. 1919 Sp. 919; 

„Gewerbe- und Kaufmannsgericht“ 1919. Sp. 26; 1918 Sp. 185; „Geſetz und 

Recht“ 1920 S. 121). 

Nach dem Geſagten iſt es nicht Sache der Beklagten, zu beweiſen, daß 
der Schaden des Rechtsvorgängers des Klägers auf einem von ihr nicht zu 


142. Dienſtvertrag. 231 


vertretenden Umſtande beruhe; vielmehr hat der Kläger darzulegen, daß 
und inwiefern die Beklagte ihre Fürſorge⸗ und Überwachungspflicht ſchuld⸗ 
haft verletzt und ſo den Schaden des Sch. verurſacht habe. Sch. fand, als 
er am 4. März 1919 nach der Frühſchicht die Kaue betrat und feine Auf- 
zugvorrichtung herabließ, ſeine Kleidungsſtücke nicht mehr vor; das angeb⸗ 
lich angelegte und abgeſchloſſene Schloß war entfernt und nicht zu finden. 
Im übrigen hat der Kläger nähere Angaben darüber, wann und wie der 
Diebſtahl ausgeführt wurde, nicht machen können. Es iſt außer Streit, 
daß die Kleiderablage, welche die Beklagte ihren Bergleuten zur Verfügung 
ſtellt, die allgemein gebräuchlichſte iſt. Ebenjo iſt unſtreitig, daß die Be⸗ 
klagte die Kaue unter Verſchluß und Aufſicht gehalten und nur für den 
Schichtwechſel wieder geöffnet hat. Anſcheinend iſt der Diebſtahl während 
des Schichtwechſels und von jemandem verübt, welcher früher als Sch. aus 
der Grube ausfuhr und die Kaue vor Eintritt des Beſtohlenen benutzte. 
Der Kläger erblickt das Verſchulden der Beklagten darin, daß dieſe es unter⸗ 
laſſen habe, die von dem Bergrat V. in ſeinem Gutachten vorgeſchlagenen 
Sicherungsmaßnahmen zu treffen, deren Ausführung den Diebſtahl ver⸗ 
hindert haben würde. Der Sachverſtändige nimmt an, daß die Zechen tu 
der Lage ſeien, einen beſſeren Schutz der Kleiderablagen durch gewiſſe ohne 
erhebliche Koſten herſtellbare Anderungen der beſtehenden Einrichtung zu 
ſchaffen. Dem Kläger kann nicht darin gefolgt werden, daß die Nichtbeach— 
tung der V.ſchen Vorſchläge ſchlechthin ein Verſchulden der Beklagten dar⸗ 
ſtelle. Daß eine Einrichtung ihre Mängel hat und durch eine vollkommenere 
erſetzt werden kann, macht ihr Beſtehenlaſſen nicht unter allen Umſtänden 
zu einer ſchuldhaften Handlung, und die Unterlaſſung der Verbeſſerung iſt 
nicht in jedem Falle ein Mangel an Verkehrsſorgfalt (RG. in „Recht“ 1910 
Nr. 2167; 1912 Nr. 376; 1914 Nr. 2240). Das wird beſonders dann zu 
gelten haben, wenn der beſtehende Zuſtand jahrelang unbeanſtandet ertragen 
iſt. Grundſätzlich iſt auch hinſichtlich der Zechenkauen daran feſtzuhalten, 
daß nicht jede Unterlaſſung einer Vervollkommnung der Kleiderablage den 
Zechen zum Vorwurf gereicht, daß die Unterlaſſung vielmehr nur dann 
ſchuldhaft iſt, wenn die Anderung geeignet iſt, Kauendiebſtähle zu verhüten 
oder doch weſentlich zu erſchweren und ihre Einführung im Rahmen der 
beſtehenden Einrichtung bleibt, ſo daß das Verlangen der Neuerung nicht 
unbillig erſcheint. Prüft man hiernach die von dem Bergrat V. befür⸗ 
worteten Herſtellungen, jo kann in deren Nichtausführung keine Fahrläſſig⸗ 
keit der Beklagten gefunden werden. Jedenfalls erhellt nicht, daß die Ein⸗ 
richtung einen zuverläſſigen Schutz gegen Diebſtahl ſchaffen würde.“ 
Urteil des OLG. in Hamm (2. Sen.) v. 29. Okt. 1920 i. S. Sch. w. 
Gewerkſchaft V.⸗M. 2 U 205/19. N- t. 
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143. Die auf Grund einer vermeintlichen, in Wahrheit nicht beftehen- 
den Verpflichtung vorgenommene Tilgung der Schuld eines Dritten 
begründet keinen Bereicherungsanſpruch gegen den Fahlungsempfänger. 
Vgl. 75 Nr. 157. 69. Nr. 103 m. N. 
GB. §§ 812. 813. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die klagende Bank hat die Anweiſung des J., der Beklagten 6000 . 
zu überweiſen, irrtümlich zweimal ausgeführt, das erſtemal auf Grund des 
telephoniſch ertellten Auftrags, das zweitemal auf Grund ſeiner brieflichen 
Beſtätigung. Beide für Rechnung von J. ausgeführten Überweiſungen 
dienten alſo in Wahrheit der Erledigung eines und desſelben Auftrags, 
und die zweite iſt in Unkenntnis darüber erfolgt, daß der Auftrag ſchon 
ausgeführt war, alſo auf Grund der irrigen Annahme einer dazu kraft un- 
ausgeführten Auftrags beſtehenden Verpflichtung. 

Die Klägerin erblickt in dieſer durch die zweite Überweiſung bewirkten 
Vermögensverſchiebung, die ein Irrtum ausgelöſt hat, einen Vorgang, der 
unbekümmert um die Beziehungen zwiſchen der Beklagten und J., für den 
die Überweiſung erfolgte, in ſeinen rechtlichen Wirkungen lediglich das Ver⸗ 
hältnis der Klägerin zur Beklagten als der Empfängerin der durch ein Ver⸗ 
ſehen ihr zugefloſſenen Leiſtung ergreift und deren Vermögen auf ihre 
Koſten bereicherte, einerlei, ob die Beklagte auch die zweiten 6000 „ von 
J. zu fordern hatte oder nicht. Umgekehrt vertritt die Beklagte die Anſicht, 
daß ſie in ihrem Vermögen durch die für Rechnung des J., wenn auch ver⸗ 
ſehentlich überwieſenen zweiten 6000 .# dann nicht bereichert ſei, wenn 
ſie dieſen Betrag von J. zu fordern hatte. 

Die Rechtsauffaſſung der Beklagten muß als die richtige bezeichnet 
werden. Sie entſpricht dem in der Literatur und in der Rechtſprechung 
vertretenen Grundſatz, daß, wer die Schuld eines Dritten für dieſen infolge 
des irrigen Glaubens, dieſem hierzu verpflichtet zu ſein, tilgt, keinen Rück⸗ 
forderungsanſpruch gegen den Empfänger hat, da in dem Falle dieſer nur 
das erhält, was er zu fordern hatte. Der Zahlende iſt daher auf ſeinen 
Rückgriff gegen den befreiten Schuldner beſchränkt. Dieſer, ſchon für das 
gemeine Recht (vgl. Dernburg Band II § 141 Nr. 14 — l. 44 D de condic- 
tione indebiti 12, 6) anerkannte Satz hat auch unter der Herrſchaft des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ſeine Geltung nicht eingebüßt (vgl. Dernburg, 
bürg. Recht II, 2 8 375 III, 2, Oertmann § 814; RGR. Komm. § 812 Anm. 6; 
RGeEntſch. 60, 29; Jur. W. 1912, 788). Vorausſetzung feiner Anwendung 
auf den Streitfall ijt aber, daß durch die Überweiſung der zweiten infolge 
des Irrtums, der Auftrag des J. ſei noch nicht ausgeführt, der Beklagten 
zugefloſſenen 6000 . dieſe nur das erhalten hätte, was fie von J. zu for⸗ 
dern hatte, alſo eine Verbindlichkeit ihres Schuldners getilgt iſt. Dieſe 
Vorausſetzung fehlt. Aus dem eigenen Vortrag der Beklagten ergibt ſich 
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vielmehr, daß ſie die 6000 % auch in ihrem Verhältnis zu J. ohne redht- 
lichen Grund erhalten hat. Im Zeitpunkt der Überweiſung ſchuldete dieſer 
lediglich 6000 .K. für Ware, die er von der Beklagten gekauft hatte. Daneben 
beſtand die ganz loſe Abrede, daß J., falls er weitere Geldbeträge einſandte, 
weitere Ware erhalten ſolle. Aus ſolcher Abrede erwuchs der Beklagten noch 
kein Zahlungsanſpruch gegen J., den zu tilgen die irrtümliche Uberweijung 
geeignet war, ſo daß dieſe als zur Zahlung einer Schuld des J. geleiſtet 
gelten könnte.“ 


Urteil des OLG. in Hamburg (5. Sen.) v. 28. Mai 1920. D. N. Bank 
w. M. Bf. V 63/20. Gr. 
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144. Haftung des Reichsmilitärfisfus für den Schaden, der von Soldaten 
in Ausübung ihres Dienſtes angerichtet wird. 
BGB. § 839; RBHaftpfl. G. v. 22. 5. 1910, 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Durch die amtliche Auskunft der 3. Erſatz⸗Batterie des Feld⸗Art.⸗ 
Regts. 45 iſt feſtgeſtellt, daß ſich der Beklagte bei Abgabe des Schuſſes in 
der Nacht vom 16. zum 17. Nov. 1918, durch den das Pferd des Klägers 
getötet worden iſt, im militäriſchen Patrouillendienſt befunden hat. Der 
Beklagte befand ſich ſonach bei der Handlung, wegen deren er vom Kläger 
auf Schadenerſatz in Anſpruch genommen wird, in Ausübung öffentlicher 
Gewalt. Er führte die Schußwaffe in Ausführung des ihm von ſeiner vor⸗ 
geſetzten Dienſtbehörde erteilten Befehls bei ſich und handhabte ſie, als der 
das Pferd des Klägers tötende Schuß aus ſeiner Waffe fiel, in dienſtlicher 
Verrichtung. 

Hiernach iſt eine perſönliche Inanſpruchnahme des Beklagten wegen 
des durch die Tötung des Pferdes dem Kläger entſtandenen Schadens aus 
§ 823 BGB. nicht gegeben. Vielmehr konnte dieſer ſich wegen dieſes An- 
ſpruchs auf Grund des Reichsbeamtenhaftpflicht⸗Geſetzes v. 22. Mai 1910 
nur an den Reichsmilitärfiskus halten. Es kann dabei die vom Landgericht 
bejahte Frage, ob der letztere für Anordnungen der Arbeiter- und Soldaten⸗ 
räte haftbar zu machen iſt, dahingeſtellt bleiben. Denn ſchon die Tatſache, 
daß der Beklagte im vorliegenden Falle lediglich als Militärperſon auf Grund 
eines Befehls ſeiner unmittelbar vorgeſetzten Dienſtbehörde den Patrouillen⸗ 
dienſt ausübte, in deſſen Ausübung der Schaden angerichtet wurde, befreit 
den Beklagten von der perſönlichen Haftung, ſo daß es eines näheren Ein⸗ 
gehens darauf, ob dieſer Befehl ſich wiederum im Rahmen einer Anord⸗ 
nung des Arbeiter⸗ und Soldatenrats hielt und ob die ſtaatliche Gewalt 
damals auf dieſen letzteren übergegangen war, hier nicht bedarf. 

Daß die Ausübung der öffentlichen Gewalt nicht nur dann vorliegt, 
wenn ſie rechtmäßig zu einem Zwange benutzt wird, ſondern immer auch 
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dann, wenn durch ſchuldhaftes Tun die amtlichen Machtmittel ohne jede 
Zwangsabſicht in eine einem Dritten ſchädliche Wirkſamkeit treten, iſt vom 
Vorderrichter im Einklang mit der ſtändigen reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
ebenfalls zutreffend bejaht worden. Damit iſt, entgegen den Ausführungen 
des Berufungsklägers, zugleich auch die Bejahung der Frage ohne weiteres 
gegeben, daß hier der Beklagte die ihm dem Kläger gegenüber ob— 
liegende Amtspflicht fahrläſſig verletzt hat.“ 

Urteil des OLG. in Kiel (1. Sen.) v. 5. Juli 1920. S. w. St. U. J. 

321/19. Schl. Holſt. Anz. 1920 S. 217. 


145. Herabſetzung eines Vermächtniſſes; Kichtigſtellung der unrichtigen 
Bezeichnung des Vermächtniſſes durch Auslegung des Teftaments; 
Auslegung geht der Anfechtung vor. 

BGB. §§ 2084. 133. 2078. 

Der am 8. Dez. 1917 verſtorbene L. hinterließ zwei Teſtamente. In 
dem erſten, am 11. Okt. 1908 niedergeſchriebenen und dem Gericht über⸗ 
gebenen Teſtament war der Beklagte, der Sohn eines Bruders des Erb— 
laſſers, zum alleinigen Erben ernannt; außerdem waren darin der Ehe— 
frau des Klägers, der Tochter einer Frau L., einer Schweſter des Erb— 
laſſers, oder, wenn ſie nicht mehr am Leben ſein ſollte, ihren Kindern 
10000 % und einem Bruder des Beklagten neben einem Wohnungs- und 
Unterhaltsrechte 6000 .& als Vermächtnis zugewandt. In dem zweiten, 
am 21. Okt. 1914 errichteten Teſtament erklärte der Erblaſſer, er habe am 
14. Okt. 1908 dem Gericht ein Teſtament übergeben, in dem er ſeiner 
Schweſter, der verwitweten Frau L., ein Vermächtnis von 10000. 
ausgeſetzt habe, er ändere dieſes Teſtament dahin ab, daß Frau L. nur 
3000 % als Vermächtnis in der im Teſtament erwähnten Weiſe erhalten 
ſolle; in unmittelbarem Anſchluſſe daran war über die „übrig bleibenden 
7000 4“ zugunſten anderer, nicht zu der Familie L. gehöriger Perſonen 
verfügt und beſtimmt, daß im übrigen das erſte Teſtament in Kraft bleiben 
ſolle. 

Der Beklagte zahlte an die Ehefrau des Klägers 3000 . Der Kläger 
war der Anſicht, ſeiner Frau ſtänden weitere 7000 % zu, da das im erſten 
Teſtament ihr zugewandte Vermächtnis im zweiten Teſtamente nicht ge— 
kürzt worden ſei. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Zutreffend geht das Oberlandesgericht von der Vorſchrift in § 133 
BGB. aus, wonach bei der Auslegung einer Willenserklärung der wirkliche 
Wille zu erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks 
zu haften iſt. In eingehender Erörterung legt es dar, daß der wirkliche 
Wille des Erblaſſers bei der Errichtung des zweiten Teſtaments kein anderer 
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geweſen jet als der, das für die Ehefrau des Klägers und ihre Nachkommen⸗ 
ſchaft urſprünglich in Höhe von 10000 „ ausgeworfene Vermächtnis um 
7000 .% zu mindern und nur in Höhe von 3000 / beſtehen zu laſſen. Es 
findet dieſen Willen in dem zweiten Teſtamente beim Zuſammenhalte mit 
den Beſtimmungen des erſten Teſtaments auch klar und unzweideutig aus⸗ 
gedrückt. Den Umſtand, daß in dem zweiten Teſtamente von einem in dem 
erſten Teſtamente der Schweſter des Erblaſſers, Frau L., ausgeſetzten 
Vermächtniſſe die Rede iſt, erklärt es damit, daß der hochbetagte Erblaſſer, 
als er das zweite Teſtament errichtete, infolge eines Verſagens des Erinne- 
rungsvermögens der Meinung geweſen ſei, er habe in dem 6 Jahre vorher 
errichteten erſten Teſtamente ſeine mene ſelbſt und nicht ihre Tochter 
mit den 10000 .% bedacht. 

Die Reviſion hält die Auslegung, die das Oberlandesgericht dem 
zweiten Teſtamente gibt, für unmöglich. Die Beſtimmungen dieſes Tefta- 
ments, meint ſie, ſeien ſo zweifelsfrei, daß ſie einer Auslegung gar nicht 
zugänglich ſeien. Zwar möge es ſein, daß der Erblaſſer, wenn er ſich bei 
der Errichtung des zweiten Teſtaments deſſen entſonnen hätte, daß er im 
erſten Teſtamente die 10000 .K der Ehefrau des Klägers vermacht hatte, 
im zweiten Teſtamente beſtimmt haben würde, er vermache ihr nur 3000 .#. 
Das ändere aber nichts daran, daß er, wenngleich irrtümlich, eine Herab— 
ſetzung des der Ehefrau des Klägers ausgeſetzten Vermächtniſſes unter— 
laſſen habe und daß darum dieſes Vermächtnis in voller Höhe beſtehen ge⸗ 
blieben ſei. Gegen ungünſtige Folgen, die das zweite Teſtament etwa für 
ihn mit ſich bringe, habe ſich der Beklagte nur durch rechtzeitige Anfechtung 
dieſes Teſtaments ſchützen können, angefochten habe er das Teſtament aber 
nicht. 

Die Ausführungen der Reviſion gehen fehl. 

Stände das zweite Teſtament für ſich allein, ſo ließe ſich allerdings 
wohl ſagen, ſeine Beſtimmungen ſeien derart zweifelsfrei, daß ſie einer 
Auslegung weder fähig noch bedürftig ſeien. Allein das zweite Teſtament 
ſteht eben nicht für ſich allein, ſondern in Beziehung zu dem erſten Tefta- 
ment und bildet nur mit ihm zuſammen den letzten Willen des Erblaſſers. 
In ihrer Beziehung zu dem erſten Teſtamente ſind jedoch die Beſtimmungen 
des zweiten Teſtaments keineswegs auslegungsunfähig, ſie fordern viel— 
mehr eine Auslegung geradezu heraus, da nach ihrer Faſſung ein Vermächtnis 
herabgeſetzt und anders verteilt wird, das im erſten Teſtamente der Schweſter 
des Erblaſſers, Frau L., in Höhe von 10000 .K zugewandt ſein ſoll, wäh— 
rend darin der Frau L. nichts und ein Vermächtnis von 10000 . nur ihrer 
Tochter, der Ehefrau des Klägers, zugewandt iſt. Die Auslegung, die das 
Oberlandesgericht dem zweiten Teſtament in Verbindung mit dem erſten 
Teſtamente gibt, iſt nach dem Wortlaute der beiden Teſtamente, wenn man 
ſie im Zuſammenhange lieſt, auch allermindeſtens möglich, ſie läßt keinen 
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Rechtsirrtum erkennen und ift daher für das Reviſionsgericht bindend (§ 561 
Abſ. 2 ZPO.). Nach der rechtlich einwandfreien Auffaſſung, zu der das 
Oberlandesgericht gelangt iſt, handelt es ſich bei dem zweiten Teſtamente 
lediglich um eine unrichtige Bezeichnung des im erſten Teſtament aus⸗ 
geſetzten Vermächtniſſes, das abgeändert werden ſollte. Eine unrichtige Be⸗ 
zeichnung iſt aber, wie ſchon nach früherem Rechte (falsa demonstratio non 
nocet), ſo auch nach heutigem Rechte trotz des für letztwillige Verfügungen 
beſtehenden Formzwanges auch fiir jie unſchädlich (vgl. Mot. V S. 40/41 
und Prot. V S. 49 unter E, auch RGeEntſch. 70, 393 Abſ. 3 und 394 Abi. 1), 
ſofern nur (vgl. Warn. Rechtſpr. 1918 Nr. 123) die richtige Bezeichnung 
aus der Erklärung irgendwie, wenngleich bloß unvollkommen und unter 
Heranziehung von Umſtänden, die außerhalb der Teſtamentsurkunde liegen, 
herausgeleſen werden kann, wie das hier der Fall iſt. Zwar beruht die 
irrige Bezeichnung, die der Erblaſſer gewählt hat, nach der Feſtſtellung des 
Oberlandesgerichts im Streitfall auf einem durch ein Verſagen des Erinne— 
rungsvermögens hervorgerufenen Irrtum. Aber auch ein bei der Erklärung 
untergelaufener Irrtum ſchließt die Möglichkeit, eine unrichtige Bezeich— 
nung im Wege der Auslegung richtig zu ſtellen, nicht aus und nötigt keines— 
falls unter allen Umſtänden zu einer Anfechtung (§ 2078 BGB.), auf die die 
Reviſion verweiſen möchte. Eine Anfechtung nach § 2078 Abſ. 1 wegen 
Zwieſpalts zwiſchen Wille und Willenserklärung kommt nur in Frage, wenn 
die Erklärung ſo, wie ſie auszulegen iſt und ausgelegt werden 
kann, mit dem wahren Willen nicht übereinſtimmt. Hier aber ſtimmt die 
Erklärung des Erblaſſers nach der Auslegung, die ihr das Oberlandesgericht 
ohne Rechtsverſtoß gibt, mit ſeinem Willen vollſtändig überein, und da— 
durch unterſcheidet ſich der vorliegende Fall von der in den Urteilen des 
Senats RGntſch. 70, 391 und Warn. Rechtſpr. 1914 Nr. 36 behandelten 
Fällen, in denen eine Auslegung der Erklärung in dem Sinne, in dem ſich 
der Wille des Erblaſſers bewegte, nach ihrer jeden Zweifel ausſchließenden 
Faſſung gänzlich unmöglich erſchien. Auch eine Anfechtung nach § 2078 
Abſ. 2 iſt gegenſtandslos, ſofern der Erblaſſer, wie hier, das, was er be— 
ſtimmt haben würde, wenn er ſich die Sachlage zutreffend vorgeſtellt hätte, 
bei richtiger Auslegung ſeiner Erklärung ohnehin beſtimmt hat, ſofern er, 
wie wiederum hier, im Falle zutreffender Erkenntnis der Sachlage ſeiner 
Erklärung zwar vielleicht eine deutlichere Faſſung gegeben, ſachlich aber 
nichts anderes erklärt haben würde. Auslegung geht der Anfechtung überall 
vor.“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 10. Jan. 1921 (OLG. Naumburg). 
Th. w. L. IV. 370/1920. 
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146. Eine Kommanditgeſellſchaft, der ein Ausländer als Kommanditiſt 
angehört, bedarf nach Hamburger Recht zum Grunderwerb der ftaat- 
lichen Genehmigung; der Kommanditiſt iſt Miteigentümer des Geſell— 
ſchaftsvermögens.“ 
Vgl. 74, Nr. 73. 
HGB. 88 161. 171. 124. Hamb. AG. BGB. § 28. 

Das Grundſtück Neuſtadt⸗Nord Nr. 728 in Hamburg war der in Ham- 
burg anſäſſigen Kommanditgeſellſchaft E. M. & Co. aufgelaſſen. Die deutſche 
Staatsangehörigkeit der perſönlich haftenden Geſellſchafter war nachgewieſen. 
Das Grundbuchamt in Hamburg machte die Eintragung von dem Nachweiſe 
der deutſchen Staatsangehörigkeit der Kommanditiſten abhängig. Das Land⸗ 
gericht Hamburg wies die Beſchwerde der Firma E. M. & Co. zurück, indem 
es den $ 28 hamb. AG. BGB. dahin auslegte, daß ein Erwerb von Grund- 
eigentum durch Ausländer im Sinne dieſer Beſtimmung auch vorliege, wenn 
eine Kommanditgeſellſchaft Grundeigentum erwerbe und einer der Kom— 
manditiſten Ausländer ſei. Die weitere Beſchwerde blieb erfolglos. Aus 
den Gründen des OLG.: 

„Die Auslegung des § 28 hamb. AG. BGB. erſcheint zutreffend und 
entſpricht der jetzt allgemein vertretenen Auffaſſung (vgl. AG. Hamburg 
vom 16. Okt. 1903 Amtsger. Sammlung 1903, Nr. 146; Melchior, hamb. 
Ausführungsgeſetze S. 3; Wulff, hamb. Geſetze und Verordnungen Bd. III, 
S. 15, Note 3; Nöldeke, hamb. Landesprivatrecht S. 468, Note 7). Nach 
§ 28 AG. BGB. ift der Erwerb von Grundeigentum durch Ausländer von 
ſtaatlicher Genehmigung abhängig. Als Ausländer ſollen auch die einem 
ausländiſchen Staat angehörenden juriſtiſchen Perſonen gelten. Durch den 
§ 28a in der Faſſung des Geſetzes vom 20. Febr. 1920 find die Beſtim⸗ 
mungen über juriſtiſche Perſonen noch ergänzt. Unter juriſtiſchen Per- 
ſonen, die einem ausländiſchen Staate angehören, können nur jolche ver- 
ſtanden werden, die in einem ausländiſchen Staate ihren Sitz haben, da 
nur in dieſem Sinne von einer Staatsangehörigkeit juriſtiſcher Perſonen 
geſprochen werden kann. Über Vereinigungen von Perſonen ohne juriſtiſche 
Perſönlichkeit ſind keine beſonderen Beſtimmungen getroffen. Es muß daher 
angenommen werden, daß beim Grunderwerb durch ſolche Perſonenvereini— 
gungen alle Mitglieder Inländer ſein müſſen, wenn es der Genehmigung 
nicht bedürfen ſoll. Die offene Handelsgeſellſchaft iſt keine juriſtiſche Perſon, 
wenn ſie ſich dieſer auch nähert, ſondern eine Gemeinſchaft zur geſamten 
Hand, ſo daß auch das Geſellſchaftsvermögen den Geſellſchaftern zur ge— 
ſamten Hand zuſteht (RGEntſch. 56, 432). Auf den Sitz der Geſellſchaft 
kommt es daher nicht an. Das läßt ſich auch nicht aus dem früheren Rechts⸗ 
zuſtand herleiten, wie gegenüber dem früheren Standpunkt des Land⸗ 
gerichts Hamburg (Hanſ. GZ. Beibl. 1901, Nr. 166 und Amtsger. Samm⸗ 
lung 1903, Nr. 147) in dem Beſchluſſe des Amtsgerichts Hamburg vom 
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16. Okt. 1903 (Amtsger. Sammlung 1903, Nr. 146) überzeugend dargelegt 
iſt. Was für die offene Handelsgeſellſchaft geſagt iſt, muß auch für die 
weſensgleiche (vgl. $ 161 Abſ. 2 HGB.) Kommanditgeſellſchaft gelten. Der 
Beſchwerdeführer ſucht dieſen auch vom Landgericht eingenommenen Stand- 
punkt vergebens zu widerlegen. Auch die Kommanditiſten ſind wahre 
Geſellſchafter und nicht nur beſonders geſtellte Gläubiger der Geſellſchaft, 
wie die §§ 161 ff. HGB. klar ergeben, mögen jie auch von der Führung 
der Geſchäfte und der Vertretung der Geſellſchaft ausgeſchloſſen ſein. Sie 
werden ins Handelsregiſter eingetragen, treten alſo nach außen in die Er⸗ 
ſcheinung, wenn auch ihre Namen nicht mitveröffentlicht werden (§ 162 
HGB.). Ihre Stellung tft vor allem durch die unmittelbare Haftung gegen- 
über den Geſellſchaftsgläubigern von der eines ſtillen Geſellſchafters ſcharf 
unterſchieden (88 171, 335 Abſ. 2 HGB.). Daß die Kommanditgeſellſchaft 
durch den Tod eines Kommanditiſten, alſo eines Geſellſchafters, nicht auf- 
gelöſt wird ($ 177 HGB.), iſt nichts dieſer Geſellſchaft Eigentümliches und 
kann auch bei der offenen Handelsgeſellſchaft vorkommen (§ 131 Biff. 4 
HGB.). Ebenſo wie die Geſellſchafter der offenen Handelsgeſellſchaft ſind 
daher auch die Kommanditiſten als Geſellſchafter Miteigentümer des Ge— 
ſellſchaftsvermögens, auch hier liegt ein Fall des Eigentums zur geſamten 
Hand vor (vgl. Düringer⸗Hachenburg, Anm. 2 und 14 zu § 162 HGB., Co⸗ 
jad, Handelsrecht, 7. Aufl. § 199, II, 2, S. 701). Eine Feſtſtellung, bis zu 
welcher Höhe die Beteiligten Miteigentümer des gemeinſchaftlichen Ver— 
mögens ſind, läßt ſich bei einem Geſamthandsverhältnis, alſo auch bei der 
offenen Handelsgeſellſchaft, niemals treffen. Daß die Kommanditiſten im 
Konkurſe der Geſellſchaft nicht als Gemeinſchuldner angeſehen werden, be- 
ruht lediglich auf den 88 210, 211 Konk. O., durch die den Kommanditiſten 
wichtige Gemeinſchuldnerrechte abgeſprochen werden (Jaeger, Anm. 10 
zu 88 209, 210 Konk. O.), ändert aber an ihrer Stellung als Miteigentümer 
des Geſellſchaftsvermögens nichts. Mit Recht hat darnach das Landgericht 
den Standpunkt des Grundbuchamts gebilligt, das die Eintragung von dem 
Nachweiſe der deutſchen Staatsangehörigkeit der Kommanditiſten abhängig 
gemacht hat.“ 
Beſchluß des OLG. in Hamburg (1. Sen.) v. 9. März 1921. F. 13/1921. 
eet. i B. 
147. Beförderung von Reifegepad durch den bahnamtlichen Rollfuhrunter- 
nehmer; keine Haftung der Eifenbahn;* Bedeutung der in dem eifen- 
bahnamtlichen Gebührentarif feſtgeſetzten Beſchränkung der Haftung 
des Unternehmers für deſſen Dertragsverhaltnis zu den Reifenden. 
Vgl. 64 Nr. 225. 
HGB. § 425 END §§ 34ff. 78. BGB. §§ 157. 242. 
Die Eiſenbahndirektion in C. hat mit der Beklagten, der bahnamtlichen 
Rollfuhrunternehmerin Firma M. in C. am 12. April 1915 vertraglich ver⸗ 
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einbart, daß die Beklagte die Zuſtellung der Expreßgüter und des Reije- 
gepäcks innerhalb der Stadt C. nach dem von der Eiſenbahndirektion feſt— 
gelegten Tarife vom 31. Mai 1915 zu beſorgen hat. Neben dem zur An- 
nahme von Reiſegepäck beſtimmten Gepäckſchalter der Beklagten auf dem 
Hauptbahnhofe iſt dieſer die Unterſchrift der Eiſenbahndirektion tragende 
Tarif öffentlich angeſchlagen; in der 35. Zeile ſteht unter Nr. 7 der Satz: 
„Der Unternehmer haftet nur bis zum Höchſtbetrage von 300 6.“ — Die 
Klägerin hatte am 27. Aug. 1919 an dem Gepäckſchalter der Beklagten einen 
Koffer zur Beförderung nach der Terraſſeſtraße übergeben. Während der 
Beförderung dorthin wurde der Koffer dem Angeſtellten der Beklagten 
vom Wagen geſtohlen. Die Klägerin verlangte von der Beklagten Schaden⸗ 
erſatz in Höhe von 2785 . Dieſe beſtritt ihre Paſſivlegitimation und berief 
ſich auf Nr. 7 des Tarifs. Das Landgericht verurteilte. Auf die Berufung 
der Beklagten machte das OLG. die Verurteilung von der Leiſtung des 
Eides ſeitens der Klägerin darüber abhängig, daß ſie bei Übergabe des 
Koffers an die Beklagte die in Nr. 7 des Gebührentarifs enthaltene Haf- 
tungsbeſchränkung nicht gekannt habe. — Aus den Gründen des Ber.- 
Urteils: : 

„I. Zutreffend geht das angefochtene Urteil davon aus, daß zwiſchen 
der Klägerin und der Beklagten ein Vertrag über die Beförderung des 
Koffers der Klägerin, genauer: ein Frachtvertrag im Sinne des § 425 ff. 
HGB. zuſtandegekommen iſt. Mit Unrecht beruft ſich die Beklagte für ihre 
Rechtsanſicht, daß nicht ſie, ſondern die Eiſenbahnverwaltung Vertrags- 
partei geworden jet, auf die Eiſenbahnverkehrsordnung. § 78 derſelben 
handelt ausſchließlich von Stückgütern. Seine analoge Anwendung auf 
Reiſegepäck ijt unſtatthaft, weil die EVO. für Reiſegepäck in einem bejon- 
deren Kapitel IV ausführliche und erſchöpfende Vorſchriften erläßt. Aus 
dieſen Vorſchriften ergibt ſich zweifelsfrei, daß die Befaſſung der Eiſenbahn 
mit dem Reiſegepäck endigt in dem Augenblick, in welchem der Gepäckſchein 
zurückgegeben wird (§§ 34—36, im gegenüberſtellenden Vergleich mit § 38 
Abſ. 4, 39 S. 2. — Ebenſo RGStrafſ. 35, 223). Jeder erfahrene Reiſende 
weiß, daß die Eiſenbahn die Beförderung des Reiſegepäcks vom Bahnhof 
in die Wohnung nicht übernimmt, ſondern daß er dafür ſelbſt Sorge tragen 
muß. Er kann ſich dabei eines bahnamtlich zugelaſſenen Frachtführers be— 
dienen, mit welchem er nach Auslieferung ſeines Gepäcks durch die Eiſen— 
bahn einen beſonderen Vertrag zu ſchließen hat. Die gegenteilige Anſicht 
der Beklagten findet auch keine Stütze in dem zwiſchen ihr und der Eiſen⸗ 
bahn beſtehenden Vertrage vom 6./12. April 1915, im Gebührentarif vom 
31. Mai 1915 und der Bekanntmachung vom 3. März 1920. Der Vertrag 
beſagt durchaus nicht, daß etwa die Beklagte für die Zuführung des Reiſe— 
gepäcks als Erfüllungsgehilfe der Eiſenbahn verpflichtet werde; im Gegen- 
teil, der Ausdruck ‚Unternehmer‘, welcher ſtändig von der Beklagten ge— 
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braucht wird, und die Beſtimmungen des Vertrages, nach denen neben 
der Beklagten der Gepäckbeſorgung in gewiſſen Grenzen die Gepäckträger 
berechtigt ſein ſollen, weiſen darauf hin, daß die Beklagte — ebenſo wie 
die Gepäckträger — dieſe Beſorgungen in eigenem Namen und für eigene 
Rechnung auszuführen hat. Das ergibt ſich zwingend auch aus Nr. 7 Abſ. 2 
des Gebührentarifs, wo von der Haftung der Gepäckträgergemeinſchaft 
und des ‚Unternehmers, dem Publikum gegenüber geſprochen wird, wäh⸗ 
rend von einer ſolchen Haftung doch überhaupt nicht die Rede ſein könnte, 
wenn die Eiſenbahn dem Publikum gegenüber als Vertragspartei auftreten 
wollte, und die Gepäckträgergemeinſchaft und der ‚Unternehmer, nur Er- 
füllungsgehilfen der Eiſenbahn wären. Angeſichts deſſen iſt die Bekannt- 
machung der Eiſenbahndirektion vom 3. März 1920 für die beregte Frage 
ohne Belang. In dieſer Bekanntmachung ſowohl wie im Vertrage vom 
6./12. April 1915 und im Tarif vom 31. März 1915 ſind nebeneinander 
Stückgüter und Reiſegepäck behandelt. Bezüglich beider iſt die Rechtsſtel⸗ 
lung der Beklagten der Eiſenbahn und dem Publikum gegenüber aber eine 
ganz verſchiedene. Die Zuführung der Stückgüter in die Wohnung der 
Empfänger iſt allerdings Sache der Eiſenbahn (8 78 EV O.). Während aber 
die hierauf bezüglichen Beſtimmungen unmittelbar Vertragsinhalt im Ver⸗ 
hältnis von Eiſenbahn und Publikum zu werden beſtimmt ſind, ſtellen ſich 
die von der Eiſenbahn für die Zuführung des Reiſegepäcks erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften nur als Beſchränkungen der Vertragsfreiheit dar, welche dem Unter- 
nehmer im Intereſſe des reiſenden Publikums gezogen ſind, und die er ein— 
zuhalten der Eiſenbahn gegenüber vertraglich verpflichtet iſt. — Mit Recht 
richtet daher die Klägerin ihren Anſpruch gegen die Beklagte und nicht 
gegen die Eiſenbahn. 

II. Die Frage, ob die Beklagte ſich auf Nr. 7 des Tarifs vom 31. Mai 
1915 berufen darf, ijt durch das angefochtene Urteil mit Recht inſoweit ver- 
neint worden, als die bloße Tatſache des Aushangs des Tarifs nicht ge- 
nügte, um jene Beſtimmung zum Inhalte des zwiſchen den Parteien zuſtande- 
gekommenen Frachtvertrages werden zu laſſen. Es handelt ſich um eine 
Beſtimmung von einſchneidender Bedeutung, welche überraſchend, wenn 
nicht gar im Intereſſe des Publikums bedenklich genannt werden muß. 
Daß ſich ein Reiſender von vornherein einer ſolchen Beſtimmung ſtillſchwei⸗ 
gend unterwerfe, kann der Beklagten nicht zugegeben werden. Eine der⸗ 
artige Beſtimmung iſt nicht zu vermuten, am wenigſten in einem Anſchlage 
mit der Überſchrift: „Gebührentarif“ und an 7. Stelle. Die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt nötigt den Reiſenden nicht, einen Tarif auf das Vor⸗ 
kommen von Beſtimmungen der hier fraglichen Art hin zu durchforſchen. 
Zum Vertragsinhalt iſt die Nr. 7 daher nur geworden, wenn die Klägerin 
ſie bei Abſchluß des Vertrages gekannt hat.“ 

Urteil des OLG. in Caſſel (2. Sen.) v. 14. Mai 1920. 2. U. 68/20. tz. 
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II. Verfahren. 


148. Eine an ſich zuläſſige Klageerweiterung iſt unzuläſſig, wenn der 
urſprüngliche Hlageanſpruch voll erledigt iſt. 
ZPO. § 268. 

Kläger machte mit der im Februar 1919 erhobenen Klage eine Dar⸗ 
lehnsforderung einſchl. Zinſen und Koſten von 136094 .f6 geltend. Die 
Beklagten, die zunächſt behaupteten, es ſeien monatliche Abzahlungen von 
10000 .# vereinbart, zahlten in mehreren Teilbeträgen bis zum 5. Juni 
1919 die geſamte mit der Klage geforderte Summe. Nach dieſer Zahlung 
erweiterte der Kläger die Klage wegen Nebenforderungen von Schäden 
um insgeſamt 91277 , darunter 73 „ Zinſen, weil Kläger die gezahlte 
Summe erſt am Tag nach der Zahlung habe zinstragend anlegen können. 

Das Landgericht hat den Poſten 73,09 . als unbegründet, die übrigen 
Anſprüche wegen unzuläſſiger Klageänderung abgewieſen. Berufung und 
Reviſion blieben ohne Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Klagerweiterung ſetzt begrifflich voraus, daß ein Klaganſpruch 
noch vorhanden iſt. Dieſen hatten aber die Beklagten durch Zahlung der 
Hauptſache, Zinſen und Soften getilgt. Nur das ungerechtfertigte Zins⸗ 
begehren von 73,09 # fällt vor die Zahlung. Der Kläger kann aber nicht, 
obwohl er befriedigt iſt, wegen einer unbegründeten winzigen Reſtforderung 
an den in Wahrheit abgeſchloſſenen Prozeß im Weg der Klagerweiterung 
einen neuen Prozeß anreihen. Die Beklagten haben bezahlt, gerade um 
den Prozeß zu beendigen, und der Kläger behauptet gar nicht, daß er die 
Zahlung nur als Teilleiſtung angenommen habe. Der Reviſion iſt nicht 
zuzugeben, daß eine ſolche Erweiterung im Sinne einer geſunden und 
wünſchenswerten Prozeßerſparnis liege. Davon kann keine Rede ſein, wenn 
wie hier der Kläger mit der Erweiterung erſt nach der tatſächlichen Erledi⸗ 
gung des Prozeſſes hervortritt. Der Beklagte unterwirft ſich der Klage 
und zahlt regelmäßig, um zur Ruhe zu kommen und mag ſachliche und 
perſönliche Gründe genug haben, um eine etwaige neue Klage, zu der ſich 
nach aller Erfahrung ein Gläubiger nicht jo leicht entſchließt wie zur Erwei— 
terung eines anhängigen Prozeſſes, dieſer vorzuziehen. Das Verbot der 
Klageänderung und der unzuläſſigen Klagerweiterung iſt aber zum Schutze 
des Beklagten beſtimmt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 13. Jan. 1921. H. w. G. u. Gen. 

(OLG. Hamburg). VI. 280/1920. 
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149. Anwendbarkeit des § 627 HNO. bei Scheidungklagen in Deutſchland 
wohnender Ausländer;* die Zuerkennung von Unterhalt ſetzt nicht 
die Geſtattung des Getrenntlebens voraus. 

Vgl. 73 Nr. 233. 

BRO. $ 627. 

Die Parteien waren Eheleute und ſchwediſche Staatsangehörige. Die 
Frau klagte beim Landgericht L. auf Scheidung und erwirkte nach münd- 
licher Verhandlung eine einſtweilige Verfügung dahin, daß das Getrennt— 
leben der Gatten geſtattet, der Klägerin die Sorge für die Perſon des zwei 
Jahre alten Kindes übertragen und Beklagter zur Gewährung von Unter⸗ 
halt in Höhe von wöchentlich 100 „ verurteilt wurde. Die Berufung des 
Beklagten blieb ohne Erfolg. 

Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

1. Die Unterhaltspflicht der Ehegatten gehört zu den „perſönlichen 
Rechtsbeziehungen“ der Gatten (ſiehe Art. 199 EG. BGB.). Ihre Regelung 
fällt bei Statutenkolliſion unter Art. 14, aus dem mit Recht als allgemeiner 
Grundſatz des Geſetzes gefolgert wird, daß das Perſonalſtatut des Mannes 
zu entſcheiden hat. Gleiches hat zu gelten nach den Haager Konventionen 
vom 17. Juli 1905 über die perſönlichen Wirkungen der Ehe und vom 
12. Juni 1902 über die Scheidung. Beide Staatsverträge ſind zwar durch 
den Friedensvertrag zwiſchen Deutſchland und ſeinen Gegnern aufgehoben, 
beſtehen aber fort zwiſchen den Kriegführenden und den Neutralen und 
zwiſchen Neutralen. 

Darnach würde ſich das materielle Recht nach dem ſchwediſchen Geſetz 
über die Ehe und die Scheidung vom November 1915 regeln, wenn es ſich 
nicht vorliegendenfalls um eine einſtweilige Verfügung aus § 627 ZPO., 
alſo um eine bloße Prozeßmaßnahme handelte. Für den deutſchen Richter 
können als Prozeßrecht nur die Vorſchriften der ZPO. maßgebend ſein. 
§ 627 eod. geſtattet aber, wenn überhaupt die Vorausſetzungen einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung vorliegen (Abſ. 4 des § 627), im Rahmen eines Schei⸗ 
dungsrechtsſtreits durch ſolche Verfügung das Getrenntleben der Gatten 
zu geſtatten, wegen der Sorge für die Perſon gemeinſchaftlicher minder⸗ 
jähriger Kinder Anordnungen zu treffen und die gegenſeitige Unterhalts⸗ 
pflicht der Ehegatten gemäß $ 1361 BGB. zu ordnen. Ob die Gatten Aus⸗ 
länder oder Inländer ſind, iſt dabei gleichgültig, ſo wie auch die mit Rück⸗ 
ſicht auf § 606 Abſ. 4 ZPO. im Hauptprozeß von Amts wegen zu prüfende 
Frage, ob das ausländiſche Recht etwa ausſchließlich die inländiſche Ge— 
richtsbarkeit anerkennt, hier auf ſich beruhen bleiben muß. 

2. In der Sache ſelbſt ſind die hinſichtlich des Getrenntlebens und der 
Sorge für das noch im zarten Alter ſtehende Kind getroffenen Maßnahmen 
zu billigen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die erhobene Scheidungs⸗ 
klage ſich als begründet erweiſt oder nicht. Es hieße das Weſen der einſt⸗ 
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weiligen Verfügung verkennen, wollte man im Verfahren darüber die Haupt- 
ſache entſcheiden. Maßgebend iſt vielmehr, daß nach dem — erwieſenen 
oder unerwieſen gebliebenen — Vortrag der Parteien die obigen Maß— 
nahmen, in Sonderheit mit Rückſicht auf die Schwere der erhobenen Vor— 
würfe, den Ton des beiderſeitigen Vorbringens, die Zerrüttung der Ehe, 
die daraus ſpricht, als gerechtfertigt zu erachten ſind, was hier ohne weiteres 
zu bejahen war. | 
Für die Verpflichtung des Mannes, ſeine Frau mit Geld zu unter- 
halten, iſt keineswegs, wie der erſte Richter irrig annimmt, entſcheidend, 
ob das Getrenntleben geſtattet wird. Auch wenn der bezügliche Antrag 
abgelehnt wäre, würde lediglich zu fragen ſein, ob die Gatten tatſächlich 
getrennt leben und im übrigen die allgemeinen Vorausſetzungen für den 
Erlaß einſtweiliger Verfügungen vorliegen. Solange der Scheidungsprozeß 
nicht rechtskräftig erledigt iſt, kann der Mann ſeine getrennt lebende Frau 
nicht durch die Drohung der Unterhaltsentziehung zur Rückkehr zwingen. 
Vorliegendenfalls leben die Parteien getrennt. Für die Dauer des Rechts- 
ſtreits hat der Mann ſeine Frau daher durch Geldgewährung zu unterhalten. 
Bei einem Einkommen von wöchentlich 235 “ erſchien der vom erſten 
Richter zugeſprochene Betrag angeſichts der Tatſache, daß die Frau ſeit 
dem 24. März 1921 erwerbslos iſt und auch noch das Kind zu unterhalten 
hat, als angemeſſen. Dieſer letzterwähnte Umſtand war im gegenwärtigen 
Verfahren mit zu berückſichtigen, nur wenn es ſich um eine Unterhalts- 
klage handeln würde, wäre die Mutter grundſätzlich nicht berechtigt, auch 
für das eheliche Kind den für dieſes mitbeſtimmten Unterhalt mit einzu⸗ 
fordern.“ 
Urteil des OLG. in Hamburg (3. Sen.) v. 28. April 1921. A. w. A. 
Bf. III. 207/1921. B. 


150. Unzuläſſigkeit der Berufung gegen ein Scheidungsurteil mit dem 
Siele auf Feſtſtellung eines weiteren Scheidungsgrundes, insbeſondere 
eines Ehebruchs. 

Vgl. 73 Nr. 106. 

BPO. § 511. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Nach der von der Reviſion nicht bemängelten Auslegung, die das 
Berufungsgericht dem der Klageſchrift entſprechenden erſtinſtanzlichen Vor⸗ 
bringen der Klägerin gegeben hat, hatte dieſe ihr Scheidungsbegehren im 
erſten Rechtszuge auf mehrere gleichwertig nebeneinander vorgebrachte 
ſelbſtändige Scheidungsgründe geſtützt und als ſolche u. a. neben dem von 
dem Beklagten beſtrittenen Ehebruch mit der N. einen von ihm zugeſtan⸗ 
denen Ehebruch mit Frau S. geltend gemacht. Den letzteren Ehebruch hat 
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der erſte Richter für erwieſen erachtet und aus dieſem Grunde ohne Prüfung 
des übrigen Klagvorbringens auf Scheidung erkannt. Soweit die Berufung 
der Klägerin eine Abänderung dieſes Urteils in der Weiſe verlangte, daß 
die Scheidung zugleich wegen des von ihr behaupteten Ehebruchs des Be— 
klagten mit der Anna N. ausgeſprochen werde, hat der Berufungsrichter 
ſie als unzuläſſig verworfen, weil inſoweit eine Beſchwerung der Klägerin 
nicht vorliege, da ihrem Scheidungsbegehren ſtattgegeben ſei und in Hin— 
blick auf §§ 146, 300 ZPO. ohne Erörterung der noch illiquiden Scheidungs— 
gründe habe ſtattgegeben werden müſſen. Mit dieſen Ausführungen befindet 
ſich das Berufungsgericht im Einklang mit der Rechtsauffaſſung, die in wieder— 
holten Entſcheidungen des Reichsgerichts (RGEntſch. 55, 244; Jur. W. 04, 
41020, 11, 71824; 12, 46613; 20, 379 Ausdruck gefunden hat. Die Reviſion 
verſucht zwar die Richtigkeit dieſer Rechtsauffaſſung unter Bezugnahme auf 
die Ausführungen in der Beſprechung des letzterwähnten reichsgerichtlichen 
Erkenntniſſes in der Jur. W. 1920, 379 zu bekämpfen, indem ſie geltend 
macht, daß die Klägerin ein Intereſſe daran habe, daß die Ehe der Parteien 
auch wegen Ehebruchs des Beklagten mit der Anna N. geſchieden werde, 
da der Beklagte dieſe zu heiraten beabſichtige; auch habe der Berufungs— 
richter nicht hinreichend berückſichtigt, daß die Klägerin nach ihrem zweit— 
inftanglidjen Vorbringen von dem ehebrecheriſchen Verkehr des Beklagten 
mit der N. erſt Kenntnis erlangt habe, nachdem ihr Recht, wegen des Ehe— 
bruchs mit Frau S. Scheidung zu verlangen, durch Zeitablauf und Ver— 
zeihung erloſchen geweſen ſei. Dieſe Ausführungen vermögen jedoch der 
Reviſion nicht zum Erfolge zu verhelfen. Denn ſie bieten keinen Anlaß, 
von der in den vorerwähnten Erkenntniſſen näher begründeten Rechts- 
auffaſſung des Reichsgerichts für den Fall abzuweichen, daß, wie hier in 
erſter Inſtanz, mehrere ſelbſtändige Scheidungsgründe gleichwertig 
nebeneinander geltend gemacht worden ſind, die in ihrer Wirkung auf 
die aus der Eheſcheidung hervorgehenden Privatrechtsverhältniſſe der Ehe— 
gatten keine Verſchiedenheit aufweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 4. Dez. 1920. W. w. W. (OLG. 

Köln). V. 270/1920. 


151. Bei Verweiſung des Rechtſtreits vom Amtsgericht an das über⸗ 
geordnete Landgericht tft dieſes nur hinſichtlich feiner ſachlichen Zu- 
ſtändigkeit gebunden. 

Vgl. 75 Nr. 116; 74 Nr. 193. 

BRO §§ 697 Abſ. I, 505 Abſ. II. 

Der Kläger erwirkte am 6. Febr. 1920 beim Amtsgericht München 
gegen den in B. in Heſſen wohnenden Beklagten einen Zahlungsbefehl auf 
680 „ wegen einer Forderung für gefertigte Maſchinenreparaturen. Im 
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Geſuch war die Behauptung aufgeftellt, daß als Erfüllungsort München 
vereinbart ſei. Dementſprechend erfolgte auch im Zahlungsbefehl ein aus— 
drücklicher Hinweis hierauf. Der Kläger hatte im Geſuch für den Fall des 
Widerſpruchs Verweiſung an das Landgericht beantragt. Der Beklagte 
erhob rechtzeitig Widerſpruch mit der Behauptung, er habe den Betrag 
bereits bezahlt. Das Amtsgericht erklärte ſich daraufhin ohne mündliche 
Verhandlung für unzuſtändig und verwies den Rechtsſtreit an das Land— 
gericht München I unter Hinweis auf §§ 70, 23 Ger. Verf. Geſ. und § 697 
BBO. Vor dem Landgerichte verweigerte der Anwalt des Beklagten unter 
der Behauptung der örtlichen Unzuſtändigkeit des Gerichts die Einlaſſung 
zur Hauptſache und beantragte Abweiſung der Klage. Das Landgericht wies 
die Unzuſtändigkeitseinrede des Beklagten zurück. Das Berufungsgericht 
hob das landgerichtliche Urteil auf und verwies entſprechend dem Antrag 
des Beklagten den Rechtsſtreit an das Landgericht Darmſtadt. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Das Landgericht hat ſich der Rechtsanſchauung angeſchloſſen, daß das 
Amtsgericht mit der Verweiſung an das ihm vorgeſetzte Landgericht ſeine 
örtliche Zuſtändigkeit notwendigerweiſe beſtätigt habe, daß deshalb das 
Landgericht München I auch hinſichtlich der Annahme der örtlichen Zuftän- 
digkeit gemäß §§ 697 Abſ. I, 505 Abſ. II BRO. gebunden und die nunmehr 
gebrachte Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit nicht mehr zuläſſig ſei. Dieſer 
Rechtsſtandpunkt wird allerdings auch in den Gründen einer Entſcheidung 
des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 7. Dez. 1912 (Rechtſprechung 29, 
154) vertreten, indem dort ausgeführt wird, daß die vorbehaltloſe Verwei- 
jung an das Landgericht auch im Falle des § 697 ZPO. notwendig zugleich 
über die örtliche Zuſtändigkeit des Amtsgerichts und folgeweiſe auch des 
Landgerichts (in Hinſicht auf den behaupteten Erfüllungsort) unanfechtbar 
in bejahendem Sinne entſcheide. In der Entſcheidung des Kammergerichts 
vom 8. Dez. 1913 (a. a. O. 29, 152) wird dagegen die Anſchauung vertreten, 
daß, wenn über die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit vor dem Amts⸗ 
gericht nicht verhandelt worden iſt, der die Verweiſung an das übergeord- 
nete Landgericht ausſprechende Beſchluß für dieſes nur in Anſehung ſeiner 
ſachlichen Zuſtändigkeit bindend iſt. Dieſelbe Meinung iſt vertreten in 
den Urteilen des Kammergerichts und des Oberlandesgerichts Poſen (Recht⸗ 
ſprechung 27, 126; 37, 149). Auch der Kommentar zu Gaupp⸗Stein (Anm. V 
zu § 697 BBO.) ſteht auf dem Standpunkt, daß bei einer Verweiſung an 
das übergeordnete Landgericht dieſes nur hinſichtlich feiner ſachlichen Zu- 
ſtändigkeit gebunden iſt und die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit daher 
vor ihm noch erhoben werden kann. Auch das Berufungsgericht ſchließt ſich 
dieſer Auffaſſung an. Für den Beklagten beſtand trotz des Hinweiſes im 
Zahlungsbefehl, daß der Gläubiger München als Erfüllungsort behaupte, 
keine geſetzliche Pflicht, die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit ſchon bei 
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Erhebung des Widerſpruchs zu bringen, ebenſowenig zwang ihn hierzu die 
im Zahlungsbefehlsgeſuch für den Fall des Widerſpruchs beantragte Ver- 
weiſung an das Landgericht, zumal der Gläubiger für den Fall des Wider⸗ 
ſpruchs ſogar Anberaumung eines Termins zur mündlichen Verhandlung 
im Geſuche beantragt hatte. Der Schuldner konnte und durfte alſo damit 
rechnen, daß er die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit in der mündlichen 
Verhandlung werde bringen können. Gemäß §§ 273, 274 Abſ. I ZPO. 
hatte die rechtzeitige Erhebung dieſer Einrede ſpäteſtens in der mündlichen 
Verhandlung zu erfolgen. Nach dem Wortlaute des Geſetzes kann auch 
kein Zweifel darüber beſtehen, daß die durch die Verweiſung auf § 505 
Abſ. II BRO. ſich ergebende Unanfechtbarkeit des Beſchluſſes nur die im 
§ 697 Abſ. I Satz 1 behandelte ſachliche Zuſtändigkeit betrifft, denn dieſe 
Beſtimmung behandelt ausſchließlich den Fall, daß ein vor dem Amtsgericht 
erhobener Anſpruch zur Zuſtändigkeit der Landgerichte gehört. Da nun 
über die örtliche Zuſtändigkeit vor dem Amtsgerichte nicht verhandelt worden 
iſt, konnte Beklagter die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit noch vor dem 
Landgerichte bringen und es iſt deshalb das die Einrede zurückweiſende 
Urteil des Landgerichts München J, das ſich auf den gegenteiligen Stand- 
punkt geſtellt hat und daher auch in eine Prüfung der Frage, ob die Ein- 
rede begründet iſt, gar nicht eingetreten iſt, nicht als zutreffend zu erachten. 
Gemäß § 538 Nr. 2 BRO. hat ſich nunmehr das Berufungsgericht mit 
dieſer Frage zu befaſſen. . . .“ 
Urteil des OLG. in München (4. Sen.) v. 22. März 1921. W. w. D. 
Beruf.⸗Reg. L 720/1920. 2. 


152. Die Erklärung des Arreſtklägers im Widerſpruchsverfahren, daß 
er in Aufhebung des Arreſts und in Auszahlung des vom Geridts- 
vollzieher eingehobenen und hinterlegten Betrages willige, ſtellt kein 
Anerkenntnis im Sinne von § 302 SPO dar. 
BBO. §§ 925. 307. 

Der Arreſtkläger erwirkte einen Arreſtbefehl und erlangte durch deſſen 
Vollſtreckung 535000 „, die vom Gerichtsvollzieher hinterlegt wurden. Der 
Arreſtbeklagte erhob Widerſpruch und beantragte, den Arreſtbefehl aufzu- 
heben und den Kläger zur Einwilligung in die Auszahlung der 535000 M 
ſowie zu den Koſten des Arreſtverfahrens zu verurteilen, während der Kläger 
erklärte, daß er in Aufhebung des Arreſts und in Auszahlung des Hinter- 
legten Betrages willige und auf die aus der Arreſtvollſtreckung erlangten 
Rechte verzichte, aber verlangte, daß die Koſten dem Gegner auferlegt 
würden. Das Landgericht hob den Arreſt auf, verurteilte den Kläger zur 
Einwilligung in die Auszahlung und in die Koſten. Die Berufung des 
Klägers, die ſich lediglich gegen die Koſtenentſcheidung richtete, wurde zu- 
rückgewieſen mit folgender Begründung: 
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„In der Erklärung des Arreſtklägers, daß er in Aufhebung des Arreſts 
und in Auszahlung des vom Gerichtsvollzieher eingehobenen und hinter- 
legten Betrages willige, hat das LG. ein Anerkenntnis erblickt, und es hat 
ihn nach $ 307 ZPO. dem Anerkenntniſſe gemäß auf Antrag des Gegners 
verurteilt. Dabei hat es aber den Begriff des prozeſſualen Anerkenntniſſes 
verkannt. Ein ſolches ſetzt die Geltendmachung eines Anſpruchs voraus. 
Der Schuldner, der gegen den Arreſtbefehl Widerſpruch einlegt, erhebt 
aber keinen Anſpruch im Sinne von § 307. Er macht nur von der ihm in 
§ 924 BBO. verliehenen Befugnis Gebrauch, eine Verhandlung über die 
Rechtmäßigkeit des Arreſts herbeizuführen, und nimmt nicht etwa die Partei- 
ſtellung eines Klägers oder Widerklägers, ſondern die des Beklagten ein, 
der ſich gegen die Arreſtausbringung verteidigt. Wie von einem Anerkennt⸗ 
niſſe nicht die Rede ſein kann, wenn ein Kläger, der ſeinen Klaganſpruch 
nicht weiter verfolgen will, gegenüber dem Klagabweiſungsantrage erklärt, 
er willige in Abweiſung der Klage, ebenſo wenig liegt ein ſolches vor, wenn, 
wie hier, im Arreſtwiderſpruchsverfahren der Gläubiger in die Aufhebung 
des Arreſts willigt. Die Erklärung des Klägers ſtellt in Wahrheit einen 
Verzicht auf den Arreſtanſpruch dar, auf Grund deſſen gemäß dem vom 
Gegner geſtellten Antrage auf Aufhebung des Arreſts, die einer Klagabwei— 
jung gleichkommt, die Aufhebung auszuſprechen war (§ 306 ZPO.), was 
nach § 91 BPO. die Verpflichtung des Arreſtklägers zum Tragen der Koſten 
zur Folge hatte. Unter ſolchen Umſtänden hätte weder für die Entſcheidung 
in der Hauptſache noch für die im Koſtenpunkte die Frage der Rechtmäßig⸗ 
keit des Arreſts geprüft zu werden brauchen, die übrigens ſchon um des— 
willen zu ungunſten des Klägers hätte beantwortet werden müſſen, weil 
es im Widerſpruchsverfahren nicht darauf ankommt, ob der Arreſt zur Zeit 
ſeiner Erlaſſung begründet war, ſondern darauf, ob zur Zeit der mündlichen 
Verhandlung, auf die das Urteil ergeht, die Vorausſetzungen für die Arreſt— 
anordnung vorhanden ſind, und weil auch nach der Darſtellung des Klägers 
zur Zeit der mündlichen Verhandlung über den Widerſpruch ein Arreſt— 
grund nicht vorlag. 

Der Antrag des Arreſtbeklagten, den Gegner zur Einwilligung in die 
Rückgewähr des vom Gerichtsvollzieher auf Grund des Arreſts eingehobenen 
und gemäß § 930 ZPO. Abſ. 2 hinterlegten Geldbetrages zu verurteilen, 
bezweckte die Rückgängigmachung einer Vollſtreckungsmaßregel. Er gehörte 
nicht in das Widerſpruchsverfahren, denn darin iſt nur über die Rechtmäßig⸗ 
keit des Arreſtes zu entſcheiden und kann nur die Aufhebung des Arreſts, 
nicht auch die der Arreſtvollſtreckung ausgeſprochen werden (Stein, ZPO. 
§ 925 Nr. 6, 8), und er war auch nicht nötig, weil ſchon auf Grund des die 
Aufhebung des Arreſts ausſprechenden Urteils die Rückzahlung der hinter⸗ 
legten Summe herbeigeführt werden konnte (§§ 775 Z. 1, 776, 928 ZPO.). 
Ob etwa deshalb trotz des Anerkenntniſſes des Klägers der Antrag hätte 
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zurückgewieſen werden ſollen, kann aber dahingeſtellt bleiben, da der Kläger 
mit ſeinem Rechtsmittel ſeine Verurteilung zur Einwilligung in die Rück⸗ 
zahlung gar nicht anficht, ſondern ſich nur gegen die Koſtenentſcheidung 
wendet. Damit kann er jedoch keinen Erfolg haben. Selbſt wenn der Be- 
klagte mit ſeinem Antrage abzuweiſen geweſen wäre, würden ihm doch 
keine Koſten aufzuerlegen geweſen ſein, denn der Antrag betraf nur einen 
Nebenpunkt und hat keine beſondere Koſten verurſacht, insbeſondere nicht 
eine Erhöhung des Wertes des Streitgegenſtandes zur Folge gehabt (8 92 
BRL. Abſ. 2). 

Nach alledem iſt die Berufung, ohne daß erſt auf das Vorbringen des 
Klägers eingegangen zu werden braucht, als unbegründet zurückzuweiſen. 
Ihre Zuläſſigkeit wird dadurch, daß zu Unrecht ein Anerkenntnisurteil er⸗ 
laſſen worden iſt, nicht beeinträchtigt, denn für die Frage der Zuläſſigkeit 
des Rechtsmittels nach § 99 ZPO. Abi. 2 tft entſcheidend, ob das Gericht 
ein Anerkenntnisurteil hat erlaſſen wollen, gleichviel ob das prozeßord— 
nungsmäßig war oder nicht (zu vgl. Stein, ZPO. § 99d IV).“ 

Urteil des OLG. in Dresden (5. Sen.) v. 14. April 1921. 5.0. 320/20. 
W—r. 
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153. Bloße Erkennbarmachung einer unrichtigen Vorausſetzung für 
den Dertragsgegner begründet keine Anfechtung des Vertrages wegen 
Irrtums; Anfechtung findet nur ſtatt, wenn die Vorausſetzung nach 
der Willenseinigung Vertragsinhalt ſein ſoll. 
Vgl. 61 Nr. 133; 62 Nr. 176; 64 Nr. 65. 
BGB. $ 119. 

Der Kläger verlangte Auflaſſung eines ihm vom Beklagten durch nota⸗ 
riellen Vertrag verkauften Grundſtückes, die der Beklagte verweigerte, weil 
der Vertrag von ihm in der irrigen Annahme, ſein Bruder ſei mit dem Verkauf 
einverſtanden, abgeſchloſſen und daher wegen Irrtums nichtig ſei. Das OLG. 
gab der Klage ſtatt, das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev. 
Urteils: 

„Der Berufungsrichter iſt der Meinung, daß ein Irrtum über den Inhalt 
der Willenserklärung vorliege, wegen deſſen der Vertrag von dem Beklagten 
angefochten werden konnte. Er ſieht als erwieſen an, daß der Beklagte, wie 
ſchon vorher auf dem Wege vom Bahnhofe zum Notar, ſo auch bei dem Notar 
erklärt hat, er möchte ſich die Genehmigung ſeines Bruders vorbehalten, 
und daß darauf B., der den Vertrag vermittelte, dem Sinne nach erklärt 
hat, er habe mit dem Bruder geſprochen, der ſei mit dem Verkaufe einver⸗ 
ſtanden. Der Notar habe dann gefragt: „Wie ſoll es denn nun ſein, ſoll die 
Genehmigung vorbehalten werden, ſo haben wir wieder etwas Halbes.“ 
Darauf habe der Beklagte ſich dahin geäußert: „Na, wenn mein Bruder ein⸗ 
verſtanden iſt, dann können wir ja ſo abſchließen.“ Darauf ſei der Vertrag auf⸗ 
geſetzt und vollzogen worden, ohne daß darin ein Hinweis auf eine Genehmi⸗ 
gung durch den Bruder des Beklagten aufgenommen worden ſei. Der Be⸗ 
rufungsrichter ſtellt auch feſt, daß es tatjächlich an der Zuſtimmung des Bruders 
Joſeph gefehlt habe, da B. dieſen nicht von dem beabſichtigten Verkaufe an 
den Kläger unterrichtet habe, die Außerung des B. vielmehr nur in dem 
Sinne gemeint geweſen ſei, daß Joſeph ſich früher einmal mit einem Verkaufe 
der Beſitzung zum gleichen Preiſe von 50000 Mark und an eine andere be⸗ 
ſonders leiſtungsfähige Käuferin einverſtanden erklärt hatte, woraus noch nicht 
gefolgert werden könne, daß er auch mit einem Verkaufe an den Kläger zu 
dem gleichen Preiſe einverſtanden geweſen fei. Die Bemerkung des B. ſei 
alſo irreführend geweſen und der Beklagte habe ſich bei Kaufabſchluß über das 
Einverſtändnis ſeines Bruders tatſächlich in Irrtum befunden. aus Ein- 
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verſtändnis jei ein Umſtand geweſen, der vor der Erklärung des Beklagten 
über den Verkauf liegen ſollte; deshalb möge die irrige Annahme, daß es 
vorgelegen habe, zunächſt als Irrtum im Beweggrunde erſcheinen. 
Hier habe aber der Irrtum die Willenserklärung des Beklagten derartig 
beeinflußt, daß ſie tatſächlich eine andere geworden ſei, als ſie bei 
richtiger Kenntnis der Dinge geworden wäre. Nach Lage der Ver⸗ 
hältniſſe und nach den vom Beklagten beim Notar abgegebenen Erklärungen 
könne nicht daran gezweifelt werden, daß der Beklagte ſich die Zuſtimmung 
ſeines Bruders zu dem Verkaufe vorbehalten haben würde, wenn er gewußt 
hätte, daß dieſer von dem Verkaufe an den Kläger nicht unterrichtet war. 
Das Einverſtändnis des Bruders ſei beim Notar ein Gegenſtand der ent⸗ 
ſcheidenden Verhandlung geweſen, vom Beklagten als für ihn von beſtimmender 
Bedeutung dem Kläger gegenüber zum Ausdruck gebracht, und deshalb müſſe 
der Irrtum über dieſes Einverſtändnis als ein Irrtum über den Inhalt der 
Willenserklärung ſelbſt angeſehen werden, wenn auch von der Zuſtimmung 
des Bruders in dem notariellen Kaufvertrage nichts ſtehe (RGEntſch. 85, 326). 

Zunächſt iſt der Reviſion zuzugeben, daß der Berufungsrichter ſich für 
ſeine Auffaſſung mit Unrecht auf das von ihm angeführte Urteil des 6. Zivil⸗ 
ſenats beruft. Dort iſt vielmehr ausgeführt, daß es bedenklich ſei, bei urkundlicher 
Willenserklärung eine nur mündlich vorausgegangene Erörterung von Beweg⸗ 
gründen in die Erklärung hineinzuziehen, wenn die Urkunde ihrer keine Er⸗ 
wähnung tue; die Urkunde habe nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
die Vermutung der Vollſtändigkeit und Richtigkeit für ſich in der Weiſe, daß, 
was nicht darin geſchrieben ſtehe, nicht Gegenſtand der rechtsgeſchäftlichen 
Erklärung ſein ſollte. Deshalb hat der damals erkennende Senat angenommen, 
daß eine nicht in die Urkunde aufgenommene „Vorausſetzung“ bloße Vor⸗ 
ausſetzung geblieben und nicht Erklärungsinhalt geworden ſei. Aber auch im 
übrigen kann die Auffaſſung des Berufungsrichters in der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts, wie auch im Geſetze ſelbſt, kaum eine Stütze finden. Das Reichs⸗ 
gericht hat die Windſcheidſche Lehre von der Vorausſetzung auch in der Form, 
wonach Verträge keinen Beſtand haben, wenn der eine Vertragsteil eine von 
ihm unterſtellte Vorausſetzung beim Vertragsſchluß erkennbar gemacht hat 
und dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft, ſtets grundſätzlich abgelehnt, weil ſie 
nicht in das Bürgerliche Geſetzbuch übergegangen ſei (vgl. RG. 62, 267). In 
der Tat hatte ſchon der erſte Entwurf zum BGB. in $ 742 die condictio ob rem 
zwar zulaſſen wollen, wenn der vorausgeſetzte Umſtand der Zukunft angehöre, 
es aber wegen der andernfalls zu befürchtenden Rechtsunſicherheit abgelehnt, 
abgeſehen von beſonderen Verhältniſſen, der irrigen Vorausſetzung eines der 
Vergangenheit oder Gegenwart angehörenden Umſtandes für den Beſtand 
der Willenserklärung Bedeutung beizumeſſen (Motive Bd. 2, S. 843). In 
der Kommiſſion für die zweite Leſung wurde dann auch die Vorſchrift des 
§ 742 des erſten Entwurfs bejeitigt mit der Begründung, die Vorſchrift beruhe 
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auf der Windſcheidſchen Lehre von der Vorausſetzung, für deren Beibehaltung 
niemand in der Kommiſſion mehr eingetreten ſei, weil man ſich überzeugt 
habe, daß dieſe Lehre die Sicherheit des Verkehrs gefährde und deshalb als 
Grundlage für das Geſetzbuch ſich nicht eigne (Prot. der II. Komm. 2, 690). 
Auch für das frühere (gemeine) Recht hat das Reichsgericht bereits in dem 
Urteile des 6. Zivilſenats vom 13. Mai 1889 (RGentſch. 24, 169) die Auffaſ⸗ 
ſung abgelehnt, daß eine an ſich zuſtande gekommene Rechtswirkung wegen 
Ermangelung einer „beliebig geſetzten ſogenannten Vorausſetzung“ ſollte 
angefochten werden können. Anderſeits iſt ſchon in dem damaligen Urteile 
ausgeführt, es ſei kein Grund erſichtlich, einer von den Kontrahenten ſelbſt 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend als Beſchränkung ihres Willens erklärten 
Vorausſetzung die unmittelbare rechtliche Wirkung in ihrer Eigenſchaft als 
einer ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſetzten Bedingung zu verſagen, und zwar 
einer Bedingung im weiteren Sinne, in welcher der Ausdruck nicht nur ein 
zukünftiges Ereignis, ſondern auch einen bereits eingetretenen oder gleich⸗ 
zeitig eintretenden Umſtand begreift. An dieſer Rechtsauffaſſung iſt auch in 
den ſpäteren Entſcheidungen feſtgehalten worden. Insbeſondere iſt in dieſen 
zum Ausdrucke gekommen, daß bei Verträgen nur der geeinte Wille der 
Kontrahenten das Rechtsverhältnis in Abhängigkeit von dem Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen einer von einem der beiden Teile vorausgeſetzten Tat⸗ 
face ſetzen kann (RGeEntſch. 66, 132), wozu allerdings eine ausdrückliche 
Erklärung dieſer Willenseinigung nicht erforderlich iſt, vielmehr auch genügt, 
daß der dahingehende Wille des einen Teils dem anderen Teile derart erkenn⸗ 
bar geworden iſt, daß nach der durch die Verkehrsſitte und nach Treu und 
Glauben (§ 157 BGB.) gebotenen Auslegung die Erklärung nur in dieſem 
Sinne von dem anderen Teile verſtanden und von ihm angenommen werden 
konnte (vgl RGeEntſch. 75, 274; 94, 68; Warneyer 1918, 243; Jur. Woch. 
1903 Beil. Nr. 84). Wird eine ſolche Willenseinigung feſtgeſtellt, ſo kann, 
wie beſonders in dem Urteile des erkennenden Senats Warneyer 1918, 243 
hervorgehoben wird, auch wenn ſie nur mündlich erfolgt iſt, dadurch die Rich⸗ 
tigkeit und Vollſtändigkeit der Urkunde, die als Regel zu vermuten iſt, aller⸗ 
dings unter Umſtänden als widerlegt erſcheinen. Daß aber eine ſolche Willens⸗ 
einigung hier zuſtande gekommen wäre, hat der Berufungsrichter nicht feſt⸗ 
geſtellt. Dazu wäre vor allem erforderlich geweſen, daß er ſich mit dem Her⸗ 
gange beim Notar näher auseinandergeſetzt hätte. Dieſer Hergang ſpricht 
inſofern durchaus gegen die Annahme eines beiderſeitigen Vertragswillens, 
durch welchen das Einverſtändnis des Bruders des Beklagten zur ſtillſchwei⸗ 
genden Vertragsbedingung gemacht ſein könnte, als der Notar auf den von 
dem Beklagten zunächſt geäußerten Wunſch, die Genehmigung des Bruders 
möge im Vertrage vorbehalten werden, und nachdem B. erklärt hatte, der 
Bruder habe ſich ihm gegenüber einverſtanden erklärt, geſagt hatte, „wenn 
die Genehmigung vorbehalten werde, ſo ſei es wieder etwas Halbes“. 
18* 
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Wenn auf dieſe Außerung des Notars, mag ſie nun den vom Berufungsrichter 
feſtgeſtellten oder den nach Maßgabe des Beweiserbietens zu unterſtellenden 
Wortlaut gehabt haben, der Beklagte mit den Worten erwidert hat: „Na, 
wenn mein Bruder einverſtanden iſt, dann können wir ja ſo abſchließen“, 
und wenn er dann die Urkunde ohne Vorbehalt unterzeichnet hat, ſo iſt nicht 
ohne weiteres erſichtlich, inwiefern ſeine Außerung und ſein Verhalten von 
den übrigen Anweſenden, insbeſondere vom Kläger, nach Treu und Glauben 
anders hätte verſtanden werden können oder müſſen, als daß er zwar von der 
Annahme (Vorausſetzung) ausging, daß ſein Bruder einverſtanden ſei, 
aber davon Abſtand nahm, daß dieſe Vorausſetzung zur ausdrücklichen oder 
ſtillſchweigenden Vertragsbedingung gemacht werde. Denn andernfalls würde 
ja ein endgültig wirkſamer Vertrag damals doch nicht zuſtande gekommen 
und alſo im Sinne des Notars etwas „Halbes“ entſtanden ſein, ebenſo, wie 
wenn der Vorbehalt ausdrücklich in die Urkunde aufgenommen worden wäre. 
Etwas anderes folgt auch nicht aus der Feſtſtellung des Berufungsrichters, 
daß die Annahme, der Bruder ſei einverſtanden, für den Beklagten „beſtimmend“ 
und dies den übrigen Beteiligten „erkennbar geweſen ſei“; denn nicht jeder 
dem anderen Teile erkennbar gemachte Beſtimmungsgrund wird dadurch 
zur ſtillſchweigenden Bedingung für die Wirkſamkeit des Vertrags erhoben; 
vielmehr bleiben Beſtimmungsgrund und Zweck in der Regel außerhalb 
des Rahmens des Vertragsinhalts. Ebenſowenig iſt entſcheidend, daß nach der 
Feſtſtellung des Berufungsgerichts die Willenserklärung nicht abgegeben 
worden oder der Inhalt der Willenserklärung ein anderer geworden wäre, 
wenn der Beklagte nicht von der irrtümlichen Vorausſetzung ausgegangen wäre; 
denn das iſt bei jedem für die Erklärung kauſal gewordenen Irrtum im Be- 
weggrunde der Fall, macht aber dieſen Irrtum nicht zu einem ſolchen über 
den Inhalt der Erklärung. Dieſe Umſtände ſind in den Entſcheidungen des 
Reichsgerichts, denen ſich der Berufungsrichter anſcheinend anſchließen will 
(RG. Jur. Woch. 1903, S. 106 der Beilage Nr. 237; RGéEntſch. 85, 326) für 
die Annahme eines zur Anfechtung berechtigenden Irrtums zwar als erforderlich, 
aber keineswegs als für ſich allein ſchon hinreichend bezeichnet. Ebenſowenig 
genügt die Feſtſtellung des Berufungsrichters, daß das vorausgeſetzte Einver⸗ 
ſtändnis des Bruders „zum Gegenſtande der entſcheidenden Verhandlungen 
gemacht“, d. h. erſichtlich nur: „bei dieſen zur Sprache gebracht worden“, iſt; 
erforderlich wäre, daß es zum Gegenſtande des Vertragsſchluſſes, der rechts- 
geſchäftlichen Erklärung beider Parteien ſelbſt und damit zum Vertrags- 
inhalt geworden wäre, wie das in den reichsgerichtlichen Entſcheidungen, 
die der Berufungsrichter hierbei im Auge zu haben ſcheint (RGEntſch. 55, 
571; 64, 268), für die Beachtlichkeit eines Kalkulationsfehlers, auf deſſen 
Grundlage der Preis berechnet wurde, als Erfordernis aufgeſtellt iſt.“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 16. Febr. 1921. W. w. Sch. 
(OLG. Hamm). V. 429/20. 
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154. Befreiung von der Leiſtungspflicht infolge der durch den Krieg 
herbeigeführten Veränderung der Verhältniſſe. 
Vgl. oben Nr. 110. 134; 75 Nr. 7. 8. 13. 123. 183. 
BGB. §§ 157. 242. 631. 

Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„In ſtändiger Rechtſprechung hat das Reichsgericht daran feſtgehalten, 
daß auch bei gegenſeitigen Verträgen der zur Leiſtung verpflichtete Teil von 
der Leiſtungsverbindlichkeit frei wird, wenn die Leiſtung infolge der Verſchie⸗ 
bung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe durch den Weltkrieg oder die Revolution 
eine in ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung völlig andere als die bedungene ge⸗ 
worden iſt, und daß die Frage, ob dieſer Erfolg eingetreten ſei, nach Lage 
des einzelnen Falls zu entſcheiden ijt (RGEntſch. 98, 18, 20ff.). Das gilt auch 
für die erſt im Laufe des Krieges geſchloſſenen Verträge, wenn durch den mei- 
teren Verlauf des Krieges und ſeine Wirkungen oder durch die ſpätere Revo⸗ 
lution und ihre Folgen eine Veränderung der in Betracht kommenden Verhält- 
niſſe in dem bezeichneten Sinn und Umfang eingetreten iſt (RGEntſch. 99, 
117). Regelmäßig geht bei gegenſeitigen Verträgen der Vertragswille dahin, 
daß die vereinbarte Gegenleiſtung ein angemeſſenes Entgelt für die Leiſtung 
darſtellen ſoll. Entſpricht die Leiſtung infolge der nicht vorausgeſehenen und 
nicht vorausſehbaren Veränderung dem, was in dieſer Beziehung die Betei⸗ 
ligten vernünftigerweiſe mit dem Vertragsabſchluſſe beabſichtigt haben, ſo 
wenig, daß der Erfüllungszwang mit der durch §§ 157, 242 BGB. gebotenen 
Rückſichtnahme auf Treu und Glauben und die Verkehrsſitte unvereinbar 
wäre, ſo iſt die Leiſtung ſelbſt eine andere, und eine ſolche zu bewirken kann 
der aus dem Vertrage pflichtigen Partei nicht zugemutet werden. Das trifft 
insbeſondere dann zu, wenn nicht nur die Preiſe für Materialien und die 
Arbeitslöhne außergewöhnlich geſtiegen ſind, ſondern auch die Vorbedingungen 
eines ordnungsmäßigen Betriebes durch Schwierigkeiten in der Beſchaffung 
der Rohſtoffe, Mangel an geübten, arbeitswilligen Arbeitern, Arbeitsein⸗ 
ſtellungen, plötzliche Herabſetzung der Arbeitszeit, Kohlennot uſw. beſonders 
erſchwert ſind (RGEntſch. 98, 18; 99, 115; 100, 129). Den Einfluß des Grund⸗ 
ſatzes, daß Verträge zu wahren jind, e.nerjeit3 und der Grundſätze über Treu 
und Glauben ſowie die Verkehrsſitte anderſeits gegeneinander im einzelnen 
Fall abzuwägen, iſt Sache des Prozeßgerichts, das auch befugt iſt, über die 
Verkehrsſitte Sachverſtändige zu hören, ſoweit es dies für erforderlich hält. 
Eine allgemeine Regel dahin, daß eine Befreiung von der Leiſtungspflicht 
nur dann zu gewähren ſei, wenn die Vertragserfüllung, ſei es auch nur mittel⸗ 
bar, ganz oder nahezu den geſchäftlichen Ruin des Leiſtungspflichtigen zur 
Folge haben würde, läßt ſich nicht aufſtellen. Es kommt vielmehr auf die Lage 
des einzelnen Falles an. Es laſſen ſich Fälle denken, in denen der Erfüllungs⸗ 
zwang nicht gerade zum Ruin oder annähernd zum Ruin des Leiſtungspflich⸗ 
tigen führen würde und dennoch die Ausübung dieſes Zwanges eine jo er- 
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hebliche wirtſchaftliche Schädigung des Erfüllenden mit ſich bringen würde, 
daß ihm nach Treu und Glauben nicht zugemutet werden kann, ſie auf ſich zu 
nehmen. Wollte man das nicht anerkennen, ſo würden die Verträge, die von 
finanziell ſehr leiſtungsfähigen Perſonen oder öffentlich-rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften geſchloſſen ſind, vielfach des Schutzes entbehren, den das Geſetz ausnahms⸗ 
los für Treu und Glauben gewährt, da bei ihnen meiſtens ein durch die Ver⸗ 
tragserfüllung verurſachter wirtſchaftlicher „Ruin“ nicht in Frage kommen 
wird. Anderſeits ſind aber auch Fälle denkbar, in denen trotz drohenden 
Ruins der Schutz nach Treu und Glauben zu verſagen iſt, z. B. dann, wenn 
die Partei außerhalb des Gebiets des Großhandels leichtſinnig und ohne Rück⸗ 
ſicht auf ihre eigene geringe wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit aus Spekulation 
einen Vertrag oder auch noch mehrere andere gleichartige Verträge geſchloſſen 
hat, die ein ſehr großes finanzielles Riſiko unter Umſtänden mit ſich führen 
konnten. Die oben angeführte, den drohenden wirtſchaftlichen Ruin des Lei⸗ 
ſtungspflichtigen als ausſchlaggebend erklärende Regel iſt übrigens in der 
Rechtſprechung nur vereinzelt für Lieferungs verträge und nur unter der 
Vorausſetzung anerkannt worden, daß die Erſchwerung der Lieferungspflicht 
lediglich in der bloßen Steigerung des Anſchaffungspreiſes des Lieferungs⸗ 
gegenſtandes beſteht. Ob die Regel in dieſer Beſchränkung als allgemeingültig 
anzuerkennen wäre, kann hier unerörtert bleiben, denn im vorliegenden Fall 
handelt es ſich nicht um die Erfüllung eines Lieferungs-, ſondern eines Werk⸗ 
vertrages, die nicht nur die Steigerung der Materialpreiſe, ſondern auch durch 
weſentliche Veränderung der Betriebsverhältniſſe des Unternehmers beſon⸗ 
ders erſchwert iſt. Wenn der Berufungsrichter dieſe nicht bloß vorübergehenden 
Erſchwerniſſe für zwingend genug anſieht, um die Beklagte von ihrer Lei- 
ſtungspflicht zu entbinden, ſo iſt dem rechtlich nicht entgegenzutreten.“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 18. Febr. 1921. P. w. H. (Kammer⸗ 
gericht). VII. 118/20. | | 


155. Kauf nach Beſicht; kein Recht zur Beanftandung wegen vor- 
handener, nur bei oberflächlicher Beſichtigung nicht erkennbarer Mängel. 
a Vgl. 67 Nr. 139. 
BGB. §§ 460. 494. 

Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Unter den Parteien herrſcht kein Streit, daß der Vertreter der Beklagten 
den verkauften Poſten vor dem Abſchluß beſichtigt hat. Es handelte ſich um 
altes Eiſen, das nach Gewicht verkauft worden iſt. Wenn ſich zwiſchen der 
Ware emailliertes Eiſen befunden hat, wie die Beklagte erſt nachträglich feſt⸗ 
geſtellt haben will, ſo kann ſie daraus keine Rechte gegen den Kläger her⸗ 
leiten, weil nach den Tatumſtänden geſchloſſen werden muß, daß beide Parteien 
den übereinſtimmenden Willen kundgegeben haben, den betreffenden Poſten 
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ſo wie er war und der Beſichtigung zugänglich lag, in Bauſch und Bogen 
zum Gegenſtande des Kaufgeſchäfts zu machen. Ob jener beanſtandete Be⸗ 
ſtandteil ſich durch ſeine Lage der lediglich oberflächlichen Beſichtigung entzog, 
iſt gleichgültig. Ebenſo iſt es unerheblich, ob die Beſichtigung ſich ſtets nur auf 
die an der Oberfläche lagernden Stücke zu erſtrecken pflegt. Es genügt, daß 
die Beklagte, wenn ſie gewollt hätte, den Poſten Stück für Stück vor dem 
Abſchluß hätte in Augenſchein nehmen können. Warum das nicht möglich 
geweſen ſein ſollte, iſt unerfindlich. Wenn Beklagte, wie das durchaus üblich 
ſein mag und auch bei dem Gegenſtand des Kaufs verſtändlich iſt, ſich mit 
oberflächlicher Inaugenſcheinnahme begnügte und dann den ganzen Poſten 
kaufte, ſo tat ſie das auf ihre Gefahr. Anders läge der Fall, wenn Kläger 
argliſtig darauf Bedacht genommen hätte, der Beſichtigung gewiſſe Gegen- 
ſtände nach Möglichkeit zu entziehen oder ſie nachträglich in den Poſten hinein⸗ 
zuſchmuggeln oder überhaupt argliſtig darauf ausgegangen wäre, die Be- 
klagte zu veranlaſſen, durch den Kauf in Bauſch und Bogen auch Gegenſtände 
ohne ihre Kenntnis mit zu kaufen, die ſie erkennbar ſonſt nicht oder doch zu 
anderen Bedingungen mit gekauft hätte. Beklagte hat aber ausdrücklich 
erklärt, Argliſt des Verkäufers nicht behaupten zu können. Sie muß daher 
auch den beanſtandeten Teil zum vereinbarten Preiſe bezahlen.“ 

Urteil des OLG. in Hamburg (3. Sen.) v. 31. Mai 1921 F. w. Altmet. 

u. Eiſenhandel, G. m. b. H. III. Bf. 787/20. 310/21. B. 


156. Schenkung unter Auflage; Erfordernis einer rechtzeitig erklärten 
vorbehaltloſen Annahme. 

| BGB. §§ 516. 146. 147. 

Der Kläger hatte am 10. Juli 1918 dem Kommando des Feldart.⸗Reg. 
Nr. 28 ſeine Abſicht erklärt, als bleibendes Andenken an ſeinen am 15. Juni 
1918 gefallenen Sohn bei der 8. Batterie des Reg. durch Schenkung von 
10 Stück Reichs⸗Anleihe zu je 1000 % eine Stiftung zu errichten. Er legte 
den von ihm verfaßten Entwurf der Satzungen der Stiftung bei und hinter⸗ 
legte die für die Stiftung beſtimmten 10000 % in Kriegsanleihe bei dem 
Kriegszahlamt in D. Das Regimentskommando nahm an dem Satzungs⸗ 
entwurf ohne Vorwiſſen des Klägers Anderungen vor und in dieſer abge- 
änderten Faſſung wurde die Stiftung ſtaatlich genehmigt. Der Kläger erhob 
gegen die Anderung der Satzung alsbald durch Schreiben vom 17. Januar 
und 6. Februar 1919 an das Regimentskommando Widerſpruch, war aber 
damit einverſtanden, daß beim Kriegsminiſterium Abänderung der geneh- 
migten Satzungen in der vom Kläger gewünſchten Form beantragt werde. 
Bevor die Entſcheidung des Kriegsminiſteriums ergangen war, erklärte der 
Kläger durch Schreiben vom 28. März 1919, er bitte um Rückgabe der hinge⸗ 
gebenen Wertpapiere, da zufolge der beſchloſſenen reſtloſen Auflöſung des 


256 156. Schenkung. 


Heeres ſeine mit der Stiftung verfolgte Abſicht völlig vereitelt worden ſei. 
Das Kriegsminiſterium lehnte den Antrag ab. Die Klage auf Rückgabe der 
Wertpapiere hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Anſicht der Reviſion, daß der Kläger jedenfalls an ſeinen in dem 
Schreiben vom 6. Februar 1919 zu findenden erneuten Vertragsantrag mangels 
einer von dem Beklagten erklärten Ablehnung gebunden ſein würde, iſt un⸗ 
zutreffend. Denn der Antrag zur Schließung eines Vertrages erliſcht nach 
§ 146 BGB. außer durch Ablehnung auch, wenn er nicht dem Antragenden 
gegenüber nach den §§ 147—149 rechtzeitig angenommen wird. Nach § 147 
Abſ. 2 kann aber der einem Abweſenden gemachte Antrag nur bis zu dem 
Zeitpunkt angenommen werden, in welchem der Antragende den Eingang der 
Antwort unter regelmäßigen Umſtänden erwarten darf. Eine Annahme des 
erneuten Antrags des Klägers iſt aber überhaupt nicht erfolgt (wird ausgeführt). 

Die Reviſion meint nun allerdings, daß die Vorſchriften der 88 145 ff. 
auf die Annahme einer Schenkung keine Anwendung finden könnten, vielmehr 
durch die beſondere Vorſchrift des 8 516 Abſ. 2 erſetzt ſeien. Der § 516 Abſ. 2 
gibt jedoch nur für den Fall, daß die den Gegenſtand der beabſichtigten Schen⸗ 
kung bildende Zuwendung zunächſt ohne den Willen desjenigen, der beſchenkt 
werden ſoll, erfolgt iſt, der Empfänger der Zuwendung alſo von dieſer oder 
doch von der bei dem Geber beſtehenden Abſicht der Unentgeltlichkeit keine 
Kenntnis hat, davon vielmehr erſt nach erfolgter Zuwendung und dadurch 
tatſächlich bereits eingetretener Bereicherung erfährt, eine von den Beſtimmun⸗ 
gen der 88 145 ff. BGB. abweichende Vorſchrift. Das Geſetz hält auch in Fällen 
dieſer Art an dem Vertragscharakter der Schenkung und dem danach zu ihrem 
Zuſtandekommen beſtehenden Erfordernis der Willenseinigung des Gebers 
und des Empfängers der Zuwendung feſt, ſtellt aber auf Grund der Erfahrungs⸗ 
tatſache, daß Schenkungen nur ausnahmsweiſe zurückgewieſen werden, die 
Fiktion auf, daß Stillſchweigen des Empfängers innerhalb einer ihm vom 
Geber zu ſetzenden Erklärungsfriſt die Erklärung der Annahme des in der 
Zuwendung zu findenden Vertragsangebots enthalte (vgl. Mot. II, 286ff.; 
Prot. II, öff.). Ob die Vorſchrift des § 516 Abſ. 2 überhaupt auf Schen- 
kungen unter einer Auflage anwendbar iſt, bei denen die Annahme nicht ledig⸗ 
lich in der Gutheißung des bereits durch das dingliche Übertragungsgeſchäft 
geſchaffenen Rechtszuſtandes beſteht (vat. Prot. a. a. O.), fonder die Übernahme 
der Verpflichtung zur Erfüllung der Auflage, alſo die Eingehung einer Ver⸗ 
bindlichkeit erfordert, kann zweifelhaft ſein (Prot. a. a. O.; dagegen RGR. 
Komm. § 516 BGB. Anm. 8), ebenſo ob die Erneuerung eines bereits vom Emp⸗ 
fänger abgelehnten Schenkungsangebots unter die Vorſchrift des § 516 Abſ. 2 
fallen kann. Dieſe Fragen können indeſſen unerörtert bleiben. Denn die 
Vorſchrift des 8 516 Abſ. 2 enthält nachgiebiges Recht und kann da nicht An⸗ 
wendung finden, wo zur Annahme des Angebots die Vornahme einer poſi⸗ 
tiven Handlung des Empfängers der Zuwendung gehört. So liegt aber die 
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Sache hier. Der Kläger hat ſein Angebot vom Februar 1919 an die Geneh⸗ 
migung des von ihm überreichten Satzungsentwurfs durch das Kriegsmini⸗ 
ſterium geknüpft. Dazu bedurfte es einer urkundlichen Genehmigungserklärung 
des Miniſteriums, um die Verbindlichkeit der Satzung für die Zukunft ſicher⸗ 
zuſtellen. Das Angebot des Klägers konnte hienach nicht durch bloßes Still- 
ſchweigen, ſondern nur durch Ausſtellung einer ſchriftlichen Genehmigungs⸗ 
erklärung durch das Kriegsminiſterium angenommen werden und der Kläger 
hatte durch den am Schluſſe ſeines Schreibens vom 6. Februar 1919 befind⸗ 
lichen Hinweis auf die geſetzlichen Vorſchriften der §§ 146ff. BGB. deutlich 
zu erkennen gegeben, daß er an ſeinen Antrag ſich nur nach Maßgabe des 
§ 147 Abſ. 2 BGB. gebunden halten wollte. Bei dieſer Sachlage unterliegt 
die Anwendbarkeit der Vorſchrift des 8147 Abſ. 2 BGB. keinem Bedenken. 
Es kann ſich hiernach nur fragen, ob durch die Annahme des erſten Ange⸗ 
bots des Klägers vom Juli 1918 und der von ihm übergebenen Wertpapiere 
eine Schenkung zwiſchen den Parteien zuſtande gekommen iſt. Hierbei iſt es 
nicht, wie die Reviſion meint, ohne Bedeutung, daß die vom Kläger geſetzten 
Beſtimmungen für die der Schenkung beigefügte Auflage von dem Beklagten 
nur mit Anderungen genehmigt worden ſind. Das Zuſtandekommen einer 
Schenkung ſetzt die Annahme der Zuwendung durch den Bedachten voraus. 
Angenommen werden kann jedoch die Schenkung nur ſo, wie ſie angeboten 
wird. Wenn alſo eine Schenkung unter einer beſtimmten Auflage angetragen 
wird, ſo kann ſie nur unter Übernahme der vom Schenker gewünſchten Ver⸗ 
pflichtung durch den Beſchenkten angenommen werden. Wird die Übernahme der 
Verpflichtung abgelehnt, oder nur mit verändertem Inhalt erklärt, ſo kommt 
kein Schenkungsgeſchäft zuſtande, ſofern nicht der Schenker ſich mit der erklärten 
Anderung einverſtanden erklärt und damit den ihm gemäß § 150 Abſ. 2 BGB. 
gemachten neuen Antrag ſeinerſeits annimmt. Ein Fall der letzten Art kommt 
nicht in Frage, da der Kläger den an ſeinem Satzungsentwurf vorgenom⸗ 
menen Anderungen widerſprochen und die Annahme ſeines Entwurfs ver⸗ 
langt hat.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 14. April 1921. Deutſches Reich 
w. G. (OLG. Dresden). IV. 603/20. 


157. Aufhebung der Miete von Theaterräumen wegen Verſagung 
der Spielerlaubnis. 
Val. 74 Nr. 168; 73 Nr. 223 m. N. 
BGB. §§ 535. 242. 157. 

Durch Vertrag vom 7./11. Januar 1919 verpflichtete ſich der Beklagte als 
der Pächter der Gaſtwirtſchaft T. in E., den Theaterſaal mit Bühne und 
andere Räume dem Kläger für die Zeit vom 1. Mai 1919 bis 30. Septem⸗ 
ber 1924 „voll und ganz alltäglich zwecks Proben und Aufführungen“ für 
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einen täglichen Pachtzins von 20.46 zu überlaſſen und für die Beleuchtung, 
Inſtandhaltung und Reinigung der Räume zu ſorgen. Der Kläger übertrug 
dem Theaterdirektor H. die Leitung eines Sommertheaters in den Räumen. 
Dieſem wurde die Spielerlaubnis von dem Stadtausſchuſſe mangels Bedürf⸗ 
niſſes verſagt und von dem Miniſterium nur für die Zeit vom 29. Juni bis 
31. Juli 1919 erteilt. Durch Briefe vom 25. Juni und 9. Juli 1919 er⸗ 
klärte der Beklagte den Vertrag mit dem Kläger für gelöſt, und zwar 
durch das letztere Schreiben für die Zeit vom 1. Auguſt 1919 ab, weil H. 
ſchlecht ſpiele und keine Spielerlaubnis habe, ſowie weil an 10 Tagen keine 
Aufführungen ſtattgefunden hätten, wodurch dem Beklagten ein erheblicher 
Schaden erwachſen ſei. | 

Der Kläger erhob daraufhin Klage auf Feſtſtellung des Weiterbeſtehens 
des Vertrages. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗ 
Urteils: 

„Der Berufungsrichter ſtellt feſt, daß unter Aufführungen im Sinne des 
Vertrags nur Theatervorſtellungen und beſſere Singſpiele, nicht Lichtſpiele, 
Kabaretts und Konzerte zu verſtehen ſeien, daß jene aber vom 1. Auguſt 1919 
ab unmöglich geweſen wären, weil die nach § 33a GewO. erforderliche Erlaub- 
nis wegen mangelnden Bedürfniſſes für Theateraufführungen von dieſem 
Tage ab verſagt worden ſei und für Singſpiele auch verſagt ſein würde; mit 
dieſer Unmöglichkeit der Vertragserfüllung durch den Kläger ſei der ganze 
Vertrag vom 1. Auguſt 1919 ab hinfällig geworden, denn er ſei ſtillſchweigend 
unter der Bedingung geſchloſſen worden, daß eine nach der GewO. notwendige 
Erlaubnis erteilt werde. 

Die Unmöglichkeit der Vertragserfüllung durch den Kläger rechtfertigt 
nach Lage der Sache die Aufhebung des ganzen Vertragsverhältniſſes, wenn 
ſie auch, wie die Reviſion hervorhebt, möglicherweiſe ſpäter während der 
mehr als fünfjährigen Vertragszeit behoben wird. Wie der erkennende Senat 
bereits in dem Urteile vom 20. Februar 1917 (RGEntſch. 89, 206) ausgeführt 
hat, iſt unter Umſtänden bei einem Mietvertrag ein zeitweiliges Erfüllungs⸗ 
hindernis einem dauernden gleichzuachten und die dadurch bedingte teilweiſe 
Unmöglichkeit als eine gänzliche zu behandeln. Ob dies im Einzelfall anzu— 
nehmen iſt, iſt nach dem Grundſatze von Treu und Glauben unter billiger 
Abwägung der Intereſſen beider Vertragsteile feſtzuſtellen. In dem vor⸗ 
liegenden Falle kann es keinem Zweifel unterliegen, daß bei der völligen Un- 
gewißheit, ob dem Kläger jemals die erforderliche Genehmigung zu Theater- 
oder Singſpielvorſtellungen erteilt werden wird, die Erreichung des von dem 
Beklagten mit dem Vertrag angeſtrebten, oben angeführten Zweckes ſo ſehr 
in Frage geſtellt wird, daß ihm die Aushaltung des Vertrags nicht zugemutet 
werden kann, und daß auch dem Kläger an der Fortdauer des Vertrags, wie 
das Berufungsgericht dieſen auslegt, nicht viel liegen kann. Der Unmöglich— 
keit iſt daher vertragaufhebende Wirkung beizulegen. Es bedarf deshalb 
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keines Eingehen? auf die Frage, ob der Vertrag unter der ſtillſchweigenden 
Bedingung der Konzeſſionserteilung geſchloſſen iſt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 4. Febr. 1921. W. w. Qu. (OLG. 
Jena). III. 278/20. 


158. Hlage einer Geſellſchaft bürgerlichen Rechts gegen einen Geſell— 
ſchafter auf Subuße; Frage der Aktivlegitimation. 
BGB. §§ 709. 710. 432. ZPO. § 50. 

Aus den Gründen des Ber.-Urteils: 

„Die in der Klaganlage aufgeführten Perſonen klagen als Mitglieder der 
Bohrgeſellſchaft V., einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts, vertreten durch 
die Vorſtandsmitglieder, gegen den Beklagten als Mitglied derſelben Ge⸗ 
ſellſchaft auf Zahlung einer Zubuße von 1100 %, berechnet nach der Zahl 
ſeiner Geſellſchaftsanteile. 

Iſt die Vereinigung V. als ſolche, weil nicht rechtsfähig, nicht partei⸗ 
fähig, ſo können Subjekt eines Rechtsſtreits nur die Mitglieder ſelber ſein. 

Nach 88 718, 719 BGB. kann der einzelne Geſellſchafter über feinen Anteil 
am Geſellſchaftsvermögen und an den einzelnen dazu gehörigen Gegenſtänden 
nicht verfügen. Die im Schrifttum viel behandelte Frage, ob Forderungen 
auf Zubuße, um die es ſich hier handelt, alſo auf noch’ nicht entrichtete Ge⸗ 
ſellſchaftsbeiträge als Beſtandteile des Geſellſchaftsvermögens anzuſehen find, 
oder ob ſie von „Einlagen“ als bereits bewirkten Geſellſchafterleiſtungen zu 
unterſcheiden und nur dieſe zum Geſellſchaftsvermögen zu rechnen ſind, iſt 
vom Reichsgericht (Entſch. 76, 276) im erſten Sinne entſchieden worden. 
Dieſer Auslegung, der ſich neuerdings auch namhafte Schriftſteller angeſchloſ— 
jen haben (vgl. Enneccerus, Lehrbuch 9. bis 11. Aufl., Bd. 1 2, § 399 S. 510 
und daſ. Anm. 1), tritt der Senat bei. Daraus ergibt ſich, daß die hier geltend 
gemachte Geſellſchaftsforderung kraft der Natur der Geſellſchaft als eines 
Rechtsgebildes der geſamten Hand nicht von einzelnen Geſellſchaftern im Klage⸗ 
wege verfolgt werden kann, ſondern daß nur ſämtliche Geſellſchafter durch 
ihren übereinſtimmenden Willen, alſo eben „mit geſamter Hand“, über das Ge- 
ſellſchaftsvermögen durch Beſchreitung des Rechtsweges verfügen können. 

Nun behauptet im vorliegenden Fall die klagende Vereinigung, daß andere 
als die in der erſten Klageanlage als Kläger einzeln aufgeführten Geſellſchafter 
nicht vorhanden ſeien. Dabei wird indeſſen überſehen, daß als klagbegründete 
Tatſache ausdrücklich — freilich unter Widerſpruch des Beklagten — behauptet 
worden iſt, auch der Beklagte ſei Mitglied der Geſellſchaft. Folglich klagen 
hier nicht ſämtliche Mitglieder derſelben. Es fragt ſich daher, ob der ein— 
zelne oder, wie hier, die mehreren Geſellſchafter berechtigt ſind, Erfüllung von 
Geſellſchaftsforderungen wenigſtens an alle Geſellſchafter zu verlangen. Das 
Reichsgericht (Entſch. 70, 32) hat die Frage bejaht, indem es die in den Vor⸗ 
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ſchriften der §§ 432, 2039 BGB. niedergelegten Grundſätze auch hier anwendet. 
Im Schrifttum iſt die Frage überwiegend verneint (vgl. Enneccerus a. a. O. 
S. 512 Anm. 10). 

Hier wird darauf hingewieſen, daß nach der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes und der Stellung des § 432 BGB. innerhalb desſelben nicht ange⸗ 
nommen werden könne, daß dieſe Vorſchrift auf Schuldverhältniſſe zur ge⸗ 
ſamten Hand Anwendung finden, und daß gerade darum die Sondervorſchrift 
des § 2039 BGB. für die Erbengemeinſchaft aus Zweckmäßigkeitserwägungen 
eingeführt worden fei. Vor allem aber werde in den 88 705ff. BGB. für 
die Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts eine Sonderregelung getroffen, ins⸗ 
beſondere in den §§ 709 und 719 daſelbſt. Dieſen Bedenken hat ſich das Reichs⸗ 
gericht nicht verſchloſſen und in einem ſpäteren Erkenntnis (Entſch. 86, 66) zwar 
von einer abſchließenden Stellungnahme abgeſehen, eine Anwendung der Regel 
des § 432 BGB. aber jedenfalls dann für ausgeſchloſſen erklärt, wenn der Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag die Beſtimmung des § 709 BGB., wonach grundſätzlich 
die Geſchäftsführung den Geſellſchaftern gemeinſchaftlich zuſteht, abändere. 
Das trifft im vorliegenden Fall zu. Hier hat die Satzung in den §§ 12 und 14 
die Geſchäftsführung einzelnen Geſellſchaftern übertragen und damit die 
übrigen von der Geſchäftsführung ausgeſchloſſen. Die genannten Beſtim⸗ 
mungen ſind dahin auszulegen, daß dieſen geſchäftsführenden Mitgliedern, 
dem ſog. Vorſtand, auch die Befugnis zuſtehen ſoll, namens der Geſellſchaft 
zu klagen. Daß dieſer Vorſtand ordnungsgemäß gewählt worden ſei, hat der 
Beklagte nicht beſtritten. Seine Einwendung, abgeſehen von ihm ſelbſt ſeien 
auch einzelne der klagenden Mitglieder mit der Klageerhebung nicht einver⸗ 
ſtanden, richtet ſich gegen die Vertretungsbefugnis des Vorſtandes und iſt 
damit, wie dargetan, hinfällig. 

Nun ſind freilich die geſchäftsführenden Geſellſchafter nicht zur Klage 
in eigenem Namen für Rechnung der Geſellſchaft befugt; ſie ſind auch nicht 
etwa deren geſetzliche Vertreter, ſondern haben lediglich die Stellung von 
Prozeßbevollmächtigten (RGeEntſch. 57, 92). Damit kehrt die Unterſuchung 
nur ſcheinbar zu ihrem Ausgangspunkt zurück, nämlich zu der Frage, ob nicht 
die Klage, da der Vorſtand gegen ein Geſellſchaftsmitglied, alſo nicht namens 
ſämtlicher Geſellſchafter klagt, mangels Legitimation abgewieſen werden 
müßte. Denn nunmehr trifft der Geſichtspunkt des Geſamthandverhältniſſes 
eben kraft der Diſpoſitivvorſchrift des 8 710 BGB. nicht mehr zu, woraus 
ſich ergeben würde, daß die geſchäftsführenden Geſellſchafter unter Umſtänden 
allein gegen alle anderen Mitglieder auf Erfüllung einer Zubuße klagen könnten 
(Staudinger, 7./8. Aufl., Bd. II 2 zu § 714 sub IV S. 1382 zu a).“ 


Urteil des Oberlandesgerichts in Hamburg (3. Sen.) v. 8. Febr. 1921, 
V. w. L. Bf. III 446/20. B. 
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159. Maß der Anforderungen, die an die Sorgfaltspflicht des in 
ſeinem eigenen Kraftwagen mitfahrenden, dieſen aber nicht ſelbſt 
lenkenden Wagenbeſitzers zu ſtellen ſind. 

Vgl. 60 Nr. 7. 

BGB. § 823. Kraft. G. § 7. 

Die Klägerin wurde bei einer Fahrt im Kraftwagen des Beklagten auf 
der Landſtraße infolge des Zuſammenſtoßes des Kraftwagens mit einem 
entgegenfahrenden Kutſchwagen am rechten Auge verletzt. Ihr gegen den 
mitfahrenden Beklagten erhobener Schadenerſatzanſpruch wurde von den 
Vorinſtanzen für begründet erklärt. Das Reichsgericht hob auf. Aus den 
Gründen des Rev. Urteils: 

„Nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts ijt der Zuſammenſtoß 
der beiden Fahrzeuge darauf zurückzuführen, daß der Führer des Kraftwagens 
des Beklagten verbotwidrig auf der linken anſtatt auf der rechten Seite der 
Landſtraße in der Fahrtrichtung fuhr; der Zuſammenſtoß wurde ferner da⸗ 
durch begünſtigt, daß der Wagen dem § 18 der BRVO. vom 3. Februar 1910 
zuwider in der Dunkelheit zu raſch fuhr. Ein Verſchulden des Beklagten 
an der Herbeiführung des Unfalles erblickt das Berufungsgericht darin, daß er, 
der ſelbſt in dem Kraftwagen ſaß, den Führer nicht auf den richtigen Weg 
verwieſen und zur Einhaltung des vorſchriftmäßigen langſamen Tempos 
beſtimmt habe. Zwar fei der Kraftwagen mit einem fog. amerikaniſchen Ver⸗ 
deck bedeckt geweſen; die Dunkelheit, der regennaſſe Weg und das den freien 
Ausblick hindernde Verdeck des Kraftfahrzeugs hätten den Beklagten aber ver⸗ 
anlaſſen müſſen, dem Fahren ſeines Führers beſondere Aufmerkſamkeit zu 
widmen. Indem er dieſe Aufmerkſamkeit erhöhter Art außer acht gelaſſen, 
habe er nach §§ 823, 276 BGB. fahrläſſig und ſchuldhaft den Unfall ſelbſt herbei⸗ 
geführt. Zutreffend geht das Berufungsgericht davon aus, daß die Gefährde⸗ 
haftung des Kraftfahrzeughalters aus § 7 Kraft F Geſ. für den vorliegenden 
Fall ausſcheiden muß, da die verletzte Klägerin ſelbſt durch das Fahrzeug be⸗ 
fördert wurde (88 Nr. 1 Kraft F Geſ.). Die Klägerin kann Schadenerſatz⸗ 
anſprüche nur geltend machen, wenn ſie ein Verſchulden des Beklagten bei der 
Herbeiführung des Unfalles darzutun oder wenn der Beklagte, ſoweit die 
rechtswidrige Handlung ſeines Kraftwagenführers als Urſache des Unfalles 
in Frage kommt, den Entlaſtungsbeweis ſorgfältiger Auswahl nicht zu führen 
vermag (§ 831 BGB.). Von der Gefährdungshaftung des §7 Kraft Geſ. 
kann ſich der Kraftwagenhalter nur befreien, wenn er ein unabwendbares 
Ereignis als Urſache des Unfalles dartut, und ein ſolches wird angenommen, 
wenn ſowohl der Halter wie der Führer des Kraftfahrzeuges „jede nach den 
Umſtänden des Falles gebotene Sorgfalt“ beobachtet haben; die hier zur Ab⸗ 
wendung der Haftung geforderte Sorgfalt iſt eine beſonders geſammelte 
Aufmerkſamkeit (RGEntſch. 86, 149; 92, 38; 96, 130; Warneyer 1917 Nr. 215; 
1919 Nr. 15). Scheidet, wie im gegebenen Falle, die Haftung aus §7 des 
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KraftF Geſ. aus, jo kann auch von dieſer erhöhten Sorgfalt, deren nachge⸗ 
wieſene Anwendung den Unfall auf unabwendbarem Zufall oder höhere Ge⸗ 
walt beruhend erſcheinen läßt, nicht die Rede fein; für die Schadenerſatz⸗ 
pflicht des Beklagten aus § 823 gilt nur die allgemeine Beſtimmung des § 276 
BGB., wonach der Schadenerſatzpflichtige für die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt überhaupt einzuſtehen hat. Die Rechtſprechung des erkennenden 
Senats hat nun hinſichtlich der Sorgfaltspflicht des in ſeinem Kraftwagen 
ſelbſt mitfahrenden Eigentümers angenommen, daß dieſer fahrläſſig handelt, 
wenn er von ſeinem Platz im Kraftwagen aus wahrnimmt, daß ſein Führer 
ordnungswidrig fährt und dadurch Verkehrsgefahren ſchafft (Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1905, 28711; 1909, 27611; 1910, 105° und 14812; 1911, 4026 und 21822; 
Warneyer 1913 Nr. 209; 1915 Nr. 151); ſie hat auch darüber hinaus ihn für 
verantwortlich erachtet, wenn er, ohne eine Verpflichtung, andauernd während 
der Fahrt auf den Führer zu achten, doch von dem Platz aus, den er im Wagen 
inne hat, die Ordnungswidrigkeit hätte wahrnehmen müſſen (Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1908, 405°; 1911, 4027; 1914, 1928; Warneyer 1915 Nr. 19; 1917 
Nr. 28); eine Verpflichtung, fortdauernd auf den Führer zu achten und ihn 
während der Fahrt ſtändig mit beſonderer Aufmerkſamkeit zu beaufſichtigen, 
kann dagegen, ſofern ſich der Eigentümer auf den von ihm beſtellten Führer 
verlaſſen kann, nicht angenommen werden, wie die Entſcheidung Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1911, 21822 ausdrücklich ausgeſprochen hat. Im gegebenen Falle 
hatte das Landgericht von ſeiner Feſtſtellung aus mit Recht ein Verſchulden 
des Beklagten für vorliegend erachtet, da es tatſächlich annahm, daß der Kraft⸗ 
wagen offen war, ſo daß dem Beklagten die Ordnungswidrigkeiten des Führers 
nicht entgehen konnten. Das Berufungsgericht ſtellt dagegen aus ſeiner Be⸗ 
weisaufnahme feſt, daß der Kraftwagen mit einem amerikaniſchen Verdeck 
verſehen war, das den freien Ausblick hinderte; es ſchreibt dem Beklagten 
aber ein Fahrläſſigkeitsverſchulden deshalb zu, weil die Dunkelheit das Ver⸗ 
deck und die Regennäſſe des Bodens ihn verpflichtet hätten, dem Verhalten 
des Führers eine beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Daß der Beklagte 
ſeinem Wagenführer von vornherein zu mißtrauen Veranlaſſung gehabt hätte 
und von ihm ſich ordnungswidrigen Verhaltens zu verſehen hatte, wie dies 
im Falle Warneyer 1915 Nr. 19 als Grundlage der Verſchuldenshaftung des 
Kraftwagenbeſitzers angenommen wurde, ſtellt das Berufungsgericht nicht 
feſt. Wenn es ohne eine ſolche Feſtſtellung eine Fahrläſſigkeit des Beklagten 
daher für gegeben erachtet, daß er dem Fahrer während der Fahrt beſondere 
Aufmerkſamkeit zuzuwenden und ihm dann die Ordnungswidrigkeit zu ver⸗ 
weiſen Veranlaſſung gehabt hätte, dies aber unterlaſſen habe, ſo überſpannt 
es die Anforderungen, die billigerweiſe an den in ſeinem eigenen Kraftwagen 
mitfahrenden, dieſen aber nicht ſelbſt lenkenden Kraftwagenbeſitzer zu ſtellen 
find. Es kommt vielmehr darauf an, ob der Beklagte von dem Platz aus, 
den er im Innern des Wagens einnahm, auch ohne beſondere Aufmerkſamkeit 


160. Ungerechtfertigte Bereicherung. — 161. Grundbuchberichtigung. 263 


hätte wahrnehmen können und wahrnehmen müſſen, daß der Führer vorſchrifts⸗ 
und ordnungswidrig fuhr; nur, wenn dies feſtzuſtellen iſt, handelte er fahrläſſig, 
wenn er nicht eingriff.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 10. Febr. 1921. Wo. w. Wi. (OLG. 
Breslau). VI. 236/20. 


160. Nicht jeder objektive Verſtoß gegen ein Verbotgeſetz ſchließt 
die Rückforderung nach 8 81 Abſ. 2 BGB. aus. | 
BGB. § 817 Abſ. 2. 


„Es genügt, wie der erkennende Senat in Übereinſtimmung mit dem 
Urteile des II. Zivilſenats vom 16. Mai 1919 (RGeEntſch. 95, 347 ff.) annimmt, 
nicht immer ſchon der objektive Verſtoß gegen ein Verbotgeſetz, um die Rückfor⸗ 
derung nach § 817 Satz 2 BGB. auszuſchließen, insbeſondere dann nicht, wenn 
die allgemeine Kenntnis der Beſtimmungen, gegen die durch die Leiſtung 
verſtoßen iſt, bei den in Betracht kommenden Verkehrskreiſen regelmäßig 
als vorhanden nicht ohne weiteres vorausgeſetzt werden kann. In einem ſol⸗ 
chen Fall eines unwiſſentlichen Verſtoßes kann es nicht der Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers entſprechen, den Leiſtenden durch Ausſchluß des Rückforderungsrechts 
zu beſtrafen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 5. April 1921. K. w. Rh. Holz⸗ 
ſohlenw. (CLG. Köln). VII. 358/20. 


161. Der Wechſel der Mitglieder einer aus nur zwei Perfonen be» 
ſtehenden Geſellſchaft bürgerlichen Rechts kann nicht im Wege der 
Berichtigung im Grundbuch eingetragen werden. 

Bgl. 63 Nr. 114. 170; 60 Nr. 52; 57 Nr. 242. 

BGB. §§ 894. 719. 723. 736. 

Eingetragene Grundſtückseigentümerin war eine Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechtes, die aus 2 Perſonen S. und H. beſtand. H. ſchied aus der Ge⸗ 
ſellſchaft aus, in die an ſeiner Statt ſeine geſchiedene Ehefrau eintrat. Der 
Antrag, den Wechſel der Mitglieder im Wege der Grundbuchberichtigung 
einzutragen, wurde abgelehnt. Aus den Gründen des OLG. : 

„Eine Berichtigung des Grundbuchs nach § 894 BGB. kann erfolgen, 
wenn der Inhalt des Grundbuchs in Anſehung eines Rechtes an dem Grund⸗ 
ſtück mit der wirklichen Rechtslage nicht in Einklang ſteht. Ob dies beim Wechſel 
der Mitglieder einer bürgerlichen Geſellſchaft der Fall iſt, richtet ſich nach den 
§§ 705 fg. BGB. Handelt es ſich wie hier um eine Geſellſchaft, die aus nur 
2 Perſonen beſteht, ſo wird die Geſellſchaft aufgelöſt, wenn ein Geſellſchafter 
ausſcheidet. Nur für den Fall, daß die Geſellſchaft aus mehr als 2 Perſonen, 
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alſo aus mindeſtens 3 Perſonen, beſteht, gibt es die Möglichkeit, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft beim Ausſcheiden des einen Geſellſchafters unter den übrigen Gejell- 
ſchaftern fortbeſtehen kann.“ 
Beſchluß des OLG. in Hamburg (1. Sen.) v. 20. Mai 1921. F. 40./1921. 
B. 


162. Iſt in einem Teſtament beſtimmt, daß der die Verfügung 
Anfechtende auf den Pflichtteil geſetzt fein ſoll, fo iſt unter Anfech- 
tung jede Zuwiderhandlung gegen den Willen des Erblaſſers zu 
verſtehen. Anfechtung wegen Übergehung Pflichtteilsberechtigter. 
Vgl. 70 Nr. 18. 
BGB. §§ 2075. 2078. 2079. 2084. 2303. 

Am 15. September 1916 ſtarb der Privatmann M. in C. Er war ſeit dem 
4. November 1915 mit der Klägerin verheiratet. Nach dem Geſetz wäre er von 
dieſer und ſeinen fünf Kindern erſter Ehe — das ſind die drei Beklagten, 
eine vierte Tochter und ein Sohn — beerbt worden. In ſeinem Nachlaß fand 
ſich ein Teſtament vom Todestage, in dem die Klägerin als Erbe eingeſetzt 
war. Außerdem hatte er am 22. Januar 1913 mit ſeiner erſten Frau ein ge⸗ 
meinſchaftliches Teſtament errichtet, in dem ſich beide Ehegatten als Erben 
und die Kinder als Nacherben eingeſetzt hatten. Dieſes Teſtament focht die 
Klägerin an, weil fie als Pflichtteilsberechtigete darin übergangen war, 
während die Beklagten das zweite Teſtament anfochten, weil der Erblaſſer 
infolge des erſten Teſtaments zu der zweiten Verfügung nicht mehr berechtigt 
geweſen ſei. Die Klägerin klagte mit dem Antrage, feſtzuſtellen in erſter 
Linie, daß ſie alleinige Erbin geworden ſei, in zweiter Linie, daß ſie neben den 
Kindern Erbin zu einem Viertel des Nachlaſſes geworden ſei. Das LG. erkannte 
nach dem Hilfsantrage, das OLG. nach dem Hauptantrage der Klägerin. 
Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Die Beklagten wenden gegen das zweite Teſtament ein, der Erblaſſer 
habe nicht das Recht gehabt, die Klägerin als Erbin einzuſetzen. Trifft dies 
zu, ſo würde die Klägerin ein Erbrecht aus dieſem Teſtament nicht herleiten 
können. Die Beklagten ſtützen den Einwand auf das erſte Teſtament. Dort 
($ 1) hatte der Erblaſſer die drei Beklagten und deren zwei Geſchwiſter auf 
je ein Fünftel ſeines Nachlaſſes als Erben (§ 2269 Abſ. 1, § 2091 BGB.) 
eingeſetzt. Nun iſt allerdings davon auszugehen, daß der Erblaſſer ſeit dem 
Tode ſeiner erſten Frau an die Verfügung gebunden geweſen ſei, die er über 
ſein Vermögen im erſten Teſtament — einem gemeinſchaftlichen im Sinne 
von § 2265 BGB. — getroffen hatte (§ 2271 Abſ. 2 Satz 1 Halbſ. 1; § 2270 
Abſ. 1 und 2), und zwar um jo mehr, als in dieſem Teſtamente ($ 2) ausdrück⸗ 
lich beſtimmt iſt, daß der Längſtlebende zu Verfügungen von Todes wegen 
nicht berechtigt ſei. Indeſſen reichte die Bindung des Erblaſſers an das erſte 
Teſtament nur inſoweit, als er und ſeine erſte Frau bei der Errichtung dieſes Te⸗ 
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ſtamentes übereinſtimmend gewollt hatten (BGB. § 133), daß fie reichen folle 
(Planck BGB. 3. Aufl., 8 2271 IV 3a und b). In dem Teſtament (§ 3) findet 
ſich die Beſtimmung, daß ein Erbe, der das Teſtament anfechte, nur den Pflicht- 
teil erhalte. Danach iſt als übereinſtimmender Wille des Erblaſſers und ſeiner 
erſten Frau anzuſehen, daß im Falle (§ 2075 BGB.) einer Anfechtung der An⸗ 
fechtende zwar berechtigt ſein ſolle, den Pflichtteil (§ 2304, § 2303 Abſ. 1 Satz 2) 
vom Nachlaß des Erſtverſtorbenen zu fordern, nicht aber aus dem Teſtamente 
weitere Rechte gegen den Längſtlebenden herzuleiten, und daß mithin der 
Längſtlebende dem Anfechtenden gegenüber auch aufhören ſolle, an die Ver⸗ 
fügungen, die er über ſeinen Nachlaß im erſten Teſtament getroffen habe, 
gebunden zu ſein, ſowie das Recht erlangen ſolle, andere letztwillige Verfügungen, 
und zwar auch ſolche zu treffen, mit denen das erſte Teſtament nicht überein⸗ 
ſtimme, ſondern in Widerſpruch ſtehe (RGRäte BGB. 2. Aufl., § 2074 Anm. 1, 
drittl. und letzt. Satz; Staudinger BGB., 5 und 6. Aufl., 88 2074/5 17; Planck 
a. a. O. 88 2074/6 Anm. 2e Abſ. 2; § 2075 Anm. 3; § 2271 IV 3a und b). 
Hierbei ijt (8133 BGB.) unter Anfechtung nicht ein Vorgehen im Sinne 
bon § 2078 oder § 2079 BGB. zu verſtehen, ſondern das Erheben von Anſprü⸗ 
chen, von denen das Teſtament will, daß jie nicht erhoben werden ſollen. 
Denn die Androhung jedes Rechtsverluſtes, die in §3 des Teſtaments ausge⸗ 
ſprochen iſt, ſoll eine Gewähr dafür ſchaffen, daß das, was die Erblaſſer wollen, 
auch durchgeführt werde. Daher kann aber in $3 des Teſtaments der Wille 
der Erblaſſer nicht geweſen ſein, daß der Verluſt, den ſie dort androhen, den 
Erben auch dann treffen ſolle, wenn die Anfechtung, die er unternehme, eine 
ſolche im Sinne von § 2078 oder § 2079 BGB. ſei, denn jede ſolche Anfechtung 
ſoll gerade dazu helfen, den wirklichen Willen des Erblaſſers anſtatt des nur 
vermeintlichen zur Geltung zu bringen (vgl. Staudinger a. a. O., 88 2074/5 
1.7). Die Beklagten haben — im Sinne des erſten Teſtaments — eine Anfech⸗ 
tung unternommen. Sie liegt, wie die Klägerin mit Recht geltend macht, 
darin, daß die Beklagten, wie ſie nicht beſtreiten, nach dem Tode der erſten Frau 
von deren Nachlaß den Pflichtteil gefordert haben; denn nach den Beſtim⸗ 
mungen des Teſtaments ſollten ſie von dieſem Nachlaß nichts, auch nicht den 
Pflichtteil, erhalten (§§ 2269 Abſ. 1 BGB.), und mit dieſen Beſtimmungen 
haben ſie ſich durch ihre Forderung in Widerſpruch geſetzt. Auf den Grund, 
aus dem ſie die Forderung geſtellt haben, kommt nichts an. Ebenſowenig 
iſt es erheblich, ob ſich der Erblaſſer auf die Forderung hin mit ihnen dahin 
geeinigt hat, daß er der Forderung nachkommen wolle, und ob ſie bei den Ver⸗ 
handlungen, die der Einigung vorangegangen ſind, ſchließlich das Teſtament als 
echt und rechtsgültig anerkannt und erklärt haben, daß ihr Wille nicht ſei, 
Einwendungen gegen das Teſtament zu erheben; denn die Einwendung, die 
darin zu erblicken war, daß ſie den Pflichtteil verlangt hatten, wurde durch dieſe 
Erklärung nicht berührt, ſondern blieb beſtehen. Endlich iſt es auch nicht von 
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den dieſe gegen das Teſtament erhoben hatten, beteiligt oder ob ſie ſich 
darauf beſchränkt haben, die Zahlung des Pflichtteils entgegenzunehmen. 

Die Beklagten wenden ferner ein, das zweite Teſtament ſei nichtig, 
denn es ſei von ihnen angefochten worden (§ 142 Abſ. 1 BGB., dazu Planck 
a. a. O., verb. zu §§ 2078 bis 2083 unter 2b, 3). Wäre der Einwand begründet, 
ſo würde der Klägerin aus dieſem Teſtament ein Erbrecht nicht zuſtehen 
(Planck a. a. O.). Die Beſtimmung, durch die der Erblaſſer dort die Klägerin 
zur Erbin eingeſetzt hat, lautet: „Ich ſetze meine Frau als Anna Lina M. 
geb. K. als Erbin ein.“ Die Beklagten behaupten unter Hinweis auf § 2078 
BGB. zur Begründung der Anfechtung, die Beſtimmung im Teftamente 
ſei ſo gemeint, daß die Klägerin neben den Beklagten und deren Geſchwiſtern 
erben, nicht aber die alleinige Erbin werden ſolle. Dieſe Behauptung iſt nicht 
geeignet, die Anfechtung zu rechtfertigen. Denn die Anfechtung würde vor 
allem vorausſetzen (§ 2078 Abſ. 1 BGB.) daß der Erblaſſer eine Beſtimmung 
des Inhalts, wie er ſie getroffen hat, überhaupt nicht habe treffen wollen, 
oder daß er ſie zwar habe treffen wollen, aber über ihren Inhalt geirrt hat, 
und weder von der einen noch von der anderen dieſer Vorausſetzungen läßt 
ſich der Darſtellung der Beklagten entnehmen, daß ſie gegeben ſei. Vielmehr 
hat nach dieſer Darſtellung der Erblaſſer ſowohl beſtimmen wollen als — bei 
richtiger Auslegung (§ 133 BGB.) — auch beſtimmt, daß die Klägerin, und 
zwar neben ſeinen Kindern, Erbin werden ſolle. Die Beklagten ſtützen die An⸗ 
fechtung außerdem darauf, daß ſie pflichtteilsberechtigt, jedoch im Teſtament 
übergangen ſeien. Auch hierauf läßt ſich die Anfechtung nicht gründen. Denn 
die Beklagten ſind nicht erſt nach der Errichtung des Teſtaments, ſondern 
ſchon vorher geboren und auch nicht erſt nach ihr, ſondern ſchon vorher (§ 2303 
Abſ. 1, 82309 BGB.) pflichtteilsberechtigt geworden und beides iſt dem 
Erblaſſer bei Errichtung des Teſtaments bekannt geweſen“ (wird näher 
dargelegt und ausgeführt, daß der Erblaſſer beabſichtigt hat, die Beklagten 
von der Erbfolge auszuſchließen). 

Urteil des OLG. in Dresden (4. Sen.) v. 28. Nov. 1918 M. w. R. 4. O. 

80/17. F—ch. 


163. Gemeinſchaftliches Teſtament; Anordnung einer Nacherbſchaft un- 
ter der Bedingung, daß der überlebende Ehegatte nicht anderweit über 
den beiderſeitigen Nachlaß letztwillig verfügen werde; Ausſchließung der 
Bindung des überlebenden Ehegatten an korreſpektive Verfügungen. 
Vgl. 74 Nr. 183. 
BGB. §§ 2270. 2271. 2100. 2065. 
Die Eheleute A. L. und O. geb. Sch. in Berlin errichteten am 26. Mai 1898. 
ein wechſelſeitiges Teſtament, in dem ſie ſich gegenſeitig zu Erben einſetzten 
und im $4 beſtimmten, daß der Überlebende, falls er ſich nicht wieder ver— 
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heiratet, berechtigt ſein ſollte, über den geſamten Nachlaß durch Teſtament 
zu verfügen. Für den Fall, daß der Überlebende ein ſolches Teſtament über 
den geſamten Nachlaß nicht errichten, oder für den Fall, daß der Überlebende 
zu einer neuen Ehe ſchreiten ſollte, wurden dem Überlebenden L., F. und 
N. L., Brüder des Ehemanns, ſowie der Stiefbruder der Ehefrau L., M. Sch., 
fideikommiſſariſch ſubſtitutiert. 

Am 12. April 1900 errichteten die Eheleute A. und O. L. einen Teſtaments⸗ 
nachtrag, in dem ſie beſtimmten, nach dem Tode des Letztüberlebenden von 
ihnen ſollte der N. L. bzw. deſſen Erben 170 538 / von dem verbleibenden 
Vermögen vorweg ausgezahlt erhalten. | 

Am 28. Juni 1901 ſtarb die Ehefrau O. L. A. L. errichtete am 21. Febr. 
1907 ein neues Teſtament, in dem er unter Bezugnahme auf $ 4 des wechſel⸗ 
ſeitigen Teſtaments von 1898 dieſes Teſtament ſowie den Nachtrag vom 
12. April 1900 aufhob. 

Am 26. März 1910 ſtarb N. L., am 8. Mai 1918 A. L. Die Teſtaments⸗ 
vollſtrecker des N. L. verlangten mit der Klage von den Teſtamentsvollſtreckern. 
des A. L. die Auszahlung des dem N. L. und deſſen Erben in dem Teſtaments⸗ 
nachtrage vom 12. April 1900 ausgeſtellten Vermächtniſſes von 170538 . 
Sie ſtehen auf dem Standpunkt, daß A. L. zum Widerruf dieſes Vermächt⸗ 
niſſes nicht berechtigt geweſen ſei, während die Beklagten den Widerruf auf 
Grund des 84 des Teſtaments vom Jahre 1898 für zuläſſig halten. Das 
Landgericht wies die Klage ab, das Kammergericht verurteilte. Das Reichs⸗ 
ge richt hob auf. 

Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die Anordnung im 84 des Teſtaments von 1898 unterliegt hinſichtlich 
ihrer Wirkſamkeit keinem Bedenken. Sie enthält die bedingte, auf den Fall 
der Wiederverheiratung des A. L. oder auf den Fall der Nichtausübung der 
ihm eingeräumten Teſtierbefugnis abgeſtellte Einſetzung von Nacherben. 
Daß eine derart bedingte Anordnung einer Nacherbſchaft und insbeſondere 
die ihr beigefügte Bedingung, daß der zunächſt berufene Erbe nicht anderweit 
letztwillig über den Nachlaß verfügen werde, zuläſſig iſt und keinen Verſtoß 
gegen § 2065 Abſ. 1 BGB. enthält, iſt vom Reichsgericht bereits mehrfach 
ausgeſprochen worden (Jur. W. 1910, 82042; Entſch. 95, 278). A. L. iſt am 
8. Mai 1918 geſtorben, ohne eine neue Ehe eingegangen zu ſein, hat auch 
von der ihm eingeräumten Teſtierbefugnis Gebrauch gemacht und über den 
geſamten Nachlaß unter Aufhebung der von ihm in den mit ſeiner Ehefrau 
errichteten gemeinſchaftlichen Teſtamenten getroffenen Verfügungen in ſeinem 
Teſtament vom 21. Febr. 1907 und zahlreichen dazu errichteten Nachträgen 
letztwillig verfügt. Die für den Eintritt der Nacherbfolge geſetzten Bedin⸗ 
gungen ſind damit ausgefallen und die Nacherbfolge ſelbſt iſt ſomit hinfällig 
geworden. Mit dem Tode des A. L. hat ſich demnach ergeben, daß er in 
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er über den ihm angefallenen Nachlaß ſeiner Ehefrau letztwillig verfügen. 
Die bedingte Einräumung der letztwilligen Verfügungsbefugnis über den 
geſamten, das Vermögen des Erſtverſterbenden mitumfaſſenden Nachlaß 
für den überlebenden Ehegatten im § 4 des Teſtaments vom 26. Mai 1898 
enthielt die bedingte Einſetzung des Längſtlebenden der Ehegatten als Boll- 
erben des Erſtverſterbenden. 
Der Streit der Parteien betrifft die Frage, ob durch das Teſtament des 
A. L. vom 21. Febr. 1907 auch das zugunſten des N. L. und deſſen Erben 
in dem Teſtament vom 12. April 1900 von beiden Eheleuten L. gemeinſchaft⸗ 
lich angeordnete Vermächtnis hinfällig geworden iſt. A. L. hat im Eingange 
des Teſtaments von 1907 unter Berufung auf § 4 des Teſtaments von 1898 
dieſes Teſtament und den dazu errichteten Nachtrag vom 12. April 1900 
ausdrücklich aufgehoben. Das Landgericht erblickt darin einen wirkſamen 
Widerruf, indem es in der im § 4 des Teſtaments von 1898 dem überlebenden 
Ehegatten eingeräumten Befugnis, über den geſamten Nachlaß letztwillig 
zu verfügen, eine Anordnung findet, durch welche das dispoſitive Verbot des 
einſeitigen Widerrufs im 8 2271 Abſ. 1 und 2 BGB. im Wege gegenſeitiger 
Einigung unter den Ehegatten für den Überlebenden wieder beſeitigt worden 
ſei. Das Kammergericht verweiſt den Ausführungen des Landgerichts gegen- 
über auf § 2065 Ab. 1 BGB. und erachtet darnach eine Ermächtigung des 
überlebenden Ehegatten zum Widerruf der von dem Erſtverſterbenden 
getroffenen Anordnungen für unwirkſam, vielmehr nur in Anſehung der 
von dem Überlebenden ſelbſt ausgegangenen Verfügungen für zuläſſig. 
Eine derartige Befreiung von der aus den §§ 2270, 2271 BGB. ſich 
ergebenden Bindung für den Überlebenden könne jedoch nicht von vorn⸗ 
herein für alle noch nicht bekannten korreſpektiven Verfügungen ausge⸗ 
ſprochen werden, die die Ehegatten in Zukunft jemals errichten ſollten, 
da das wiederum auf eine unzuläſſige Ausſchaltung des § 2065 Ab. 1 BGB. 
hinauslaufen würde. Hiernach habe durch das Teſtament von 1898 nicht 
die Bindung des überlebenden Ehegatten an eine erſt durch das Teſta⸗ 
ment von 1900 getroffene korreſpektive Verfügung wirkſam ausgeſchloſſen 
werden können. 
N Die Frage, wieweit der Ehemann A. L. an die in dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtament vom Jahre 1898 enthaltenen Verfügungen gebunden war, 
beſtimmt fic) gemäß Art. 214 Abſ. 2 Einf G. BGB. nach den Vorſchriften des 
Preuß. AL R., unter deſſen Herrſchaft dieſes Teſtament errichtet worden iſt. 
Dagegen richtet ſich die Frage der Bindung des Ehemannes L. an die in dem 
gemeinſchaftlichen Teſtament vom 12. April 1900 getroffene Vermächtnis⸗ 
anordnung nach den Vorſchriften des BGB. und insbeſondere ſind dieſe 
Vorſchriften für die Frage maßgebend, inwieweit A. L. auf Grund einer ihm 
in dem Teſtament von 1898 eingeräumten letztwilligen Verfügungsbefugnis 
die Vermächtnisanordnung vom 12. April 1900 in Wegfall bringen konnte. 
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Die rechtliche Möglichkeit, daß der überlebende Ehegatte ermächtigt werden 
kann, die von den Ehegatten gemeinſchaftlich ausgeſetzten Vermächtniſſe, 
auch ſoweit ſie korreſpektiv ſind, durch die Errichtung einer letztwilligen Ver⸗ 
fügung nach dem Tode des Erſtverſterbenden in Wegfall zu bringen, beſteht 
nach den Vorſchriften des BGB. Dieſes Ergebnis läßt ſich auf zweifachem 
Wege erreichen. Einmal kann die Anordnung der Vermächtniſſe dadurch 
bedingt werden, daß der überlebende Ehegatte nicht anderweit letztwillig 
über den geſamten Nachlaß verfügen werde. Denn wie die Anordnung einer 
Nacherbſchaft unter einer derartigen Bedingung zuläſſig iſt, ſo ſteht auch der 
Beifügung der gleichen Bedingung bei Vermächtniſſen die Vorſchrift des 
8 2065 Abſ. 1 BGB. nicht im Wege (RGeEntſch. 95, 278). Der Ausfall der 
Bedingung, d. h. das Vorliegen einer wirkſamen letztwilligen Verfügung des 
Überlebenden bei deſſen Tode hat in ſolchem Falle den Wegfall der geſamten 
korreſpektiven Vermächtnisanordnung, alſo auch inſoweit zur Folge, als ſie 
ſich als eine Verfügung des Erſtverſtorbenen darſtellt. Sodann iſt es auch 
zuläſſig, daß dem überlebenden Ehegatten im Teſtament die Befugnis einge⸗ 
räumt wird, ſeine eigenen Verfügungen, auch ſoweit ſie korreſpektiven Charakter 
tragen, noch nach dem Tode des Erſtverſtorbenen zu widerrufen. Die Vor⸗ 
ſchrift des § 2271 Abſ. 2 BGB. über die Bindung des überlebenden Ehegatten 
an ſeine eigenen korreſpektiven Verfügungen beruht auf der Erwägung, daß 
das gemeinſchaftliche Teſtament Vertragselemente enthalte, und daß nach 
dem bei der Errichtung vorhandenen und beiderſeits erklärten Willen der Erb- 
laſſer angenommen werden müſſe, daß der überlebende Teil infolge des 
Erwerbes des ihm von dem Erſtgeſtorbenen Zugedachten dem Rechte des 
Widerrufs ſeiner korreſpektiven Verfügungen entſage (Prot. II bei Mugdan 
Mat. V S. 726). Iſt aber hiernach für die Vorſchrift des § 2271 Ab}. 2 der 
mutmaßliche Wille der Teſtatoren maßgebend geweſen, ſo muß angenommen 
werden, daß das Geſetz auch einer ausnahmsweiſe abweichenden Vereinbarung 
der Erblaſſer die Wirkſamkeit nicht hat verſagen wollen, daß alſo 8 2271 Abſ. 2 
nicht zwingendes, ſondern dispoſitives Recht enthält und daher ein Widerruf 
der korreſpektiven Verfügungen des Überlebenden auch nach dem Tode des 
Erſtverſterbenden in dem gemeinſchaftlichen Teſtamente zugelaſſen werden 
kann (Staudinger V. 88 2270, 2271 BGB. Anm. IV. Abſ. 1; Planck § 2271 
BGB. Anm. IV 3a; Dernburg Bürg. R. 5 893 V; OLGRſpr. 12 S. 386; 
16 S. 254). Ein derart erklärter Widerruf der korreſpektiven Anordnungen des 
Überlebenden zieht nach § 2270 BGB. die Unwirkſamkeit der entſprechenden 
Verfügungen des Erſtverſtorbenen nach ſich. Ein grundſätzliches rechtliches 
Bedenken gegen die Annahme des Landgerichts, daß A. L. in dem Teſtament 
von 1898 mit Wirkſamkeit über den 1. Jan. 1900 hinaus habe ermächtigt 
werden können, auch nach dem Tode ſeiner Ehefrau ſeine korreſpektiven Ver⸗ 
fügungen zu widerrufen und damit auch die entſprechenden Verfügungen 
der Ehefrau in Wegfall zu bringen, beſteht hiernach nicht und iſt insbeſondere 
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auch, entgegen der Anſicht des Berufungsgerichts, nicht aus § 2065 Abſ. 1 
BGB. herzuleiten. In dieſer Beziehung kommt auch noch in Betracht, daß 
kein Hindernis beſteht, die Vermächtnisanordnung vom 12. April 1900 dahin 
aufzufaſſen, daß jeder Ehegatte dieſes Vermächtnis nur für den Fall, daß er 
der Überlebende ſein würde, hat anordnen wollen, oder daß dies wenigſtens 
für den eingetretenen Fall hat gelten ſollen, daß der Überlebende zufolge 
Wegfalls der bedingt angeordneten Nacherbfolge Vollerbe des Erſtverſtor⸗ 
benen werden würde (§ 2269 Abſ. 2 BGB.). In dieſem Falle würde die An⸗ 
ordnung der Frau L. mit deren Tod gegenſtandslos geworden und ein Widerruf 
nur noch hinſichtlich der Verfügung des Ehemanns L. in Frage gekommen 
ſein, ſo daß von einer Anwendung des § 2065 Abſ. 1 BGB. überhaupt keine 
Rede ſein könnte.“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 10. Febr. 1921. O. u. Gen. w. 
K. u. Gen. (Kammergericht.) IV. 544/20. 


164. Die Beweislaſt für die Rückgabe des Prolongationswechſels bei 
Nichtzuſtandekommen der Prolongation trifft den Wechſelkläger. 
WO. Art. 82; BRO. § 282. 


Die Klägerin als Inhaberin eines von Frau B. an eigene Order aus⸗ 
geſtellten, von dem Beklagten akzeptierten Wechſels über 15000 klagte 
im Wechſelprozeß gegen den Beklagten auf Zahlung der Wechſelſumme. 
Der Beklagte wandte ein, er habe dem Ehemanne der Klägerin als Erſatz 
für den Klagewechſel einen über dieſelbe Summe lautenden von ihm aus⸗ 
geſtellten und von ſeiner Ehefrau akzeptierten Wechſel übergeben, wogegen 
dieſer ſich verpflichtet habe, ihm den Klagewechſel zurückzubeſorgen. Die 
Klägerin erwiderte, fie habe die Verpflichtung zur Rückgabe des Klage wechſels 
nur für den Fall übernommen, daß deſſen damaliger Inhaber S. den Erſatz⸗ 
wechſel als ſolchen annehme. Dieſe Bedingung ſei nicht eingetreten. Deshalb 
habe ihr Ehemann den Erſatzwechſel an den Beklagten zurückgegeben. Der 
Beklagte beſtritt den Rückempfang des Wechſels und machte geltend, er ſei 
auf alle Fälle nur gegen Rückgabe des erwähnten Wechſels zur Zahlung des 
eingeklagten Betrages verpflichtet. LG. und OLG. verurteilten den Beklag⸗ 
ten, das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Berufungsgericht hat den Beklagten mit ſeinen aus dem Abkommen 
vom 16. Jan. 1913 und aus der Hingabe des Erſatzakzeptes ſeiner Ehefrau 
hergeleiteten Einwendungen enthört. Das erwähnte Abkommen ſtehe der 
Geltendmachung des Klaganſpruchs nicht entgegen. Denn es ſei nach dem 
unwiderlegt gebliebenen Vorbringen der Klägerin dahin auszulegen, daß 
deren verſtorbener Ehemann die Verpflichtung zur Zurückverſchaffung des 
Klagewechſels nur für den Fall übernommen habe, daß der Darlehnsgeber 
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S. bereit ſei, den in ſeinen Händen befindlichen Klagewechſel gegen den 
Erſatzwechſel herauszugeben; dieſe Bedingung ſei aber ausgefallen. Ebenſo⸗ 
wenig könne der Beklagte die Zahlung des eingeklagten Betrages von der 
Rückgabe des Erſatzwechſels abhängig machen. Denn dieſer ſei ihm nach der 
gleichfalls unwiderlegt gebliebenen Behauptung der Klägerin bereits zurück⸗ 
gegeben worden. 

Das angefochtene Urteil iſt ſchon deshalb nicht aufrecht zu erhalten, weil 
die Zurückweiſung des letzten gemäß § 273 BGB. vom Berufungsrichter mit 
Recht für erheblich erachteten Einwandes des Beklagten auf einer Verkennung 
der Beweislaſt beruht. Allerdings iſt in Hinblick auf die ſelbſtändige Natur 
des Wechſelanſpruchs und die Bedürfniſſe des Wechſelverkehrs davon auszu⸗ 
gehen, daß der Beklagte gegenüber der Klage aus einem Wechſel alle die 
Umſtände zu beweiſen hat, aus denen ſich ergibt, daß der Kläger, obſchon er 
im Beſitze des Wechſels iſt, dennoch nicht befugt ſei, ihn geltend zu machen 
(JW. 1908, 15125, Staub⸗Stranz WO. Art. 82 Anm. 69). Auch ſind die 
aus dieſem Grundſatze für den Fall, daß der Wechſel nur unter einer Bedin⸗ 
gung oder zum Zwecke der Sicherung gegeben worden iſt, für die Beweislaſt 
des Beklagten gezogenen Schlußfolgerungen anzuerkennen. Allein daraus 
folgt nicht, daß der Beklagte im vorliegenden Falle auch die Behauptung der 
Klägerin, ihr verſtorbener Ehemann habe das als Erſatz für den Klagewechſel 
gegebene Prolongationsakzept der Ehefrau des Beklagten dieſem zurück⸗ 
gegeben, zu widerlegen habe. Denn zur Begründung des hier in Rede ſtehenden 
Einwandes des Beklagten war eine Behauptung nach dieſer Richtung nicht 
erforderlich; vielmehr genügte es, wenn der Beklagte ſich hilfsweiſe auf die 
Darſtellung, die die Klägerin ſelbſt von dem Inhalte des Abkommens vom 
16. Jan. 1913 gegeben hatte, ſowie auf die unſtreitig erfolgte Hingabe des 
Prolongationsakzepts ſeiner Frau berief. Damit war die Geltendmachung 
des Klage wechſels ausgeſchloſſen, ſo lange nicht die Klägerin im Wege des 
Gegeneinwandes dartat, daß das der Geltendmachung des Wechſels entgegen⸗ 
ſtehende Hindernis durch die nachträgliche Rückgabe des Prolongationswechſels 
wieder ausgeräumt ſei. Für dieſe den nachträglichen Wegfall des Einwandes 
des Beklagten begründende Tatſache muß daher die Klägerin die Beweis⸗ 
laſt treffen. Es entſpricht dies allgemeinen Rechtsgrundſätzen und iſt auch nicht 
erſichtlich, inwiefern die beſonderen Grundſätze des Wechſelrechts oder die 
Bedürfniſſe des Wechſelverkehrs in einem Falle, wie er hier vorliegt, zu einer 
anderen Verteilung der Beweislaſt führen könnten.“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 16. März 1921. K. w. Kl. (Kammer⸗ 
gericht.) V. 432/20. 
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II. Verfahren. 


165. Beiordnung eines Rechtsanwalts gemäß 8 33 RUO., wenn 
ſämtliche beim Prozeßgericht zugelaſſene Rechtsanwälte die Über⸗ 
nahme der Vertretung von der Derpflichtung zur Zahlung eines 
ſog. Teuerungszuſchlages abhängig machen. 
RAO. § 33. 


In einem beim Landgericht Fr. anhängigen Rechtsſtreite hatte die Be⸗ 
klagte beim Prozeßgericht um Beiordnung eines Rechtsanwalts nachgeſucht, 
weil alle dort zugelaſſenen Anwälte die Übernahme der Vertretung von der 
Verpflichtung zur Zahlung eines Zuſchlags von 50% zu den geſetzlichen 
Gebühren abhängig machten, den die Bekl. nicht gewähren wollte. Das 
LG. lehnte ab, das OLG. gab auf Beſchwerde ſtatt mit folgender Begrün- 
dung: 

„Die Vergütung der Rechtsanwälte für die Vertretung in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten iſt geſetzlich geregelt. Vereinbarungen der Anwälte 
untereinander über die Erhebung von ſog. Teuerungszuſchlägen können ſelbſt⸗ 
verſtändlich an der geſetzlichen Gebührenordnung nichts ändern. Wie die 
Parteien einerſeits durch das Geſetz gezwungen ſind, ſich im Verfahren vor 
den Kollegialgerichten durch Rechtsanwälte vertreten zu laſſen, ſo haben 
ſie anderſeits auch Anſpruch darauf, daß ihnen die Anwaltsdienſte zu den 
Sätzen der geſetzlichen Gebührenordnung geleiſtet werden. Verweigern das 
die ſämtlichen beim Prozeßgericht zugelaſſenen Anwälte, indem fie die Über- 
nah me des Auftrages von der Verpflichtung zur Zahlung eines Zuſchlags 
zu den geſetzlichen Gebühren abhängig machen, jo tft der Fall des § 33 RA. O. 
— daß die Partei einen zu ihrer Vertretung geneigten Anwalt nicht findet — 
gegeben. Aus § 38 RAO. und § 93 Abſ. 1 RAG O., wonach der gemäß § 33 
beigeordnete Anwalt verpflichtet iſt, zu den geſetzlichen Gebühren tätig zu 
werden, ergibt ſich, daß das Geſetz bezweckt, der Partei im Anwaltsprozeſſe 
die Vertretung durch einen Rechtsanwalt zu gewährleiſten, der nicht mehr 
als die geſetzlichen Gebühren zu beanſpruchen hat (vgl. Friedländer RAO. 
833 Anm. 11 Nr. 1). 

Ob die gegenwärtig geltenden Sätze der Gebührenordnung unter den 
jetzigen Verhältniſſen noch eine angemeſſene Entlohnung der Tätigkeit des 
Anwalts bilden, kann dahingeſtellt bleiben; jedenfalls müſſen ſie ſo lange 
maßgebend ſein, als ſie nicht durch Geſetz geändert ſind. Ebenſowenig darf 
die Entſcheidung davon abhängig gemacht werden, ob die Partei ſich in ſolcher 
Vermögenslage befindet, daß ihr zugemutet werden könnte, ſich zur Ent— 
richtung nicht erſtattungsfähiger Teuerungszuſchläge zu verpflichten. 

Hiernach und da die Rechtsverteidigung der Bekl. nicht mutwillig oder 
ausſichtslos erſcheint, ijt ihr auf ihre Beſchwerde auf Grund von § 33 RAD. 


x 
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ein beim LG. Fr. zugelaſſener Rechtsanwalt beizuordnen, deſſen Auswahl 

nach § 36 RAL. dem Vorſitzenden des Prozeßgerichts überlaſſen bleibt.“ 
Beſchl. des OLG. in Dresden (5. Sen.) v. 17. Febr. 1921. 5 CReg. 49/21. 
W—r. 


166. Erfüllungsort für die Verpflichtung des Mieters zur Zahlung 
des Mietzinſes; Umfang der Bindung eines gemäß § 697 Abſ. | HPO. 
ergangenen Überweiſungsbeſchluſſes.““ 

Vgl. 61 Nr. 75. Vgl. 75 Nr. 116. 

BRO. §§ 29. 274. 697; BGB. §§ 269. 535. 

Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die vom Beklagten erhobene prozeßhindernde Einrede der örtlichen 
Unzuſtändigkeit des angegangenen Landgerichts in E. iſt unbegründet. Der 
im vorausgegangenen Mahnverfahren gemäß 8697 ZPO. erfolgte Ver⸗ 
weiſungsbeſchluß des Amtsgerichts in H. vom 20. Okt. 1919, wodurch der 
Rechtsſtreit wegen Unzuſtändigkeit des genannten Amtsgerichts an das Land⸗ 
gericht in E. verwieſen iſt, iſt zwar nach 8 505 ZPO. unanfechtbar. Dieſe Bin⸗ 
dung bezieht ſich aber bei dem vorliegenden Verweiſungsbeſchluß, der ohne 
mündliche Verhandlung vom Amtsgericht gemäß 8 697 Abſ. 1 ZPO. erlaſſen 
iſt, nur auf die ſächliche Zuſtändigkeit im Verhältnis vom Amts- zum Land⸗ 
gericht, die allein nach § 697 die Vorausſetzung der Verweiſung (im Gegen- 
ſatze zu 8 505 ZPO.) bildet, nicht dagegen auf die örtliche Zuſtändigkeit des 
Landgerichts, an das die Sache vom Amtsgericht verwieſen iſt. Denn die 
Wirkung des Verweiſungsbeſchluſſes kann nicht weiter gehen als die ihm 
vorausgehende Prüfung (vgl. Gaupp⸗Stein (10) zu § 697 ZPO. unter III 4 
und V). Das Landgericht in E. iſt aber für den Klageanſpruch auf Zahlung 
des Mietzinſes aus der Vermietung der im Zahlungsbefehle bezeichneten 
Schiffe und Hebewerkzeuge für Dichtungs- und Aufpumpungsarbeiten an 
dem Wrack des in der Eckernförder Bucht liegenden Panzerſchiffes Oldenburg 
zuſtändig gemäß § 29 BRL. als Gerichtsſtand des Erfüllungsortes. Denn 
der Beklagte hatte zur Zeit des durch den Mietvertrag vom 24. Mai 1919 
zur Entſtehung gelangten Schuldverhältniſſes unſtreitig ſeinen Wohnſitz noch 
in H. Für die den Gegenſtand des Klageanſpruchs bildende Verpflichtung 
des beklagten Mieters zur Zahlung des Mietzinſes hat aber nach §§ 269, 270 
Abſ. 4 BGB. der Wohnſitz des beklagten Schuldners, zur Zeit des Vertrag⸗ 
ſchluſſes alſo H., als Erfüllungsort im Sinne des § 29 BRO. zu gelten (vgl. 
auch OL GRſpr. 19 S. 51f.). Die erſt in zweiter Inſtanz aufgeſtellte Be⸗ 
hauptung des Beklagten, daß Kiel ausdrücklich als Erfüllungsort vereinbart 
ſei, iſt durch die Ausſage des Zeugen Sch. widerlegt. Daß Kiel Erfüllungs⸗ 
ort für die hier fragliche Verpflichtung des beklagten Mieters zur Zahlung 
des Mietzinſes ſein ſollte, ergibt ſich auch nicht aus den Umſtänden, insbeſon— 
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dere nicht aus der Natur des Schuldverhältniſſes (§ 269 Abſ. 1 BGB.). Denn, 
wenn auch die Bergungsarbeiten nach dem Wiſſen und Willen beider Ver⸗ 
tragsparteien des Mietvertrages vom 24. Mai 1919 im Bezirk Kiel an dem 
in der Eckernförder Bucht liegenden Wrack der Oldenburg vorgenommen 
werden ſollten, ſo iſt der Ort des tatſächlichen Vollzuges der von der Klägerin, 
die ihren Sitz in Berlin hatte, auszuführenden Bergungsarbeiten jedenfalls 
nicht als der nach dem mutmaßlichen Parteiwillen maßgebende Leiſtungsort 
für die hier allein ſtreitige Hauptverpflichtung des beklagten Mieters, den 
Mietzins zu zahlen, anzuſehen (vgl. Gaupp⸗Stein zu § 29 unter IV und IV 3; 
auch Komm. RGR. (3. Aufl.) Anm. 2 und 5 zu $ 269 BGB.), da bei der Miete 
der Erfüllungsort für den Vermieter und den Mieter ein verſchiedener iſt. 
Es war daher, wie geſchehen, zu erkennen. Die Koſten der erfolgloſen Be⸗ 
rufung waren nach 897 BRO. dem Beklagten aufzuerlegen, da es keinen 
Unterſchied macht, ob ein Zwiſchenurteil (hier aus 8275 ZPO.) oder ein 
Endurteil vorliegt (vgl. BG. in Gruchot 48, 911).“ Ä 

Urteil des OLG. in Hamm (8. Sen.) v. 10. März 1921. J. w. O. 8. U. 
225/20. D—n. 


167. Suläſſigkeit der Fortführung der Berufung durch den Neben— 
intervenienten trotz Hurücknahme der Berufung der Hauptpartei. 
Vgl. 54 Nr. 50. 

ZPO. 98 67. 515. 

Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Da die Klägerin ihre Berufung vor Beginn der mündlichen Verhand⸗ 
lung zurückgenommen hat, war fie gemäß § 515 ZPO. der von ihr eingelegten 
Berufung unter Koſtenlaſt für verluſtig zu erklären, und zwar durch Ver- 
ſäumnisurteil. 

Trotz dieſer Zurücknahme iſt die Fortführung der Berufung durch den 
Nebenintervenienten zuläſſig. Allerdings kann nach §67 BRO. diefer die 
Berufung nicht im Widerſpruche mit ſeiner Hauptpartei durchführen. Die 
Einlegung der Berufung durch den Nebenintervenienten hat die Wirkung, 
daß die Hauptpartei auch im Rechtsmittelverfahren Hauptpartei iſt (RGeEntſch. 
64, 70). Deshalb kann der Nebenintervenient die Berufung nicht einlegen, wenn 
die Klägerin auf fie ausdrücklich verzichtet hat (vgl. Stein IId zu 8 67 ZPO.). 
Im Streitfalle hat aber die Klägerin nicht auf die Berufung verzichtet. Sie 
hat vielmehr nur erklärt, daß ſie die von ihr eingelegte Berufung zurücknehme, 
während die des Nebenintervenienten weitergehen ſolle. Der Nebenintervenient 
ſteht alſo nicht im Widerſpruch, ſondern in Übereinſtimmung mit der Klägerin, 
wenn er ſeine Berufung durchführt. Die Erklärung der Klägerin betreffend 
Zurücknahme der Berufung iſt, wie jede andere Willenserklärung, der Aus⸗ 
legung fähig (RG. 96, 189). Es reicht aus, wenn ſich ihr Wille für den Gegner 
und das Gericht zweifelsfrei ergibt (JW. 15, 147; RGEntſch. 86, 379/80). 
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Rechtſprechung und Schrifttum erachten auch die erneute Einlegung der 
Berufung für zuläſſig, ſofern nur bei der Zurücknahme dieſe auf die eingelegte 
Berufung beſchränkt war (vgl. RG. 96, 186; Stein III zu § 515 ZPO.). Dar⸗ 
aus ergibt ſich, daß die Zurücknahme nicht in jedem Falle den völligen Ver⸗ 
luſt des Rechtsmittels nach ſich ziehen muß. Zudem hatte es im Streitfalle 
im Hinblick auf die Koſtenfolgen ſeinen guten Sinn, wenn die Klägerin es 
dem Nebenintervenienten überließ, zwar in ihrem Namen, aber bei Über⸗ 
nahme des Koſtenriſikos auf ſich ſelbſt (den Nebenintervenienten) die von 
ihm eingelegte Berufung durchzuführen.“ 

Urt. des OLG. Kiel (1. Sen.) v. 1. Nov. 1920. Landwirtſch. Bezugs⸗ 

verein w. G. U I 252/20. Schlesw. Holſt. Anz. 1921, S. 31. 


168. Suläſſigkeit einer Beſchwerde gegen einen im Einfpruchsver- 
fahren ohne mündliche Verhandlung ergangenen Überweifungsbe- 
ſchluß aus § 505 SPO. 

BPO. §§ 505. 340 4. 567. 

Der Beklagte legte gegen das ihn verurteilende amtsgerichtliche Verſäum⸗ 
nisurteil Einſpruch ein und beantragte gleichzeitig Verweiſung des Rechts- 
ſtreits an das LG. in H. Nachdem er auf Aufforderung des Amtsgerichts 
den Tag der Zuſtellung des Verſ.⸗Urteils nachgewieſen hatte, erließ das Amts⸗ 
gericht ohne Anberaumung eines Verhandlungstermins den beantragten 
Überweiſungsbeſchluß, indem es feſtſtellte, daß der Einſpruch ordnungs⸗ 
mäßig eingelegt ſei. Kläger beantragte im Beſchwerdewege Aufhebung des 
amtsgerichtl. Beſchluſſes und Anberaumung eines Verhandlungstermins 
vor dem Amtsgericht. Das LG. wies die Beſchwerde zurück, das OLG. 
gab ihr ſtatt. Aus den Gründen: 

„Dre Beſchluß des Amtsgerichts enthält nicht nur die Zulaſſung des 
Einſpruchs und die Verweiſungs⸗Entſcheidungen, welche allerdings an ſich 
nicht anfechtbar ſind (88 505 Abſ. 2, 508 Abſ. 2, 576 ZPO.), ſondern er ent⸗ 
hält, wenn auch unausgeſprochen, noch ein Drittes: die Ablehnung des weiteren 
Verfahrens vor dem Amtsgericht. Auf dieſes Verfahren hatte der Beſchwerde⸗ 
führer geſetzlichen Anſpruch. Nach § 340 a ZPO. hatte das Amtsgericht von 
Amtswegen Termin zur mündlichen Verhandlung über den Einſpruch und 
die Hauptſache zu beſtimmen (Stein, Anm. 1 zu § 34012 Anm. 1, insbeſon⸗ 
dere Ziffer 1 zu § 497 ZPO.). Mit Recht fühlt ſich der Kläger durch die Nicht⸗ 
beſtimmung des Termins beſchwert. Zwar hat er kein ausdrückliches Geſuch 
um Terminbeſtimmung geſtellt. Das war aber auch nach dem angezogenen 
Geſetz nicht nötig. Der Fall iſt ebenſo zu behandeln, wie wenn der Kläger 
ein ſolches Geſuch geſtellt hätte; denn jede Partei wünſcht ſelbſtverſtändlich, 
daß die geſetzlichen Verfahrensvorſchriften ihr gegenüber eingehalten werden. 
Der Beſchluß des Amtsgerichts iſt alſo als ein ſolcher anzuſehen, durch welchen 
ein das Verfahren betreffendes Geſuch zurückgewieſen worden iſt. Die Be⸗ 
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ſchwerde gegen dieſen Beſchluß war alſo zuläſſig und begründet (vgl. über 
einen ähnlichen Gedankengang bei Stein a. a. O. Anm. III, 5 vor 8 511).“ 


Beſchluß des OLG. in Caſſel (2. Sen.) v. 19. Nov. 1920. 2. W. 74/20. 
—tz. 


169. Eine Verpflichtung, zur Erfparung von Koften einen Korre- 
ſpondenzanwalt anzunehmen, beſteht nicht. 
BRO. § 91. 

In dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſe des Gerichtsſchreibers des LG. 
in Altona waren zugunſten des Beſchwerdeführers die Koſten ſeiner 7 Reiſen 
von Caſſel nach Hamburg (Altona) berückſichtigt worden. Auf die Erinnerung 
des Beklagten hatte das LG. dieſe Koſten, inſoweit ſie über den Betrag 
von 176,80 1 hinausgingen, um deswillen abgeſetzt, weil jie nicht entſtanden 
wären, wenn ſich der Beſchwerdeführer der Hilfe eines Korreſpondenzanwalts 
bedient haben würde. Auf die ſofortige Beſchwerde des Klägers wurde 
dieſer Beſchluß aufgehoben. Aus den Gründen: 

„Daß die Reiſen des Beſchwerdeführers dazu gedient haben, ſeine Proz: Be 
bevollmächtigten über den äußerſt verwickelten Sachverhalt zu unterrichten, 
und daß ein Schriftwechſel des Beſchwerdeführers mit ſeinen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten nicht in gleicher Weiſe aufklärend gewirkt haben würde, unterliegt 
keinerlei Zweifel. Eine mündliche Ausſprache war nach Lage der Sache zur 
zweckentſprechenden Rechtsverfolgung durchaus notwendig. Es fragt ſich alſo 
lediglich, ob der Kläger genötigt geweſen wäre, im Intereſſe der Koſtenerſpa⸗ 
rung einen in Caſſel wohnenden Rechtsanwalt anzunehmen und mit ihm die 
Sachlage zu beſprechen, anſtatt nach Altona zu reiſen, um dort mit den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten unmittelbar zu verhandeln. Dieſe Frage iſt im Gegenſatz 
zum CG. zu verneinen. Das Naturgemäße iſt, daß ſich die Partei mit 
ihrem Prozeßbevollmächtigten in unmittelbare Verbindung ſetzt und ihn 
ohne das Dazwiſchentreten einer Mittelsperſon über die in Betracht kom⸗ 
menden Verhältniſſe ſchriftlich oder mündlich unterrichtet. Die Bubilfe- 
nahme eines ſog. Korreſpondenzanwalts, der den Schriftwechſel der Partei 
mit dem Prozeßbevollmächtigten führt, bildet immer nur die Ausnahme, 
wenn ein unmittelbarer ſchriftlicher oder mündlicher Verkehr aus beſonderen 
Gründen untunlich iſt. Eine Pflicht der Partei, ſich der Hilfe eines Korre⸗ 
ſpondenzanwalts zu bedienen, beſteht aber nicht, und aus der Unterlaſſung 
der Annahme eines Korreſpondenzanwalts kann daher der Partei kein Vor⸗ 
wurf gemacht werden. Wenn die Partei auch da, wo ſie zur Annahme eines 
Korreſpondenzanwalts berechtigt wäre, es vorzieht, in unmittelbare Fühlung 
mit ihrem Prozeßbevollmächtigten zu treten, und wenn dann ein ſchriftlicher 
Verkehr nicht ausreicht, um zu einer vollen Verſtändigung zu führen, und ſie in 
einem ſolchen Falle zu ihrem an einem anderen Orte wohnenden Prozeß— 
bevollmächtigten hinreiſt, um mit ihm mündliche Rückſprache zu nehmen, 
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jo läßt jich dies nicht beanſtanden. Die Erſtattungsfähigkeit der Unkoſten der⸗ 
artiger Reiſen unterliegt lediglich einer Prüfung aus dem Geſichtspunkte, ob 
fie nötig oder überflüſſig waren (§ 91 ZPO .).“ 
Beſchluß des OLG. Kiel (1. Sen.) v. 28. Juni 1920. B. w. Alt. Mwerke 
(W 164/20). Schl. Holſt. Anz. 1920, S. 189. 


170. Suläſſigkeit der Reviſionseinlegung durch Telegramm. 
Vgl. 51 Nr. 237. 
BRO. § 553. 
Aus den Gründen des Revijionsurteils: 
Die Reviſion iſt innerhalb der geſetzlichen Friſt durch ein Telegramm 
des Wortlauts zum OLG. in München eingelegt worden: 
„In Sachen Bergdolt Karl Kraftwagenbeſitzer in Nürnberg gegen Erſte öſterreichiſche 
allgemeine Unfallverſicherungsgeſellſchaft in Wien lege ich namens der Beklagten 
Reviſion ein. Rechtsanwalt Dr. Heinemann, Nürnberg. 


Die telegraphiſche Reviſionseinlegung iſt durch einen Schriftſatz beſtätigt 
und wiederholt worden. Dieſer Schriftſatz iſt aber erſt nach Ablauf der Revi⸗ 
ſionsfriſt bei Gericht eingegangen. 

Es iſt von Amts wegen zu prüfen, ob die Nepiſen se durch das 
genannte Telegramm wirkſam erfolgt iſt. 

Der Senat trägt keine Bedenken, die Einlegung durch Telegramm an 
ſich für zuläſſig zu erklären, wenn die Urſchrift von dem Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten der Partei eigenhändig unterſchrieben iſt. Letzteres iſt hier feſtgeſtellt. 
Das Reichsgericht hat für die Reviſion in Strafſachen wiederholt Telegramme 
als genügend zugelaſſen (RGSt. 9, 38; 10, 166, Rechtſpr. in Strafſ. 10, 176); 
ebenſo der V. Zivilſenat in einer Auseinanderſetzungsſache (RGEntſch. 44, 369). 
Derſelbe Standpunkt wird faſt allgemein im Schrifttum vertreten. Fraglich 
iſt nur, ob in dem Telegramm der zwingenden Vorſchrift des § 553 BRO. 
entſprechend das Urteil, gegen welches die Reviſion gerichtet war, hinreichend 
bezeichnet worden iſt. Aber auch dieſe Frage iſt im gegenwärtigen Falle zu 
bejahen. Zwar iſt das Urteil nicht unter Angabe des Datums und des Gerichts 
von dem es erlaſſen iſt, genannt. Aber es ſind doch die Prozeßparteien genau 
bezeichnet, und aus der Beifügung des Amtsſitzes des unterzeichneten Anwalts 
„Nürnberg“ war zu erkennen, daß es ſich um ein vom OG. in Nürn⸗ 
berg erlaſſenes Urteil handelte. Da nun kaum anzunehmen iſt, daß zwiſchen 
den genannten Parteien beim Oberlandesgericht Nürnberg mehrere Prozeſſe 
geſchwebt haben, die zu ungefähr derſelben Zeit durch Urteil entſchieden worden 
wären, ſo genügten die Angaben in dem Telegramm, um das Urteil, das 
mit der Reviſion angefochten wurde, ohne Schwierigkeit zu ermitteln. Im 
Intereſſe der materiellen Rechtsfindung dürfen die an die Wahrung prozeß⸗ 
rechtlicher Formvorſchriften zu ſtellenden Anforderungen nicht überſpannt 
werden. Es muß daher auch für die Vorſchrift des § 553 Nr. 1 ZPO. genügen, 
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wenn aus den Angaben der Reviſionsſchrift das angefochtene Urteil ſich mit 
Sicherheit beſtimmen läßt.“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 4. Febr. 1921. (OL G. Nürnberg.) 
VII. 416/20. 


171. Der 8 31 der Grundbuchordnung findet auf einen in der Form 
des § 128 BGB. geſchloſſenen Kaufvertrag keine Anwendung. 
GBO. § 31. BGB. § 128. 

Am 7. Sept. 1916 nahm der Kläger als Notar eine Urkunde auf, in der 
jemand einem andern anbot, ihm ſein Grundſtück unter beſtimmten Bedin⸗ 
gungen abzukaufen und gleichzeitig einem Dritten Auflaſſungsvollmacht 
erteilte. Das Angebot wurde unter dem 28. Sept. 1916 angenommen. Dem 
erwähnten Bevollmächtigten wurde das Grundſtück aufgelaſſen. Der Kläger 
hatte zu der Auflaſſungsvollmacht 3.4 Stempel verwendet, der Beklagte 
von ihm weiter 7.# erfordert. Mit ſeiner Klage verlangte der Kläger feſt⸗ 
zuſtellen, daß jene Forderung unberechtigt iſt. Die Klage wurde abgewieſen. 

Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die Stempelforderung des Beklagten ijt an ſich nach T. St. 73 des 
Preußiſchen Stempelſteuergeſetzes (L StG.) gerechtfertigt. Vergeblich beruft 
ſich der Kläger auf den Schutz des § 31 der Grundbuchordnung. 

Hier heißt es: 

„Wird im Falle der Auflaſſung eines Grundſtückes .. . die erforderliche Einigung des 

Berechtigten und des anderen Teils durch Bevollmächtigte vor dem Grundbuchamt 


erklärt, ſo iſt die Vollmacht ſtempelfrei, wenn das der Einigung zugrundr liegenden 
Rechtsgeſchäft von einem Notar beurkundet und die Vollmacht in der Urkunde erteilt iſt.“ 


Die übrigen Vorausſetzungen dieſer Vorſchrift ſind unſtreitig erfüllt, 
geſtritten wird nur darüber, ob die Auflaſſungsvollmacht in der Urkunde 
erteilt iſt, welche das der Auflaſſung zugrunde liegende Rechtsgeſchäft enthält. 
Die Reviſion will das Angebot und die Annahme unter Berufung auf §128 BGB. 
als eine einzige Urkunde anſehen, die Reviſionsbeantwortung will ſie als 
zwei ſelbſtändige Urkunden behandelt wiſſen und findet dann die Vollmacht 
in einer Urkunde, die nur ein Vertragsangebot enthält. Die Streitfrage 
hat dem Senat ſchon einmal vorgelegen, RGEntſch. 78, 156 ff. Damals iſt 
ſie unbeantwortet geblieben. Jetzt hat der Senat ſie entſchieden, und zwar 
im Sinne des Beklagten. 

Erſt die Reichstagkommiſſion hat den 8 31 in die Grundbuchordnung 
eingefügt. Der ausgeſprochene Zweck war dabei der, einen Ausgleich zu ſchaffen 
für gewiſſe Vorteile, welche Art. 145 Abſ. 1 E nf. GSO. beſtimmten Gebieten 
gewährte. Namentlich blieb darnach in den Bezirken des früheren rheiniſchen 
Rechts die Möglichkeit beſtehen, die Auflaſſung eines Grundſtücks vor einem 
Notar zu erklären. Hatten alſo zwei Leute einen Grundſtückskaufvertrag 
vor einem Notar abgeſchloſſen, ſo konnten ſie im Anſchluß an den Vertrag 
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bei dem Notar ſofort auch die Auflaſſung vornehmen. In den anderen Ge- 
bieten des Deutſchen Reiches mußten ſie entweder ſelbſt zum Grundbuchamt 
gehen oder einen Bevollmächtigten dorthin ſchicken. Der Stempel für dieſe 
Vollmacht ſollte ihnen durch § 31 GH. erlaſſen werden. Es iſt nun aber ohne 
weiteres klar, daß die Bewohner der ehemals rheiniſchrechtlichen Gebiete 
nicht beſonders bevorzugt waren, wenn ſie den Grundſtückskaufvertrag in der 
Form des § 128 BGB. ſchloſſen. In einem ſolchen Falle konnte regelmäßig 
die Auflaſſung ebenfalls nicht in unmittelbarem Anſchluß an das Zuſtande⸗ 
kommen des Vertrages erklärt werden. Die Beteiligten oder von ihnen be⸗ 
ſtellte Bevollmächtigte mußten ſich erſt noch einmal gemeinſam auf dem 
Grundbuchamt oder vor einem Amtsgericht oder vor einem Notar einfinden, 
um „bei gleichzeitiger Anweſenheit“ nach $ 925 BGB. die Auflaſſung vor⸗ 
zunehmen. Möglich war allerdings, daß der den Vertragſchluß Anbietende 
oder ſein Bevollmächtigter ſchon zur Annahmeerklärung bei dem Notar er⸗ 
ſchien, und daß dann ſofort nach der Annahme das Grundſtück vor dem Notar 
aufgelaſſen wurde, aber auch in dieſem Falle mußte immer einer der Be⸗ 
teiligten — fet es ſelbſt, fet es vertreten durch einen Bevollmächtigten — 
ſich zweimal bei dem Notar einfinden, und ſchickte er einen Bevollmächtigten, 
ſo mußte er die Stempelkoſten für die Vollmacht bezahlen. Hier beſtand 
deshalb kein weſentlicher Anlaß, einen Ausgleich zu ſchaffen, der geſetzgeberiſche 
Grundgedanke verſagt alſo, wenn der Grundſtückskaufvertrag in der Form 
des § 128 BGB. geſchloſſen wird. 
Es kommt aber weiter noch zweierlei in Betracht. Als das Reich den 
§ 31 GO. in ſein Geſetz aufnahm, griff es in einer damals noch ungewöhn⸗ 
lichen Weiſe in die Stempelgeſetzgebung der Bundesſtaaten ein. Außerdem 
iſt es eine Ausnahmevorſchrift, die von dem Reich aufgeſtellt iſt. Beide Um⸗ 
ſtände nötigen zu vorſichtiger und einſchränkender Auslegung. Folgt man 
dieſem Gebot, ſo läßt ſich die Notwendigkeit nicht begründen, unter der Ur⸗ 
kunde im Sinne des § 31 GO. zwei äußerlich getrennte Urkunden, Angebote 
und Annahmen, zuſammenzufaſſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 28. Juni 1921. R. w. Preuß 
Staat. (OLG. Kiel.) VII. 569/20. R—e 


172. Verpflichtung des Nachlaßgerichtes, ſich auf Erfuchen der Steuer⸗ 
behörde über die Rechtsgültigkeit einer letztwilligen Verfügung zu 
äußern. 

Erbſchaftsſteuergeſ. v. 10. 9. 1919. § 73. 

Am 7. Oktober 1919 verſtarb A. M. W. unter Hinterlaſſung eines 
vom Amtsgericht in M. eröffneten Teſtamentes. Das Erbſchaftsſteueramt 
in A. bezweifelte die Gültigkeit dieſes Teſtaments, weil es mit dem 
Familiennamen „W. ... unterſchrieben iſt, obwohl die Erblaſſerin nach 


280 172. Nachlaßgericht. 


Mitteilung des Standesbeamten „L. . . .“ heißen fol. Es hat deshalb 
das Amtsgericht um eine Auskunft über die Rechtsgültigkeit des Teſtamentes 
erſucht, das Amtsgericht hat jedoch das Erſuchen abgelehnt. 

Hiergegen richtet fic) die nach § 87 II Pr. AG. z. GVG. zuläſſige 
Beſchwerde, die begründet iſt. | 

Durch § 3 Ab}. 5 der am 11. Oktober 1911 (NZDBL. 1211) vom Reichs⸗ 
minijter der Finanzen mit Zuſtimmung des Reichsrats erlaſſenen Aus- 
führungsbeſtimmungen zum Erbſchaftsſteuergeſetz vom 10. Sept. 1919 iſt 
vorgeſchrieben, daß ſich die Gerichte in allen Fällen über die Rechkts⸗ 
gültigkeit der letztwilligen Verfügungen zu äußern haben. Im Anſchluß 
hieran hat der Preuß. Juſtizminiſter durch Allg. Verfügung v. 31. Dez. 1919 
(IM Bl. 1920, S. 4) angeordnet, daß fic) die Gerichte in allen Fällen 
in dem Schreiben, mit dem ſie die letztwilligen Verfügungen den Erb— 
ſchaftsſteuerämtern überſenden, über die Rechtsgültigkeit der betreffenden 
Verfügung zu äußern haben. An dieſe vom Amtsgericht in M. nicht 
beachtete Anordnung der vorgeſetzten Miniſterialbehörde ſind die preußiſchen 
Gerichte gebunden, ſo daß es dahingeſtellt bleiben kann, ob die Anſicht 
des Amtsgerichts zutrifft, daß die Ausfühtungsbeſtimmung des Reichs— 
miniſters der Finanzen über die in $ 73 Erbſchaftsſteuergeſetz enthaltene 
Ermächtigung hinausgeht. Wenn ſodann das Amtsgericht die Ablehnung 
des Erſuchens damit begründet, daß die Rechtsgültigkeit einer letztwilligen 
Verfügung nur in einem beſonderen Verfahren feſtgeſtellt werden könne, 
für das zurzeit noch keine Vorſchriften erlaſſen ſeien, ſo kann auch 
dem nicht beigetreten werden. Denn es handelt ſich nicht um eine 
irgendwie bindende Feſtſtellung, ſondern um eine „Außerung“, alſo um 
ein bloßes Gutachten des Gerichts über die Rechtsgültigkeit der letztwilligen 
Verfügung, und zwar nicht auf Grund von erſt noch anzuſtellenden Er— 
mittelungen, ſondern auf der Grundlage des dem Gerichte bereits be- 
kannten Tatſachenſtoffes. Ein ſolches Gutachten befreit entgegen der 
Anſicht des Amtsgerichts die Steuerbehörde in keiner Weiſe von der Ver⸗ 
pflichtung zur eigenen Nachprüfung der Sach- und Rechtslage und über- 
trägt noch keineswegs die Verantwortung von der Steuerbehörde auf 
das die Auskunft erteilende Gericht. 

Ob ſich aber die Außerung des Gerichts auf die formelle Gültigkeit 
der letztwilligen Verfügungen zu beſchränken oder auch auf deren materielle 
Gültigkeit zu erſtrecken hat, richtet ſich nach den Umſtänden des Falles. 
Das Amtsgericht in M. war deshalb anzuweiſen, dem Erſuchen nach— 
zukommen.“ 


Beſchluß des OLG. in Kiel (1. Sen.) v. 9. Dez. 1920. Schl. Holſt. Anz. 
1921, S. 31. W. I. 125/20. 


I. Bürgerliches Recht. 


173. Berichtigung des Standesamtsregiſters. Wirkungen der legitimatio 
per rescriptum principis bezüglich Führung eines adeligen Namens. 
Einwirkung der Reichsverfaſſung. 

Vgl. 59 Nr. 175; 64 Nr. 22. 

BGB. § 12; EGBGB. 209; RV. Art. 109. 

„Die Antragſtellerin Klara B. war eine Tochter des Antragſtellers 
Ulrich B.: der Antragſteller Ulrich B. ein Sohn von Johann Karl B., 
der am 6. Nov. 1809 als außerehelicher Sohn des Rittmeiſters Bert⸗ 
hold Johann von B. und der D. R. geboren, durch herzogliches Reſkript 
vom 14. Januar 1814 für ehelich erklärt und am 6. Nov. 1907 ge⸗ 
ſtorben iſt. — Unter dem 23. November 1920 hatten die Antragſteller beim 
Juſtizminiſterium zu Schwerin beantragt, den Standesbeamten anzu- 
weiſen, im Standesamtsregiſter den Namen der beiden Antragſteller den 
Zuſatz „von“ hinzuzuſetzen. Aus dem Standesamtsregiſter kommt nur in Frage 
die Geburtsurkunde der am 14. November 1883 geborenen Antragſtellerin, 
in welcher der Antragſteller als „der Erbpächter Ulrich B.“ und ſeine 
Ehefrau als „Frieda B. geb. A.“ aufgeführt ſind, und die der Antrag⸗ 
ſteller mit B. unterſchrieben hat. Das Juſtizminiſterium hat den Antrag 
an die Zivilſtandskommiſſion und dieſe an das Amtsgericht weiterge⸗ 
geben. Das Amtsgericht in T. hat den Antrag abgelehnt, und die 
dagegen erhobene Beſchwerde iſt vom Landgericht zurückgewieſen worden. 
Die weitere Beſchwerde iſt darauf geſtützt, daß der Beſchluß des Land⸗ 
gerichts auf einer Verletzung des Geſetzes, insbeſondere des Art. 109 
der Reichsverfaſſung beruhe; ſie iſt zuläſſig, aber nicht begründet. 

Der Antrag vom 23. Nov. 1920 erſtrebt eine Berichtigung des 
Standesregiſters nach den §§ 65 und 66 des Perſonenſtandsgeſetzes; 
die Eintragung einer Veränderung nach § 26, über die zunächſt der 
Standesbeamte zu entſcheiden gehabt haben würde, ſteht hier nicht zur 
Frage. Eine Berichtigung des Standesregiſters greift in den Fällen 
ein, in denen die Eintragung von vornherein unrichtig war. Für ſie 
kommt es daher allein auf die Verhältniſſe an, die zu der Zeit be⸗ 
ſtanden, als die den Gegenſtand des Berichtigungsverfahrens bildende 


Urkunde hergeſtellt wurde. Im vorliegenden Falle ſind . die Ver⸗ 
88 Archiv, Bd. 76. 8. Folge, Bd. 21. Heft 9. 
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hältniſſe vom 23. Nov. 1883 maßgebend, dem Tage, an dem die Ur⸗ 
kunde über die Geburt der Antragſtellerin vom 14. Nov. 1883 er- 
richtet iſt, und es iſt zu prüfen, ob ſich der Antragſteller an dieſem 
Tage „von B.“ nennen konnte, ſodaß ſeine Eintragung als B. un⸗ 
richtig wäre. Für die Beurteilung dieſer Frage haben natürlich die 
Vorſchriften der Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 11. Aug. 1919 
auszuſcheiden, ſodaß eine Verletzung ihres Art. 109 nicht in Betracht 
kommen kann. | 

Allerdings wird die Anſicht vertreten, die Beſtimmung des Art. 109 
R. V., wonach die Adelsbezeichnung nur als Beſtandteil des Namens 
gilt, habe als authentiſche Interpretation rückwirkende Kraft, und ſie 
berechtige mithin alle die, denen bisher auf Grund der jetzt als un⸗ 
richtig verworfenen Annahme, über Übergang und Führung des Adels- 
zeichens entſcheide das Landesrecht und nicht das BGB., die Verbin⸗ 
dung eines Adelszeichens mit ihrem Familiennamen unterſagt ſei, zu 
deſſen Führung. (Opet in DFBtg. 1920 S. 136). Wieweit im übrigen 
der Vorſchrift rückwirkende Kraft beizumeſſen iſt, kann hier unentſchieden 
gelaſſen werden, vergl. DIBtg. 1920 S. 899, 1921 ©. 126 (v. Blume), 
Leipz. Zeitſchr. 1920 S. 133 (Mayer). Denn die Rückwirkung kann jeden⸗ 
falls nicht zu einer Anderung des Namens auch ſolcher Perſonen führen, 
die bereits vor dem Inkrafttreten der RV. geſtorben waren. Das aber 
iſt bei dem legitimierten Vater des Antragſtellers der Fall; er iſt am 
6. Nov. 1907 geſtorben. Er hat demnach bis zu ſeinem Tode den Namen 
B. geführt, und der Antragſteller, als ſein Sohn, hat nur dieſen Namen 
erhalten; einen anderen Namen als den des Vaters kann der Antrag⸗ 
ſteller auch nicht auf Grund der RV. beanſpruchen. Dasſelbe gilt von 
der Antragſtellerin. — Wenn man eine Rückwirkung annähme, ſo würde 
es fic) übrigens nicht um eine urſprüngliche Unrichtigkeit des Standes 
regiſters handeln, die zu berichtigen wäre, ſondern um eine nachträg⸗ 
liche, wenn auch rückwirkende Anderung des Namens, für die eine 
Berichtigung nicht in Frage käme (Schlegelberger FGG. 8 69 
Anm. 18 S. 437). 

Für die Frage der Unrichtigkeit des Standesregiſters ſind alſo die 
am 23. Nov. 1883 gültigen geſetzlichen Beſtimmungen maßgebend, ind 
beſondere die Mecklenburgiſchen Landesgeſetze. Nach dieſen kam aber 
den Antragſtellern damals das Adelsprädikat nicht zu. Damals führte 
der Antragſteller den Namen ſeines ehelichen Vaters. Sein Vater war 
unehelich geboren und durch Reſkript vom 14. Januar 1814 für ehelich 
erklärt; damit war ihm aber noch nicht ein Recht auf den adeligen 
Namen zugegeben. Das Reichsgericht hat zwar wiederholt ausgeſprochen, 
daß ein im Namen enthaltenes „von“ nicht Adelsprädikat zu ſein braucht, 
ſondern Beſtandteil des bürgerlichen Namens ſein kann. Wäre auch im 
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vorliegenden Fall das „von“ Namensbeſtandteil, fo wäre allerdings 
als Folge der Legitimation dem Vater des Antragſtellers zivilrechtlich 
der Name „von B.“ zugekommen und demgemäß auf den Antragſteller 
übergegangen. In Mecklenburg war aber das „von“ nicht Namensbe⸗ 
ſtandteil, ſondern beſaß den Charakter des Standeszeichens. (Verhand- 
lungen des 24. deutſchen Juriſtentages Bd. III. S. 198 A u. S. 207 
Ziff. 3a [ Opet;] vergl. hierzu: von Thur, allg. Teil des deutſchen 
bürgerlichen Rechts Bd. I. S. 450 f.) Den außerehelich geborenen, durch 
den Landesherrn für ehelich erklärten Perſonen kam in Mecklenburg 
nach Landesrecht nicht ohne weiteres der adelige Name zu. Ob durch 
eine Legitimation per rescriptum principis auch das Recht auf den 
adeligen Namen gegeben wurde, entſchied ſich vielmehr nach dem In⸗ 
halt des Reſkripts (Eichhorn, Einleitung in das deutſche Privatrecht, 
5. Aufl., S. 174 f.). Das Reſkript vom 14. Januar 1814 iſt aber dahin 
auszulegen, daß dem Vater des Antragſtellers nicht der adelige Name 
verliehen iſt. Nach ihrem Wortlaut iſt die Erklärung nur ad affectum 
delendae maculae geſchehen; denn was weiter in der Urkunde geſagt 
wird, iſt nur eine ausführliche Erklärung des „ad affectum delendae 
maculae“, weil es dieſem durch das Wort „zdergeſtalt“ angefügt iſt. 
Trotz der weitſchweifigen Aufzählung der dem Legitimierten erwach⸗ 
ſenden Rechte iſt das Recht auf den adeligen Namen gerade nicht 
mit aufgeführt. Daß es als der Erwähnung überflüſſig oder vergeſſen 
iſt, kann bei der umſtändlichen Faſſung des Reſkriptes um ſo weniger 
angenommen werden, als der Legitimierte in der Urkunde mehrfach 
immer nur als Karl Johann B. aufgeführt iſt. Demgegenüber wäre 
eine Hervorhebung des Rechtes auf den Adel unumgänglich notwendig 
geweſen, wenn es mitverliehen ſein ſollte. Übrigens hätte ſolchenfalls 
der Legitimierte wenigſtens im letzten Abſatz der Urkunde als von B. 
aufgeführt werden müſſen, nachdem in deren erſtem Abſatz die Legi⸗ 
timation ausgeſprochen war, ganz abgeſehen davon, daß der Legiti⸗ 
mierte bis zu ſeiner Legitimation überhaupt nicht B., ſondern G. 
hieß, alſo in der Urkunde entweder G. oder von B. hätte genannt 
werden müſſen, wenn ihm nach dem Willen des Herzogs auch das 
Adelsprädikat zuſtehen ſollte. Der am 6. Nov. 1907 verſtorbene legi⸗ 
timierte Vater des Antragſtellers hatte demnach einen Anſpruch auf 
das „von“ nicht, und auf ſeinen Sohn, den Antragſteller, iſt nur der 
Name B. übergegangen, ebenſo auf die Antragſtellerin.“ 

Beſchluß des OLG. in Roſtock (2. Sen.) v. 14. April 1921. 4d. S. A. 7. 
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174. Wer auftritt, als ob er offener Handelsgeſellſchafter ſei, muß 
u als folder behandeln laſſen, auch bezüglich der örtlichen on 
ſtändigkeit des Gerichts. 

Vergl. 68 Nr. 63. 
BGB. § 179; HGB. § 128; ZPO. § 29. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: Der Beklagte iſt, 1 1 er 
der Firma P. & Th. als ſtiller Geſellſchafter beigetreten war, in Be⸗ 
gleitung des Geſellſchafters Th. zur Klägerin gefahren, hat ſich dort unter 
Beſtätigung Th. als Teilhaber der Firma P. & Th. vorgeſtellt — etwa 
mit den Worten, er ſei aus Hamburg, er ſei Großkaufmann, er habe ſich 
der Firma angeſchloſſen, er ſei bei der Firma beteiligt — und die Be⸗ 
ſtellung gemacht, auf Grund deren die ſtreitige Lieferung erfolgt iſt. 
Dabei hat er mit Rückſicht darauf, daß P. & Th. ſchon ſeit Sommer 
1917 Kohlenſparer von der Klägerin bezogen hatten, gefragt, wieviel bis 
jetzt beſtellt wären und wieviel die Klägerin liefern könne, und erklärt, 
er würde ſich der Sache jetzt annehmen, das Geſchäft ſolle in großem 
Stil betrieben, die Kohlenſparer ſollten im Inlande und Auslande ver⸗ 
trieben werden, der Abſatz ſolle künftig waggonweiſe geſchehen, die Klägerin 
ſolle einen Ofen bauen und in ihrem Betriebe Tag- und Nachtſchichten 
einführen, ſie ſolle ihm monatlich bis 5000 Stück liefern, auch den In⸗ 
haber der Klägerin, als dieſer nach Sicherungen fragte, mit der Erklärung 
beruhigt, er brauche keine Angſt zu haben, da er die Sache in die Hand 
nehme. Daß er nur ſtiller Teilhaber ſei, hat er nicht geſagt. 

Nach dieſem Verhalten des Beklagten konnte der Inhaber der Klä⸗ 
gerin, von dem nicht behauptet wird, daß er den wahren Sachverhalt 
gekannt habe, nicht annehmen, daß der Beklagte nur als ſtiller Geſell⸗ 
ſchafter bei der Firma P. & Th. beteiligt ſei, mußte vielmehr der Meinung 
ſein, daß er als offener Geſellſchafter der Firma beigetreten ſei, Ver⸗ 
tretungsbefugnis habe und als vertretungsberechtigter Geſellſchafter die 
Beſtellung für die Firma mache. Das Weſentliche der ſtillen Geſellſchaft 
beſteht darin, daß für den ſtillen Geſellſchafter als Handelsgewerbe, an 
dem er ſich nur mit einer Vermögenseinlage beteiligt, ein fremdes iſt. 
Wer ſo auftritt und ſich ſo äußert, als ob ihm das Geſchäft eines Dritten 
oder einer offenen Handelsgeſellſchaft mit gehöre, als ob er in derſelben 

eiſe wie die ſonſtigen Geſchäftsinhaber daran beteiligt ſei, gibt ſich des⸗ 
halb als offenen Geſellſchafter aus. Das tut ſchon jeder, der ſich 
ſchlechthin als Teilhaber bezeichnet oder von ſich ſchlechthin erklärt, daß 
er ſich einer Firma angeſchloſſen habe, denn im kaufmänniſchen Verkehr 
wird das allgemein als die Bezeichnung eines offenen Geſellſchaftsver⸗ 
hältniſſes verſtanden. (Zu vergl. RſprOL GG. 14, 349). Der Beklagte hat 
aber überdies Außerungen getan — zu vergl. insbeſondere feine Erklä⸗ 
rungen, er würde ſich der Sache jetzt annehmen, das Geſchäft ſolle im 
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großen Stile betrieben werden, die Klägerin ſolle ihm monatlich bis 
5000 Stück liefern, ſie brauche wegen der Bezahlung keine Angſt zu 
haben, da er die Sache in die Hand nehme, — die ſo verſtanden werden 
mußten, daß er geſchäftsführender und vertretungsberechtigter Geſellſchafter 
ſei. Nach dem auf entſprechender Anwendung des § 269 BGB. beru⸗ 
henden Grundſatze, daß derjenige, der im Verkehr als Teilhaber einer 
offenen Handelsgeſellſchaft auftritt, ohne es zu ſein, den gutgläubigen 
Gläubigern gegenüber für die Schulden der Geſellſchaft zu haften hat, 
hat daher der Beklagte der Klägerin für die Bezahlung der eingeklagten 
Forderung ſo aufzukommen, als wenn er offener Geſellſchafter der Firma 
P. & Th. wäre. 

Nach feſtſtehender Rechtſprechung (zu vergl. JW. 98, 35) gilt für 
den gemäß § 128 HGB. wegen Erfüllung einer Geſellſchaſtsſchuld ver⸗ 
klagten offenen Geſellſchafter derjenige Ort als Erfüllungsort, an dem die 
Erfüllung von der Geſellſchaft ſelbſt gefordert werden darf. Da nun die 
eingeflagte Schuld von der Firma P. & Th. nach § 269 B. G. B. in 
Leipzig, dem Sitze ihrer Handelsniederlaſſung, zu erfüllen iſt, iſt Leipzig 
auch Erfüllungsort für die Verpflichtung des wie ein offener Geſellſchafter 
haftenden Beklagten aus §§ 179 BGB., 128 HGB. Mithin iſt das Land⸗ 
gericht Leipzig als Gericht des Erfüllungsortes (§ 29 ZPO.) für die Klage 
zuſtändig. | | 9 

Urteil des OLG. in Dresden (5. Sen.) v. 17. Febr. 1919. 5. O. 190/18. S—s. 


175. Begriff der „beſtimmten Weiſung“ i. S. des § 166 Abſ. 2 BGB. 
BGB. §§ 166 Abſ. 2. 242. 

Der Kläger klagte auf Lieferung einer von ihm gekauften Leit⸗ 
ſpindeldrehbank. Der Beklagte wandte u. a. ein, daß ſein Angeſtellter B., 
der die Drehbank dem Kläger verkauft hat, ſich in Unkenntnis darüber 
befunden habe, daß die Firma P. & Co., der die Drehbank gehörte, 
ſie zurückgefordert und die Ermächtigung zu ihrem Verkaufe zurück⸗ 
gezogen hatte. Der Klage wurde ſtattgegeben. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: | | | 

„Der Beklagte hatte unſtreitig feinen Angeſtellten B. beauftragt, 
die in ſeinem Verkaufsraum aufgeſtellten Maſchinen, unter denen ſich 
auch die ſtreitige Leitſpindeldrehbank befand, zu den Katalogpreiſen zu 
verkauſen. Er hatte dieſen Auftrag auch nicht zurückgenommen, obwohl 
die Eigentümerin der Maſchine die Ermächtigung zum Verkaufe der 
Drehbank bereits einige Zeit vorher zurückgezogen und deren Rück⸗ 
ſendung verlangt hatte. Unter dieſen Umſtänden widerſpricht die Be⸗ 
rufung des Beklagten auf die Unkenntnis ſeines Angeſtellten von der 
Zurückziehung der Ermächtigung zum Verkaufe der Drehbank ſeitens 
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der Eigentümerin durchaus den Anſchauungen des kaufmänniſchen Ver⸗ 
kehrs und der auf Treu und Glauben zu nehmenden Rüdficht. 
Recht hat aber auch das Berufungsgericht angenommen, daß dieſe 
Unkenntnis des Angeſtellten B. nach der Vorſchrift des § 166 Abſ. 2 
BGB. gar nicht in Betracht kommt. Der Auftrag des Beklagten, die 
in dem Verkaufsraum befindlichen Maſchinen zu den Katalogpreiſen 
zu verkaufen, enthielt eine „beſtimmte Weiſung“ im Sinne des § 166 
Abſ. 2. Vorausſetzung einer ſolchen beſtimmten Weiſung iſt nicht, daß 
ſie für das einzelne in Frage ſtehende Rechtsgeſchäft erteilt iſt; die 
Faſſung des Geſetzes ſchließt eine ſolche Einſchränkung des Begriffs 
der beſtimmten Weiſung aus. Die dergeſtalt dem B. erteilte Weiſung 
war zur Zeit des Vertragsſchluſſes zwiſchen den Parteien noch nicht 
zurückgenommen, beſtand alſo noch. B. handelte alſo beim Vertrags- 
ſchluß nach einer beſtimmten Weiſung des Beklagten. Der Abſchluß 
des Vertrages erfolgte, wie mangels gegenteiliger Darlegung aus der 
Tatſache, daß der Beklagte dieſe Weiſung nicht zurückgenommen hatte, 
gefolgert werden muß, mit Wiſſen und Willen des Beklagten. Dieſer 
kann alſo den Vertrag nicht anfechten; ſeine Kenntnis von der Zu⸗ 
rücknahme der Verkaufsermächtigung entſcheidet. Es bedarf hiernach 
nicht der Prüfung, ob es ſich bei dem geltend gemachten Irrtum des 
B. nicht bloß um einen nach § 119 BGB. unbeachtlichen Irrtum im 
Beweggrunde handelt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 22. März 1921. P. u. Gen. w. S. 

(OLG. Dresden). III. 417/20. 
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176. Durch den von dem Ehemann getätigten Kauf von Gemüſe⸗ 
pflanzen, die, dem verkäufer erkennbar, für das der Ehefrau allein 
gehörige Gut beſtimmt find, wird die Ehefrau dem Verkäufer gegen⸗ 
über berechtigt und verpflichtet, auch wenn dieſer den Mann für 
den Gutseigentümer hält. 
Vgl. 57 Nr. 141 m. N. 68; Nr. 2 26 m. N. 
BGB. §§ 164. 433. 

Die Klägerin behauptete, ihr Ehemann habe als ihr Vertreter 
im Dezember 1917 von dem Beklagten Gemüſepflanzen gekauft, die 
im Jahre 1918 geliefert worden ſeien, aber die vertraglich zugeſicherten 
Eigenſchaften nicht beſeſſen hätten. Sie klagte auf Erſatz des ihr hier⸗ 
durch entſtandenen Schadens von 30 000 M. 

Die beiden Vordergerichte wieſen auf den Einwand des Beklagten, 
daß er mit dem Ehemann der Klägerin, aber nicht mit ihr den Ver⸗ 
trag abgeſchloſſen habe, ſie daher zur Klage nicht berechtigt ſei, die 
Klage ab. Das RG. hob auf. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 
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„Das Berufungsgericht hält es nicht für genügend, daß, dem Be⸗ 
klagten erkennbar, die Pflanzen für das der Klägerin allein gehörige 
Gut B. beſtimmt waren und verwendet worden ſeien. Daraus folge nicht, 
daß der Kauf nach dem übereinſtimmenden Willen der Vertragſchließen⸗ 
den für die Klägerin als die Eigentümerin des Guts habe abge⸗ 
ſchloſſen werden ſollen. Die gegenteilige Abſicht der Vertragsparteien 
gehe aus der glaubwürdigen Ausſage des Ehemanns hervor, wonach 
er für feine Ehefrau alle Geſchäfte beſorge, aber das Vertretungsver⸗ 
hältnis dabei nicht zum Ausdruck zu bringen pflege. Er habe es als 
möglich bezeichnet, daß er bei den Vorverhandlungen ſich als Beſitzer 
eines Guts bezeichnet und geſagt habe, er wolle die Pflanzen für 
ſich kaufen. Ferner habe er den Schlußſchein über den Kauf ohne 
Andeutung eines Vertretungsverhältniſſes mit feinem Namen unter⸗ 
zeichnet. Hiernach habe weder der Ehemann der Klägerin noch der 
Beklagte den Willen gehabt, den Vertrag mit Willen für die Klägerin 
zu ſchließen. Beide hätten vielmehr den Ehemann als den Selbſtkäufer 
der Pflanzen angeſehen. Jedenfalls ſei ein etwa vorhanden er 
gegenteiliger Wille nicht erkennbar hervorgetreten. 

Die Reviſion erſcheint begründet. Im geſchäftlichen Verkehr herrſcht 
vielfach die Gepflogenheit, daß Angeſtellte und Vertreter ſich nicht als 
ſolche bei Abſchlüſſen mit Dritten bezeichnen, ſondern ſich ſo verhalten, 
als ſeien ſie die Betriebsinhaber. Dies trifft beſonders häufig dann zu, 
wenn eine wenig ſachkundige oder geſchäftsgewandte Betriebsinhaberin 
von ihrem Ehemann oder Sohn vertreten wird, die tatſächlich das 
Geſchäft führen. In derartigen Fällen erfährt der Dritte oft nicht, 
mit wem er rechtlich den Vertrag geſchloſſen hat. Er wird durch die 
Vorſchrift des § 164 Abſ. 2 BGB. dagegen geſchützt, daß der Vertreter 
ſich auf ſeine Vertretereigenſchaft, der Vertretene darauf beruft, daß 
er keine Vertretungsmacht erteilt habe. Anderſeits hat wegen jener 
Gepflogenheit die Rechtſprechung, um ungerechtfertigten Beſtreitungen 
der Klageberechtigung zu begegnen, den Grundſatz ausgebildet, daß, 
wer mit einem Gewerbetreibenden oder innerhalb eines Betriebs einen 
Vertrag eingeht, mit dem abſchließen will, der in Wirklichkeit der recht⸗ 
liche Inhaber des Betriebs iſt, und daß es für ihn gleichgültig iſt, ob 
die Perſon, mit der er verhandelt, der Inhaber ſelbſt oder fein Ver⸗ 
treter iſt. Hat der Vertreter den Willen, den Inhaber zu verpflichten, 
ſo iſt trotz des Irrtums des Gegners der Vertrag mit dem Inhaber 
zuſtandegekommen (RGEntſch. 30, 78; 67, 148; Seuff. A. 57 Nr. 114; 68, 
Nr. 226; ROLE. 5, 48). Warum dieſer Grundſatz, den das Berufungsgericht 
anſcheinend nicht beachtet hat, hier nicht platzgreifen ſollte, iſt bis auf 
weiteres nicht einzuſehen, falls, was wohl unſtreitig iſt, auf dem Gut 
der Vertrag abgeſchloſſen wurde, und die Pflanzen, wie das Gericht 
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unterſtellt, dem Beklagten erkennbar, für das der Klägerin allein ge⸗ 
hörige Gut beſtimmt waren. Die Beurteilung würde ſich freilich ver⸗ 
ſchieben, wenn der Ehemann R. in Wahrheit die Pflanzen nicht für 
die Klägerin, ſondern für ſich gekauft hätte. Allein das Berufungs⸗ 
gericht ſchenktt dem Zeugen Glauben, daß er alle Geſchäfte für die 
Klägerin beſorgt habe. Wenn nun, wovon es ausgeht, die Pflanzen 
für das Gut der Klägerin beſtimmt waren, ſo hat es ſich doch um 
ein Geſchäft der Klägerin gehandelt. Denn dafür, daß etwa der 
Ehemann die Pflanzen für ſich erworben habe, um ſie an die Klägerin 
weiter zu verkaufen, fehlt jeder Anhalt und jede Behauptung. Die 
Annahme des Berufungsgerichts, daß der Ehemann für ſich gekauft 
habe, ſteht ſonach mit deſſen Ausſage in nicht zu vereinigendem Wider⸗ 
ſpruch. Wenn R. bei der Unterzeichnung des Schlußſcheins das Ver⸗ 
tretungsverhältnis nicht angegeben hat, worauf das Berufungsgericht 
noch Gewicht legt, jo darf nicht überſehen werden, daß ländliche Ver⸗ 
hältniſſe und ein landwirtſchaftlicher Betrieb, nicht aber eine kauf⸗ 
männiſche Firma in Frage ſtehen, ſowie, daß R. regelmäßig die Rolle 
des Geſchäftsherrn geſpielt hat. 

Falls die Unterſtellung des Berufungsgerichts richtig ijt, daß das 
Gut allein der Klägerin gehörte, und die Pflanzen für das Gut ver⸗ 
wendet werden ſollten, der Handel alſo auf Rechnung der Klägerin 
ging, ſo iſt dem Recht und ſeiner Durchſetzung kaum gedient, wenn 
die — nach den vorliegenden Akten übrigens von der Klägerin 
begonnenen — Prozeſſe wegen des Kaufs zwiſchen Parteien geführt 
werden, die gar nicht die wirklichen Vertragsteile ſind.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 23. März 1921. R. w. W. (OLG. 
Düſſeldorf). VI. 557/20. 


177. Vertrag auf Lieferung einer Lokomotive nach Kriegsende zu 
beſtimmtem Preiſe; kein Rücktritt wegen Preisſteigerung auf das 
Siebenfache. 

Vgl. oben Nr. 110. 134. 154 m. N. 

BG. §§ 157. 242. 433. 

Die Klägerin hatte in ihrem Briefe vom 2. November 1915 der 
Beklagten zu 2) beſtätigt, daß ſie ihr eine ihr gehörige elektriſche Loko⸗ 
motive in dem Zuſtand, wie fie fic) befinde, um den Preis von 210004 
verkauft, und daß die Beklagte zu 2) ſich verpflichtet habe, ihr fpate- 
ſtens 9 Monate nach Friedensſchluß eine Lokomotive von genau gleicher 
Anordnung zum Preiſe von 17500 M zu liefern. In dieſes Vertrags⸗ 
verhältnis war die Beklagte zu 1) eingetreten, die noch im Jahre 1915 
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die Maſchine von der Klägerin erhalten und den Preis an fie bezahlt 
hatte. 

Im Juni 1919 erklärte die Beklagte zu 1) der Klägerin, daß das 
Abkommen im Hinblick auf die Umgeſtaltung der Verhältniſſe für ſie 
nicht mehr verbindlich ſei und daß ſie die Maſchine nicht liefern könne, 
weil die Preiſe ſolcher Maſchinen um das Siebenfache geſtiegen ſeien. 
Die gegen beide Beklagte als Geſamtſchuldner erhobene Feſtſtellungsklage 
auf die Lieferung einer Maſchine, die in ihrer Beſchaffenheit genau 
der von der Klägerin im Jahr 1915 gelieferten entſpreche, hatte Erfolg. 
Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„In dem Vertrage hat ſich einerſeits die Klägerin verpflichtet, den 
Beklagten eine ihr gehörige Lokomotive, deren Selbſtkoſtenpreis ſich auf 
17500 K ftellte, käuflich um 21000 „ zu überlaſſen, andererſeits haben 
die Beklagten die Verpflichtung übernommen, der Klägerin 9 Monate 
nach Friedensſchluß eine vollſtändig gleiche Lokomotive gegen Zahlung 
von 17500 M zu liefern. Hiernach wurden nicht, wie die Reviſion 
meint, zwei rechtlich durchaus ſelbſtändige Kaufverträge geſchloſſen, viel⸗ 
mehr handelt es ſich um einen einheitlichen Vertrag mit wirtſchaftlich 
und rechtlich zuſammengehörigen und von einander abhängigen gegen⸗ 
ſeitigen Verpflichtungen. Beweggrund für den auf Anregung der Be⸗ 
klagten erfolgten Abſchluß des Vertrags war, daß die Beklagte zu 1) 
die Lokomotive, die der Klägerin damals in ihrem Betrieb entbehrlich 
war, für ihr Unternehmen benötigte, da ſie von anderer Seite keine 
Lokomotive erhalten konnte. Inſofern hat die Klägerin den Beklagten 
beim Vertragsſchluß ein Entgegenkommen bewieſen, wenn ſie auch gleich- 
zeitig durch die Feſtſetzung des Überlaſſungspreiſes, der den Selbſt⸗ 
koſtenpreis um 20% überſtieg, und durch die Ausbedingung der künf⸗ 
tigen Lieferung einer gleichartigen Lokomotive gegen ihren Selbſtkoſten⸗ 
preis die eigenen Intereſſen gewahrt hat. Unter ſolchen Umſtänden 
durfte die Klägerin, wenn ſie ihrerſeits den Vertrag erfüllte, unbedingt 
damit rechnen, daß auch die Beklagte für die Erfüllung der ihr ob⸗ 
liegenden Gegenleiſtung Sorge tragen werde und die Beklagte mußte 
ſich, um fo mehr als der Vertragſchluß bereits in das zweite Kriegs- 
jahr fiel und ſeine Erfüllung von den Kriegsſchickſalen beeinflußt werden 
konnte, darauf einrichten, daß ſie zur Erfüllung ihrer Gegenleiſtung im⸗ 
ſtande ſein werde. Im Juni 1919, als die Beklagten erſtmals die Er- 
füllung verweigerten, waren nach ihrer Angabe die Preiſe auf das 
Siebenfache geſtiegen. Dieſe Preisſteigerung befreite ſie nicht von ihren 
Verpflichtungen. Wollten ſie die Gefahr der nach den Kriegsverhältniſſen 
möglichen Preiserhöhung nicht tragen, ſo mußten ſie ſich im Vertrage 
ſichern, wie dies die Klägerin ihrerſeits durch Ausbedingung ihrer Be⸗ 
freiung von der Abnahme gegen Leiſtung einer Entſchädigung getan hat. 
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Haben aber die Beklagten zu Unrecht damals die Erfüllung verweigert 
und es unterlaſſen, die Erfüllung zu einer Zeit vorzunehmen, wo fie . 
noch mit verhältnismäßig nicht zu großen Opfern möglich war, ſo haben 
ſie die Gefahr, die in der Möglichkeit weiterer Preisſteigerung lag, auf 
ſich genommen und müſſen dieſe Folgen auf ſich laden. Dem Erfüllungs⸗ 
verlangen der Klägerin ſtehen die Grundſätze von Treu und Glauben 
nicht entgegen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) b. 8. März 1921. M. Kleinbahnen 

& Gen. w. AG. f. Bahnbau. (OLG. Frankfurt.) III. 403/20. 


178. Auslegung einer Preisberedung „einſchl. Lurusftener.“ 
BGB. §§ 242. 157. Umſatzſteuer⸗Geſ. v. 26. Juli 1918 K 20. 

Der Kläger verkaufte dem Beklagten einen Kraftwagen zum Preiſe von 
& 16250 mit der im Beſtätigungsſchreiben hervorgehobenen Abmachung, 
der Preis verſtehe ſich einſchließlich Luxusſteuer. Der Beklagte antwortete 
auf das Beſtätigungsſchreiben, daß er, was Luxusſteuer anbelange, zahle, 
was er nach dem Geſetze zahlen müſſe, worauf der Kläger ſchwieg. 
Der Beklagte brachte dann dem Kläger eine dem § 20 des Umſatzſteuer⸗ 
geſetzes v. 26. Juli 1918 entſprechende Beſcheinigung, wonach in ſeinem 
Betriebe die gewerbliche Weiterveräußerung von Automobilen betrieben 
wird, ſo daß der Kläger die erhöhte Steuer auf Luxusgegenſtände, die 
ſog. Luxusſteuer, die 10% des Entgelts beträgt, nicht zu zahlen brauchte, 
und kürzte dem Kläger 10% am Preiſe. Dieſe forderte der Kläger 
mit der Klage. Das Landgericht gab der Klage ſtatt, das OLG. wies 
ab. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: „Das Landgericht erwägt: die 
durch das Stillſchweigen des Klägers zuſtande gekommene Abmachung 
der Parteien, daß der Kläger an Luxusſteuer das zahle, was er nach 
dem Geſetze zahlen müſſe, bedeute, daß er damit das Riſiko einer Er⸗ 
höhung der Steuer trage, aber auch die Chance der Minderung oder 
Erſparung der Steuer habe; da die Steuer fortgefallen ſei, ſo gehe das 
zugunſten des Klägers. 

Dieſe Auslegung der Fe arg der Parteien wird dem nicht 
gerecht, was aus ihr unter objektiver Würdigung der Sach⸗ und Rechts⸗ 
lage, die dem Beklagten bekannt war, verſtanden werden mußte. Beim 
Verkauf des Kraftwagens gingen beide Teile davon aus, daß der Be⸗ 
klagte den Wagen zu eigener Benutzung kaufe. Dann ruhte auf dem 
Umſatz die 10 prozentige Steuer, die der Kläger zu zahlen hatte. Es 
iſt aber zu beachten, daß dieſe ſog. Luxusſteuer nach dem Geſetze zwar 
vom Verkäufer zu entrichten iſt, daß ſie aber getragen werden ſoll vom 
Gebraucher. Denn ſie wird im Gegenſatz zu der allgemeinen Umſatzſteuer 
von 5 vom Tauſend nur erhoben, wenn der Gegenſtand an einen Ge⸗ 
braucher, nicht, wenn er zur Weiterveräußerung verkauft wird. Daher iſt ſtets 
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davon auszugehen, daß derjenige, welcher an einen Gebraucher veräußert, die 
Luxusſteuer in den Preis einrechnet, und ſo haben denn auch die Parteien aus⸗ 
drücklich abgemacht, daß ſich der Preis einſchließlich Luxusſteuer verſtehe. Es 
kann danach nicht davon die Rede ſein, daß der Kläger irgendeine „Chance“ 
hatte, daß die Steuer wegfiele; vielmehr war die einzige Möglichkeit, daß er 
die Steuer nicht zu zahlen brauchte, die, daß der Beklagte nachwies, daß er 
den Wagen nicht zum Selbſtgebrauch, ſondern zur Weiterveräußerung er⸗ 
warb; der Beklagte mußte dann ſeinerſeits, wenn er den Wagen im Inland an 
einen Gebraucher verkaufte, die Luxusſteuer zahlen; wenn er ſie auch 
dem Kläger, als im Kaufpreis eingerechnet zahlen müßte, ſo hätte ſie 
in dieſem Falle zweimal entrichtet werden müſſen, was dem Geſetze 
nicht entſpricht. Nun mag der Kläger über die geſetzlichen Beſtimmungen 
ſich nicht klar geweſen ſein und ſich gedacht haben, es ſei noch rechtlich 
zweifelhaft, ob die Steuer zu entrichten ſei, vielleicht ſei ſie nach dem 
Geſetze nicht zu entrichten, und er wolle dann dieſen Vorteil haben. 
Dies konnte der Beklagte jedoch ſeinen Worten nicht entnehmen. Der 
Beklagte überſah offenbar die Sach- und Rechtslage richtig, er wußte, 
daß die Steuer nicht zu entrichten war, wenn er dem Kläger die nach 
§ 20 des Geſetzes erforderliche Beſcheinigung brachte, er mußte davon aus⸗ 
gehen, daß der Kläger die Steuer bei ſeiner Preisberechnung voll be⸗ 
rückſichtigt hätte, ſodaß er alſo mit dieſer Beſcheinigung dem Kläger die 
Zahlung der Steuer erſparte. War aber die Steuer im Preis rechneriſch 
einbegriffen, ſo hatte er auch das Recht, ſie abzuziehen, wenn er ſelbſt be⸗ 
wirkte, daß ſie dem Kläger erſpart wurde. Eine objektive, der Stellung 
des Beklagten gerecht werdende Auslegung der Abmachung kann nicht dahin 
führen, daß der Kläger durch die Beibringung der Beſcheinigung ſeitens 
des Beklagten einen Vorteil haben ſollte. Der Beklagte konnte aus den 
Worten des Klägers, er werde zahlen, was er nach dem Geſetze 
zahlen müſſe, unmöglich entnehmen, daß, wenn er ſelbſt dafür ſorge, daß 
die Steuer nicht zu entrichten ſei, der Kläger davon Vorteil, er ſelbſt 
aber, wenn er den Wagen im Inland an einen Gebraucher weiterverkaufe, 
Nachteil haben ſolle. Eine andere Frage wäre, wer den Vorteil haben würde, 
wenn wider Erwarten das Umſatzſteuergeſetz etwa plötzlich aufgehoben und 
die Steuer entfallen wäre; mit einer ſolchen „Chance“ rechneten die Parteien 
nicht, jedenfalls aber nicht der Beklagte. Dem Kläger geſchieht danach kein Un⸗ 
recht, wie er meint, wenn ihm die Steuer, die er, da er einſchließlich Luxus- 
ſteuer verkauft hat, für alle Fälle in den Preis eingerechnet haben muß, abge⸗ 
ſetzt wird, nachdem ihre Entrichtung wegen der Beſcheinigung des Beklagten 
in Wegfall gekommen iſt.“ 

(Urte il des OLG. in Hamburg (5. Sen.) 7. Juni 1920. R. w. M. Bf. 

V. 91 20. . 4 Gr, 
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179. Bei Abtretung eines Pachtrechtes kann wegen argliftiger Täuſchung 
über die Güte der Ausſaat Schadenerſatz nicht auf Grund von 8 465 
BGB., ſondern nur unter dem Geſichtspunkt der unerlaubten Handlung 
gefordert werden. 
BGB. §§ 581. 437. 463. 123. 823. 249. 

Die Beklagte war Pächterin der Domäne U. Die Pacht lief bis. 
1. Juli 1924. Durch Vertrag vom 10. Dezember 1917 trat ſie die Pacht⸗ 
rechte an den Kläger ab und verkaufte ihm das ihr gehörige lebende 
und tote Inventar, die vorhandenen Getreide⸗ und Futtervorräte ſowie 
die von ihr errichteten Gebäude um 310 000 K. Die Gewährleiſtung 
wegen Mängeln der verkauften Gegenſtände wurde ausgeſchloſſen. Der 
Kläger behauptete, die Beklagte habe ihm bei den Verhandlungen bewußt 
wahrheitswidrig verſichert, die Kleefelder ſeien ordnungsmäßig beſtellt, 
der Acker fei gut gedüngt, und die Armenlaſt beſtehe nur für einen Orts⸗ 
armen. Die Ackerbeſtellung fet von ihm mit 50—60 000 M bewertet 
worden. Er bezifferte feinen Schaden auf über 34000 M und klagte 
einen Teilbetrag von 20000 M ein. Die Klage wurde abgewieſen. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: „Das Berufungsgericht hat die 
vom Landgericht verneinte, für die Parteien wohl bedeutſamſte Frage, 
ob die Beklagte den Kläger argliſtig getäuſcht hat, unentſchieden gelaſſen. 
Die Ausführungen, womit es zur Klagabweiſung gelangt, entſprechen 
indes der Rechtſprechung des V. Zivilſenats des Reichsgerichts. Danach 
kann der Erwerber eines Rechts, der durch außervertragliche argliſtige 
Verſicherungen des Veräußerers getäuſcht wurde, nicht das Erfüllungs⸗ 
intereſſe fordern, ſondern ſeine Schadenerſatzanſprüche nur auf unerlaubte 
Handlung ſtützen und gemäß $ 249 BGB. Wiederherſtellung des Zuſtandes 
verlangen, der ohne die Täuſchung beſtehen würde. Will er wie der 
Kläger bei dem Vertrag ſtehen bleiben und Erſatz deſſen fordern, was 
er infolge der Täuſchung zuviel gewährt oder verſprochen hat, ſo muß 
er beweiſen, daß der andere Teil auch bei dieſer geringeren Gegenleiſtung 
den Vertrag geſchloſſen haben würde. (Vgl. die im RGR. Komm. zu 
§ 123 A. 5, § 463, A. 4 angeführten Entſcheidungen, insbeſondere RGEntſch. 
83, 242; 92, 295). Von dieſer Rechtſprechung abzuweichen, bietet der vor · 
liegende Fall keinen Anlaß. 

Die Reviſion bekämpft ſie auch nicht, iſt aber der Meinung, daß 
die Beklagte dem Kläger nicht nur ein Recht übertragen, ſondern auch 
eine Sache übergeben habe, deren Geſtaltung in ihrer Hand gelegen, und 
die ſie ſelbſt in eine beſtimmte Beſchafſenheit verſetzt hatte. Dem Kläger 
ſeien, wie unterſtellt werden müſſe, auf ſeine wichtige Erkundigung nach 
der Kleeſaat und Düngung von der Beklagten beſtimmte Erklärungen 
abgegeben worden. Sie müſſe deshalb für die Beſchaffenheit der Felder 
dem Kläger jo einſtehen, als wenn fie ihm die Grundftiide verkauft 
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hätte, und er könne geradeſo, als wenn es ſich um den Kauf einer 
Sache gehandelt hätte, das Erfüllungsintereſſe verlangen. 

Dieſer Auffaſſung kann nicht gefolgt werden. Vielmehr iſt dem Be⸗ 
rufungsgericht beizutreten, daß die Anſprüche des Klägers nur aus dem 
ihm übertragenen Pachtrecht erwachſen ſind. Allerdings hat die Beklagte 
dem Kläger nicht nur das abſtrakte Pachtrecht abgetreten, das ihm den 
Genuß und Ertrag der allein von ihm aus dem Gut herauszuwirtſchaftenden 
Früchte verſchaffen ſollte, ſondern ihm auch die von ihr in den Acker 
geſteckte Saat, Düngung und Arbeit überlaſſen, wodurch erſt der Acker 
zu einem ertragfähigen Gegenſtand geworden iſt, ohne daß der Kläger 
dieſe Aufwendungen zu machen hatte. Er hat die Domäne nicht zu Be⸗ 
ginn des Wirtſchaftsjahres, ſondern am 10. Dezember 1917 übernommen, 
alſo nach Beſtellung der Felder mit der Winterſaat und nach ihrer für 
dieſe Saat erforderlichen Düngung. Außer Zweifel iſt auch und war 
nie ſtreitig, daß Saat, Dung und Beſtellungsarbeiten neben dem Pacht⸗ 
recht ſelbſtändig bewertet worden ſind. Gleichwohl läßt ſich die entgelt⸗ 
liche Überlaſſung der im Boden befindlichen Saat und Düngung rechtlich 
nicht als Sachkauf anſehen und behandeln. Saat und Dung hatten ſich 
zur Zeit des Vertrags chemiſch zerſetzt und waren mit der Ackerkrume 
eins geworden. Zu den weſentlichen Beſtandteilen eines Grundſtücks ge⸗ 
hört nach $ 94 BGB. der Samen mit dem Ausſäen, und dazu iſt auch 
der untergrabene, verweſte und in die Ackerkrume eingedrungene Dung 
zu rechnen. Weſentliche Beſtandteile eines Grundſtücks können nicht Gegen⸗ 
ſtand beſonderer Rechte ſein (§ 93.) Die Saat und der Dung waren hier 
in das Eigentum des Domänenbeſitzers übergegangen; die Parteien konnten 
keinen Kaufvertrag darüber ſchließen, ſondern nur das Pachtrecht nach 
Maßgabe der Beſchaffenheit der Saat und des Dungs ſowie der dem 
Kläger erſparten Koſten höher bewerten. Die Beklagte hat dem Kläger 
die Felder nicht im Sinne des § 433 BGB. „übergeben“, ſondern ihn 
höchſtens in den tatſächlichen Beſitz einge wieſen. Liegt kein Sachkauf vor, 
ſo fehlt es auch an der Vorausſetzung, daß dem Kläger Eigenſchaften 
der Sache zugeſichert wurden, und es bleibt dabei, daß fic) die Rechts 
beziehungen der Parteien nach § 437 BGB. beftimmen. Der Kläger 
kann ſeinen Anſpruch wegen der angeblichen Argliſt der Beklagten nur 
auf unerlaubte Handlung ſtützen und müßte, da er den Vertrag ſtehen 
laſſen will und das infolge der Argliſt von ihm mehr Geleiſtete zurück⸗ 
fordert, den Nachweis führen, daß die Beklagte den Vertrag auch zu 
den von ihm für richtig gehaltenen, ihr ungünſtigeren Bedingungen ab⸗ 
geſchloſſen haben würde. Einen ſolchen Beweis hat er aber nicht an⸗ 
getreten“. 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 14. März 1921. Sch. w. O. 

(OL G. Königsberg). VI 544/20. 


— 
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180. Keine Haftung des Gaſtwirts für Sachen, die ein auf dem 
Gaſthofsgrundſtück in feinem eigenen Wohnwagen wohnender Frem⸗ 
der in eine unverſchließbare Scheune eingebracht hat. 

Vgl. 69 Nr. 100; 68 Nr. 233 m. N. 

BOB. §§ 701. 688. 535. 823. 

Der Kläger ſtellte als Häuptling einer Zigeunerbande Anfang 
September 1919 feine Wohnwagen auf dem Hofe des von der Be- 
klagten betriebenen Gaſthofs in Z. ein. Für ſeine Pferde benutzte er 
die Ställe der Beklagten, für die Aufbewahrung ſeiner Pferdegeſchirre 
eine nur mit einem Riegel, nicht mit einem Schloß verſchließbare Scheune, 
die ihm nach ſeiner Behauptung die Beklagte dazu mit dem Bemerken zur 
Verfügung geſtellt hat, daß dort nichts wegkomme. Ein Kutſcher des Klägers 
ſchlief mit einem Geſchäftsfreund des Klägers zuſammen in einem Fremden⸗ 
zimmer, der Kläger und die übrigen Mitglieder der Bande in den Wohnwagen. 
Der Kläger behauptete, er ſei als Mieter und zu beherbergender Gaſt 
bei der Beklagten eingezogen und habe für die Unterbringung der 
Wagen, für die Stallung und das Zimmer bezahlt, auch eine bedeutende 
Zeche gemacht. In der Nacht zum 12. September 1919 ſeien aus der 
Scheune feine dort verwahrten Geſchirre im Werte von 6000 K ab- 
handengekommen, vermutlich geſtohlen worden. Die Beklagte hafte aus 
8 701 BGB. 

Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Eine Haftung der Beklagten aus 8701 BGB. hat das Landgericht 
zutreffend verneint. Auch wenn der Hofraum rings umſchloſſen und 
nachts verſchloſſen geweſen iſt, handelt es ſich beim Kläger nicht um 
eine Aufnahme eines zu beherbergenden Eaſtes, es wurde ihm damit 
kein Erſatz der Häuslichkeit von den Beklagten geboten. Daran ändert 
auch nichts die Aufnahme des Kutſchers in dem Gaſtzimmer, wie das 
Landgericht zutreffend ausführt. Die Scheune hat die Beklagte dem 
Kläger nach deſſen Darſtellung auch nur ſo, wie ſie war und wie ſie 
ihr ſelbſt Sicherheit bot, zur Verfügung geſtellt und ihm dabei die ſelb⸗ 
ſtändige Prüfung überlaſſen, inwieweit ſie ihm die erforderliche Sicher⸗ 
heit bieten könnte. Das konnte der Kläger ebenſogut wie die Beklagte 
ſelbſt beurteilen. Er handelte auf eigene Gefahr, wenn er eine Prüfung 
darüber unterließ oder auf Grund einer Prüfung dazu kam, die Ge⸗ 
ſchirre ohne weitere Sicherheit in der Scheune unterzubringen. Es kommt 
daher, ſelbſt wenn man eine hier fehlende beſondere Vergütung für die 
Überlaſſung der Scheune zur Aufbewahrung annehmen könnte, eine 
Haftung der Beklagten nicht in Frage. Auch aus unentgeltlicher Ver⸗ 
wahrung haften ſie hier nicht. Ihnen eine Pflicht zur Anbringung eines 
beſonderen Schloſſes der Scheune anzuſinnen, iſt nach dem ganzen Gad 
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verhalt, auch nach der Darſtellung des Klägers, nicht angängig. Auch 
aus 8 823 BGB. läßt ſich eine Haftung der Beklagten nicht begründen. 
Der Kläger führt auch nichts Tatfächliches dafür an, wie neben einer 
vertraglichen Haftung der Beklagten eine ſolche aus unerlaubter Hand⸗ 
lung zuſtande gekommen ſein ſoll.“ 
Urteil des OLG. in Dresden (2. Sen.) v. 4. März 1921. M. w. Sch. 
2. O. 120/20. | Ch. 


181. Haftung des Unternehmers gegenüber der Berufsgenoſſenſchaft 
bei Nichtbeachtung der Unfallverhütungsvorſchriften. Fahrläſſigkeit 
des Derletzten beſeitigt die Haftpflicht des Unternehmers nicht. Recht 
aber keine Pflicht der Berufsgenoſſenſchaften zur Kontrolle. 
Vgl. 70 Nr. 106. 
BGB. §§ 823. 254. RVO. § 903. 

Der Beklagte L. betrieb ſeit vielen Jahren eine Metzgerei und zu⸗ 
gleich Landwirtſchaft. In beiden Betrieben wurde auch mit durch Elek⸗ 
trizität betriebenen Maſchinen gearbeitet, darunter mit einer Jutter⸗ 
ſchneidmaſchine. Bei der Arbeit mit dieſer verunglückte am 14. Sept. 1916 
der damals 15¾% Jahre alte Metzgerlehrling des Beklagten da⸗ 
durch, daß er beim Einlegen und Vorſchieben des Futters die rechte 
Hand zu weit nach vorne brachte, ſo daß ſie von den Einziehwalzen 
erfaßt, gegen die Schneidmeſſer zugezogen und von dieſen bis zum 
Handgelenk abgeſchnitten wurde. Die Einrichtung der Futterſchneidmaſchine 
entſprach nicht den Unfallverhütungsvorſchriften der landwirtſchaſtlichen 
Berufsgenoſſenſchaft. | 

Die Klage der landwirtſchaſtlichen Berufsgenoſſenſchaft gegen L. 
wegen Schadloshaltung wurde von dem Landgericht abgewieſen, — hatte 
dagegen in zweiter Inſtanz Erfolg. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Mit der Klage wird ein Erſatzanſpruch nach § 903 RVO. geltend 
gemacht. Hienach haften Unternehmer der Genoſſenſchaft auch ohne 
ſtrafgerichtliche Feſtſtellung für deren Aufwand aus einem verſicherungs⸗ 
pflichtigen Unfalle auch dann, wenn ſie den Unfall fahrläſſig mit Außer⸗ 
achtlaſſung derjenigen Aufmerkſamkeit, zu der fie vermöge ihres Be⸗ 
rufes oder Gewerbes beſonders verpflichtet ſind, herbeigeführt haben. 
Die Frage der fahrläſſigen Verurſachung iſt nach ſtrafrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen zu beurteilen 

Es ſteht unbeſtritten feſt, daß die revidierten Unfallverhütungsvor⸗ 
ſchriften der Klägerin von dem Beklagten in mehreren Punkten nicht 
beobachtet worden find. . .. Nach $ 3 der Vorſchriften iſt der Be⸗ 
triebsunternehmer ausdrücklich dafür verantwortlich gemacht, daß die im 
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Betriebe zur Verwendung kommenden Maſchinen den Vorſchriften ent⸗ 
ſprechen und daß ſie ſowie die Schutzvorrichtungen ſtets in gutem Zu⸗ 
ſtande erhalten werden. Dieſe Beſtimmungen ſind von dem Beklagten 
nicht beachtet worden. Hierin iſt eine ſtrafrechtliche Fahrläſſigkeit zu 
erblicken. Vergeblich ſucht ſich der Beklagte mit der Behauptung zu 
entlaſten, daß er die Unfallverhütungsvorſchriften nicht gekannt habe. 
Dieſe Behauptung iſt völlig unglaubhaft. Der Beklagte betreibt ſeit 
langen Jahren zwei verſicherungspflichtige Unternehmen und gehört zwei 
Berufsgenoſſenſchaften an. In ſeinem Metzgereibetriebe iſt bereits einmal 
ein verſichernngspflichtiger Unfall vorgekommen. Bei den notwendiger⸗ 
weiſe ſich daran anſchließenden Verhandlungen mußte dem Beklagten 
die Exiſtenz von Unfallverhütungsvorſchriften bekannt werden. Die Vor⸗ 
ſchriften der Klägerin ſind im Jahre 1907 in ausgiebigſter Weiſe ver⸗ 
öffentlicht worden. Sollte aber trotzdem der Beklagte von den revidierten 
Unfallverhütungsvorſchriften keine Kenntnis gehabt haben, ſo müßte bei 
der gegebenen Sachlage dieſe Unkenntnis ſelbſt ihm als grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit zur Laſt gelegt werden; denn die Vorſchriften hatten ihm nur 
dadurch unbekannt bleiben können, daß er ſich, entgegen feiner Ver⸗ 
pflichtung als Unternehmer in ſträflicher Weiſe überhaupt nicht um ſeine 
Pflichten als Mitglied der Berufsgenoſſenſchaft gekümmert hat.. 
Die ſchuldhafte Nichtbeachtung der Schutzvorſchriften durch den Beklagten 
war auch kauſal für den eingetretenen Unfall. . .. Wenn die Sach⸗ 
verſtändigen L. und H. ſich dahin äußern, daß auch bei vorſchrifts⸗ 
gemäßer Schutzvorrichtung der Unfall nicht unter allen Umſtänden ausge⸗ 
ſchloſſen geweſen wäre, jo iſt zu beachten, daß zum Nachweis des ute 
ſächlichen Zuſammenhanges nicht erforderlich iſt, darzutun, daß der Unfall 
mit mathematiſcher Sicherheit vermieden worden wäre, ſondern nur, 
daß er bei normalem Verlaufe und insbeſondere bei normaler Bedienung und 
ſachgemäßem Verhalten des Einlegers ausgeſchloſſen geweſen wäre (Urteil d. 
RG. v. 29. Nov. 1909 in Sachen der land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
genoſſenſchaft Schwaben gegen Keis) .. . Dieſer Kauſalzuſammenhang wird 
auch nicht durch die eigene Fahrläſſigkeit des Verletzten beſeitigt; denn dieſen 
trifft nur der Vorwurf der Unachtſamkeit bei der Arbeit, alſo das Verſchul⸗ 
den, das die Schutzvorſchriften vorausgeſehen haben und deſſen Folgen ſie 
vorbeugen wollten und auch vorgebeugt hätten, wenn ſie beachtet worden 
wären. . . . Selbſt wenn man übrigens mit der beklagten Partei den 
Kauſal zuſammenhang zwiſchen der Nichtbeachtung der Schutzvorſchriften 
und dem Unfall um deswillen leugnen wollte, weil der Verletzte fahr⸗ 
läſſig und unſachgemäß ſich bei der Bedienung der Maſchine verhalten 
habe und weil bei ſeiner geringen Körpergröße und ſeiner angeblich 
unſachgemäßen Stellung bei der Arbeit die Schutzvorrichtung nicht habe 
wirffam werden können, fo iſt zu beachten, daß den Beklagten noch 
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nach anderer Richtung ein fahrläſſiges Verſchulden trifft. Dieſes ift darin 
zu finden, daß der Beklagte den erſt 15) Jahre alten Lehrling an 
der gefährlichen Maſchine hat arbeiten laſſen, ohne ihn über die Ge⸗ 
fahren dieſer Arbeit eingehend zu unterrichten und ohne ihn genau 
anzuweiſen, wie er ſich bei dieſer Arbeit zu verhalten hat, um Unfälle 
zu vermeiden, und wie nötigenfalls die Schutzvorrichtungen zu bedienen 
ſind. Das Gericht teilt nicht die Anſchauung der Klagepartei, daß es 
dem Beklagten wegen des in den Unfallverhütungsvorſchriften der 
Fleiſcherelberufsgenoſſenſchaft § 26 enthaltenen Verbots der Beſchäftigung 
von Perſonen unter 16 Jahren an gefährlichen Maſchinen auch in 
ſeinem landwirtſchaftlichen Betriebe überhaupt verboten geweſen ſei, 
den 15jährigen R. an der Futterſchneidmaſchine zu beſchäftigen; denn 
die für den landwirtſchaftlichen Betrieb maßgebenden Vorſchriften der 
Klägerin enthalten nur das Verbot der Beſchäftigung Jugendlicher unter 
14 Jahren (8 7). Immerhin hätte der Beklagte aus dem Verbote der 
Fleiſchereigenoſſenſchaft den Hinweis auf die hohe Cefährlichkeit der Be⸗ 
ſchäftigung jugendlicher Perſonen an derartigen Maſchinen entnehmen 
müſſen; darauf wurde er weiter durch den in ſeinem Betriebe vor⸗ 
gekommenen Unfall vom Jahre 1909 beſonders hingewieſen. 

Bei dieſer Sachlage und aus Erwägungen allgemeiner Natur hätte 
der Beklagte bei Anwendung der ihm als Betriebsunternehmer beſonders 
obliegenden Sorgfalt den jugendlichen R. keineswegs ohne eingehende 
Belehrung und Ermahnung an der Maſchine beſchäftigen dürfen 
Dieſes fahrläſſige Verhalten war aber mit urſächlich für den Unfall; 
denn es muß angenommen werden, daß R. bei ernſtlichem, ſachgemäßem 
Hinweiſe auf die Gefährlichkeit der Arbeit und bei genauer Belehrung 
über die richtige Bedienung der Maſchine und ihrer Schutzvorrichtungen 
den Unfall vermieden hätte. . . . Unbeachtlich iſt das Entlaſtungsvor⸗ 
bringen des Beklagten, die Klägerin treffe ſelbſt ein Mitverſchulden, 
weil ſie nicht durch genügende Überwachung und Kontrolle für die Ein⸗ 
haltung ihrer Unfallverhütungsvorſchriften geſorgt habe. Die Schutzvor⸗ 
ſchriften richten ſich an den Unternehmer; dieſer hat ſie zu befolgen 
und wird, wenn er es unterläßt, nicht dadurch entlaſtet, daß ſein Be⸗ 
trieb von der Berufsgenoſſenſchaſt nicht überwacht wurde oder die vor⸗ 
handenen Mängel von dem Aufſichtsbeamten nicht bemerkt oder nicht 
gerügt wurden. Die Klägerin hat das Recht, aber dem Unternehmer 
gegenüber nicht die Pflicht der Kontrolle...“ 

Urteil des OLG. in Augsburg (1. Sen.) v. 21. Juni 1920, I L 67/19. 
WI 
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182. Unterlaſſungsklage wegen Außerungen aus Konkurrenzneid; 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen ſchließt die Sittenwidrigkeit 
nicht notwendig aus. 

Vgl. 74 Nr. 221. 

BGB. §§ 824. 826. 

Die Parteien waren mehrfach bei Übergabe von Gütern gleichzeitig 
als Sachverſtändige tätig geweſen. Bereits im Jahre 1907 hatte Be⸗ 
klagter dem Kläger vorgeworfen, er ſei kein erfahrener Landwirt und 
parteiiſch. Ein daraufhin anhängig gewordenes Privatklageverfahren wurde 
durch Vergleich erledigt. Als nun Mitte März 1918 wiederum eine Guts⸗ 
übergabe bevorſtand, bei der die Parteien tätig werden ſollten, richtete 
Beklagter an den Übergabekommiſſar ein Schreiben, in dem er dem 
Kläger abſprach, daß er ein erfahrener und im Rufe ſtrengſter Recht⸗ 
lichkeit ſtehender Landwirt ſei. Kläger erhob daraufhin Klage und be⸗ 
antragte, dem Beklagten bei Meidung einer Eeldſtrafe von 1000 4 für 
jeden Fall der Zuwiderhandlung derartige Behauptungen zu unterſagen. 
Die Klage hatte Erfolg. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Beruſungsgericht hat ausgeführt: Beklagter habe ſich zum 
Richter über die ſittlichen Qualitäten des Klägers gemacht und auf Grund 
eines völlig unzuläſſigen Beweismaterials die Behauptung aufgeſtellt, 
die Berechtigung ſeines gegen den Kläger erhobenen Vorwurfes fet nach⸗ 
gewieſen. Dieſes Verfahren verletze zunächſt objektiv das Anſtandsgefühl 
aller billig und gerecht Denkenden. Es könne dahingeſtellt bleiben, ob 
auf Grund einzelner Vorkommniſſe überhaupt ſolche Vorwürfe allge⸗ 
meinen Inhalts erhoben werden könnten. Die hier in Rede ſtehenden 
Vorgänge könnten eine Unterlage für die Beurteilung des Klägers nicht 
abgeben. Beſchuldigungen von ſolcher Schwere und Tragweite dürften 
nur nach ſorgfältigſter vorſichtiger Prüfung der tatſächlichen Unterlagen 
aufgeſtellt werden. 

Die Sittenwidrigkeit fet aber auch ſubjektiv vorhanden. Beklagter 
gehöre den gebildeten Ständen an und beſitze die nötige Urteilsfähigkeit, 
die Dinge kritiſch zu betrachten und Bedeutung und Folgen ſeiner 
Handlungen zu ermeſſen. An ſein Verantwortlichkeitsgefühl ſeien höhere 
Anforderungen zu ſtellen. Bei gewiſſenhafter Prüfung habe er die 
Schwäche ſeines Beweismaterials erkennen müſſen. Er habe alſo auch 
leichtfertig gehandelt, ausgeſchloſſen ſei es, daß er ſeine Handlungsweiſe 
als gerechtfertigt angeſehen habe. 

Dieſe Ausführungen des Berufungsurteils laſſen einen Rechtsirrtum 
nicht erkennen und widerlegen den Einwand der Reviſion, daß es am 
objektiven und ſubjektiven Tatbeſtand einer ſittenwidrigen Handlung fehle, 
ohne weiteres. 
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Das Berufungsurteil ftellt dann weiter feſt, Beklagter habe zu- 
nächſt „mit dem Bewußtſein des ſchädigenden Erfolges, d. h. vorſätzlich“, 
die Berufung des Klägers als Sachverſtändigen in der Abſchätzung rück⸗ 
gängig machen wollen. Darüber hinaus habe er aber angeſtrebt, den 
Kläger, der ihm als Konkurrent gegenübergeſtanden, als Schätzer über⸗ 
haupt unmöglich zu machen. Damit iſt der Vorſatz im Sinne des $ 826 
BGB. einwandfrei feſtgeſtellt. Die Reviſion macht demgegenüber zu 
Unrecht geltend, die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen, die das Be⸗ 
rufungsurteil als gegeben erachte, ſtänden der Feſtſtellung des Vorſatzes 
entgegen. Dies trifft nicht zu. Richtig iſt, daß das Berufungsgericht 
ſich über die Wahrung berechtigter Intereſſen ſeitens des Beklagten 
nicht klar ausſpricht, ſie aber als vorliegend anzuſehen ſcheint. Aber 
auch eine zu dieſem Zwecke gemachte Außerung kann gegen die guten 
Sitten verſtoßen, wenn ſie, wie hier feſtgeſtellt, in gehäſſiger, den 
Gegner perſönlich herabwürdigender Weiſe lediglich das Ziel verfolgt, 
den Gegner zu kuinieren (JW. 07, 333, VI. 228/13). Danach bleibt 
das Moment der Sittenwidrigkeit im vorliegenden Falle auch dann 
beſtehen, wenn dem Beklagten die Wahrung berechtigter Intereſſen zur 
Seite ſteht.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 17. Febr. 1921. Sch. w. N. 

(OLG. Celle.) VI. 294/20. 


183. Rechtliche Natur des Anſpruchs auf Schmerzensgeld; die Ver⸗ 
jährung dieſes Anſpruchs wird durch Erhebung der Klage auf Erſatz 
des Vermögensſchadens nicht unterbrochen; keine Erhöhung auf Grund 
des § 325 SPO. 
BOB. §§ 847. 852. BRO. § 323. 

Der Kläger wurde im Jahre 1914 durch einen vom Beklagten 
fahrläſſig abgegebenen Piſtolenſchuß am linken Kniegelenk verletzt und 
forderte deswegen Schadenerſatz. Nachdem er zunächſt einen Zahlungs 
befehl in Höhe von 5000 „ gegen den Beklagten erwirkt hatte, gegen 
den letzterer Widerſpruch erhob, klagte er gegen ihn auf Zahlung eines 
Schmerzensgeldes von 500 M und einer lebenslänglichen Rente von 
vierteljährlich 150 &, änderte in der Berufungsinſtanz aber ſeinen An⸗ 
trag dahin, daß er den Bellagten zur Zahlung weiterer 1500 K Schmerzens⸗ 
geld ſowie im Wege der Feſtſtellungsklage zur Tragung alles weiteren 
aus der Verletzung ihm entſtehenden Schadens zu verurteilen beantragte. 
Den neuen Anſprüchen ſetzte der Beklagte den Einwand der Verjäh⸗ 
rung entgegen. Beide Vorinſtanzen erkannten dem Kläger 2000 MK 
Schmerzensgeld zu. Das Reichsgericht wies den Anſpruch auf die — 


geforderten 1500 4 Schmerzensgeld ab. 
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Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: „Das Berufungsgericht hat in 
der Erweiterung des Anſpruches auf ein Schmerzensgeld von 500 M auf 
2000 „ in Höhe des überſchießenden Betrages von 1500 4 einen neu 
erhobenen Anſpruch erblickt, meint jedoch, daß dieſem die von der Ge⸗ 
genſeite geltend gemachte Verjährung nicht entgegenſtehe, was die Re⸗ 
viſion mit Recht bekämpft. ö 

Für die rechtliche Beurteilung der Verjährungseinrede kommt zu⸗ 
nächſt in Betracht, daß der Kläger urſprünglich einen Zahlungsbefehl 
gegen den Beklagten in Höhe von 5000 M erwirkt hatte; darin iſt 
die Entſchädigung aus der Körperverletzung im ganzen zuſammengefaßt und 
in dieſer Höhe nach § 209 BGB. die Verjährung des § 852 BGB. unter- 
brochen worden. Ob und in welcher Höhe nach der Abſicht des Klägers 
die Summe des Zahlungsbefehls auch ein Schmerzensgeld nmfaſſen ſollte, 
iſt nicht erſichtlich. Nachdem der Beklagte gegen den am 20. Mai 1916 
zugeſtellten Zahlungsbefehl Widerſpruch erhoben hatte, ſchränkte der Kläger 
in dem in der erſten mündlichen Verhandlung am 6. Oktober 1916 ver⸗ 
leſenen Antrage feinen Schadenerſatzanſpruch auf den Betrag von 1000.4 
ein. Demnächſt kündigte er in einem Schrift ſatz vom 6. November 1916 
einen erweiterten Antrag auf Zahlung von 500 % Schmerzensgeld und 
einer vierteljährlichen Rente von 150 „ auf Lebenszeit an, der den 
weiteren mündlichen Verhandlungen ſowie dem Urteile der erſten In⸗ 
ſtand zugrunde liegt. Die Einſchränkung eines vorher geſtellten Antrages 
auf ein Weniger kann eine Klagezurücknahme oder einen materiellen 
Fordernngsverzicht für das fallen gelaſſene Mehr bedeuten; liegen aber 
für einen Zurücknahme⸗ oder Verzichtswillen tatſächliche Umſtände nicht 
vor, fo bedeutet fie nur einen Stillſtand der Anſpruchsverfolgung (vgl. 
RGeEntſch. 66, 12, 15; 75, 286, 290); im erfteren Falle kommt für die 
Verjährung $ 212, im letzteren $ 211 BGB. zur Anwendung. Der erſtere 
Fall kann, da Umſtände für einen Verzichtswillen oder einen Willen auf 
teilweiſe Klagezurücknahme nicht vorliegen, außer Betracht bleiben; im 
Falle des § 211 BGB. beginnt mit der Zuſtellung eines eingeſchränkten 
Antrages eine neue Verjährung hinſichtlich des fallen gelaſſenen Betrages; 
dieſe iſt im vorliegenden Rechtsſtreite durch den neuen Antrag vom 
6. November 1916 wieder unterbrochen worden. Dieſer erweiterte Antrag 
geht nun über den Antrag des Zahlungsbefehles hinaus; die geforderte 
Rente ſtellt allein, nach § 9 ZPO. kapitaliſiert, einen Wert von 7500 M 
dar; neben ſie tritt jetzt ein Anſpruch auf Schmerzensgeld in Höhe von 
500 K. Der Antrag iſt innerhalb der Verjährungsfriſt des § 852 BGB. 
geſtellt; er iſt, da er zuerſt Vermögensſchaden und nicht vermögensrechtlichen 
Schaden (Schmerzensgeld) beſonders aufführt und den Anſpruch auf 
Zahlung eines Schmerzens geldes zum erſtenmal erhebt, bei der Beurteilung, 
ob der neuen Erweiterung in der letzten mündlichen Verhandlung der 
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Berufungsinſtanz vom 22. April 1920, angekündigt in dem Schriftſatze 
vom 19. März 1920, die vom Beklagten erhobene Einrede der Verjährung 
entgegenſteht, zugrunde zu legen. 

Der Anſpruch auf den nicht wirtſchaftlichen Schaden nach § 847 BGB. 
iſt ein beſonderer, neben den vermögensrechtlichen Schadenerſatzanſpruch 
aus §§ 842, 843 BGB. tretender Anſpruch mit beſonderen Vorausſetzungen 
und rechtlichen Eigenſchaften ($ 847 Abſ. 1). Er bildet deshalb nicht 
mit den wirtſchaſtlichen Anſprüchen aus §§ 842, 843 BGB. eine recht⸗ 
liche Einheit, wie ſie nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts zwiſchen 
den verſchiedenen Schadensteilen des § 843 (Aufhebung oder Minderung 
der Erwerbsfähigkeit und Vermehrung der Bedürfniſſe; vgl. RCeEntſch. 
Bd. 47, 405; 69, 296; 74, 131) und auch zwiſchen den Rentenanſprüchen 
aus § 843 BGB. und dem Anſpruch auf Erſatz der ſonſtigen wirtſchaft⸗ 
lichen Nachteile nach § 842 BGB. beſteht (vgl. Warn. Rechtſpr. 1914 
Nr. 9). Für die §§ 842, 843 BGB. handelt es fic) um verſchiedene 
Rechnungspoſten eines einheitlichen Anſpruches; der Anſpruch aus § 847 
BGB. kann aber nicht als ein einzelner Rechnungspoſten eines Geſamt⸗ 
ſchadenanſpruchs angeſehen werden; der wirtſchaftliche Schaden der §§ 842, 
843 BGB. und der nicht vermögensrechtliche Schaden des § 847 BGB. 
bilden vielmehr ihrer Natur nach geſonderte Anſprüche, wenn ſie auch 
aus derſelben unerlaubten Handlung erwachſen ſind. Der Grundſatz, der 
ſich für die Verjährung aus der Einheitlichkeit der Schadenerſatzanſprüche 
aus 88 842, 843 BGB. ergibt, daß die einzelnen Rechnungspoſten erhöht 
werden können, ſofern nur der Geſamtbetrag der urſprünglichen Forderung 
nicht überſchritten wird, gilt deshalb im Verhältnis zwiſchen den Anſprüchen 
auf den vermögensrechtlichen Schaden (§§ 842. 843 BGB.) und auf 
Schmerzensgeld ($ 847 BGB.) nicht. 

So hat auch das Berufungsgericht zutreffend die Erweiterung des 
Anſpruches auf Schmerzensgeld am Schluſſe des zweiten Rechtszuges 
um 1500 „& als die Erhebung eines neuen Anſpruches aufgefaßt. Diefer 
ſteht nun aber nach § 852 BGB. die vom Beklagten erhobene Einrede 
der Verjährung wirkſam entgegen. Der Begründung, mit welcher das 
Berufungsgericht dieſe Rechtsfolge verneint, kann nicht zugeſtimmt werden. 
Das Berufungsgericht nimmt an, daß dem neuen Anſpruch ein neuer 
vorher nicht vorausſehbar geweſener Schaden zugrunde liege, für den 
aus dieſem Grunde die Verjährung des § 852 BGB. nicht eingetreten 
ſei (RG. Entſch. 70, 150; 85, 424; 86, 181). Dieſen neuen Schaden erblickt 
das Berufungsgericht zunächſt in den bis in die Gegenwart fortdauern⸗ 
den zeitweiligen Behinderungen und Beſchwerden des Klägers. Allein 
daß eine Schußverletzung im Kniegelenk, auch wenn die Wunde gut 
verheilt iſt, für die Zukunft noch Beſchwerden und Hinderungen, wie 
auch Schmerzen hervorrufen kann, iſt eine ſo offenkundige Erſchei⸗ 
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nung, daß damit von vornherein gerechnet werden muß, wie denn auch 
der Klägerin ſeinem erweiterten Antrage des erſten Rechtszuges ſchon 
im Beginne des Rechtsſtreites wegen der Behinderung in ſeinem 
Gewerbe und Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe eine dauernde Rente ſogar 
auf Lebenszeit gefordert hat. Es handelt ſich inſoweit um die voraus⸗ 


ſehbare Fortdauer eines vorhandenen Krankheitszuſtandes, nicht um das 


Hervortreten neuer Leiden und neuer Schadenfolgen der unerlaubten Hand⸗ 
lung (Warn. Rechtſpr. 1913 Nr. 143; 1916 Nr. 137). 

Als zweiten Grund, der die Annahme eines neuen Schadens recht⸗ 
fertige, führt das Berufungsgericht die außerordentliche Entwertung des 
deutſchen Geldes und die Steigerung aller Preiſe infolge des verlorenen 
Krieges an, Erſcheinungen, die erſt nach dem unglücklichen Ausgange des 
Krieges in ihrer Auswirkung mit einiger Sicherheit ſich hätten überſehen 
laſſen. Es iſt nun zuzugeben, daß dem Werte der im Jahre 1916 vom 
Kläger als Schmerzensgeld geforderten Summe von 500 „ ein um vieles 
höherer Geldbetrag zur Zeit des letztergangenen Urteils entſprechen 
würde, und dieſer Umſtand würde, von der Verlängerung abgeſehen, eine 
Erhöhung des geſtellten Antrages und Anſpruches gewiß rechtfertigen. 
Käme hier die Rente des § 813 BGB. in Frage, fo würde auch im 
Sinne der Entſcheidung des erkennenden Senats vom 11. November 1920 
(Leipz. Zeitſchr. 1921 S. 21 Nr. 9) in entſprechender Anwendung des 
§ 323 ZPO. die Erhöhung des Rentenanſpruches für die Zukunft zuzu⸗ 
laſſen ſein, ohne daß die Verjährung Platz greifen würde. Allein das 
Schmerzensgeld iſt der Regel nach eine einmalige Kapitalleiſtung, wenn 
es auch nicht unzuläſſig erſcheint, bei fortdauernden Nachteilen auf eine 
Rente zu erkennen (vgl. Warn. Rechtſpr. 1917 Nr. 99); im gegebenen 
Falle iſt jedenfalls das Schmerzensgeld in Geſtalt einer Rente nicht ge⸗ 
fordert. Wie nun, wenn die Anſprüche der §§ 842, 843 BGB. durch 
eine Kapitalsabfindung abgegolten werden, nicht in Anwendung des 
§ 323 ZPO. wegen veränderter Umſtände eine Erhöhung der Kapitals⸗ 
ſumme nach der rechtskräftigen Entſcheidung oder nach Eintritt der Ver⸗ 
jährung ſpäter gefordert werden kann, ſo kann auch im gegebenen Falle 
nicht durch die Berufung auf ueränderte wirtſchaftliche Verhältniſſe die 
Verjährung ausgeſchaltet werden. Die Veränderung, die inzwiſchen ein⸗ 
getreten iſt, ſtellt nur eine andere wirtſchaftliche Geltung und Bewertung 
des in beſtimmter Höhe geltend gemachten Anſpruches dar; mit der 
Vollendung der Verjährung des § 852 BGB. für den Schadenerſatzan⸗ 
ſpruch des Klägers iſt das Recht des Klägers, eine Erhöhung des inner⸗ 
halb der Verjährungsfriſt erhobenen Schmerzensgeldanſpruches zu ver⸗ 
langen, verwirkt.“ ö 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 3. März 1921. B. w. F. (OLG. 

Königsberg). VI. 517/20. 
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184. Rechtliche Natur des Beamtenverhältniffes;* Swangspenſionierung 
nach Landesrecht; Prüfungsrecht des Richters hinſichtl. der materiellen 
Gültigkeit der Geſetze.“ 
gl. 31 Nr. 327; 25 Nr. 235. Vgl. 38 Nr. 199. 

RV. Art. 129. Hamb. G. v. 14. 6. 1907. Sen. Verord. v. 20. 4. 20. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: „Die Zwangspenſionierung von 
Beamten nach Vollendung des 65. Lebensjahres, deren Zuläſſigkeit der 
Kläger für ſeine Perſon deswegen beſtreitet, weil er im Hamburger 
Staatsdienſte unter dem Diſziplinar⸗ und Penſionsgeſetze v. 7. Jan. 1884 
auf Lebenszeit angeſtellt war, iſt erſt durch das Hamb. Geſetz vom 
14. Juni 1907 für zuläſſig erklärt“ ohne Rückſicht auf nachweisliche Dienſt⸗ 
unfähigkeit, indem gleichzeitig auch den Beamten dieſes Lebensalters das 
Recht auf Berſetzuug in den Ruheſtand ohne nachweisliche Dienſtunſähigkeit 
gegeben iſt. Dieſes Geſetz wollte für Hamburg denſelben Rechtszuſtand ſchaffen, 
wie er für Preußen bereits durch das Geſetz v. 31. März 1882 und für das 
Reich durch das Geſetz vom 21. April 1886 geſchaffen war. 

Es fragt ſich, ob dieſes Geſetz von 1907 bezüglich der darin ge⸗ 
regelten Zwangspenſionierung, deren generelle Anwendung auf alle zur 
Zeit über 65 Jahre alten oder künftig dieſes Lebensalter überſchreitenden 
nichtrichterlichen Beamten die Senatsverordnung vom 16. April 1920 grund⸗ 
ſätzlich anordnete, auch für die vor Inkrafttreten des Geſetzes auf Lebenszeit 
angeſtellten Beamten Wirkſamkeit erlangt hat. 

Das Anſtellungsverhältnis der Beamten iſt, wie jetzt wohl Men 
anerkannt wird, auch bezüglich der daraus entſpringenden Gehaltsanſprüche 
der Beamten nicht privatrechtlicher, ſondern öffentlich⸗ rechtlicher Natur. Die 
herrſchende Lehre nimmt auch nicht mehr mit Laband und den früheren Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts einen Anſtellungs vertrag an, ſondern ſieht die Be⸗ 
gründung des Beamtenverhältniſſes in der Anſtellung, als einem einſeitigen 
Staatsakte; (fo RG. in JW. 1917, 225 und 854; Otto Mayer; Fleiner: Arndt; 
Meyer⸗Anſchütz). Es handelt ſich nicht um zwei gleichberechtigte Kontrahenten, 
um voneinander abhängige Leiſtungen und Gegenleiſtungen, ſondern um eine 
Unterordnung des Beamten und die Widmung ſeiner ganzen Perſönlichkeit, 
ſeiner ganzen Arbeitskraft, für die Aufgaben des Staates. Dieſer übernimmt 
dafür unter anderem die Sicherung der ſtandesgemäßen Lebensſtellung des 
Beamten durch eine nach öffentlich-rechtlichen Beſtimmungen zu gewährende 
Unterhaltsrente (RG. 89, 106). Die Einſeitigkeit des Anſtellungsaktes kommt 
auch in der Form der Anſtellung, die regelmäßig durch Aushändigung einer 
allein von dem Vertreter des Staats unterſchriebenen Anſtellungsurkunde ge⸗ 
ſchieht, zum Ausdruck. Der Gehaltsanſpruch des Beamten wird danach 
als ein ſubjektives öffentliches Recht aufgefaßt. 

Aus dieſer Auffaſſung der Anſtellung durch einſeitigen Staatsakt 
folgt aber nicht ein Recht der Staatsverwaltung zu einſeitiger Aufhebung 
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der für den Beamten dadurch begründeten Anſprüche. Dieſe ſubjektiven 
öffentlich⸗ rechtlichen Anſprüche ſind vielmehr durch ſtaatsrechtliche Normen 
gewährleiſtet. Soweit Gehalt und Penſion in Frage kommen, hat der 
Staat ſich auch meiſt, teils, wie im früheren Preußen, nach Vorent⸗ 
ſcheiden der Verwaltungsbehörden, teils ohne ſolche, dem ordentlichen 
Rechtswege unterworfen. Dieſer Rechtsweg iſt auch durch die neue Reichs⸗ 
verfaſſung jetzt allgemein garantiert. Der Staat hat nicht das Recht, 
die vermögensrechtlichen Anſprüche der Beamten zu verkürzen oder auf⸗ 
zuheben, alſo auch nicht, eine auf Lebenszeit oder bis zur Dienſtun⸗ 
fähigkeit geſchehene Anſtellung vorzeitig zu beenden, wenn nicht die ge⸗ 
jeglichen Vorausſetzungen dafür gegeben ſind. Er tft für den Einzelfall 
an die in den Beamtengeſetzen, Gehaltsordnungen ꝛc. gemachten Zuſagen 
gebunden. Dieſe ſubjektiven öffentlich⸗rechtlichen Rechte der Beamten ſind 
ebenſo wie Privatrechte, ſoweit ſie wohlerworbene ſind, d. h. bereits 
für den Beamten entſtanden ſind, oder die zu ihrer Entſtehung erfor⸗ 
derlichen Tatſachen in der Perſon des Beamten bereits verwirklicht ſind, 
nach bisheriger Rechtsauffaſſung und Rechtſprechung unverletzlich und 
haben auch in Art. 129 RV. ausdrücklich Anerkennung ihrer Unverletzlichkeit 
gefunden. 

Die auf Lebenszeit angeſtellten Beamten haben regelmäßig ein 
wohlerworbenes Recht auf ihre geſetzmäßige Boſoldung während ihrer 
ganzen Lebenszeit bis zum Eintritte ihrer Dienſtunſähigkeit, ſoweit ſie 
nicht vorher ihre Entlaſſung nehmen oder ihre Penſionierung bewirken 
oder der Staat eine geſetzliche Grundlage für ihre vorzeitige Entlaſſung 
hat. Die Indienſtſtellung ihrer ganzen Perſönlichkeit für den Staat er- 
zeugt mit der Anſtellung auf Lebenszeit die Verpflichtung des Staates 
zur ſtandesgemäßen Unterhaltung der Beamten gemäß den Gehaltsord⸗ 
nungen für die ganze Lebensdauer oder bis zum Eintritt der Dienſtun⸗ 
fähigkeit, und nach deren Eintritt zur Gewährung des geſetzlichen Ruhe⸗ 
gehalts. Das Beamtengehalt ermöglicht regelmäßig dem Beamten nicht, 
Erſparniſſe zu machen, und iſt auch nicht dazu beſtimmt und danach 
bemeſſen. Seine Anſtellungsbedingungen ſichern ihm meiſt ein im Alter 
ſteigendes Gehalt. Die Sicherheit, dieſes im Falle der Dienſtfähigkeit ſpäter zu 
erreichen und bis zur Grenze der Dienſtfähigkeit zu beziehen, find vielfach für 
den Beamten ein Beweggrund, ſich in der Jugend mit den geringeren Gehalt⸗ 
ſätzen zu begnügen und ſich dem öffentlichen Dienſte zu widmen, trotzdem im 
privaten Dienſte und freien Gewerbe höhere Verdienſtmöglichkeiten winken. 
Der auf Lebenszeit angeſtellte Beamte iſt daher in der Regel auch im Alter 
auf fein Dienſteinkommen ange wieſen; er brauchte nach der bisherigen Rechts⸗ 
ordnung und Praxis des Staates nicht mit der Möglichkeit ſpäterer vor⸗ 
zeitiger Penſionierung oder ſonſtiger Entziehung ſeines Gehalts zu rechnen. 
Für den Kläger kommt noch hinzu, daß nach der in Hamburg bis in die 
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neueſte Zeit vertretenen Rechtsauffaſſung die Anſprüche der Staatsbeamten 
auf Gehalt als privatrechtliche aus einem Anſtellungsvertrage aufgefaßt 
wurden (vergl. Nöldeke, Hamburger Privatrecht 1907 Seite 249 ff.), und daß 
dieſe Auffaſſung auch zur Zeit der Anſtellung des Klägers im Jahre 1890 
die herrſchende war. Es muß daher angenommen werden, daß die 
Anſtellung des Klägers auf Lebenszeit auf Grund des Diſziplinar⸗ und 
Penſionsgeſetzes vom 14. Juni 1884 dem Kläger ein wohlerworbenes 
Recht auf Gehalt gemäß den geſetzlichen Beſtimmungen bis zum Ein⸗ 
tritt der Dienſtunfähigkeit gab. Es handelt ſich nicht um eine Ausſicht, 
eine Anwartſchaft, wie ſie eventuell bezüglich des Aufrückens in höher 
dotierte Stellungen und bezüglich Beförderungen beſteht, ſondern die zu⸗ 
geſagte Lebenslänglichkeit der Anſtellung und Gehaltszahlung gehört zu 
der vom Staate übernommenen Unterhaltsgewährung und iſt wirtſchaftlich 
ein Teil der Vergütung für die von dem Beamten bereits geleiſteten 
Dienſte. Durch die vorzeitige Penſionierung findet eine Verkürzung des 
durch den Titel der Anſtellung geſetzgemäß erworbenen Anſpruchs auf 
lebenslängliche Gehaltszahlung ſtatt, wie ſie regelmäßig zur Entſchädigung 
verpflichtet. 

Bei dieſer Rechtslage könnte fraglich erſcheinen, ob der Staat durch 
das Geſetz von 1907 überhaupt die alten Beamten und ihre wohler⸗ 
worbenen Rechte treffen wollte. Dieſe Frage muß aber bejaht werden, 
da das Geſetz ohne Unterſcheidung der vor und nach ſeiner Erlaſſung 
angeſtellten Beamten ſagt: Der Beamte, welcher das 65. Lebensjahr 
vollendet hat, kann ohne Rückſicht auf nachweisliche Dienſtunfähigkeit in 
den Ruheſtand verſetzt werden und muß auf ſeinen Antrag in den Ruheſtand 
verſetzt werden. An eine generelle praktiſche Anwendung auf alle Beamten 
nach Erreichung dieſes Lebensalters, wie ſie im Jahre 1920 geſetzlich für 
Preußen geſchah und für Hamburg durch die Verordnung des Senats 
vom 16. April 1920 angeordnet iſt, hat derzeit allerdings niemand gedacht. 
Die geſetzgebenden Organe und die Beamtenſchaft waren derzeit davon 
überzeugt, daß der Staat nicht durch übermäßige oder gar generelle An⸗ 
wendung des Geſetzes Härten bewirken würde. Solange ein Beamter noch 
nach Vollendung feines 65. Lebensahres fein Amt ausfüllte, ſchien es 
ſicher, daß der Staat, ſchon um eine Belaſtung des Budgets zu vermeiden, 
den Beamten in ſeiner Stellung und damit auch in dem Gehaltsbezuge 
beließ, während es andrerſeits in das ſreie Belieben der Beamten geſtellt 
war, nach Erreichung des erwähnten Alters ſich auch ohne Dienſtunfähigkeit 
in den Ruheſtand verſetzen zu laſſen. 

Dieſer Segen der erwähnten Geſetzgebung für die Beamtenſchaft 
hat ſich in das Gegenteil verkehrt durch die generelle Anwendung des 
hamburgiſchen Geſetzes gemäß der Senats verordnung vom 20. April 1920 
und für Preußen durch das Geſetz vom 15. Dezember 1920, welches 


306 184. Beamtenverhältnis. 


den unmittelbaren Eintritt der nichtrichterlichen Beamten in den Ruhe⸗ 
ſtand am 1:/4. reſp. 1./ 10. nach Vollendung ihres 65. Lebensjahres be⸗ 
wirkte. Es läßt ſich aber deshalb doch nicht ſagen, daß die Verordnung 
über die neue Anwendung dem Inhalte des Geſetzes von 1907 nicht 
entſpräche. Die frühere Abſicht des Geſetzgebers, die Zwangspenſionierung 
in mäßiger und rückſichtsvoller Weiſe auf die Beamten anzuwenden, iſt 
nur in den Vorverhandlungen zum Ausdruck gelangt, nicht aber in das 
Geſetz ſelbſt aufgenommen und bindet daher die Staatsverwaltung rechtlich 
nicht. Das Geſetz von 1907 gab ſchon der Staatsverwaltung das Recht, 
das ſie jetzt gegen die Beamten allgemein ausübt. Auch ohne die Se⸗ 
natsverordnung von 1920 würden die Behörden berechtigt ſein, ſo zu 
verfahren, wie ſie es jetzt tun. 

Daher verſtößt die Verordnung nicht gegen die in Art. 129 R. V. 
garantierte Unverletzlichkeit der wohlerworbenen Rechte der Beamten, 
wennſchon das hamburgiſche Geſetz von 1907 die Zuläſſigkeit der Zwangs⸗ 
penſionierung auch der vor ſeiner Erlaſſung angeſtellten Beamten rechts⸗ 
wirkſam feſtgeſetzt hatte. Wenn Abi. 2 des Art. 129 R. V. jagt, daß die 
Beamten nur unter den geſetzlich beſtimmten Vorausſetzungen und Formen 
vorläufig ihres Amtes enthoben, einſtweilen oder endgültig in den Ruhe⸗ 
ſtand oder in ein anderes Amt mit geringerem Gehalt verſetzt werden 
können, ſo ſagt er damit auch, daß unter dieſen Vorausſetzungen die 
Verſetzung in den Ruheſtand ꝛc. zuläſſig iſt. Die beſtehenden Geſetze 
werden danach in ihrer diesbezüglichen Beſchränkung der Rechte der Be⸗ 
amten als maßgebend anerkannt. Danach iſt die Regierung durch die 
Reichsverfaſſung nicht gehindert, die Anwendung ſolcher früheren Geſetze 
anzuordnen. Die Senatsverordnung ſtellt keine Anderung des Rechts- 
zuſtandes dar, ſondern nur eine Anderung der tatſächlichen Anwendung 
des früheren Geſetzes. Die Frage, ob die früheren Landesgeſetze wirk⸗ 
ſame Eingriffe in wohlerworbene Rechte der Beamten bewirken konnten, 
beantwortet ſich nicht nach Art. 129 RV., ſondern nach dem früheren 
Rechtszuſtande. Nur künftigen Eingriffen ſolcher Art durch die Ver⸗ 
waltung oder Geſetzgebung, auch der Einzelſtaaten, ſteht die Reichs⸗ 
verfaſſung mit der Wirkung entgegen, daß ſolche Verordnungen und 
Geſetze unwirkſam und von den Gerichten nicht anzuwenden fem 
würden. 

Eine andere Frage iſt aber, ob die Gerichte befugt ſind, ein Ge⸗ 
ſetz, das nicht gegen die Verfaſſung verſtößt und ordnungsgemäß von 
den geſetzgebenden Organen des Staates beſchloſſen und verkündet iſt, 
nicht anzuwenden, weil es in wohlerworbene Rechte eingreift und auch 
die nach der Rechtsordnung bei ſolchen Eingriffen möglicherweiſe ge⸗ 
botene Entſchäd'gung der Betroffenen nicht zuläßt. Dieſe Frage iſt zu 
verneinen. Der Richter hat nach der herrſchenden Auffaſſung gegenüber 
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den Geſetzen ein Prüfungsrecht nur bezüglich ihrer ordnungsmäßigen 
Erlaſſung und ihrer Zuläſſigkeit nach den Verfaſſungen, reſp. ihrer 
Vereinbarkeit mit der Reichsgeſetzgebung. Der Rechtſprechung ſteht aber 
nicht das Recht zu, ein Geſetz auf ſeine innere Berechtigung oder ſeine 
Vereinbarkeit mit dem herrſchenden Rechte zu prüfen, und im Falle 
eines Verſtoßes gegen dieſes ſeine Gültigkeit in Frage zu ziehen. Die 
Eülligkeit des Geſetzes von 1907 kann daher nicht mit der Begründung 
verneint werden, daß der Staat ſich nicht von eigenen eingegangenen 
Rechtsverpflichtungen dadurch habe befreien können. 


Das Eeſetz ſchafft nach der herrſchenden Staatsrechtslehre Recht und 
hat die Macht, beſtehendes Recht abzuändern. Das Geſetz kann theoretiſch 
Unrecht zu formellem Recht machen und bindet damit die Staatsan⸗ 
gehörigen und die Gerichte ſeines Gebietes. Die Omnipotenz der Eeſetz⸗ 
gebung kann auch Rechte einzelner oder gewiſſer Kategorien von Pere 
ſonen, mag es fic) um ſubjektive öffentliche, oder um Privatrechte, auch 
wohlerworbene handeln, beſchneiden oder beſeitigen, und es ſteht im 
Gegenſatz zu Verwaltungsakten bei dem Geſetze, ob es Entſchädigungen 
für ſeine Eingriffe zuerkennen will oder nicht. In unſerem Falle ſagt 
das Geſetz nichts über eine Entſchädigung der vorher auf Lebenszeit 
angeſtellten Beamten bei der Zwangspenſionierung vor Eintritt der 
Dienſtunfähigkeit. Der Gedanke einer ſolchen lag dem Eeſetzgeber auch 
vollſtändig fern, da das Geſetz den Beamten gleichzeitig ein Aquivalent 
in dem Rechte auf Verſetzung in den Ruheſtand ohne Dienſtunfähigkeit 
gab. Eine Entſchädigungspflicht des Staates wegen der Wirkung ſeiner 
Geſetze, die die Rechtsordnung ſelbſt ſchaffen, kann daher im Eegenſatze 
zu der Wirkung von Verwaltungseingriffen nicht gegeben ſein, wenn 
die Eeſetze die Entſchädigung nicht ſelbſt anordnen oder zulaſſen. Solcher 
Wille des Geſetzes kann aber bei Geſetzen genereller Art, rechtsſatzmäßiger 
Regelungen, die die gleiche Belaſtung aller oder eines beſtimmten Kreiſes 
unter gewiſſen Vorausſetzungen zur Folge und die Vermutung der 
Planmäßigkeit und Gerechtigkeit für ſich haben, ohne ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung nicht angenommen werden. Die Betroffenen ſind zu dem Opfer 
für das Gemeinweſen berufen und finden in dieſer Ordnung ſelbſt 
wieder ihre Vorteile. So: O. Mayer $ 54 ©. 556, RGeEntſch. 64, 
185; 94, 72; 79, 64; 60, 326; 41, 144, 191; J. W. 41, 602; Schelcher: 
Haftung des Staates für Eingriffe in Privatrechte 121 S. 99, 100, 
115, 149 ff.“ 

Urteil des OLG. in Hamburg (1. Sen.) v. 13. Juni 1921. K. w. 

Hamb. Staat. Bf. I 135/1921. B. 
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185. Die Anfechtung eines durch Vernichtung der Teſtamentsurkunde 
vorgenommenen Widerrufs einer letztwilligen Verfügung iſt zuläffig. 
BOB. §§ 2255. 2078 Abſ. 2. 2257. 

Die Mutter der Parteien, die im Auguſt 1912 verſtorbene Witwe 
Alice v. V. hatte in einem am 2. Januar 1907 errichteten eigenhändigen 
Teſtament den Beklagten auf den Pflichtteil geſetzt. Sie hatte das 
Teſtament dem Juſtizrat S. zur Aufbewahrung übergeben, es ſich jedoch 
am 4. März 1912 von ihm zurückgeben laſſen. Es war nach ihrem Tode 
nicht aufzufinden. Der Wortlaut wurde den Parteien erſt durch die im 
Rechtsſtreit erfolgte Vernehmung des Juſtizrates S. bekannt. Der Kläger 
klagte auf Feſtſtellung, daß der Beklagte am Nachlaß der Mutter nur 
pflichtteilsberechtigt ſei. Der Beklagte behauptete, die Witwe v. V. 
habe das Teſtament vom 2. Januar 1907 vernichtet. Der Kläger beſtritt 
das und berief ſich jedenfalls auf eine von ſeinem Bruder Max erklärte 
Anfechtung der Aufhebung des Teſtaments. Die Klage wurde in zwei 
Inſtanzen abgewieſen. Das RG. hob auf. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Das Berufungsgericht hat die Klage abgewieſen, weil die Mutter 
der Parteien eine letztwillige Verfügung, durch welche der Beklagte auf 
den Pflichtteil geſetzt ſei, nicht hinterlaſſen habe. Es iſt in Übereinſtim⸗ 
mung mit dem Landgericht zu der Überzeugung gelangt, daß die Mutter 
das eigenhändige Teſtament vom 2. Januar 1907, nachdem ſie es ſich 
am 4. März 1912 vom Juſtizrat S. hatte zurückgeben laſſen, vernichtet 
habe. Der Kläger hatte geltend gemacht, ſein Bruder Max habe für 
den Fall, daß das Teſtament vom 2. Januar 1907 von der Mutter 
aufgehoben ſein ſollte, die Aufhebung durch die an das Nachlaßgericht 
gerichtete Eingabe vom 29. November 1913 wegen Irrtums angefochten. 
Wenn ſeine Mutter — ſo hatte er behauptet — das Teſtament aufge⸗ 
hoben habe, ſo ſei ſie dazu durch die irrige Meinung, er und ſein 
Bruder Max ſeien geiſteskrank, veranlaßt worden. Das Berufungsgericht 
iſt der Anſicht, daß eine ſolche Anfechtung nach den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften nicht zuläſſig ſei und daß ſie, wenn ſie an ſich zuläſſig wäre, 
durch Erklärung gegenüber dem Beklagten hätte ausgeſprochen werden 
müſſen. Dies ſei nicht geſchehen, jedenfalls nicht rechtzeitig. 

Die Reviſion iſt inſoweit begründet, als ſie ſich gegen die Anſicht 
des Berufungsgerichts wendet, daß die Anfechtung der Aufhebung des 
Teſtaments nicht zuläſſig ſei. 

Das Berufungsgericht meint, das Geſetz kenne nur die Anfechtung 
einer letz! willigen Verfügung, nicht aber die Anfechtung der Aufhebung 
einer ſolchen, die in anderer Weiſe als durch Errichtung einer neuen 
letztwilligen Verfügung vorgenommen werde, insbeſondere durch Ver⸗ 
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nichtung der Teſtamentsurkunden (§ 2255 BGB.). Dieſe Anſicht verlegt 
das Geſetz. Richtig iſt nur, daß dieſe Art des Widerrufs äußerlich nicht 
die Form einer letztwilligen Verfügung hat, ſachlich iſt ſie eine ſolche. 
Das Geſetz findet in der Vernichtung — vorbehaltlich des Gegenbe⸗ 
weiſes — die Erklärung des Willens des Erblaſſers, das Teſtament auf⸗ 
zuheben. Das iſt eine letztwillige Verfügung. Denn ſie führt eine Ande⸗ 
rung der bisherigen erbrechtlichen Beſtimmungen des Erblaſſers herbei 
und hat alſo die Regelung des Schickſals ſeines Vermögens für die Zeit 
nach ſeinem Tode zum Eegenſtande. Sie kann alſo Eegenſtand der 
Anſechtung ſein, wenn und ſoweit im übrigen die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für eine Anfechtung vorliegen. Dies trifft im vorliegenden Falle 
zu. Iſt die Behauptung des Klägers richtig, ſo iſt die Erblaſſerin zu 
der Verfügung durch die irrige Annahme des Eintritts eines Umſtandes, 
nämlich der Geiſteskrankheit des Klägers und des Max von V. beſtimmt 
worden ($ 2078 Abf. 2 BGB.). Ob und inwieweit eine Anfechtung eines 
durch Vernichtung der Teſtamentsurkunde zum Ausdruck gebrachten Wider- 
rufs auf Grund des § 2078 Abſ. 1 BGB. in Frage kommen kann, iſt 
hier nicht zu unterſuchen. 

Ein gewiſſes Bedenken gegen die hier vertretene Anſicht ließe ſich 
dielleicht aus § 2257 entnehmen. Danach ſoll der Widerruf des Wider- 
rufs nur zuläſſig ſein, wenn letzterer durch Teſtament erfolgt iſt. Es 
ließe ſich ſagen, wenn nach Vernichtung der Teſtamentsurkunde nicht 
einmal ein ausdrücklicher Widerruf des durch die Vernichtung zum Aus⸗ 
druck gebrachten Widerrufs zuläſſig iſt, müſſe auch die Zulaſſung einer 
Anfechtung bedenklich erſcheinen. Dieſer lediglich für den Widerruf ge⸗ 
troffenen Vorſchrift kann indes für den Fall der Anfechtung entſcheidende 
Bedeutung nicht beigemeſſen werden. Für die Zulaſſung des Widerrufs 
eines durch Vernichtung der Teſtamentsurkunde vollzogenen Widerrufs 
beſteht kein beſonderes Bedürfnis. Denn der Erblaſſer ſelbſt iſt in der 
Lage, in der gehörigen Form eine anderweite letztwillige Verfügung 
zu treffen. Anders iſt die Sachlage, wenn ſich nach dem Tode des 
Erblaſſers herausſtellt, daß der Erblaſſer ſich bei dem Widerruf im Irrtum 
befunden hat.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) d. 21. März 1921. v. V. w. v. V. 

(OLG. Stettin). IV. 486/20. Auch in Entſch. 102 Nr. 19 S. 69. 
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II. Verfahren. 


186. Anrechnung der Gebühr für Erwirkung eines Sahlungsbefehls 
auf die Verkehrsgebühr des Rechtsanwalts, Wegfall des entſprechenden 
Pauſchſatzes. 

Vgl. 75 Nr. 44. N 
RAG. §§ 38. 44. 45; Bundesratsverordn. v. 9. 9. 15. § 17. 

„Das OLG. Braunſchweig vertritt in einem Beſchluß vom 15. Mai 1917 
(OL GRſpr. 35 S. 226 B) die Meinung, daß eine Anrechnung der Mahn⸗ 
gebühr auf die Verkehrsgebühr nicht ſtattfinde, wohl aber auf die Pro- 
zeßgebühr und zwar auch dann, wenn ein anderer Anwalt im Mahn- 
verfahren als im Hauptprozeß tätig geweſen ſei. Dieſer letzteren Anſicht 
kann ſich das Beſchwerdegericht nicht anſchließen. Denn es iſt ausgeſchloſſen, 
daß eine Gebühr, die durch die Tätigkeit des einen Anwaltes verdient 
iſt, auf eine Gebühr angerechnet werden ſoll, die für die Tätigkeit eines 
andern Anwalts zum Anſatz kommt. Sinngemäß kann durch ein und dieſelbe 
Gebühr nur die Tätigkeit eines und desſelben Anwaltes abgegolten werden. 

Dagegen wird die Anſicht des OLG. Braunſchweig, daß die Mahn⸗ 
gebühr auf die Verkehrsgebühr nicht anzurechnen ſei, auch ſonſt vertreten 
und mit dem Wortlaut des § 17 Abſ. 2 der VO. vom 9. Sept. 1915 
begründet, der eben nur von der Anrechnung auf die Prozeßgebühr ſpreche; 
die Verkehrsgebühr fet aber keine Prozeßgebühr, ſondern werde vom Geſetz 
als eine beſondere Gebühr angeſehen. JW. 1921 S. 637% (Kamm.⸗G.); 
vergl. auch Leipz. Ztſchr. 1920 S. 185 Ziff. 12 (OLG. München). 

Demgegenüber hat das Landgericht ſich dahin entſchieden, daß die 
Mahngebühr auf die Verkehrsgebühr anzunehmen ſei, wenn beide Ge⸗ 
bühren demſelben Anwalt zukommen, und ftügt ſich auf die Entſcheidung 
des OLG. Oldenburg vom 28. Juli 1919 in SeuffA. 75 Nr. 44. Das 
Beſchwerdegericht ſtimmt dem hier eingenommenen Standpunkt zu, der 
gegenüber dem Wortlaut des Geſetzes größeres Gewicht auf ſeinen Sinn 
legt. Der Grund für die Anrechnung der Mahngebühr auf die in dem 
nachfolgenden ordentlichen Verfahren erwachſenden Gebühren iſt der, daß 
der Anwalt, der bereits im Mahnverfahren die Sachlage geprüft hat, in 
dem ordentlichen Verfahren dieſelbe Mühe nicht noch einmal aufzuwenden 
hat. Dies erkennt auch das Kammergericht in feiner genannten Entſcheidung 
als den Grundgedanken des § 17 Abſ. 2 an. Aus dieſem Grunde muß 
bei ſinngemäßer Auslegung des 8 17 Abſ. 2 auch die Anrechnung der Mahn⸗ 
gebühr auf die Verkehrsgebühr desſelben Anwaltes gefolgert werden. 

Zweifelhaft kann endlich ſein, ob mit der Anrechnung der Mahn⸗ 
gebühr auch der entſprechende Pauſchſatz in Fortfall kommt. Für die 
Zubilligung des Pauſchſatzes ſpricht allerdings, daß der § 17 von der 
Anrechnung der Gebühr, nicht des Pauſchſatzes, ſpricht, ſowie weiter, daß 
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der Pauſchſatz zum Ausgleich der Auslagen des Anwaltes dienen ſoll, 
„die durch das Mahnverfahren entſtanden find und die neben den Aus⸗ 
lagen des ſpä teren ordentlichen Verfahrens bei Beſtand bleiben. Vergl. 
OL GRſpr. 35 S. 225 unter s und S. 226 unter B (OLG. Braunſchweig); 
Striemer in JW. 1915 S. 1159. Indeſſen führt der Grundſatz, daß die 
Vergütung der Auslagen nach Prozentſätzen der zum Anſatz gelangenden Ge⸗ 
bühren erfolgt, zu dem Ergebnis, daß mit dem Wegfall der Gebühr, die nicht 
mehr zum Anſatz kommt, auch der entſprechende Pauſchſatz nicht berechnet 
werden kann. Vergl. Zelter in JW. 1915 S. 1235 Fußnote 3; Beſchluß 
des 1. Senates des OLG. Roſtock vom 6. Mai 1921. Mögen auch die 
Auslagen infolge des Mahnverfahrens etwas größer ſein, ſo richten ſich doch 
auch im ordentlichen Verfahren die Pauſchſätze nicht darnach, ob die Aus⸗ 
lagen größer oder geringer ſind, ſondern nur nach den zum Anſatz ge⸗ 
langenden Gebühren. Lediglich nach dtefen find die Pauſchſätze zu berechnen.“ 
Beſchluß des OLG. in Roſtock (2. Sen.) v. 2. Juli 1921. Sp. w. S. 
27a S. A. 1/21. W. 


187. Heilung der Unzuläſſigkeit eines während der Unterbrechung 
des Verfahrens eingelegten Rechtsmittels durch Unterlaſſung einer 
Rüge. Ausländerkaution im Verhältnis zu Frankreich. 

BPO. §§ 249. 295. 516; § 110; Verf. Friedensvertrag 277. 287. 

Gegen das der Klage von fünf franzöſiſchen Firmen ſtattgebende 
Urteil des hamburgiſchen Landgerichts vom 13. Juli 1914, zugeſtellt 
am 1. Auguſt 1914, hatte die Beklagte United Sardine Factories in 
Bergen (Norwegen) am 26. Auguſt 1914 Berufung eingelegt. Sie erhob 
die prozeßhindernde Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozeß⸗ 
koſten und rügte, daß die Gegner den unterbrochenen Rechtsſtreit nicht 
ordnungsgemäß aufgenommen hätten. | 

Die Berufung wurde für zuläſſig erklärt und den Klägern eine 
Friſt zur Leiſtung einer Sicherheit von 15000 % geſetzt. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Das angefochtene Urteil iſt am 1. Auguſt 1914 zugeſtellt. 

7. Augnſt 1914 ijt das Verfahren gemäß § 1 der Verordnung = 
7. Auguſt 1914 unterbrochen worden. Am 26. Auguſt 1914 hat die 
Beklagte dieſe Berufung eingelegt. Nach § 249 Abſ. 2 BRO. find die 
während der Unterbrechung von einer Partei in Anſehung der Haupt⸗ 
ſache vorgenommenen Prozeßhandlungen der anderen Partei gegenüber 
ohne rechtliche Wirkung. Die Berufung konnte daher rechtswirkſam nur 
eingelegt werden binnen der Notſriſt von einem Monat nach Beendt- 
gung der Unterbrechung (§ 249 Abſ. 1 ZPO.). 

Gleichwohl konnte die Berufung nicht für unzuläſſig erachtet werden, 
weil jene Vorſchrift des § 249 Abſ. 2 ZPO. lediglich im Intereſſe des 
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Gegners der die Prozeßhandlung vornehmenden Partei erlaſſen iſt, 
auf den Eintritt ihrer Wirkung daher verzichtet werden kann. Die 
Klägerinnen haben in der Berufungsverhandlung den ihnen bekannten 
Mangel — ſie ſelbſt haben den unterbrochenen Rechtsſtreit aufgenommen — 
nicht gerügt. Ob zur Hauptſache oder, wie hier, nur über eine pro⸗ 
zeßhindernde Einrede verhandelt iſt, macht keinen Unterſchied. Der aus 
§ 249 ZPO. ſich ergebende Mangel iſt ſomit nach § 295 BBO. geheilt, 
die Berufung zuläſſig. 

Daß die Aufnahme eines unterbrochenen Verfahrens auch in der 
mündlichen Verhandlung ohne die in § 250 ZPO. vorgeſchriebene vor⸗ 
herige Zuſtellung eines Schriftſatzes erfolgen kann, iſt vom Reichsge⸗ 
richt in ſtändiger Rechtſprechung, der der Senat ſich anſchließt, erkannt 
worden (vergl. Sydow⸗Buſch, 15. Aufl., Anm. 1 zu § 250). 

Die Klägerinnen haben ihren Sitz in Frankreich. Nach Art. 287 
des Friedensvertrages iſt das Haager Übereinkommen vom 17. Juli 1905 
über den Zivilprozeß, das die Angehörigen der Vertragsſtaaten von 
der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten befreit, 
Frankreich gegenüber nicht wieder in Wirkſamkeit geſetzt worden. Die 
Ausnahme des § 110 Nr. 1 RPO. trifft dieſem Lande gegenüber nicht zu 
(Stein 10. Aufl., Bem. 1 § 110 Bd. 1 S. 333). Nach Art. 277 des Friedens⸗ 
vertrages genießen die Staatsangehörigen der alliierten und aſſoziierten 
Mächte auf deutſchem Gebiet „freien Zutritt zu den Gerichten“ („libre 
accés devant les tribunaux“, „free access to the courts of law“). 
Damit iſt indeſſen nur die Verbürgung einer unterſchiedsloſen Behandlung 
durch die Rechtspflege gemeint, nicht eine Bevorzugung vor anderen Aus⸗ 
ländern in Anſehung einer Befreiung von den Gerichtsgebühren oder 
von der dieſen durch die deutſche Zivilprozeßordnung auferlegten Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung einer Sicherheit für die Prozeßkoſten, zumal 
ſolche Verpflichtung zugunſten aller in Deutſchland verklagten Par- 
teien beſteht, fie mögen Deutſche oder Ausländer fein. Es kann nicht 
die Meinung des Art. 277 des Friedensvertrages ſein, ein deutſches 
Geſetz, das eine auch für die in dieſem Artikel bezeichneten Staatsan⸗ 
gehörigen geltende Rechtswohltat gewährt, gleichwohl eben dieſen Staats- 
angehörigen gegenüber außer Kraft ſetzen zu wollen. 

Der prozeßhindernden Einrede der mangelnden Sicherheit für die 
Prozeßkoſten war daher ſtattzugeben, wobei die §§ 112, 113 BRO. 
anzuwenden waren.“ 

Urteil des OLG. in Hamburg (3. Sen.) v. 18. Jan. 1921. A. & Co. 

u. Gen. w. U. S. F. Bf. III. 379/14. B. 


I. Bürgerliches Recht. 


188. Gasuhren ſind weder weſentlicher Beſtandteil noch Zubehör 
des Grundſtückes. 
BGB. §§ 95. 97. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: „Die ſtreitigen Gaszähler ſind weder 
Beſtandteile noch Zubehör des Grundſtücks. Durch die Ausſage des Zeugen 
O. in Verbindung mit den ſonſtigen Ergebniſſen der Verhandlung iſt als 
erwieſen anzuſehen, daß die ſtreitigen Gaszähler von der Nebenintervenientin, 
die den Mietern des Grundſtücks das Gas liefert, in dem Grundſtücke auf- 
geſtellt worden ſind, daß ſie der Nebenintervenientin eigentümlich gehören 
und, ſoweit ſie zur Zeit des Verkaufs des Grundſtücks an den Kläger bereits 
aufgeſtellt waren, gehört haben, ſowie daß die im Grundſtücke wohnenden 
Mieter für die Gaszähler an die Nebenintervenientin Mietzinſen entrichten. 
Darnach ſind die Gaszähler nur zu einem vorübergehenden Zwecke in das 
Grundſtück eingefügt und dienen den perſönlichen Zwecken der Mieter; ſie 
ſind deshalb nicht Beſtandteile des Grundſtücks (§ 95 BGB.). Da fie, wenn 
ſie nicht Grundſtücksbeſtandteile ſind, rechtlich als bewegliche Sachen gelten, 
ſo könnten ſie Zubehör des Grundſtücks ſein. Im vorliegenden Falle iſt jedoch 
dieſe Zubehöreigenſchaft ſchon deshalb zu verneinen, weil die von einem 
Gaswerk an die Mieter eines Grundſtücks vermieteten Gaszähler nach der 
Verkehrsauffaſſung nicht als Zubehör des Grundſtücks angeſehen werden 
(8 97 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). Daraus ergibt fic) zugleich, daß der Beklagte, 
der das Grundſtück durch Zuſchlag im Zw.⸗Verſteigerungsverfahren am 
11. Nov. 1915 erworben hat, dadurch nicht das Eigentum an den Gaszählern 
erlangt hat.“ 

Urteil des OLG. in Dresden (5. Sen.) v. 7. April 1921. M. w. P. 
5. O. 114/20. F- ch. 


189. Die von dem Boten unrichtig übermittelte Erklärung iſt dem Auf— 

traggeber gegenüber gültig, wenn ſie nicht rechtzeitig angefochten wird. 
B68. § 120. | 

Durch ſchriftlichen Vertrag vom 20. Jan. 1909 vermietete die demnächſt 


verſtorbene Gräfin v. M., deren Rechtsnachfolgerin die von ihr e er⸗ 
Seufferts Archiv, Bd. 76. 8. Folge, Bd. 21. Heft 10—12. 
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richtete klagende Stiftung iſt, der damals noch unverheirateten Zweitbe— 
klagten einen Laden nebſt Keller auf 10 Jahre vom 1. Okt. 1909 ab für einen 
Jahresmietzins von 14000 , der im Dezember 1909 auf 12000 . ermäßigt 
wurde. Auf Grund von Verhandlungen, die im Frühjahr 1917 zwiſchen 
der Vermieterin und den Beklagten durch Vermittlung des von jener zum 
Verwalter des Hauſes beſtellten Rechnungsrats W. über eine Ermäßigung 
des Mietzinſes ſtattfanden, zahlten die Beklagten ſeit dem 1. April 1917 nur 
400 % monatlich. Sie behaupteten, auf dieſen Betrag jet damals der Miet⸗ 
zins für die Dauer des Krieges ermäßigt worden, während die Klägerin 
nur einen jederzeit widerruflichen, vorläufigen Mietnachlaß zugab. Sie 
beanſpruchte Nachzahlung von monatlich 600 % für die 12 Monate vom 
1. Okt. 1918 bis 30. Sept. 1919. Die Klage hatte in zwei Inſtanzen Erfolg. 
Das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 


„In dem zweiten Rechtszuge haben die Beklagten vorgebracht, der ver⸗ 
ſtorbene Hausverwalter W. habe auch ihnen gegenüber erklärt, die Gräfin 
v. M. habe den Mietnachlaß für die Kriegsdauer bewilligt; der Beklagte 
Ehemann D., der die Verhandlungen mit W. geführt habe, ſei bereit, dies 
zu beſchwören. Demgegenüber bemerkt das Ber.⸗Gericht nur, auf den von 
dem Beklagten für ſich erbetenen richterlichen Eid komme es nicht an, da er 
ji) nur auf das erſtrecken jolle, was W. ihm über das Abkommen mitgeteilt 
habe. Dem kann nicht beigepflichtet werden. W. war nicht Vertreter der 
Beklagten, ſondern Hausverwalter für die Vermieterin und in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft zwar nicht ihr rechtsgeſchäftlicher Vertreter, aber eine von ihr zur Über- 
mittelung ihrer Willenserklärungen an ihre Mieter verwendete Perſon im 
Sinne des § 120 BGB. Wenn aber durch eine ſolche Perſon eine Willens⸗ 
erklärung unrichtig übermittelt wird, ſo gilt ſie, wie aus der Vorſchrift des 
§ 120 erhellt, dem Erklärungsempfänger gegenüber als jo abgegeben, wie 
ſie ihm übermittelt iſt, und iſt demnach ſo trotz ihrer Unrichtigkeit gegenüber 
dem Auftraggeber wirkſam, jofern er jie nicht gemäß §§ 119. 121 BGB. 
rechtzeitig anficht. Das Geſetz ſtellt dieſen Fall dem gleich, in welchem der 
Erklärende ſelbſt eine ſeinem Willen nicht entſprechende Erklärung abgegeben 
hat. Da das Ber.⸗Gericht das Vorbringen der Beklagten unter dieſem recht⸗ 
lichen Geſichtspunkte nicht geprüft, ſondern nur den Willen der Vermieterin 
und deren Erklärung gegenüber W. für maßgebend, die Erklärung des W. 
gegenüber den Beklagten aber zu Unrecht für unerheblich erachtet hat, iſt die 
Sache in die Vorinſtanz zurückzuverweiſen.“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 13. Mai 1921. Ehel. D. w. Stiftung 
G. M.⸗Heim. (Kammergericht.) III. 504/20. 
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190. Stillſchweigen auf den Empfang eines Beſtätigungsſchreibens 
hat für das Suftandefommen eines Dertrages keine konſtitutive Be- 
deutung, kann aber ein Beweismoment für einen mündlich n 
Vertragſchluß fein. 
Vgl. 73 Nr. 3 m. N., Nr. 195. 
BGB. §§ 150, 151, 157, 133. HOB. § 346. 

Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: „Die Klägerin verlangt mit der 
Klage Schadenerſatz wegen Nichterfüllung eines angeblich im Juli 1919 ge⸗ 
tätigten Kaufvertrages, deſſen Zuſtandekommen der Beklagte beſtreitet. 
Die hierfür beweispflichtige Klägerin hat den Beweis durch die Zeugenaus⸗ 
ſagen nicht erbracht. | 

Mit Recht hat der erſte Richter es infolgedeſſen für erheblich erachtet, 
ob dem Beklagten der von der Klägerin in Abſchrift vorgelegte Schlußſchein 
zur Kenntnis gekommen iſt. Wäre das der Fall, ſo würde das Stillſchweigen 
des Beklagten zwar nicht konſtitutive Wirkung in dem Sinne haben, daß 
dadurch der Vertrag erſt zuſtande gekommen ſei. Denn wenn ein Vertrag 
bis dahin überhaupt nicht geſchloſſen war, ſo konnte er auch unter Kaufleuten 
nicht dadurch zuſtande kommen, daß der eine Teil dem andern ein Beſtätigungs⸗ 
ſchreiben oder einen Schlußſchein über einen garnicht — getätigten — Abſchluß 
zuſandte und der andere Teil dazu ſchwieg. Konſtitutive Wirkung kann viel⸗ 
mehr nur ſolchen Schreiben unter Kaufleuten beigemeſſen werden, durch 
welche der Inhalt eines tatſächlich geſchloſſenen Vertrages auch hinſichtlich 
ſolcher Nebenabreden beſtätigt wird, die beim mündlichen Abſchluß nicht be⸗ 
ſprochen worden ſind, falls der andere Teil ſolchen Schreiben nicht alsbald 
widerſpricht. Dagegen ſteht nichts im Wege, die hier zunächſt zu unterſtellende 
Tatſache, daß der Beklagte den Schlußſchein erhalten hat und daß er von ihm 
unbeantwortet gelaſſen iſt, als Beweismoment zu verwerten. Der Be- 
klagte iſt Geſchäftsmann, Kaufmann im Sinne des § 1 Nr. 1 HGB., ob Minder⸗ 
kaufmann, iſt unerheblich. Wenn er nun den Schlußſchein erhalten und von 
ſeinem Inhalt Kenntnis genommen hat, ohne ihm der Klägerin gegenüber 
zu widerſprechen, ſo würde der Senat ſich im Verein mit der Zeugenausſage 
des P. für überzeugt halten, daß ein Abſchluß, und zwar des von der Klägerin 
behaupteten Inhalts, tatſächlich zuſtande gekommen iſt. 

Die Klägerin meint, es müſſe genügen, daß dem Beklagten der Schluß— 
ſchein zugegangen ſei. Er müſſe doch jedenfalls den Empfang durch befugte 
Vertreter gegen ſich gelten laſſen. In der Tat muß ein Kaufmann den Inhalt 
von Schriftſtücken, die ihm in geſchäftsüblicher Weiſe zugehen, gegen ſich 
gelten laſſen, ohne ſich darauf berufen zu können, daß er von dem Inhalt 
keine Kenntnis erhalten habe. Er muß ſich gefallen laſſen, ſo behandelt zu 
werden, als wenn er von dem Inhalt Kenntnis genommen hätte. Die Sicher⸗ 
heit des ſich auf Treu und Glauben aufbauenden Handelsverkehrs fordert 
ſolche Fiktion. Jedenfalls nec dies dem allgemeinen Handelsbrauch 
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(8 346 HGB.). Eine andere Frage iſt, welche Wirkung das Stillſchweigen 
des Kaufmanns auf ihm zugegangene Schriftſtücke hat. Daß im vorliegenden 
Fall das Stillſchweigen des Beklagten nicht die Bedeutung einer zuſtimmen⸗ 
den Willenserklärung bezüglich eines garnicht ſtattgehabten Abſchluſſes haben 
konnte, auch nicht bei Berückſichtigung der 88 133 BGB., 346 HGB., iſt ſchon 
dargelegt. Dann aber kommt es hier nur darauf an, ob durch das ganze Ver⸗ 
halten des Beklagten nach Zugang des Schlußſcheins ein Beweis für einen 
tatſächlich erfolgten mündlichen Abſchluß als erbracht gelten kann. Hier muß 
jene Fiktion außer Betracht bleiben. Denn wenn der Beklagte tatſächlich von 
dem ihm zugegangenen Schlußſchein keine Kenntnis erhalten hat, ſo wäre 
ſein Stillſchweigen inſoweit ohne alle Bedeutung, es könnte auch im Bei⸗ 
halt mit der Zeugenausſage des P. als voller Beweis für einen ſtattgehabten 
Abſchluß nicht genügen. Ein Rückſchluß, daß ein Abſchluß ſtattgehabt hat, 
wäre vielmehr nur gerechtfertigt, wenn Beklagter den Schlußſchein perſön⸗ 
lich erhalten hat. Denn dann darf ohne weiteres angenommen werden, daß 
er den Inhalt geleſen hat. Oder wenn er Kenntnis von dem Eingang des 
Schlußſcheins bei ihm erhalten hat. Denn dann wäre die gleiche Annahme 
gerechtfertigt. Dieſe Tatſachen waren daher von Erheblichkeit.“ 

Urteil des OLG. in Hamburg (3. Sen.) v. 9. Nov. 1920. Sch. w. J. 

Bf. III. 362/20. B. 


191. Stillſchweigen als Annahme im Dertragsangebot in Bezug ge- 
nommener, jedoch nicht beiliegender Bedingungen. 
Vgl. 73 Nd. 1 m. N. 
BGB. §§ 150. 151. 157. 

Der Kläger hatte bei dem Beklagten Saatgut beſtellt, der Beklagte den 
Auftrag beſtätigt mit dem Hinzufügen, daß er die Waren auf Grund ſeiner 
umſtehenden Ankaufsbedingungen rechtzeitig zum Verſand bringen werde. 
Es entſtand demnächſt Streit zwiſchen den Parteien über gewiſſe Zuſchläge 
zu dem in der Preisliſte des Beklagten vorgeſehenen Preiſe, die der Beklagte 
unter Bezugnahme auf ſeine Ankaufsbedingungen rechtfertigte. Der Kläger 
beſtritt, daß ihm dieſe Ankaufsbedingungen mitgeteilt ſeien. Dieſer Einwand 
des Klägers wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Mit dem Landgericht iſt davon auszugehen, daß die Verkaufsbedingungen 
des Beklagten ein Beſtandteil des zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen 
Vertrags geworden ſind. Allerdings haben ſie ſich nicht auf der Rückſeite des 
Beſtätigungsſchreibens vom 30. Juli befunden; es ſteht auch vor Erledigung 
des hierzu angebotenen Zeugenbeweiſes nicht feſt, ob etwa ein Abzug der 
Beſtimmungen dem genannten Schreiben beſonders beigefügt geweſen iſt. 
Wollte ſich aber der Kläger dieſen Beſtimmungen nicht unbeſehen unterwerfen, 
ſo war er verpflichtet, das neue Vertragsangebot des Beklagten, als das 
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ſich deſſen Beſtätigungsſchreiben bei richtiger Betrachtung herausſtellt (BGB. 
§ 150 bj. 2), entweder ausdrücklich abzulehnen oder zuvor, ſchon um der 
Gefahr eine Nichtigkeit des Vertrags wegen mangelnder Willensüberein⸗ 
ſtimmung vorzubeugen, um Aufſchluß über den Inhalt der vom Beklagten 
als Vertragsgrundlage bezeichneten Bedingungen zu erſuchen; denn er konnte 
nicht ohne weiteres annehmen, daß der Hinweis auf die Verkaufsbedingungen 
nur irrtümlich in den Text des Schreibens vom 30. Juli eingefloſſen oder darin 
ſtehen geblieben ſei und daß ihre unterlaſſene Beifügung nicht auf einem 
Verſehen des Briefſchreibers, ſondern auf Abſicht beruht habe. Hat der 
Kläger geſchwiegen, ſo muß darin im vorliegenden Falle, wo die Parteien 
über das Geſchäft bereits im Briefwechſel geſtanden hatten, nach der Verkehrs- 
ſitte eine ſtillſchweigende Annahme des auf der Grundlage der Verkaufs- 
bedingungen abgegebenen neuen Vertragsangebotes des Beklagten gefunden 
werden (BGB. 8 151).“ 

Urteil des OLG. in Dresden (9. en v. 9. Ws 1921. Sch. w. K. 

9. O. 258/20. Ch. 


192. Bei Beſtellung auf Grund eines freibleibenden Angebotes gilt 
Schweigen nicht als Annahme. 
Vgl. 73 Nr. 114. 3 m. N., vgl. oben Nr. 191. 
BGB. §§ 157. 242. HGB. § 346. 

Die Klägerin hat auf Grund eines von ihr behaupteten, vom Beklagten 
beſtrittenen Kaufabſchluſſes aus dem November 1919 beantragt, daß der 
Beklagte verurteilt werde, ihr 500 Iſolatoren RM II mit gebogener Stütze 
Zug um Zug gegen Zahlung von 2,30 K für das Stück ab Lager, ausſchließ⸗ 
lich Verpackung, zu liefern, iſt aber von beiden Inſtanzen mit ihrer Klage 
abgewieſen worden, vom OLG. mit folgender Begründung: 

„Der Beklagte hat der Klägerin mit Brief vom 28. Okt. 1919 einen 
Poſten Iſolatoren RM II mit gebogener Stütze zu 2,30 / das Stück ab Lager, 
ausſchließlich Verpackung „freibleibend und Zwiſchenverkauf vorbehalten“ 
angeboten. Die Klägerin hat hierauf unter dem 1. Nov. 1919 um umgehende 
Überſendung von 500 Stück mit Holzgewinde gebeten und unter dem 20. Nov. 
1919 den umgehenden Verſand erinnert. Der Beklagte hat weder geantwortet 
noch die Ware abgeſchickt. Die Klägerin hat am 11. Februar 1920 verlangt, 
in den nächſten Tagen Verſandanzeige zu empfangen. Erſt jetzt hat der Be⸗ 
klagte am 12. Februar 1920 erwidert, daß die Iſolatoren ſchon bei Eingang 
der Beſtellung an einen andern Inſtallateur verkauft geweſen ſeien und daß 
der Auftrag hinfällig geworden ſei, weil er ihn nicht beſtätigt habe. Die Klä⸗ 
gerin hat dieſer Auffaſſung widerſprochen und auf Lieferung beſtanden. 

Die Entſcheidung hängt davon ab, ob der Kauf durch das Stillſchweigen 
des Beklagten — auf die Beſtellung vom 1. Nov. oder die Mahnung vom 
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20. Nov. 1919 — zuſtande gekommen ijt. Welche Bedeutung ein freibleibendes 
Angebot ſowie das Stillſchweigen des derart Anbietenden auf eine Beſtellung 
haben, iſt in Schrifttum und Rechtſprechung ſtreitig. Neuerdings hat ſich ein 
Senat des Reichsgerichts in einer Entſcheidung vom 28. Jan. 1921 (Warn. 
Rſpr. 1921 Nr. 38) für einen Fall aus dem Oktober 1919 einer verbreiteten 
Mittelmeinung angeſchloſſen, daß der freibleibend Anbietende, wenn er auf 
die Beſtellung des andern Teils ſchweigt oder ſie nicht unverzüglich ablehnt, 
ſich ſo behandeln laſſen müſſe, als ob er die Beſtellung angenommen hätte. 
Das Reichsgericht ſagt, dies entſpreche der Natur der Sache und der Billigkeit 
und liege im Intereſſe der Rechtsſicherheit. Indes würde der Rechtsſicherheit 
ebenſo gedient ſein, wenn man das Stillſchweigen als Ablehnung deutet, 
ſofern bis zu dem Zeitpunkt, zu dem bei unverzüglicher Gegenerklärung deren 
Eintreffen zu erwarten geweſen wäre, eine Antwort nicht eingegangen iſt. 
Die Frage, was der Natur der Sache und der Billigkeit entſpricht, kann nur 
auf Grund der Verhältniſſe geprüft werden. Der Freibleibevorbehalt, in 
der Vorkriegszeit ſelten, iſt in der zweiten Hälfte des Krieges und vor allem 
in der Nachkriegszeit immer allgemeiner geworden. Das hängt mit Waren⸗ 
knappheit, großen und plötzlichen Preisſteigerungen, geſchwächter Kapital⸗ 
kraft vieler Kaufleute im Verhältnis zu den enormen Preiſen und allerdings 
auch mit dem großenteils erſt aus dieſen Umſtänden erwachſenen Beſtreben 
vieler zuſammen, unter den Kaufsintereſſenten ſich den Höchſtbietenden 
auszuſuchen. Aus dieſen Zeiterſcheinungen iſt für den Kaufmann erkennbar, 
daß der freibleibend Anbietende auch nach dem Angebot freie Hand behalten 
will und daß der Beſteller immer damit rechnen muß, Wettbewerber zu haben, 
deren einer ihm vorgezogen wird. Als das Natürlichere erſcheint hiernach, 
daß der Beſteller die ausdrückliche Kundgabe der endgültigen Entſchließung 
des freibleibend Anbietenden abwarten muß. Im Handelsſtand hat ſich eine 
einheitliche Auffaſſung hierüber noch nicht gebildet. Das zeigt der Bericht 
von Starke JW. 1920 S. 472 ff. über eine bei 30 Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
kammern eingeholte Auskunft. Immerhin dürfte die Entwicklung der kauf⸗ 
männiſchen Anſchauungen im Sinne gänzlicher Ungebundenheit des frei⸗ 
bleibend Anbietenden verlaufen, während jene Reichsgerichtsentſcheidung 
eine Erklärungslaſt des derart Anbietenden gegenüber der Beſtellung ſchafft. 
So hat nach einer Meldung in der Sächſ. Staatszeitung Nr. 87 Seite 4 vom 
17. April 1920 der Ausſchuß (wohl der Handelskammer Dresden) für Handels⸗ 
recht und Handelsgebräuche ſich dahin entſchieden, daß, wenn der freibleibend 
Anbietende ſich nicht erklärt, der Vertrag als nicht abgeſchloſſen gilt, und die 
Handelskammer Berlin hat ausgeſprochen (JW. 1921 S. 158): ein freiblei⸗ 
bendes Angebot ſei nur eine vollſtändig unverbindliche Benachrichtigung des 
die Ware Beſitzenden an den Intereſſenten, daß dieſer gegebenenfalls als 
Abnehmer in Frage kommt. Hiernach gelangt das Ber. Gericht in Überein- 
ſtimmung mit der erſten Inſtanz zu der Meinung, daß, falls nicht beſondere 
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Umſtände dagegen ſprechen, der freibleibend Anbietende nicht gebunden ift, 
wenn er auf die Beſtellung ſchweigt. Eine Erſchwerung des Verkehrs kann 
in der Anforderung, daß der freibleibend Anbietende, wenn er die Beſtellung 
annehmen will, die Annahme ausdrücklich erklären muß, nicht gefunden werden; 
denn bei der gegenteiligen Anſicht müßte er umgekehrt allen denen, denen er 
freibleibend angeboten hat und deren Beſtellung er nicht annehmen will, 
Beſcheid erteilen, und die Erfahrung lehrt, daß gleichzeitiges freibleibendes 
Angebot einer und derſelben Ware an mehrere Intereſſenten überaus häufig iſt.“ 

Urteil des OLG. in Dresden (1. Sen.) v. 14. April 1921. V. w. B. 

1. O. 269/20. F—ch. 


193. Durch die Hinterlegung erwirbt nur der Hinterleger ein Forderungs⸗ 
recht gegen den Staat, nicht auch derjenige, der dem Binterleger das 
Geld zur Derfügung geftellt hat. 

Preuß. Hinterlegungsordnung v. 21. 4. 1913 $ 5; BGB. § 812. 

Der Ehemann der Klägerin war im Jahre 1918 wegen eines Kriegs- 
vergehens in Unterſuchungshaft genommen worden. Zur Abwendung der 
Haft ſind dann durch ſeinen Vertreter, Rechtsanwalt J., bei der Hinterlegungs⸗ 
ſtelle des Amtsgerichts U. 10000 A. als Sicherheit hinterlegt worden. Durch 
Strafbefehl vom 21. Aug. 1918 wurde der Ehemann der Klägerin zu einer 
Geld- und Gefängnisſtrafe verurteilt, außerdem auf Einziehung des über den 
Höchſtpreis erzielten Gewinnes von 130599 %. erkannt. Wegen des letzteren 
Anſpruchs der Strafbehörde wurden durch Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluß des Amtsgerichts U. vom 18. März 1919 die angebliche Forderung 
des Ehemannes von 10000. gegen die Hinterlegungsſtelle gepfändet und der 
Vollſtreckungsbehörde zur Einziehung überwieſen. Die Klägerin behauptete, 
die 10000 % ſeien aus ihrem perſönlichen Vermögen lediglich zur Abwendung 
der Unterſuchungshaft ihres Ehemannes hergegeben worden und verlangte 
den Betrag nebſt Zinſen von dem Beklagten zurück. Die Klage wurde abge⸗ 
wieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„In der Hinterlegungsurkunde iſt als Hinterleger der Rechtsanwalt J. 
in H. als Vertreter des Landwirts W. M. bezeichnet und ferner beſtimmt, 
daß der hinterlegte Betrag an den Hinterleger Rechtsanwalt J. auszuzahlen 
iſt, ſobald die Gründe für die Hinterlegung hinfällig geworden ſind. Hieraus 
folgert das Ber.⸗Gericht, daß der Hinterlegungsvertrag zwiſchen dem Ehemann 
der Klägerin und der Hinterlegungsſtelle abgeſchloſſen worden iſt und daß 
die Rückzahlung an den Rechtsanwalt J. in ſeiner Eigenſchaft als Vertreter 
des Ehemannes erfolgen ſollte. Dieſe Auffaſſung iſt rechtlich nicht zu be- 
anſtanden. 

Die Reviſion rügt nun, daß das Ber.⸗Gericht den Beweisantrag der Klä⸗ 
gerin, daß die hinterlegten 10000 A aus ihrem perſönlichen Vermögen her⸗ 
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gegeben worden jeten, für unerheblich erklärt hat. Aber zu Unrecht. Für die 
Frage, wem nach dem Hinterlegungsvertrage das Rückforderungsrecht gegen 
die Hinterlegungsſtelle zuſteht, iſt es gleichgültig, aus weſſen Vermögen das 
hinterlegte Geld ſtammte. Mit der Hinterlegung ging das Eigentum an dem 
Gelde nach § 6 der Preuß. Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913 kraft 
Geſetzes auf den preußiſchen Staat über, und es entſtand nur ein Forderungs⸗ 
recht für denjenigen, der hinterlegt hatte, auf Rückzahlung nach Wegfall der 
Hinterlegungsgründe. Der Rückzahlungsanſpruch ſtand alſo dem Ehemann 
der Klägerin zu, in deſſen Namen laut Hinterlegungsſchein die Hinterlegung 
erfolgt war. Die Reviſion will dies nicht gelten laſſen und vertritt die Anſicht, 
wenn das Geld von der Klägerin hergegeben ſei, ſo habe der Ehemann nur 
formell und rein äußerlich eine Forderung auf ſeinen Namen begründet, 
wirtſchaftlich ſei die Klägerin die wirkliche Forderungsinhaberin. Es kommt 
hier aber nicht darauf an, wie wirtſchaftlich die Sache zu beurteilen iſt, ſondern 
wie ſie ſich rechtlich darſtellt. Auf ein Forderungsrecht kann daher die Klägerin, 
wie das Ber.⸗Gericht zutreffend angenommen hat, den Klageanſpruch nicht 
ſtützen (vgl. auch das in einer ganz gleich liegenden Sache ergangene Urteil 
des Senats bei Gruchot 51, 959). 


Ebenſowenig iſt der Klageanſpruch aus dem rechtlichen Geſichtspunkte 
der ungerechtfertigten Bereicherung begründet. Da die Forderung gegen die 
Hinterlegungsſtelle eine ſolche des Ehemannes der Klägerin war, alſo rechtlich 
zu ſeinem Vermögen gehörte, ſo hat der Beklagte durch deren Pfändung 
und Einziehung nichts auf Koſten der Klägerin erlangt, wenigſtens nicht un⸗ 
mittelbar. Nach ſtändiger Rechtſprechung des Reichsgerichts hat aber der 
Bereicherungsanſpruch eine Vermögensverſchiebung unmittelbar zwiſchen 
den Parteien zur Vorausſetzung. 


Daß die Klägerin auch mit einer Interventionsklage gemäß § 771 BRL. 
nicht durchdringen kann, hat ſeinen Grund nicht allein darin, daß bei Erhebung 
der Klage die Forderung ſchon eingezogen war, ſondern es hat niemals der 
Klägerin an der Forderung ein die Zw.⸗Vollſtreckung hinderndes Recht zu⸗ 
geſtanden. Sie hat gegen ihren Ehemann, wenn ſie ihm das Geld zum Zwecke 
der Hinterlegung geliehen hat, lediglich ein Forderungsrecht auf Rückgabe 
einer gleichen Geldſumme, nicht aber auch einen, ſei es dinglichen, ſei es per⸗ 
ſönlichen Anſpruch auf Übertragung ſeiner Forderung gegen die Hinter⸗ 
legungsſtelle gehabt.“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 29. April 1921. Frau M. w. Preuß. 
Staat. (OLG. Celle.) VII. 375/20. 
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194. Abreden, die zur Erleichterung der Abwidelung eines Grund» 
ſtückskaufgeſchäftes dienen und die beiderfeitigen Leiſtungverpflichtungen 
ihrem Inhalt nach nicht berühren, ſind formlos gültig. 

Vgl. 61 Nr. 151. 

BGB. § 313. 

Durch notariellen Vertrag vom 24. Febr. 1919 verkaufte der Beklagte 
dem Kläger eine Anzahl Grundſtücke. Das Kaufgeld ſollte in Höhe von 11500 
durch Abtretung von Briefhypotheken des Klägers an anderen Grundſtücken 
getilgt werden. Nach der Behauptung des Beklagten ſollte dieſe Abtretung 
vertragsgemäß bis zum 1. April 1919 erfolgen. Der Kläger behauptete da— 
gegen, die Abtretung habe vertraglich erſt bei der Auflaſſung zu erfolgen 
brauchen. Bis dahin habe die von ihm ausgeſteltte Abtretungsurkunde nebſt 
den Hypothekenbriefen auch nach einer am 2. Mai 1919 zwiſchen dem Be- 
klagten und dem Bureauvorſteher J. als Vertreter des Klägers mündlich ge- 
troffenen Vereinbarung bei deſſen Prozeßbevollmächtigten liegen bleiben 
ſollen. Der Beklagte trat nach fruchtloſer Friſtſetzung zur Bewirkung der 
Abtretung vom Vertrage zurück. Der Kläger klagte auf Auflaſſung der Grund— 
ſtücke. Die Klage wurde vom OLG. abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf. 
Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Ber.⸗Urteil beruht auf der Erwägung, daß der Rücktritt des Be— 
klagten vom Kaufvertrage gemäß $ 326 BGB. für begründet zu erachten ſei, 
und den Ausgangspunkt dieſer Erwägung bildet die Annahme, der erwähnte 
Vertrag ſei dahin auszulegen, daß die Abtretung der an Zahlungsſtatt zu 
übertragenden Hypotheken bis zum 1. April 1919 habe bewirkt ſein müſſen. 
Das Cinredevorbringen des Klägers, es jet am 2. Mai 1919 zwiſchen dem 
Beklagten und dem Bureauvorſteher J. als Vertreter des Klägers mittels 
Fernſprechers vereinbart worden, daß die Hypothekenbriefe bis zur Auflaſſung 
bei den Prozeßbevollmächtigten des Klägers liegen bleiben ſollten, hat der 
Ber.⸗Richter zwar für erwieſen, aber für nicht ſchlüſſig erachtet, weil dieſe 
Vereinbarung der in 8 313 BGB. vorgeſchriebenen Form der Gültigkeit 
entbehre. 

Die von der Reviſion gegenüber dieſer Rechtsauffaſſung erhobene 
Rüge der Verletzung des § 313 BGB. iſt begründet. Allerdings iſt daran 
feſtzuhalten, daß auch Abreden, durch die der Inhalt eines formgerecht ab— 
geſchloſſenen Grundſtücksveräußerungsvertrages vor Übereignung des Grund— 
ſtücks in einem weſentlichen Punkte abgeändert wird, grundſätzlich dem Form⸗ 
zwange des § 313 BGB. unterliegen. Ob dieſe Regel auch dann Platz greift, 
wenn die vereinbarte Abänderung nur eine Einſchränkung oder Abſchwächung 
der Übereignungspflicht des Veräußerers enthält, bedarf hier nicht der Er⸗ 
örterung. Denn eine Abrede der erwähnten Art liegt überhaupt nicht vor, 
wenn, wie im vorliegenden Falle die Darſtellung des Klägers ergibt, die 
Vertragsparteien nur zwecks Beſeitigung einer bei der Abwicklung des Ge— 
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ſchäfts unvorhergeſehen hervorgetretenen Schwierigkeit eine nur dieſe Ab— 
wickelung berührende neue Vereinbarung treffen, durch die der Inhalt der 
beiderſeitigen Leiſtungsverpflichtungen als ſolcher nicht berührt wird. Die 
gegenteilige Auffaſſung würde auf eine durch den Wortlaut und Zweck des 
8313 BGB. nicht gebotene Ausdehnung dieſer Vorſchrift hinauslaufen, 
die den Bedürfniſſen des Grundſtücksverkehrs keine Rechnung trägt und zu 
unſachgemäßen Ergebniſſen führen müßte. Das angefochtene Urteil war 
daher wegen unrichtiger Anwendung des § 313 BGB. aufzuheben.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 4. Mai 1921. F. w. Sch. (ORG. 

Kiel). V. 507/20. 


195. Schadenerſatzanſpruch des ausländiſchen Gläubigers zufolge des 
Kursrückganges des deutſchen Geldes. 
Vgl. 74 Nr. 202. 
BGB. § 288 Abſ. 2. 

Die Klägerin, eine in Rotterdam anſäſſige Firma, hatte Klage auf Zahlung 
der Differenz erhoben, die ſich zwiſchen dem Erlöſe eines von ihr vorgenom⸗ 
menen Selbſthilfeverkaufs und dem mit der Beklagten vereinbarten Kauf⸗ 
preiſe ergeben hatte. Nach der inzwiſchen eingetretenen Entwertung der 
Mark verlangte die Klägerin Umrechnung der Schuld in Gulden nach dem 
für den Zeitpunkt der Erfüllung maßgeblichen Vorkriegskurſe von 1,70. 
für den Gulden und Zahlung des ſich ergebenden Guldenbetrages oder des 
entſprechenden Betrages in Mark zum Kurſe des Zahlungstages. Die Vor⸗ 
inſtanzen erachteten dieſes Verlangen für nicht gerechtfertigt. Das Reichs⸗ 
gericht hob auf. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Forderung, auf die ſich die ergangenen Urteile beziehen, iſt eine 
Forderung auf Schadenerſatz wegen verzögerter Erfüllung nach § 288 Abſ. 2 
BGB., die neben dem Anſpruch auf den Kaufpreisreſt geltend gemacht wird. 
Die Vorinſtanzen haben ſie mit ungenügenden und rechtsirrigen Gründen 
aberkannt. Die Polemik des Ber.⸗Gerichts gegen den Satz des Urteils RG⸗ 
Entſch. 96, 265 f., daß das deutſche Geld im Ausland als Ware gelte, mag 
zutreffend fein (vgl. RG. in JW. 1921 S. 22 Nr. 1), entſcheidet die Sache aber 
nicht. Das Ber.⸗Gericht hebt ſelbſt hervor, es ſei anzunehmen, daß die 
Klägerin das rechtzeitig gezahlte deutſche Geld in ihre eigene Währung um⸗ 
geſetzt haben würde; auch wenn es von ihr zunächſt in Deutſchland belaſſen 
wäre, hätte ſie es ſicher von da zurückgezogen, bevor die Mark ihren tiefſten 
Stand erreichte. Alsdann würde die Klägerin doch durch den Verzug der 
Beklagten geſchädigt ſein. Das Reichsgericht hat wiederholt ausgeſprochen, 
daß unter Umſtänden, wie fie hier feſtſtehen oder unterſtellt werden, ein aus⸗ 
ländiſcher Gläubiger Erſatz des Schadens verlangen kann, der ſich aus dem 
Kursrückgang des deutſchen Geldes zur Zeit der Zahlung gegenüber der Zeit 
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des Verzugseintritts ergibt (vgl. RGEntſch. 98, 160. 164; GW. 1920, 704°). 
Eine Bevorzugung des Ausländers vor dem Inländer liegt darin nicht. Würde 
ein deutſcher Gläubiger beweiſen können, daß er das ihm geſchuldete Geld, 
wenn es ihm pünktlich gezahlt wäre, in fremder Währung umgeſetzt haben 
würde, jo ſtände ihm der gleiche Anſpruch zu. Wenn das Ber. Gericht die 
Anwendung des § 288 Abſ. 2 BGB. auf Fälle wie die beſchränken will, wenn 
wegen der unterbliebenen Zahlung ein beſtimmtes Geſchäft nicht gemacht 
werden konnte oder der Gläubiger ſich das fehlende Geld zu ungünſtigen 
Bedingungen anderweit beſchaffen mußte, ſo iſt das willkürlich.“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 24. Mai 1921. Sch. w. R. (OLG. - 
Köln). II. 539/20. | 


196. Die in einem formloſen Grundſtückskaufvertrag enthaltene Aus- 
bedingung eines Wiederkaufsrechts wird durch die Auflaſſung des 
Grundſtücks an den Käufer gültig. 

Vgl. 59 Nr. 194 m. N. 

BGB. §§ 313. 497. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: „Ein Vertrag über Einräumung 
eines Wiederkaufsrechtes bezüglich eines Grundſtücks bedarf allerdings ebenſo 
wie ein Vertrag über Einräumung eines Vorkaufsrechtes (RGEntſch. 72, 385) 
zur Rechtswirkſamkeit der im § 313 Satz 1 BGB. vorgeſchriebenen Form, 
weil dadurch zugunſten des Berechtigten die Verpflichtung des anderen Teiles 
zur künftigen Übertragung des Eigentums an einem Grundſtück bei Vor⸗ 
handenſein gewiſſer Vorausſetzungen begründet wird (JW. 1911, 320°). 
Iſt aber bei Abſchluß eines Kaufvertrages über ein Grundſtück zugleich eine 
nicht formgerechte Vereinbarung getroffen, daß dem Verkäufer das Wieder⸗ 
kaufsrecht bezüglich des Grundſtücks zuſtehen ſolle, hat alſo im Sinne des 
§ 497 BGB. ſich der Verkäufer in dem Kaufvertrage das Recht des Wieder⸗ 
kaufs vorbehalten, und erfolgt dann auf Grund des Kaufvertrages für den 
Käufer die Auflaſſung und Eigentumseintragung, jo wird gemäß § 313 Satz 2 
BGB. der der Vereinbarung anhaftende Formmangel geheilt. Denn die 
Vereinbarung iſt dann ein Beſtandteil des Kaufvertrages, da nur unter der 
Bedingung der Begründung des Wiederkaufsrechtes das Kaufgeſchäft als 
geſchloſſen zu gelten hat, und die heilende Wirkung der Auflaſſung und Eigen⸗ 
tumseintragung erſtreckt ſich auf den ganzen Inhalt des Vertrages (vgl. RG⸗ 
Entſch. 57, 164; JW. 1909, 158; 1911, 3207; Seuff A. 59, Nr. 194). Das 
Urteil in RGEntſch. 56, 386, auf das die Reviſion ſich beruft, enthält nichts 
grundſätzlich Entgegenſtehendes. Denn dort handelte es ſich um einen privat- 
ſchriftlichen Tauſchvertrag, in dem die Vertragſchließenden ſich gegenſeitig 
zur Übertragung des Eigentums an den ihnen gehörenden Grundſtücken 
verpflichteten, und es iſt ausgeſprochen worden, daß durch die Auflaſſung 
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bezüglich des einen vertauſchten Grundſtücks allein nicht der Mangel der 
Form auch bezüglich der übernommenen Verpflichtung zur Übertragung 
des Eigentums an dem anderen gegenvertauſchten Grundſtück geheilt werde, 
da der Vertrag, ſoweit er durch Auflaſſung erfüllt werden könne, durch die 
Auflaſſung des einen Grundſtücks allein noch nicht erfüllt werde und deshalb 
dieſe Auflaſſung ſich nicht auf die Verpflichtung zur Übertragung des Eigen⸗ 
tums an dem anderen Grundſtück mit ihrer den Formmangel heilenden Wire 
kung erſtrecken könne. Vorliegend ſtände nun im Falle der Leiſtung des dem 
Kläger auferlegten Eides nach der einwandfreien Annahme des Ber. Richters 
feſt, daß, als die Parteien den mündlichen Kaufvertrag über das Mühlen⸗ 
grundſtück des Klägers ſchloſſen, auch zugleich abgemacht worden iſt, daß der 
Kläger berechtigt und nicht nur verpflichtet ſein ſollte, das Grundſtück mit 
Ausnahme der Fläche, auf der der Beklagte ſeine Werkſtatt errichten würde, 
wieder zurückzuerwerben, ſobald er dazu in der Lage wäre. Daher wäre durch 
die demnächſt für den Beklagten erfolgte Auflaſſung und Eintragung des Eigen⸗ 
tums des Beklagten an dem ganzen Grundſtück der Formmangel der Berein- 
barung über die Einräumung des Wiederkaufsrechtes wie der Formmangel 
des Kaufvertrages überhaupt geheilt. Darnach iſt der Reviſionsangriff un⸗ 
gerechtfertigt und ergibt ſich, daß der Klaganſpruch auf Rückübereignung 
des fraglichen Grundbeſitzes im Falle der Leiſtung des Eides in dem dem 
Kläger rechtswirkſam eingeräumten Wiederkaufsrechte ſeine Begründung 
findet.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 13. Juli 1921. S. w. O. (CLG. Celle). 

V. 58/21. 
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197. Die Uſance, daß die Eindeckung ſofort nach feſtſtehender Kieferungs- 
weigerung erfolgen müſſe, gilt nicht über die Kreife des Großhandels 
hinaus. 

Vgl. 73 Nr. 220; 71 Nr. 132 m. N. 

BGB. 326 HGB. $ 346. | 

Der Kläger hatte von der Beklagten im Dezember 1915 2 Kufen Stognaf-- 
verſchnitt zum Preiſe von 185 % für 1001 einſchließlich Gebinde gekauft. 
Da die Beklagte nicht lieferte, erhob der Kläger Klage, und die Beklagte 
wurde rechtskräftig zur Lieferung am 19. Okt. 1917 verurteilt. Nachdem die 
Zw.⸗Vollſtreckung verſucht, aber erfolglos verlaufen war und briefliche Ver⸗ 
handlungen zwiſchen den Parteien — gleichfalls ohne Ergebnis — ftatt- 
gefunden hatten, deckte ſich der Kläger Anfang März 1918 zum Preiſe von 
36 1 für das ! ein. Er bezifferte ſeinen Schaden auf 9220,50 . und verlangte 
deſſen Erſatz. Die Beklagte wandte ein, die Schadenforderung ſei überſetzt; 
ſie habe ſich kurze Zeit nach Abſchluß des Kaufes ernſtlich geweigert zu liefern, 
und nach dieſem Zeitpunkt jet der Schadenerjaß zu berechnen. Die Eindeckung. 
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im März 1918 ſei verſpätet. Die Beklagte wurde der Klage gemäß verurteilt. 
Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: ö 

„Das Ber.⸗Gericht hat angenommen, der Kläger ſei berechtigt geweſen, 
den ihm zuſtehenden Lieferungsanſpruch einzuklagen und, nachdem er ein 
obſiegendes Urteil am 19. Okt. 1917 erſtritten hatte, die Zw.⸗Vollſtreckung 
zu verſuchen. Als dieſe erfolglos geblieben ſei, habe er weiter berechtigterweiſe 
eine Nachfriſt zur Lieferung geſetzt, die am 9. Februar 1918 ablief. Bis dahin 
habe der Kläger keine Verpflichtung gehabt, ſich einzudecken. Ob er nun 
ſofort nach dem 9. Februar 1918 ſich habe eindecken müſſen oder damit bis 
Anfang März 1918 warten durfte, komme nicht in Betracht, da der Schaden 
auch bei einer im Februar 1918 erfolgten Eindeckung den eingeklagten Betrag 
von 4300. erreicht haben würde. 

Die Reviſion wendet ein, der Kläger könne mit ſeiner Schadenerſatzklage 
nur verlangen, daß derjenige Zuſtand wieder hergeſtellt werde, der bei vertrags⸗ 
mäßiger Lieferung im Dezember 1915 beſtanden hätte. Der Kauf aus März 
1918 könne nicht auf das Jahr 1915 verrechnet werden, vielmehr habe der 
Kläger offenſichtlich ſeinen Ende 1915 beſtehenden Bedarf bei Ausbleiben der 
Lieferung der Beklagten ſchon damals anderweitig gedeckt. Der Schaden 
ſei alſo nach der Marktpreislage aus Ende 1915 oder Anfang 1916 zu be— 
rechnen. | 

Das Reichsgericht hat in dem Urteile Bd. 83, 176 ff., ausgeführt, die 
Rechtslage des vertragstreuen Kontrahenten eines Kaufvertrages könne nicht 
dadurch verſchlechtert werden, daß der Gegenkontrahent ſich vom Vertrage 
losſage. Der vertragstreue Teil habe den Anſpruch, daß der Gegner erfülle, 
alſo vorliegenden Falles die Ware liefere, und er ſei nicht genötigt, dieſen 
Erfüllungsanſpruch aus Rückſicht auf den ſäumigen Gegner vorzeitig aufzu- 
geben. Der Zeitpunkt, wann er zum Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
übergehen wolle, bleibe grundſätzlich ſeiner freien Entſchließung überlaſſen. 
Es liege alſo kein Verſchulden ſeinerſeits vor, wenn er zunächſt den Erfüllungs⸗ 
anſpruch klageweiſe geltend mache. Dieſe Grundſätze ſind in der ſpäteren 
Entſcheidung Bd. 91, 99 ff., wiederholt gebilligt worden. 

Nun iſt es zwar richtig, daß im Großhandel, beſonders im Börſenverkehr, 
aber auch im Warenhandel ſich in weitem Umfange andere Anſchauungen 
durchgeſetzt haben, wie dies in dem Urteil des erkennenden Senats Bd. 101, 
90 ff., des näheren ausgeführt iſt. Vielfach iſt in Uſancen ausgeſprochen, 
daß die Eindeckung gegenüber dem ſäumigen Kontrahenten ohne erhebliche 
Verzögerung, nachdem deſſen endgültige Lieferungsweigerung feſtſteht, zu 
erfolgen hat, ſo daß alſo der Zeitpunkt des Überganges zur Schadenerſatz⸗ 
forderung nicht in das Belieben des vertragstreuen Teiles geſtellt iſt. Wie 
dieſe beiden abweichenden Anſchauungen miteinander in Einklang zu bringen 
ſind, bedarf für den vorliegenden Fall keiner Erörterung. Denn die Anſchauung 
der Notwendigkeit unverzögerlicher Eindeckung gilt jedenfalls nicht über die 
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Kreiſe des Großhandels hinaus, jie gilt aljo nicht für den zur Entſcheidung 
ſtehenden Fall, wo die Beklagte an einen Deſtillateur zwei Kufen Kognak⸗ 
verſchnitt verkauft hatte. Deshalb war der Kläger berechtigt, zunächſt ſeinen 
Erfüllungsanſpruch einzuklagen.“ 


Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 30. April 1921. B. w. K. (OLG. 
Breslau). I. 365/20. 


198. Gültiges Verſprechen einer Dertragsftrafe für Nichterfüllung 
der aus dem Geſamtinhalt notariell beurkundeter Erklärungen zu 
entnehmenden Suſage, ein Grundſtückskaufangebot bei Eintritt einer 
geſetzten Bedingung annehmen zu wollen. 
BGB. 339. 344. 313. 

Gemäß notarieller Urkunde vom 18. Juli 1911 bot der Kaufmann L. 
ſein von ihm zum Betriebe der Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft benutztes Haus 
dem Beklagten zum Kaufe an, worauf der Beklagte erklärte: 

„Ich habe von dem vorſtehenden Vertragsantrag Kenntnis genommen. Ich verpflichte 
mich, dem Herrn L. gegenüber, unverzüglich bei der Behörde den Antrag zu ſtellen, 
daß die Wirtſchaftskonzeſſion des Herrn L. auf mich übertragen wird und dieſen Antrag 
durch alle Inſtanzen gehen zu laſſen. Sollte ich, trotzdem die Wirtſchaftskonzeſſion 
mir erteilt iſt, den vorſtehenden Vertragsantrag nicht annehmen, ſo bin ich verpflichtet, 
dem Herrn L. 5000 zu zahlen.“ 


Die Klägerin verlangte in den abgetretenen Rechten L.s von dem Be⸗ 
klagten Zahlung dieſer Vertragſtrafe, weil der Beklagte trotz Erwirkung der 
Konzeſſion ſich grundlos geweigert habe, das Vertragsangebot anzunehmen. 
Ihre Klage wurde vom Ber.⸗Gericht abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf. 
Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Urteil hat die Vereinbarung, aus der die Klägerin als Rechts⸗ 
nachfolgerin L.s ihren Anſpruch auf die Vertragſtrafe herleitet, auf Grund 
des § 344 BGB. für unwirkſam erachtet. Es hat hierbei erwogen, daß die 
Annahme des Verkaufangebots L.s, die durch das Strafverſprechen habe 
geſichert werden ſollen, der in § 313 BGB. vorgeſchriebenen Form bedurft 
habe; eine formgültige Annahme ſei aber nie erfolgt. Deshalb ſei auch das 
Strafverſprechen nach § 344 BGB. unwirkſam. Denn in dieſem Verſprechen 
ſei auch nicht eine wirkſame Beſtätigung des ihm zugrunde liegenden Lei⸗ 
ſtungsverſprechens enthalten. 

Dieſe Erwägungen werden von der Reviſion mit Recht als unhaltbar 
angegriffen. Bedeutungslos iſt zunächſt der Hinweis des Ber.⸗Richters darauf, 
daß die Annahme des Verkaufangebots L.s der Form des § 313 BGB. bedurft 
habe. Denn ein Mangel dieſer Form kommt hier nicht in Betracht, da eine 
Annahme des Angebots überhaupt nicht erfolgt iſt. Für die Wirkſamkeit 
des Strafverſprechens iſt es aber auch unerheblich, ob dieſe Annahme, d. h. 
die Leiſtung, die durch das Verſprechen geſichert werden ſollte, erfolgt iſt. 
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Vielmehr kommt es nach § 344 BGB. nur darauf an, ob nicht das auf die 
Bewirkung dieſer Leiſtung hinzielende Leiſtungsverſprechen unwirkſam iſt. 
Als ſolches iſt aber hier nicht die Annahme des Verkaufsangebots, 
ſondern die Zuſage anzuſehen, daß die Annahme des Angebots nach 
Erwirkung der Wirtſchaftskonzeſſion erfolgen werde. Dieſe Zuſage iſt 
aber hier als in rechtsverbindlicher Weiſe erfolgt zu betrachten. Denn 
auch wenn man davon ausgeht, daß die Zuſage als Beſtandteil des 
zwiſchen den Vertragsparteien zuſtande gekommenen Offertvertrages der 
notariellen Form bedurfte (RGeEntſch. 62, 415), fo brauchte jie doch nicht 
mit ausdrücklichen Worten in der notariellen Urkunde vom 18. Juli 1911 aus⸗ 
geſprochen zu werden; vielmehr genügt es, wenn ſie ſich aus dem Gejamt- 
inhalt der Erklärungen als gewollt ergibt. Und dies iſt hier der Fall. Denn 
der Beklagte hatte ſich, was der Ber.⸗Richter zu Unrecht als unbeachtlich 
beiſeite läßt, ausdrücklich verpflichtet, das Konzeſſionsgeſuch für die in dem 
ihm angebotenen Hauſe zu betreibende Wirtſchaft einzureichen und durch 
alle Inſtanzen zu verfolgen. Aus dieſer Erklärung in Verbindung mit ſeinem 
Verſprechen, für den Fall der Nichtannahme des Verkaufsangebots 5000 
zu zahlen, war aber zur Genüge zu entnehmen, daß der Beklagte ſich auch zur 
Annahme dieſes Angebots wenigſtens mit der Maßgabe verpflichten wollte, 
daß er ſich durch Zahlung des erwähnten Betrages von ſeiner Verpflichtung 
befreien könne. Die Übernahme dieſer Verpflichtung iſt daher als hinreichend 
beurkundet und mithin in jedem Falle als rechtsverbindlich anzuſehen. Damit 
entfällt aber die Anwendbarkeit des § 344 BGB. und braucht daher nicht 
darauf eingegangen zu werden, ob nicht auch für den Fall, daß eine Ver— 
pflichtung der erwähnten Art überhaupt nicht übernommen wäre und mithin 
nur ein uneigentliches Strafgedingen im Sinne des $ 343 Abſ. 2 BGB. vor⸗ 
liegen würde, die Anwendung des § 344 BGB. daran ſcheitern müßte, daß 
das Strafverſprechen in der Form erklärt iſt, die für das Leiſtungsverſprechen 
maßgebend ſein würde.“ D—n. 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 18. Juni 1921. Löwenbr. w. G. 
(OLG. Hamm). V. 85/21. 


199. Unzuläſſigkeit der Aufrechnung einer Forderung auf Befreiung 
von einer Verbindlichkeit. Aufrechnung einer während des Prozeſſes 
entftandenen Prozeffoftenforderung*. Kann die Zahlung einer Dor- 
kriegsſchuld „in Gold“ verlangt werdend Wie iſt im Konkursverfahren. 
eine geringere Gegenforderung zu verrechnen, wenn die Hauptfor- 
derung teils bevorrechtet teils Maſſeforderung iſtd 
Vgl. 14 Nr. 135. 
BOB. § 387. 396. 242. 244. 245. RO. 35 53. 57. 59. 61. 
Der Kläger klagte gegen den Verwalter im Konkurſe der Gewerkſchaft M. 
Gehaltsanſprüche ein, die er auf ſeine Anſtellung als Repräſentant der Ge- 
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werkſchaft ſtützte. Nachdem ein Teil diejer Anſprüche durch Teilurteil abge⸗ 
wieſen und die Koſten der Rechtsmittelinſtanzen dem Kläger auferlegt waren, 
blieben noch 976,27 im Streit, von denen der Kläger 822,42 % für die 
Zeit vom 1. Okt. bis 7. Nov. 1913 (dem Tage der Konkurseröffnung) als be⸗ 
vorrechtigte Konkursforderung, 153,85 1 für die Zeit vom 7. Nov. bis 14. Nov. 
1913 (dem Tage ſeiner Entlaſſung) als Maſſeſchuld beanſpruchte. Die Be⸗ 
klagte ſtellte mehrere Gegenforderungen zur Aufrechnung, und zwar: 

1. eine Forderung auf Erſtattung des Schadenerſatzes, den die Ge⸗ 
werkſchaft der Firma K. & E. mit 899,98. deshalb ſchulde, weil die 
Gewerkſchaft ein vom Kläger eigenmächtig und gegen das ausdrück⸗ 
liche Verbot des Verwaltungsrats getätigte Geſchäft mit dieſer Firma 
über die Lieferung von Soda nicht erfüllt und die genannte Sun 
lich daher mit Schaden eingedeckt habe; 

2. eine Forderung auf Zahlung von 68,43. als Differenz, die ſich zu 
Laſten des Klägers aus den von dieſem geführten Büchern ergeben 
habe; 

3. die vom Kläger dem Beklagten zu erſtattenden Koſten der gegen das 
frühere Teilurteil eingelegten Rechtsmittel mit 753,60 . 

Die Aufrechnung des erſten Anſpruchs wurde verworfen, die Aufrechnung 
der Gegenforderungen zu 2 und 3 zugelaſſen. Aus den Gründen des Ber.- 
Urteils: 

„Die Firma K. & E. hat infolge der Nichterfüllung der Gewerkſchaft 
ſich anderweitig eingedeckt. Hierbei hat ſie einen Schaden, beſtehend in dem 
Unterſchiede zwiſchen dem Vertrags- und dem Eindeckungspreiſe von 501,514 
erlitten. Dieſen Betrag hat aber der Beklagte als Konkursverwalter Feines 
wegs ausbezahlt. Die Firma K. & E. hat vielmehr ihre Forderung angemeldet 
zur Tabelle und Beklagter ſie jedenfalls in dieſer Höhe anerkannt. Wenn 
der Beklagte daher gegenüber der reſtlichen Klagforderung den Anſpruch der 
Gewerkſchaft auf Erſtattung des der genannten Firma K. & E. geſchuldeten 
Betrages geltend macht, ſo bedeutet das, da letzterer noch nicht bezahlt iſt, 
die Erklärung einer Aufrechnung einer Forderung auf Befreiung von 
einer Schuldverbindlichkeit gegenüber einer auf Zahlung gerichteten 
Forderung. Nun ſetzt aber § 387 BGB. für eine rechtswirkſame Aufrechnung 
voraus, daß die beiden Leiſtungen „ihrem Gegenſtande nach gleichartig ſind“. 
An dieſer Vorausſetzung fehlt es, da die Klagforderung die Zahlung einer 
beſtimmten Geldſumme, die Gegenforderung die Befreiung von einer Schuld- 
verbindlichkeit zum Gegenſtande hat (vgl. RGRKom., 2. Auflage, Anm. 3 
zu § 387 S. 402; JW. 1910 S. 332). 

Weiter hat der Beklagte aufgerechnet die Forderung auf Erſtattung der⸗ 
jenigen Koſten, die er infolge der Berufung und Reviſion des Klägers ſeinen 
Prozeßbevollmächtigten habe bezahlen müſſen. Die Zuläſſigkeit dieſer Auf— 
rechnung unterliegt keinem Bedenken: es handelt ſich um eine fällige Forde⸗ 
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rung kraft der vom Oberlandesgericht und vom Reichsgericht auf Grund des 
897 BRO. vorgenommenen Koſtentrennung, und zwar um eine Forderung 
auf Erſtattung einer bezahlten Maſſenſchuld. Daß dieſe Gegenforderung 
erſt während des Prozeſſes fällig geworden ift, iſt im Hinblick auf $ 389 BGB. 
lediglich wegen der Koſtenentſcheidung von Bedeutung, indem inſoweit den 
Beklagten die Koſten des Rechtsſtreits treffen müſſen, da er unterlegen fein 
würde, wenn die Aufrechnung nicht erklärt worden wäre. 

Die reſtliche Klagforderung ermäßigt ſich alſo zunächſt um die oben unter 2 
bezeichnete Gegenforderung von 68,43 M ſowie ferner um die letzterwähnte 
Gegenforderung von 753,60 , aljo um insgeſamt 822,03 M auf 154,24 K. 

Es ergibt ſich ſonach, daß die reſtliche Klagforderung, ſoweit ſie mehr 
als 154,24 M betrifft, abzuweiſen iſt. 

Anlangend die 154,24 M, fo begehrt der Kläger nach dem auch im gegen⸗ 
wärtigen Rechtszuge wiederholten Antrage Zahlung „in Goldeswert“. Das 
Verlangen iſt unberechtigt. Die noch ſtreitige Forderung iſt entſtanden zu einer 
Zeit, als im Deutſchen Reich die reine Goldwährung galt. Der Kläger iſt 
offenbar der Anſicht, daß er Anſpruch darauf habe, durch das Urteil ſo geſtellt 
zu werden, wie er geſtellt ſein würde, wenn er unter der Herrſchaft der reinen 
Goldwährung Erfüllung ſeiner Gehaltsforderung erhalten hätte. Dabei 
verkennt der Kläger zunächſt, daß Urteile, von hier nicht vorliegenden Aus⸗ 
nahmen abgeſehen, lediglich deklaratoriſche Wirkung haben. Des ferneren 
überſieht der Kläger, daß die Gewerkſchaft, auch wenn ſie im Jahre 1913 
Zahlung geleiſtet hätte, dieſe Zahlung auch in Papiergeld hätte leiſten können, 
freilich dieſes nur mit Zuſtimmung des Klägers. Es ſteht aber völlig dahin 
und war nach dem mutmaßlichen Verlauf der Dinge keineswegs mit Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit zu erwarten, daß der Kläger Zahlung in Papiergeld zurück⸗ 
gewieſen und ſolche vielmehr in Gold verlangt haben würde. Das Gegenteil 
muß angenommen werden. Endlich aber kommt es lediglich darauf an, daß 
die Schuld in Geld ſchlechthin beſtand, alſo eine Gattungsſchuld war, für welche, 
da die beſonderen Beſtimmungen der §§ 244. 245 für Geldſchulden hier nicht 
zutreffen, insbeſondere auch nicht Zahlung in Gold ausdrücklich vereinbart 
worden iſt, lediglich die allgemeinen Beſtimmungen gelten. Darnach handelt 
es ſich um eine Schuld, die mangels irgendwelcher Abrede zu leiſten war 
aus der Gattung „Geld“ ſchlechthin, alſo, da unter Geld nicht nur der allge⸗ 
meine Wertmeſſer im ſtaatswiſſenſchaftlichen Sinne, ſondern der ſtaatlich an 
erkannte Wertmeſſer, alſo die Währung, zu verſtehen iſt, aus dieſer Währung. 
Welches Währungsſyſtem der Staat befolgt und ob er in der Zwiſchenzeit 
zwiſchen Entſtehung und Erfüllung des Anſpruchs einen Währungswechſel 
vornimmt, iſt unerheblich und ein Ereignis, welches Gläubiger wie Schuldner 
gleichermaßen trifft. Für einen Anſpruch des Klägers auf Schadenerſatz 
etwa unter dem Geſichtspunkte des Verzugſchadens und demgemäß der Zu- 
fallshaftung des Schuldners fehlt es an jeder Grundlage; Kläger hat ſolchen 

Seufferts Archiv, Bd. 76. 3. Folge, Bd. 21. Heft 10—12. 23 
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Schaden auch garnicht behauptet, es wäre auch nicht erſichtlich, wieſo ein 
Schaden ſollte entſtanden ſein können, zumal, wie ſchon geſagt, kein Zweifel 
unterliegt, daß der Kläger, wenn er ſeinerzeit in Papiergeld Zahlung erhalten 
hätte, ſolches nicht zurückgewieſen haben würde. 

Endlich iſt zu prüfen die Frage, in welcher Weiſe die nach vorſtehendem 
zugelaſſene und für begründet erachtete Aufrechnung des Beklagten auf die 
reſtliche Klagforderung zu verrechnen iſt. Dieſe beträgt insgeſamt 976,27 K. 
Davon entfallen 822,42 % auf die Zeit bis zur Konkurseröffnung. Dieſe 
Forderung iſt eine nach § 61 Nr. 1 KO. bevorrechtete Forderung. Die ver⸗ 
bleibenden 153,85 . entfallen auf die Zeit von der Konkurseröffnung bis zur 
friſtloſen, rechtskräftig für berechtigt erklärten Entlaſſung des Klägers und 
ſtellen nach den 88 22. 59 Nr. 2 KO. eine Maſſenſchuld dar, die nach 8 57 
der Konkursordnung aus der Konkursmaſſe vorweg zu berichtigen iſt, auch 
noch vor den bervorrechteten Forderungen. Anderſeits betragen die beiden 
zur Aufrechnung verſtellten und zugelaſſenen Gegenforderungen des Be- 
klagten von 68,43 % und 753,60. zuſammen 822,03. /, erreichen alſo 
nicht den Geſamtbetrag der reſtlichen Klagforderung. 

Es kann darnach zweifelhaft ſein, ob die Verrechnung der beklagtiſchen 
Gegenforderung ſo zu geſchehen hat, daß ſie zunächſt auf die lediglich bevor⸗ 
rechtete Forderung des Klägers zu erfolgen hat, ſo daß ihm alsdann noch 
eine Forderung von 39 9% zur Tabelle verbliebe, während die Forderung 
auf Zahlung des Gehalts nach Eröffnung der Konkurseröffnung bis zur Ent⸗ 
laſſung als Maſſeſchuld voll aus der Konkursmaſſe zu decken wäre. Oder ob 
die beklagtiſche Gegenforderung zunächſt auf die letztere Forderung des 
Klägers zu verrechnen wäre, in welchem Falle dem Kläger lediglich verbleiben 
würde eine Tabellenforderung von 154,24 I. Im letzteren Falle müßte er 
ſich unter Umſtänden mit einer entſprechenden Dividende begnügen, während 
er im erſten Falle jedenfalls ſeine Maſſe forderung voll gedeckt erhalten würde. 

Der § 396 BGB. kann zur Entſcheidung nicht herangezogen werden, 
weil die Vorausſetzungen nicht zutreffen: der Beklagte hat mehrere zur Auf⸗ 
rechnung geeignete Forderungen, die die Klagforderung nicht erreichen, wäh⸗ 
rend die genannte Beſtimmung den Fall betreffen will, daß der Aufrechnende 
mehrere zur Aufrechnung geeignete, die Gegenforderung überſteigende 
Forderungen hat und nähere Beſtimmungen trifft, welche der mehreren 
Forderungen aufgerechnet werden ſollen. Im vorliegenden Falle ſollen aber 
beide Forderungen voll aufgerechnet werden. Der 8 396 regelt ferner aber 
auch den Fall, daß der Aufrechnungsgegner mehrere Forderungen hat, 
gegen welche die Aufrechnung (mit einer oder mehreren Gegenforderungen) 
möglich iſt. Auch dieſer Fall liegt hier nicht vor, weil der Kläger nicht mehrere 
Forderungen erhebt, ſondern eine einzige fortlaufende Gehaltsforderung, 
die lediglich infolge ihrer konkursmäßigen Behandlung einen verſchieden⸗ 
artigen Leiſtungsinhalt hat. § 396 BOB. kann daher keine Anwendung 
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finden und der Kläger als Gläubiger kann nach § 242 BGB. diejenige An- 

rechnung verlangen, die ihm die günſtigſte iſt, mithin Verrechnung zunächſt 
auf die bevorrechtete Forderung.“ | 

Urteil des OLG. in Hamburg (3. Sen.) v. 1. März 1921. R. w. B. 
Bf. III. 46/20. B. 


200. Iſt der Verkäufer verpflichtet, Poſtpakete von nicht unerheblichem 
Werte als Wertpakete zu fenden?* Mitwirkendes Derfchulden des 
| Beſtellers. 
“Bol. oben Nr. 10 
BOB. §§ 447. 242. 276. 254. HV. § 346. 

Auf Beſtellung der Beklagten ſandte die Klägerin am 8. Nov. 1919 von 
Jauer, dem Orte ihrer Geſchäftsniederlaſſung, 24 Pfund Blankleder zum Preiſe 
von 30 % für das Pfund an die Beklagte nach Roſtock ab, die Sendung kam 
aber nicht an. Für den Verluſt erhielt die Klägerin 77,25 % von der Poſt 
ausgezahlt. Sie forderte von der Beklagten die Bezahlung des Kaufpreiſes, 
zuzüglich Porto und Verpackungskoſten, abzüglich des von der Poſt gezahlten 
Betrages. In der Ber.⸗Inſtanz wurde ihr die Forderung zur Hälfte zuge⸗ 
ſprochen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: | 

„Da unbeſtritten ift, daß die Klägerin das Blankleder bei der Poſt zur 
Verſendung aufgegeben hat, und da die Beklagte als Käufer nach $ 447 BGB. 
die Gefahr der Verſendung zu tragen hatte, ſo iſt die Klageforderung an ſich 
begründet. Es iſt jedoch ferner unter den Parteien außer Streit, daß der 
der Beklagten aus dem während der Verſendung bei der Poſt vorgekommenen 
Verluſt des Blankleders entſtandene Schaden von der Poſt in vollem Be⸗ 
trage erſetzt worden wäre, wenn das Blankleder als Wertpaket geſchickt wäre. 
Der Schaden der Beklagten iſt alſo dadurch verurſacht, daß das Leder nicht 
als Wertpaket aufgegeben iſt. Daran, daß dies unterblieben iſt, tragen beide 
Parteien in gleichem Maße die Schuld. 

Zu den Leiſtungspflichten der Klägerin aus dem Kaufvertrage gehörte es, 
daß ſie das Leder an die Beklagte zur Verſendung brachte. Auch inſoweit 
war die Leiſtung nach § 242 BGB. jo zu bewirken, wie Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erforderten. Nach Treu und Glauben 
mußte die Klägerin als Kaufmann vor allem die Handelsüblichkeit innehalten 
(§ 346 HGB.). Als Verkehrs⸗ und Handelsſitte für die hier ſtreitige Art der 
Verſendung des Leders iſt die Verkehrsſitte an dem Orte maßgebend, an dem 
die Sendung aufgegeben wurde, alſo am Sitze der Handelsniederlaſſung der 
Klägerin, d. i. Jauer. Für den Inhalt ihrer Verpflichtung iſt ihre Behauptung, 
daß an anderen Orten wie Jauer und ſeinem zugehörigen Handelskammer⸗ 
bezirk Liegnitz eine andere Verkehrsſitte gelte, unerheblich. (RG. im Recht 
1907 S. 696 Nr. 1414; Düringer u. Hachenburg Bd. 2 Anm. 9e zu $ 346 HGB.) 
235 
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Nach der Auskunft der Handelskammer zu Liegnitz war ſchon im November 
1919, alſo zur Zeit der Aufgabe des Leders zur Poſt, in ihrem Bezirk bei Ver⸗ 
ſendung von Blankleder mit der Poſt die Aufgabe als Wertpaket handels⸗ 
üblich. Es war Pflicht der Klägerin als einer kaufmänniſchen Firma, ſich um 
den Handelsbrauch zu kümmern und ihn zu beobachten (Recht 1903 S. 603 
Nr. 3058). Wenn ſie das unterließ, ſo ließ ſie die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt außer acht und handelte fahrläſſig ($ 276 BGB.), und fie ift ver⸗ 
pflichtet, den aus der fahrläſſigen Verletzung ihrer Vertragspflicht der Be⸗ 
klagten erwachſenen Schaden dieſer zu erſetzen (Warn. 1910 Nr. 247; 
RGeEntſch. 53, 201). 

Aber auch ein Verſchulden der Beklagten hat bei der Entſtehung ihres 
Schadens mitgewirkt. Der Handelsbrauch, wertvolle Waren als Wertpaket 
zu ſenden, war keinesfalls ein allgemeiner, ſondern hatte ſich in anderen 
Handelskammerbezirken für ebenſo wertvolle Sachen wie Blankleder nicht 
herausgebildet, wie die Klägerin durch die überreichten Außerungen der 
Handelskammern zu Berlin und Breslau dargetan hat. Das mußte die Be⸗ 
klagte als ordentlicher Kaufmann wiſſen, und ſie konnte nicht darauf rechnen, 
daß im Liegnitzer Handelskammerbezirk gerade für Blankleder ein beſonderer 
Handelsbrauch entſtanden war. Bei Beobachtung der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt mußte ſie daher, wenn ſie ſich vor Schaden bewahren wollte, 
der Klägerin die Verſendung als Wertpaket zur Pflicht machen. Durch ihre 
in dem Unterlaſſen liegende Fahrläſſigkeit hat ſie ihren Schaden mitverſchuldet. 
Das Ber.⸗Gericht nimmt an, daß der Schaden durch das Verſchulden beider 
Parteien im gleichen Maße verurſacht iſt; beide Parteien haben ihn daher 
je zur Hälfte nach § 254 BGB. zu tragen.“ 

Urteil des OLG. in Roſtock (2. u v. 13. April 1821. F. w. T. Ti. 

106/1921. Kn. 


201. Beweislaſt des Verkäufers für di die Probemäßigkeit der Ware. 
Vgl. 69 Nr. 4 m. N. 
BSB. §§ 494; HGB. § 382; BRO. § 282. 

Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: „Der Beklagte hat beftritten, daß 
die vom Kläger vorgelegte Probe die Kaufprobe geweſen ſei. Dazu hat der 
Vorderrichter ausgeführt: Zum Beweiſe, daß die Lieferung probemäßig aus⸗ 
gefallen ſei, gehöre zunächſt die Feſtſtellung der Identität der Probe; vor⸗ 
liegenden Falles ſei ſie dem Käufer übergeben worden; wenn dieſer ſie ab⸗ 
ſichtlich oder fahrläſſig abhanden kommen laſſe, bürde er ſich die Beweislaſt 
auf; anders, wenn er ein Muſter als das richtige vorlege, dann müſſe der 
Verkäufer — ſofern ihn im gegebenen Fall die Beweislaſt überhaupt treffe 
— die Nichtidentität der vorgelegten Probe dartun; dieſer Beweis ſei zwar 
unternommen, aber — wie ausführlich begründet wird — nicht erbracht; 
darnach müſſe die vorgelegte Probe als echt gelten. 
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Die Reviſion rügt, daß damit die Beweislaſt verkannt jet. Die Rechts⸗ 
frage iſt beſtritten. Die Reviſion könnte ſich auf Düringer⸗Hachenburg III, 
S. 236, Staub 6/7. Aufl. Erl. 11 Eg. zu $ 382 (anders die ſpäteren Auflagen), 
Staudinger zu § 494 BGB. Anm. 5b, Oertmann BGB. 4944 a. E. berufen. 
Dagegen hat bereits das Reichsoberhandelsgericht wiederholt entgegengeſetzt 
entſchieden (6 S. 339; 12 S. 9), und ihm hat ſich zunächſt der 1. Zivilſenat 
des Reichsgerichts (I 41/90 Urteil vom 16. April 1890, Bolze 10 N. 461), ſo⸗ 
dann auch der erkennende Senat (L. Z. 1910 215, 18) angeſchloſſen. Somit 
liegt eine langjährige, ſtändige Rechtſprechung vor, von der abzuweichen 
kein Anlaß gegeben iſt. Wie die Prozeßlage hier iſt, liegt dem verklagten 
Verkäufer der Beweis ob, daß die nach Probe verkaufte Ware der Probe ent⸗ 
ſprochen habe. Der vom Käufer vorgelegten Probe entſpricht die gelieferte 
Ware nicht. Demgegenüber kann ſich der Beklagte nicht darauf beſchränken, 
die Identität der Probe zu beſtreiten. So kann er den ihm obliegenden Beweis 
nicht führen. Er muß vielmehr den Nachweis erbringen, daß die vorgelegte 
Probe nicht die richtige iſt, worauf dann der Gegner gegebenenfalls beweis⸗ 
pflichtig oder beweisfällig wird.“ | 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 15. April 1921. G. w. B. (Kam⸗ 

mergericht). II. 503/20. 


202. Mündlicher ſchenkungsweiſer Schulderlaß unter der Bedingung 
des Überlebens des Beſchenkten iſt gültig. 
BGB. 88 516. 397. 2301. 

Mit der Klage, auf Darlehen geſtützt, wurde die Rückzahlung von 4200 M 
verlangt. Das Ber.⸗Gericht wies die Klage ab, die Reviſion blieb erfolglos. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Der Beklagte hat eingewendet, die Erblaſſerin der Kläger habe ihm im 
Sommer 1913 ſeine geſamte Darlehnsſchuld erlaſſen. Das Ber.⸗Gericht hält 
für erwieſen, daß der Erlaß erfolgt iſt, und zwar ſchenkungsweiſe, aber nicht 
bedingungslos, ſondern unter der — ſei es aufſchiebenden, ſei es auflöſenden 
— Bedingung, daß der Beklagte die Erblaſſerin (Gläubigerin) überleben werde. 
Ohne Rechtsverſtoß geht das Ber.⸗Gericht davon aus, daß für den ſchenkungs⸗ 
weiſe erfolgenden Erlaß die Rechtsregeln der Schenkung, und zwar ebenſo⸗ 
wohl die der Schenkung unter Lebenden wie der von Todes wegen (BGB. 
88 516. 2301) gelten (Komm. v. RGR. § 516 Erl. 1) und daß der feſtgeſtellte 
Sachverhalt an und für ſich den Tatbeſtand des § 2301 Satz 1 BGB. ergibt. 

Der Erlaß iſt nach dem Vorbringen des Beklagten wie nach der An⸗ 
nahme des Ber.⸗Gerichts mündlich erfolgt, eine beſondere Form nicht gewahrt 
worden. Er kann alſo Wirkſamkeit nur beanſpruchen, wenn die Voraus⸗ 
ſetzung des § 2301 Abſ. 2 zutrifft, daß der Schenker die Schenkung durch 
Leiſtung des zugewendeten Gegenſtandes vollzogen hat. Dies nimmt das 
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Ber. Gericht an ‚indem es ausſpricht, es handle ſich nicht um das Verſprechen 
künftigen Erlaſſes, der Erlaß ſei ſchon jetzt unter Lebenden geſchloſſen, wenn 
auch nur unter einer Bedingung: die Schenkung ſei hier durch den Erlaß 
der Schuld ebenſo vollzogen, wie dies in anderen Fällen durch Übergabe der 
den Gegenſtand der Schenkung bildenden Sache geſchieht. 

Dieſe Beurteilung beruht in allem Weſentlichen auf Auslegung und 
Tatſachenwürdigung und läßt einen Rechtsverſtoß nicht erkennen. Auch die 
Reviſion vermochte nicht, einen ſolchen darzutun. Für die Abgrenzung von 
Schenkungsverſprechen und Schenkungsvollzug kommt es darauf an, ob der 
Schenker eine beſtimmte Geſtaltung der Dinge nur verheißen will oder ob er 
ſchon etwas zu ihrem tatſächlichen Eintritt tut. Es bedarf keiner Ausführung, 
daß dieſe Frage nur nach der Lage des Einzelfalls zu beurteilen iſt. Daß zur 
Heilung des Formmangels ein bedingter Vollzug genügt, iſt in der Recht⸗ 
ſprechung insbeſondere des Reichsgerichts anerkannt (vgl. RGEntſch. 53, 297; 
Warneyer 1908 Nr. 141 und 302; 1909 Nr. 33; II 168/17; IV 317/18; 
Komm. von RGR. § 518 in Erl. 1 S. 640 leine Schenkung kann ihrer Voll⸗ 
ziehung ungeachtet bedingt oder befriſtet jein]; $ 2301 Erl. 5 lauch die voll- 
zogene Schenkung von Todes wegen ſteht unter der Bedingung des Über⸗ 
lebens des Beſchenkten]). Darnach ergibt die dem angefochtenen Urteil zu⸗ 
grunde liegende Annahme einer bedingten und vollzogenen Schenkung kein 
rechtliches Bedenken.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 7. April 1921. L. w. K. (OLG. 

Breslau). VI. 553/20. 


203. Überlaſſung eines Anweſens zum Betrieb eines Erholungsheimes 
als Pachtvertrag; zur Kündigung kann die Suftimmung des Miet⸗ 
einigungsamts nicht auf Grund der zum Schutze der Mieter erlaſſenen 
geſetzlichen Dorfchriften, wohl aber auf Grund der Maßnahmen gegen 
den Wohnungsmangel in Frage kommen. 8 
Vgl. 73 Nr. 223; 69 Nr. 73 m. N. | 

BGB. §§ 581. 564; VO. v. 23. Sept. 1918; Gef. v. 11. Mai 1920 § 9. 
Eigentümer des in ©. gelegenen Anweſens, auf dem fic) ein Wohnhaus 
mit 35 zur Beherbergung von Perſonen eingerichteten Zimmern befindet, 
war früher ein gewiſſer P. Mit dieſem hatte die Beklagte im Januar 1912 
einen als Miete bezeichneten Vertrag geſchloſſen, durch den ſich P. zur Über- 
laſſung des Anweſens und des im bejonderen Verzeichniſſe aufgeführten 
Inventars gegen einen für die ſpäteren Jahre auf 13000 .# feſtgeſetzten 
Jahreszins verpflichtete; für den Fall des Verkaufs des Anweſens ſollte die 
Beklagte gegen Entſchädigung in Höhe eines Jahreszinſes innerhalb 4 Wochen 
das Grundſtück zu räumen haben (§ 6). Die Beklagte hatte darauf in dem 
Anweſen ein Erholungsheim betrieben, zu dem ſie vom Bezirksausſchuß 
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die Erlaubnis erhalten hatte. Im September 1919 kaufte die Klägerin das 
Anweſen. Sie verlangte mit der Klage von der Beklagten auf Grund des 
86 des Vertrags die Räumung. Die Beklagte widerſprach, weil nach den 
geſetzlichen Vorſchriften die Kündigung nur mit Zuſtimmung des Miet- 
einigungsamts Z., die nicht vorliege, zuläſſig ſei. Die Klage hatte in zwei 
Inſtanzen Erfolg, das Reichsgericht hob auf. Aus den Gründen des Rev. 
Urteils: 

„Zur Entſcheidung ſteht die Frage, ob das nach §6 des Vertrags vom 
5. Jan. 1912 an ſich begründete Räumungsverlangen der Klägerin zu ſeiner 
Wirkſamkeit der Zuſtimmung des Mietseinigungsamts Z. bedürfe. 

1. Dem Ber.⸗Gericht iſt darin beizutreten, daß der genannte Vertrag, 
obwohl er als Miete bezeichnet iſt, in Wahrheit ein Pachtvertrag iſt. Nach 
den Feſtſtellungen des Ber.⸗Gerichts hat bereits der Verpächter P. die Auf- 
nahme erholungsbedürftiger Perſonen gewerbsmäßig betrieben. Ausſchließ⸗ 
lich als Erholungsheim hat die Beklagte, die hierzu vom Bezirksausſchuß die 
Konzeſſion erhalten hat, den Betrieb fortgeführt. Zu einem ſolchen Betriebe 
war das Anweſen durchaus geeignet: es hatte 35 eingerichtete Zimmer, eine 
einheitliche Küche, Garten, Wald und gute Luft. Die meiſtens auf behörd⸗ 
liche Anordnung getroffenen Veränderungen, die die Beklagte bei Aufnahme 
ihres Betriebs vorgenommen hat, waren nicht erheblicher Art; ſie beſtanden 
in der Abänderung einer zu ſteilen Treppe, der beſſeren Belichtung und Be- 
luftung eines Flurs ſowie der Errichtung eines Lichtbads. Das Inventar iſt 
der Pächterin zum größten Teile gebrauchsweiſe überlaſſen worden. Die 
Geſamtheit dieſer Umstände rechtfertigt die Bejahung eines Pachtverhalt- 
niſſes. Behufs Erzielung von Erträgniſſen iſt zum Betrieb eines Erholungs⸗ 
heims ein Anweſen einſchließlich ſeines Inventars überlaſſen worden, das 
für einen ſolchen Betrieb nach ſeiner Lage und Beſchaffenheit geeignet und 
bereits hierzu ausgerüſtet war. 

2. Aus den zum Schutze der Mieter erlaſſenen geſetzlichen Vorſchriften 
(VO. vom 23. Sept. 1918 mit Abänderung vom 22. Juni 1919 und weiterer 
Abänderung im Geſetze über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel vom 11. Mai 
1920 unter II) läßt ſich die Notwendigkeit der Zuſtimmung des Mieteinigungs⸗ 
amts zur Kündigung dieſes Pachtverhältniſſes nicht ableiten. Alle dieſe 
Vorſchriften ſprechen nur von Mietverhältniſſen, nur vom Vermieter und 
Mieter. Weder dem Text der Vorſchriften noch ihrer Begründungen noch 
ihrem Zwecke iſt ein Anhalt dafür zu entnehmen, daß ſie auch auf Pachtver⸗ 
hältniſſe anzuwenden ſeien. In Übereinſtimmung mit dem Schrifttum 
(Stern Mietſchutz V. S. 19; Lehmann Mieterſchutz S. 20/28; Unger ebenda 
S. 21, 48; Dähne Miet- und Wohnrecht S. 8) iſt auch eine entſprechende 
Anwendung auf Pachtverhältniſſe abzulehnen. Die vertretene Auffaſſung 
iſt um ſo mehr gerechtfertigt, als der Geſetzgeber durch beſondere Vorſchriften 
Schutzbeſtimmungen für Pachtverhältniſſe gegeben hat. Dies iſt geſchehen 


203. Pacht. 


in der Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung vom 31. Juli 1919 und der 
Pachtſchutzordnung vom 9. Juni 1920, zu der die Preußiſche Pachtſchutz⸗ 
ordnung vom 3. Juli 1920 ergangen iſt. Die erſtere Verordnung bezieht 
ſich jedoch, wie ſchon ihr Name bejagt, lediglich auf die Arbeiter-, Schreber⸗ 
gärten, Laubenkolonien, Pflanzervereine. Auch die zweite Verordnung be⸗ 
trifft nicht alle Pachtverhältniſſe, ſondern nur Grundſtücke, die der landwirt⸗ 
ſchaftlichen oder gewerbsmäßig gärtneriſchen Nutzung dienen. Auf die Ver⸗ 
pachtung anderer Betriebe, wie Hotels, Sanatorien, iſt ſie nicht anwendbar. 

3. Zweifel beſtehen aber darüber, ob nicht die Notwendigkeit der Zu⸗ 
ſtimmung des Mieteinigungsamts zur Kündigung der Pacht durch die geſetz⸗ 
lichen Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel (V. vom 23. Sept. 
1918 mit Nachtrag vom 22. Juni 1919 und insbeſondere im Geſetz über Maß⸗ 
nahmen gegen Wohnungsmangel vom 11. Mai 1920 unter I) gerechtfertigt 
ſei. Nach den 88 2—5 der urſprünglichen Verordnung haben die Gemeinde⸗ 
behörden das Recht zur Unterſagung des Abbruchs von Gebäuden, der Ver⸗ 
wendung von Gebäuden zu Fabriken (§ 2), ferner ein Auskunftsrecht über 
das Leerſtehen von Wohnungen ($ 3), das Recht zur Feſtſetzung von Miets⸗ 
verträgen (§ 4) und endlich das Recht auf unbenutzte Fabrik-, Lager⸗ und 
ähnliche Räume. In 89 (in der Faſſung des Geſetzes vom 11. Mai 1920) 
wird weiterhin für den Fall, daß infolge ſtarken Mangels an Wohnungen 
ſich außergewöhnliche Mißſtände geltend machen, der oberſten Landesbehörde 
die Befugnis erteilt, mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters Gemeinde⸗ 
behörden auch zu anderen als in den §§ 2—5 bezeichneten Anordnungen 
und Maßnahmen zu ermächtigen und zu verpflichten, insbeſondere zu Ein⸗ 
griffen in die Freizügigkeit, ſowie in die Unverletzlichkeit der Wohnung und des 
Eigentums, ſoweit ſolche Eingriffe zur Behebung oder Milderung der Woh- 
nungsnot dringend erforderlich ſind. Der oberſten Landesbehörde iſt auch 
die Befugnis erteilt, ſelbſt unmittelbar ſolche Maßregeln zu treffen. §9 
enthält alſo eine Sammelbeſtimmung für Maßregeln jeder Art, ſoweit ſie 
zur Hebung der Wohnungsnot notwendig ſind und im übrigen den geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen entſprechen. Unter ſolche Maßregeln kann auch die 
Anordnung fallen, daß die Kündigung einer Wohnung ſchlechthin ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Art ihrer Benutzung von der Zuſtimmung des Mieteinigungsamts 
abhängt. Gerade bei Betrieben, die, wie Erholungsheime, für längere Zeit 
Perſonen aufnehmen, könnten im Fall einer durch Kündigung bewirkten 
Aufhebung des Betriebs erhebliche Mißſtände hinſichtlich der anderweiten 
Unterbringung der erholungsbedürftigen Perſonen entſtehen. Für eine nach 
§ 9 getroffene Maßregel iſt es unerheblich, auf Grund welchen Rechtsver⸗ 
hältniſſes die Wohnung in Beſitz genommen worden iſt. 

Nun hat die Beklagte behauptet, daß vom Gemeindevorſtand Z. auf 
Grund der Ermächtigung des Preuß. Miniſters für Volkswohlfahrt am 27. Nov. 
1919 eine Verordnung erlaſſen worden ſei, wonach Klage auf Räumung von 
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Wohnungen nur mit Zuſtimmung des Mieteinigungsamts angeſtrengt werden 
dürfen. Welche nähere Bewandtnis es mit dieſer ſchon vor dem Erlaſſe 
des Geſetzes vom 11. Mai 1920 ergangenen Anordnung hat, iſt vom Ber.⸗ 
Gericht bisher nicht erörtert worden. Zur Aufklärung des Sachverhalts 
iſt daher die Sache unter Aufhebung des Urteils behufs weiterer Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das Ber.-Ceridt zurückzuverweiſen.“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 10. Mai 1921. F. w. kath. 
Wohltätigkeitsanſt. z. h. E. (Kammergericht) III. 133/21. 


204. Nichtigkeit eines Darlehensvertrages mit einem Spielklub zwecks 
Dervollftändigung feiner Einrichtung“; Ausſchluß der Bereicherungs⸗ 
klage“ “*. 

“Bol. 57 Nr. 172; Vgl. 59 Nr. 81. 

BOB. §§ 607. 138. 817. 

Die Klägerin hatte dem beklagten Verein am 5. Febr. 1919 ruſſiche 
Staatspapiere im Nennbetrag von 60000 % (Kurswert 28 800.4) übergeben, 
damit er ſich darauf Geld beſchaffe; der Verein hatte ſich verpflichtet, die Pa⸗ 
piere ſamt einer Vergütung von 6000 % bis zum 28. Febr. 1919 zurückzu⸗ 
geben. Der Beklagte J. hatte für die Verpflichtungen des Vereins die ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſche Bürgſchaſt übernommen. Mit der Klage wurde von beiden 
Beklagten die Rückgabe der 60000 „& ruſſiſche Staatsanleihe gefordert. 

Die Klage gegen J. wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗ 
Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß der beklagte Verein unſtreitig 
ein Spielklub ſei, eine Vereinigung zur Veranſtaltung von Glücksſpielen, die 
aus ſolchen Gewinn erzielen will. Nach dem Klagvortrag ſelbſt müſſe ange⸗ 
nommen werden, daß der beklagte Verein die lombardierten Wertpapiere 
aus ſeinen Spieleinnahmen einzulöſen beabſichtige und aus dieſen Spiel⸗ 
einnahmen auch die der Klägerin verſprochene Vergütung zahlen ſollte, das 
durch die Lombardierung der Wertpapiere erlangte Geld aber anderſeits als 
Betriebsmittel, insbeſondere zur Bezahlung von Beleuchtungskörpern, der 
Kücheneinrichtung u. dgl dienen ſollte. Die Klägerin habe gewußt, daß es 
ſich um einen Spielklub handle, und daß dieſer das Geld zur Bezahlung oder 
Vervollſtändigung ſeiner Einrichtung gebrauchte. Sie habe alſo auch gewußt, 
daß der beklagte Verein nur aus dem Spielbetrieb das Darlehen zurückerſtatten 
und die Vergütung, die einem Zinsfuß von über 250% entſpreche, zahlen 
könne. Der beklagte Verein habe das Geld zu einem ſittlich verwerflichen 
Zwecke genommen, nämlich um den Spielbetrieb durch beſſere Einrichtung 
zu fördern: die Klägerin habe an dem Gewinn aus der Ausbeutung der Spiel⸗ 
leidenſchaft teilnehmen und ſich ſelbſt dadurch mühelos bereichern wollen. 
Darnach ſei der Vertrag zwiſchen der Klägerin und dem beklagten Verein 
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gemäß 8 138 Abi. 1 BOB. nichtig, die Bürgſchaft des Beklagten J. hinfällig 
und auch eine Forderung der Klägerin aus ungerechtfertigter Bereicherung 
nach § 817 Satz 2 BGB. unbegründet. Damit entfalle auch der Anſpruch 
auf Erſatz der Koſten des Arreſtverfahrens. 

Der beklagte Verein nahm hiernach das Geld, um den Spielbetrieb 
durch beſſere Einrichtung zu fördern, alſo zu einem ſittlich verwerflichen Zwecke: 
die Klägerin wußte dies und wollte an dem Gewinn aus der Ausbeutung 
der Spielleidenſchaft teilnehmen und ſich ſelbſt dadurch mühelos bereichern. 
Wenn hiernach das Ber.⸗Gericht Nichtigkeit des behaupteten Vertrags der 
Klägerin mit dem Beklagten J. nach § 138 Abi. 1 BGB. annimmt und auch 
die Bereicherungsklage nach § 817 Satz 2 BGB. für ausgeſchloſſen hält, jo 
ſteht dies mit der grundſätzlichen Rechtſprechung des Reichsgerichts durchaus 
im Einklang (K. v. ROMS. § 762 Erl. 5 S. 888 unten; RGentſch. 67, 355; 
70, 1; Warneyer 1921, Nr. 11 und 12 und daj. angef. Entſch.). Die ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſche Bürgſchaft des Beklagten J. iſt daher mit Recht für. hinfällig 
erachtet.“ | 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 12. Mai 1921. K. w. Verein f. 

R. u. Pf. und J. (Kammergericht). VI. 33/21. 


205. Wann liegt ein nach 84 des Stellenvermittlergeſetzes nichtiger 
Vertrag vor, durch den fic) der Vertragsgegner für ſpätere Fälle an 
einen beſtimmten Stellenvermittler bindetd 
BGB. §§ 611, 652. 

Der Beklagte hatte dem Kläger am 1. Jan. 1920 den Auftrag erteilt, 
für ſein Kabaret monatlich das Programm zuſammenzuſtellen und die 
Künſtler mit der Wirkung zu beſchaffen, daß die von ihm mit letzteren abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge für den Beklagten bindend ſeien. Mit der Behauptung, 
daß der Beklagte in den Monaten Auguſt und Oktober die Künſtler zum über⸗ 
wiegenden Teil ſelbſt engagiert habe, forderte der Kläger als Schadenerſatz 
die ihm zukommende Durchchſnittsproviſion. Der Beklagte machte geltend, 
daß der Vertrag vom 1. Jan. 1920 nach $ 4 des Stellenvermittlergeſetzes 
nichtig ſei. Dieſer Einwand wurde in beiden Inſtanzen für unbegründet 
erachtet. Aus den Gründen: . 

„Das Landgericht hat folgendes ausgeführt: Es kann ſchon zweifelhaft 
ſein, ob der Kläger dem Beklagten gegenüber überhaupt als gewerbsmäßiger 
Stellenvermittler im Sinne des § 1 des Stellenvermittlergeſetzes anzuſehen 
iſt, weil der Kläger auf Grund einer im voraus erteilten allgemeinen Voll⸗ 
macht zum ſelbſtändigen Abſchluß der Engagementsverträge im Namen des 
Beklagten befugt und außerdem zu Leiſtungen — Aufſtellung der monat⸗ 
lichen Programme — verpflichtet iſt, die dem Begriff des Stellenvermittlers 
fremd ſind. 


205. Stellenvermittelung. 339 


Doch kann dies dahingeſtellt bleiben. Der § 4 des Stellenvermittler- 
geſetzes findet jedenfalls aus einem anderen Grunde auf das zwiſchen den 
Parteien beſtehende Vertragsverhältnis keine Anwendung. Denn die in ihm 
enthaltene Beſtimmung trifft einen ganz anderen Tatbeſtand. Hier iſt zwiſchen 
den Parteien ein Vertrag geſchloſſen, demzufolge der Kläger vom Beklagten 
den Auftrag erhalten hat, für die nächſten zwei Jahre monatlich das Programm 
zuſammenzuſtellen bzw. die Künſtler zur Ausführung dieſer Programme zu 
engagieren. Von einer Verpflichtung des Beklagten, ſich auch in ſpäteren 
Fällen der Mitwirkung des Klägers zu bedienen, iſt garkeine Rede. Dieſer 
Tatbeſtand wäre z. B. dann erfüllt, wenn der Beklagte ſich verpflichtet hätte, 
auch nach Ablauf dieſer zwei Jahre Künſtler für ſein Kabaret nur durch Ver⸗ 
mittlung des Klägers zu engagieren. Vorausſetzung für die Anwendbarkeit 
des § 4 StVG. iſt immer ein „erſter Fall“, d. h. das Vorliegen eines erſten 
Vertrages, welcher die Inanſpruchnahme der Vermittlertätigkeit eines Stellen⸗ 
vermittlers zum Inhalt hat und gleichzeitig die Verpflichtungserklärung 
des Vertragsgegners enthält, in „ſpäteren Fällen“, d. h. nach Erledigung des 
erſten Vertragsverhältniſſes bei künftig etwa erforderlich werdender erneuter 
Inanſpruchnahme eines Stellenvermittlers ſich desſelben Stellenvermittlers 
zu bedienen, wie im erſten Fall. 

Im vorliegenden Falle die Tätigkeit des Klägers in ſo viele Tatbeſtände 
zu zerlegen, wie er Künſtler in den zwei Jahren engagiert hat, und von einem 
„erſten Fall“ beim Engagement des erſten Künſtlers und von „ſpäteren Fällen“ 
beim Engagement der anderen Künſtler zu ſprechen, iſt rechtlich nicht haltbar 
und widerſpricht dem Sinn und Inhalt des Vertrages. Die vom Kläger 
übernommene Verpflichtung iſt eine einheitliche und gegenwärtige, nämlich 
eine am 1. Januar 1920 übernommene Verpflichtung, zu deren Erfüllung 
er zu wiederholten Malen tätig werden muß und deren Erfüllung erſt nach 
2 Jahren zum Abſchluß gelangt. Daß die Verpflichtung auch von den Parteien 
als eine einheitliche gedacht und gewollt iſt, geht ſchon daraus hervor, daß der 
Beklagte ſeinen Zweck garnicht anders erreichen konnte als durch den Abſchluß 
derartiger ſich über einen gewiſſen längeren Zeitraum erſtreckender Verträge, 
weil bei dem Mißverhältnis zwiſchen Angebot und Nachfrage nach Kabaret- 
künſtlern gute Kräfte meiſt ſchon für Monate hinaus feſt verpflichtet ſind. 

Die Einheitlichkeit und Gegenwärtigkeit der vom Kläger übernommenen 
Verpflichtung beweiſt endlich auch der Umſtand, daß an ſich die Verpflichtung 
auch einheitlich und am Tage ihrer Übernahme erfüllt werden könnte, indem 
der Kläger bereits am 1. Jan. 1920 die 24 Monatsprogramme zuſammen⸗ 
ſtellt und alle zur Ausführung erforderlichen Künſtler engagieren könnte. 
Daß dies praktiſch nicht ausführbar iſt, kann an der rechtlichen Natur der Ver⸗ 
pflichtung nichts ändern. 

In dem durch § 4 des Stellenvermittlergeſetzes betroffenen Falle liegt 
ein Vorvertrag vor, durch welchen ſich der Vertragsgenoſſe des Stellenver⸗ 
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mittlers verpflichtet, bei künftigem Bedarf ſich der Vermittelung des Stellen⸗ 
vermittlers zu bedienen und alsdann mit ihm einen neuen Vermittelungs⸗ 
vertrag abzuſchließen: der Abſchluß dieſes Vertrages mit dem Stellenvermittler 
liegt in der Zukunft. Im vorliegenden Falle dagegen hat der klagende Stellen⸗ 
vermittler die ſofort wirkſame Verpflichtung übernommen, für das Unter⸗ 
nehmen des Beklagten zwei Jahre lang monatsweiſe die Künſtler zu ſtellen. 
Darin liegt nicht der Abſchluß eines Vorvertrages, ſondern des Vermittlungs⸗ 
vertrages ſelbſt. Dieſer ſoll die Befriedigung des gegenwärtig vorhandenen 
wirtſchaftlichen Bedürfniſſes des Beklagten ſicherſtellen, für die Vertrags⸗ 
zeit monatlich wechſelnd mit Künſtlern verſorgt zu ſein und ſein Unternehmen 
für dieſen Zeitraum von der Gefahr zu befreien, mit Kräften nicht oder unge⸗ 
nügend verſehen zu fein. Darin liegt im Gegenſatze zum Falle des § 4 StVG. 
ein berechtigtes wirtſchaftliches Intereſſe, und im Gegenſatz zum Falle dieſes 
84iſt hier weder der Abſchluß des eigentlichen Vermittlungsvertrages mit dem 
Stellenvermittler nach deſſen auf Grund dieſes Vertrages durch Annahme von 
Künſtlern erfolgende Vermittlertätigkeit, ſondern lediglich die auf Grund des 
Annahmevertrages erfolgende Leiſtung der Künſtler auf die Zukunft abgeſtellt. 

Dieſe Ausführungen des Landgerichts ſind völlig zutreffend. Die Be⸗ 
ſtimmung des § 4 iſt aus dem Beſtreben hervorgegangen, zu verhindern, daß 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer dauernd von einem Agenten gefeſſelt werden 
und dieſer letztere ſo wegen der Ausſicht auf eine neue Vermittlergebühr ein 
Intereſſe daran gewinnt, Verträge von nur geringer Dauerhaftigkeit zuſtande 
zu bringen. Von einer ſolchen Gefahr kann in Fällen der vorliegenden Art 
nicht geſprochen werden. Der Vertrag iſt hier von vornherein darauf gerichtet, 
daß ein Wechſel der Künſtler ſtatthaben ſoll, weil ein Unternehmen wie das 
des Beklagten dem Publikum Abwechſlung bieten muß, und die verſchiedenen 
Fälle, in denen der Kläger von neuem für den Beklagten tätig werden ſoll, 
ſind ſolche, wo die angeworbenen e beſtimmungsgemäß alsbald durch 
neue erſetzt werden ſollen. 

Auch auf den § 3 Abſ. 5 StVG. kann ſich der Beklagte nicht mit Erfolg 
berufen. Wenn hier beſtimmt iſt, daß der Stellenvermittler zum Arbeitgeber 
in keinem Dienſt⸗ oder Abhängigkeitsverhältnis ſtehen darf, ſo ſoll dadurch 
eine unparteiiſche Stellung des Vermittlers gewährleiſtet werden. Ein Ver⸗ 
trag, durch den der Vermittler lediglich den Intereſſen des Arbeitgebers dienſt⸗ 
bar gemacht wird, liegt aber hier nicht vor. Das würde nur dann der Fall 
jein, wenn neben dem Vertrag vom 1. Jan. 1920 noch ein Dienft- oder Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis zwiſchen den Parteien begründet wäre. Hier liegt aber 
nichts weiter vor als der Vermittelungsauftrag ſelbſt, der lediglich durch die 
Übertragung der Auswahl und Zuſammenſtellung der Künſtler auf den 
Kläger eine Ergänzung erfährt.“ 

Urteil des OLG. in Roſtock (1. Sen.) v. 30. Juni 1921. D. w. L. Do. 

132/1921. Kn. 
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206. Zuläſſigkeit der Haftungsbefchränfung der Eiſenbahn für in Der- 
wahrung gegebenes Gepäck auch im Falle von Fahrläſſigkeit der 
Bahnangeſtellten. 

Vgl. 58 Nr. 194. 

BOB. 5 688. EVO. 539. Ausf. Belt. 17. 

Die Klägerin übergab am 5. Juli 1919 ihren Koffer der amtlichen Gepäck⸗ 
aufbewahrungsſtelle des Altonaer Hauptbahnhofes zur Verwahrung und 
erhielt darüber den Hinterlegungsſchein Nr. 915, auf dem ſich der Vermerk 
befand, daß die Bahn bei Verluſt des aufbewahrten Gegenſtandes nur bis 
zum Höchſtbetrage von 100 „ des nachgewieſenen Schadens haftet. Als fie 
den Koffer abgab, ſtand hinter ihr ein Mann, der nach ihr einen kleinen, minder⸗ 
wertigen Handkoffer vermutlich unter Nr. 916 zur Aufbewahrung abgab. 
Bald darauf meldete ſich dieſer Mann bei der Aufbewahrungsſtelle, zeigte 
ſeinen Hinterlegungsſchein vor, auf welchem von den Zahlen 916 die Zahl 6 
fehlte, und gab an, er hätte ſeinen Hinterlegungsſchein, der die Nr. 915 gehabt 
hätte, verſehentlich zerriſſen und das Stück mit der Zahl 5 verloren. Er bat 
um Aushändigung des unter Nr. 915 aufbewahrten Gepäckſtückes. Seinem 
Verlangen wurde entſprochen. Später erhielt die Klägerin ihren dem Be⸗ 
trüger von der Altonaer Polizei abgenommenen Koffer in beſchädigtem Zu⸗ 
ſtande nebſt einem Teile der darin befindlich geweſenen Sachen zurück. Mit 
der Klage verlangte fie vom Beklagten 2145 Schadenerſatz. Es wurden 
ihr nur 100 K zuerkannt. Aus den Gründen des Ber.⸗ Urteils? 

„Nach § 39 EVO. vom 23. Dez. 1908 (RGBl. 1909 S. 93) ſind auf den 
Stationen, wo Reiſegepäck abgefertigt wird, tunlichſt Vorkehrungen zu treffen, 
die es dem Reiſenden ermöglichen, ſein Gepäck gegen eine durch Aushang 
bekannt zu machende Gebühr zu vorübergehender Aufbewahrung nieder⸗ 
zulegen. Die Eiſenbahn haftet in dieſem Fall als Verwahrer, und zwar gemäß 
der ſeit dem 1. Mai 1907 gültigen Ausf.⸗Beſt. 17 „für Verluſt, Minderung, 
Beſchädigung oder verſpätete Auslieferung der aufbewahrten Gegenſtände“ 
in Höhe des nachgewieſenen Schadens, jedoch nur bis zum Höchſtbetrage von 
100 % für das Stück. 

Da es ſich im vorliegenden Falle nicht um einen der Klägerin durch Vor⸗ 
ſatz der Bahnangeſtellten zugefügten Schaden handelt, ſo kann es unerörtert 
bleiben, ob auch bei vorſätzlicher Schadenverurſachung die Haftung der Eiſen⸗ 
bahn durch eine Vorſchrift wie in Ausf.⸗Beſt. 17 in wirkſamer Weiſe beſchränkt 
werden könnte. 

Gegen eine Haftungsbeſchränkung im Falle von Fahrläſſigkeit der Bahn⸗ 
angeſtellten, wie ſie nach dem eigenen Vorbringen der Klägerin hier in Frage 
kommt, beſtehen keine rechtlichen Bedenken. Die von der Bahn für die Gepäck⸗ 
aufbewahrung verlangte Gebühr iſt nur geringfügig und ſteht in der über⸗ 
wiegenden Mehrzahl aller Fälle, in denen die Bahn die Aufbewahrung über⸗ 
nimmt, namentlich unter den heutigen Umſtänden in keinem Verhältnis zu 
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dem Werte der aufbewahrten Gegenſtände und dem Umfange der einem 
Verwahrer geſetzlich obliegenden Haftung. Wenn daher die Bahn durch die 
aus dem Hinterlegungsſchein erſichtliche Vorſchrift der Ausf.-Beft. 17 die mit 
der Aufbewahrung verbundene Gefahr in der Weiſe teilweiſe von ſich abzu— 
wälzen verſucht, daß jie ihre Haftung auf einen Höchſtbetrag von 100 1 ein- 
ſchränkt, ſo überläßt ſie es dem Hinterleger, entweder von dieſer Art der Auf— 
bewahrung Abſtand zu nehmen oder ſich durch Selbſtverſicherung gegen einen 
über 100 hinausgehenden Schaden zu ſchützen. Hierin iſt kein Verſtoß 
gegen die guten Sitten, insbeſondere kein Mißbrauch eines Monopols oder 
auch nur einer monopolartigen Stellung der Eiſenbahn zu finden (vgl. über 
die hiermit zuſammenhängenden Fragen RGeéEntſch. 20, 115; 98, 31; OLG. 
Frankfurt in JW. 1920, 449 und RG. in JW. 1920, 773). 

. Die Klägerin hält weiterhin die Vorſchrift der Ausf.-Beſt. 17 um dex 
willen hier für unanwendbar, weil ſie meint, es liege gar kein „Verluſt“ eines 
Gepäckſtückes vor, wenn es mit Willen der Bahnangeſtellten aus dem Bahn⸗ 
gewahrſam herausgegeben worden ſei, von einem Verluſt könne vielmehr 
nur dann geſprochen werden, wenn das Gut ohne oder gegen den Willen der 
Bahnangeſtellten aus dem Gewahrſam entkomme. Sie beruft ſich dafür 
auf § 965 BGB. Dieſe Bezugnahme iſt jedoch verfehlt. Denn in § 965 BGB. 
handelt es ſich um eine „verlorene“ Sache, die ein anderer findet und an ſich 
nimmt, alſo um den gänzlich anders gearteten Tatbeſtand des Fundes. Bei 
der Ausf.⸗Beſt. 17 liegt dagegen ein Verluſt wie in §§ 461. 465. 414. 390 HGB. 
vor. Ein Verluſt im Sinne aller dieſer Beſtimmungen iſt aber dann anzu— 
nehmen, wenn eine tatſächliche oder rechtliche Unmöglichkeit, über das Gut 
zu verfügen und es demgemäß herauszugeben, eingetreten iſt, einerlei auf 
welcher Urſache dies beruht und insbeſondere auch dann, wenn das Gut an 
einen Unbefugten herausgegeben worden iſt (vgl. RGeEntſch. 49, 93; ROH. 
4, 14; 15, 30; JW. 1902, 39834; Düringer⸗Hachenburg, HGB. (2), Bd. III 
S. 601. 759). 

Iſt hiernach ein Verluſt des klägeriſchen Koffers zu bejahen, ſo unterliegt 
es weiter keinerlei Zweifel, daß die Ausf.-Beſt. 17 nach ihrer weiten Faſſung 
alle Fälle des Verluſtes betrifft, ohne hinſichtlich der Urſache des Verluſtes 
irgendeine Einſchränkung zu machen. Weder unterſcheidet ſie zwiſchen unfrei— 
willigem und freiwilligem Verluſt noch in betreff des Grades der den Bahn— 
angeſtellten etwa zur Laſt fallenden Fahrläſſigkeit. Sie bezieht ſich alſo auch 
auf den Fall eines durch Herausgabe des Gepäckſtückes an einen Unbefugten 
grob fahrläſſig verurſachten Verluſtes. Ferner will ſie die Beſchränkung der 
Haftung nicht nur für die Haftung aus dem Vertragsverhältnis ausſprechen, 
ſondern darüber hinaus auf das Gebiet der außervertraglichen Haftung aus— 
dehnen. Demnach kann die Klägerin nicht damit gehört werden, daß die Eiſen⸗ 
bahn im vorliegenden Falle nicht nur aus dem Verwahrungsvertrage, ſondern 
unbeſchränkt auch aus § 823 BGB. zu haften habe. 
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Wollte man indeſſen nicht ſo weit gehen, die Ausf.-Beſt. 17 auch auf die 
Haftung aus unerlaubter Handlung zu beziehen, ſo würde die Entſcheidung 
nicht anders ausfallen. Denn eine Haftung aus § 823 BGB. neben der Ver⸗ 
tragshaftung findet nur dann ſtatt, wenn die ſchädigende Handlung allgemein 
rechtswidrig iſt, wenn alſo eine Pflicht verletzt wird, die als allgemein zu 
beobachtende Sorgfaltspflicht auch außerhalb eines Vertragsverhältniſſes 
beſteht (RG. in FS. 1913, 376). Das trifft hier nicht zu. Denn nur der ver⸗ 
traglich Gebundene hat die Pflicht, die Sache des anderen vor Zugriffen 
Unbefugter zu ſchützen, nicht aber beſteht eine allgemeine Rechtspflicht des- 
ſelben Inhaltes auch außerhalb eines Vertragsverhältniſſes. Durch die Heraus⸗ 
gabe des Koffers an einen Unbefugten hat daher die Eiſenbahn lediglich ihre 
Pflichten aus dem Verwahrungsvertrage verletzt, nicht aber gegen 8 823 
BGB. verſtoßen. (RGeEntſch. 67, 185.)“ 

Urteil des OLG. Kiel (1. Sen.) v. 25. Nov. 1920. F. w. Eiſenbahnfiskus. 

U T 286/20. Schl.⸗Holſt. Anz. 1921 S. 43. 


207. Gegenüber der Klage aus einem zur Sicherung der Vertrags- 

erfüllung gegebenen Scheck trifft den Beklagten die Beweislaſt, daß 

dem Kläger weder ein Erfüllungs- noch ein Schadenerſatzanſpruch zuſteht. 
Scheckgefetz v. II. 3. 08 § 18. WH. Art. 82. BSB. § 326. 

Aus einem vom Beklagten auf die Dresdener Bank gezogenen, dieſer 
laut ihres Vorlegungsvermerks am 29. Jan. 1920 vorgelegten und von ihr 
nicht bezahlten Scheck vom 24. Jan. 1920 über 25000 klagte der Kläger 
als Inhaber des ihm vom Beklagten gegebenen Schecks im Scheckprozeß auf 
Zahlung von 25000 / nebſt Zinſen. Der Beklagte wurde nach dem Klage— 
antrag unter Vorbehalt der Ausführung ſeiner Rechte verurteilt. Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Am 23. Jan. 1920 kaufte der Beklagte voͤm Kläger mit kurzer Liefer— 
friſt 500 Boſch-Anlaſſer, das Stück zu 500. unter Hingabe des Klageſchecks. 
Der Beklagte verweigerte demnächſt die Abnahme der Anlaſſer und ſperrte 
den Scheck, weil die angebotenen Stücke nicht vertragsmäßige Ware, näm⸗ 
lich nicht Automobil- ſondern Flugzeuganlaſſer ſeien. Auf dieſe Weigerung 
des Beklagten ſetzte ihm der Kläger eine Friſt mit Androhung aus § 326 BGB. 
Nach dem fruchtloſen Ablaufe der Friſt verlangt er mit der Klage Bezahlung 
der Scheckſumme nebſt Zinſen, da ihm ein Anſpruch auf Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung zuſtehe. Der Beklagte macht dagegen geltend, daß, da der 
Scheck zur Erfüllung der Vertragsverpflichtung als Anzahlung gegeben ſei, 
der Kläger, der gemäß $ 326 BGB. Erfüllung nicht mehr beanſpruchen könne, 
aus dem Scheck Rechte nicht mehr herleiten dürfe. Der Kläger behauptet da⸗ 
gegen, daß der Scheck nicht als Anzahlung, ſondern als Abnahmeſicherheit 
gegeben jet, in jedem Falle aber auch zur Sicherung eines wegen Nichterfül⸗ 
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lung begründeten Schadenerſatzanſpruchs diene. Das Ber.⸗Gericht läßt es 
dahingeſtellt, zu welchem der beiden Zwecke der Scheck gegeben ſei, da als 
übereinſtimmender Vertragswille angenommen werden müſſe, daß durch 
ihn die Vertragserfüllung durch den Beklagten geſichert werden ſollte. Da 
an Stelle des Anſpruchs auf dieſe der Anſpruch auf Schadenerſatz getreten 
ſei, ſo diene der Scheck auch zu deſſen Sicherung. Der Klageanſpruch würde 
daher nur dann unbegründet ſein, wenn infolge berechtigter Abnahme⸗ und 
Zahlungs weigerung der Beklagte nicht in Verzug geraten und daher die Friſt⸗ 
ſetzung ungerechtfertigt geweſen wäre oder dem Kläger aus der Nichterfüllung 
Schadenerſatzanſprüche überhaupt nicht erwachſen wären. Den ihm obliegen⸗ 
den Beweis hierfür habe der Beklagte nicht erbracht; daraus ergebe ſich ſeine 
Zahlungspflicht unbeſchadet ſeines Anſpruchs auf Ausführung ſeiner Rechte 
im ordentlichen Verfahren. 

Die hiergegen von der Reviſion erhobenen Angriffe können keinen Erfolg 
haben. 

Würde es ſich lediglich um eine aus einem Erfüllungsanſpruch in einen 
Schadenerſatzanſpruch übergegangene Forderung handeln, ſo könnte mög⸗ 
licherweiſe bei dem Beſtreiten der Vertragsmäßigkeit der verkauften, noch 
nicht gelieferten Ware die Beweispflicht den Kläger treffen. Hier aber macht 
dieſer Regreßrechte aus einem ihm vom Beklagten gegebenen Scheck geltend. 
Wie der erkennende Senat bereits in einem Urteile vom 16. Okt. 1918 (Warn. 
1919 Nr. 17) ausgeführt hat, gilt gemäß § 18 Sch. hinſichtlich der Einwen⸗ 
dungen des Ausſtellers eines Schecks durchaus dasſelbe, was nach Art. 82 WO. 
für die Klage aus einem Wechſel gilt. „Kommt darnach die reine Formal⸗ 
verpflichtung aus der Urkunde nicht voll zur Geltung, wenn die Urkunde 
noch nicht in eine dritte Hand gelangt iſt, iſt alſo dann die Verpflichtung aus 
der Urkunde keineswegs völlig losgelöſt von dem zugrunde liegenden Rechts⸗ 
verhältnis, ſo iſt doch an ſich zur Begründung des Anſpruchs die Berufung 
auf die Urkunde ausreichend, und es iſt Sache des in Anſpruch Genommenen, 
zu behaupten und zu beweiſen, daß er aus der Urkunde nicht in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden dürfe. Iſt eine Vereinbarung getroffen, die der Eingabe 
zugrunde liegt, ſo muß daher der Ausſteller beweiſen, daß der Gegner die Ver⸗ 
einbarung nicht erfüllt hat“ (ſiehe die dort angezogenen Urteile und Staub 
WH. Art. 82 Anm. 27. 40. 69). 

Zutreffend beruft ſich der zweite Richter auf das Urteil des II. Zivil⸗ 
ſenats vom 11. April 1902 (RGeEntſch. 50, 264) dafür, daß im Falle des 
§ 326 Wb). 1 BGB. an die Stelle der urſprünglichen Vertragspflichten beider 
Parteien ein Anſpruch auf Schadenerſatz tritt. Dann aber kann auch die 
Auffaſſung des Ber.⸗Gerichts nicht beanſtandet werden, daß der zur Sicherung 
der Vertragserfüllung hingegebeene Scheck auch zur Sicherung dieſes aus 
dem nämlichen Vertrag entſprungenen Anſpruchs dient, und es daher Sache 
des Beklagten iſt, nachzuweiſen, daß ein Schadenerſatzanſpruch nicht beſteht. 
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Wie bei einem als Vorſchuß gegebenen Wechſel der Beklagte nicht nur zu be- 
weiſen hat, daß der Wechſel nur vorſchußweiſe gegeben iſt, ſondern auch, daß 
ein Kaufpreis nicht geſchuldet wird, weder zur Zeit noch überhaupt (Staub 
WO. Art. 82 Anm. 69), jo muß nach dem Ausgeführten das gleiche gelten 
für den an Stelle der Kaufpreisforderung getretenen Anſpruch auf Schaden- 
erſatz. So hat denn auch der I. Zivilſenat in ſeinem Urteile vom 25. Jan. 
1911 (RGeEntſch. 75, 201/2) ausgeſprochen, daß die Tatſache des Rücktritts 
von dem der Wechſelbegebung zugrunde liegenden Geſchäfte für ſich allein 
noch nicht die Geltendmachung der Anſprüche aus dem Wechſel ausſchließt. 
Wie dort ausgeführt iſt, daß durch den Rücktritt zwar das vertragliche Schuld— 
verhältnis wieder aufgehoben iſt, der Rücktritt aber ein neues Schuldver- 
hältnis begründet auf Rückgewähr der empfangenen Vertragsleiſtungen, 
und daß der Wechſelſchuldner dartun müſſe, daß er dieſen Verpflichtungen 
genügt habe, ſo gilt dieſe ihn treffende Beweispflicht in noch höherem Maße 
hier, wo das vertragliche Schuldverhältnis nicht aufgehoben, ſondern nur 
an Stelle der urſprünglichen Verpflichtung eine andere aus demſelben, der 
Begebung des Schecks zugrunde liegenden Vertrage getreten iſt. . . . . . 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 1. Juni 1921. F. w. S. (Kammer⸗ 
gericht). V. 56/21. 
208. Die dingliche Eigentumsübertragung iſt wegen Derbotwidrigfeit 
des Grundgeſchäfts nicht nichtigk; die Bewirkung einer Leiftung in 
der Abſicht, den Eintritt der gemeinſchädlichen Wirkung eines von dem 
Empfänger beabſichtigten Vergehens zu verhindern, fällt nicht unter 
881ꝛ Satz 2 BGB. | 
“Bol. 64 Nr. 47 m. N. 
BGB. §§ 812; 817. 134. 138. 929. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: „Der Beklagte hatte ſich der Zeugin 
B. gegenüber erboten, 16000. alte, rot geſtempelte Reichsbanknoten für 
17325. an einen ihm von der Zeugin zuzuführenden Käufer zu veräußern. 
Am 8. Aug. 1919 begab ſich der Kläger, der im Einverſtändniſſe mit der Kri— 
minalpolizei handelte, mit der B. zur Wohnung des Beklagten. Während 
er vor dem Hauſe wartete, zahlte die B. als feine Botin 17325 . in Geld- 
ſcheinen, die er mitgebracht hatte, dem Beklagten in der Wohnung aus und 
erhielt dafür die 16000 Reichsbanknoten. Dieſe wurden bei dem Kläger 
von Kriminalpolizeibeamten, die ihm gefolgt waren, beſchlagnahmt. Der 
gleich darauf von denſelben Beamten unternommene Verſuch, bei dem Be— 
klagten die an ihn gezahlten 17325 % zu beſchlagnahmen, wurde von dem 
Beklagten und Leuten, die er herbeirief, vereitelt. Bei einer von der Staats- 
anwaltſchaft gegen den Beklagten angeordneten und am 2. Sept. 1919 aus⸗ 
geführten Hausſuchung nach den 17325 ½ wurden 700 beſchlagnahmt 
und in gerichtliche Verwahrung überführt. 
Seufferts Archiv, Bd. 76. 3. Folge, Bd. 21. Heft 10— 12. 24 
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Wird auf dieſer Grundlage das Vorhandenſein eines Bereicherungs⸗ 
anſpruchs geprüft, ſo iſt von der in der Vorentſcheidung unerörtert gebliebenen 
Frage auszugehen, ob die Zahlung der 17325. dem Beklagten das Eigentum 
an dieſem Geldbetrage verſchafft hat. Im Falle der Rechtsunwirkſamkeit 
der Zahlung würde der Beklagte durch ſie keine Vermögensvermehrung 
erlangt haben, die erſt durch eine Zurückübertragung in das Vermögen des 
Zahlenden ausgeglichen werden müßte (RGEntſch. 63, 185; Warneyer Rſpr. 
1912 Nr. 98). Die Rechtswirkſamkeit der Zahlung wird indeſſen zunächſt 
nicht dadurch beeinträchtigt, daß nach dem zwiſchen der Kriminalpolizei und 
dem Kläger vereinbarten Plane die vom Kläger durch ſeine Botin dem Be- 
klagten übergebenen Geldſcheine alsbald nach der Übergabe beſchlagnahmt 
und, wie anzunehmen iſt, dem Kläger zurückgegeben werden ſollten. Sollte 
der Kläger hiernach vielleicht garnicht die Abſicht gehabt haben, das Eigentum 
an den Scheinen auf den Beklagten zu übertragen, ſo würde das Fehlen dieſer 
Abſicht doch mit der von ihm durch ſeine Botin bei der Übergabe der Scheine, 
ſei es auch nur durch ſchlüſſige Handlung, abgegebenen Erklärung der Cigen- 
tumsübertragung in Widerſpruch ſtehen. Es würde ein geheimer Vorbehalt 
vorliegen, das Erklärte nicht zu wollen. Ein ſolcher Vorbehalt iſt nach $ 116 
BGB. unbeachtlich. Auch der Umſtand erweiſt ſich für die Rechtswirkſamkeit 
der Zahlung als unſchädlich, daß die Zahlung der Erfüllung eines Kaufge— 
ſchäfts diente, das die Veräußerung und den Erwerb von 16000 / rot ge⸗ 
ſtempelten Reichsbanknoten zu einem ihren Nennwert überſteigenden Preiſe 
zum Inhalt hatte. Dieſes Kaufgeſchäft verſtieß allerdings gegen das in dem 
Geſetze vom 1. März 1919 (RGBl. S. 263) ausgeſprochene Verbot des Agio- 
handels mit deutſchen Banknoten und war deshalb nach § 134 BGB. nichtig. 
Das ſachenrechtliche Erfüllungsgeſchäft der Zahlung, die Einigung über den 
Eigentumsübergang an den als Zahlungsmittel verwendeten Geldſcheinen, 
aber iſt nach dem Syſtem des BGB. grundſätzlich ein für ſich ſelbſt beſtehendes, 
jog. abſtraktes Rechtsgeſchäft. Wird es als ſolches, losgelöſt von der ihm zu— 
grundeliegenden Zweckvereinbarung, betrachtet, ſo hat es nichts Verbots— 
widriges an ſich. Denn es erſchöpft ſich in der Herbeiführung einer dinglichen 
Rechtsänderung durch die Übertragung des Eigentums an Gegenſtänden, 
deren Veräußerung nicht verboten war, von dem bisherigen Eigentümer 
auf einen anderen. Dieſe Eigentumsübertragung iſt wirkſam, trotzdem ſie 
zur Erfüllung eines gegen ein geſetzliches Verbot verſtoßenden ſchuldrecht— 
lichen Grundgeſchäfts geleiſtet und angenommen wurde. Die Nichtigkeit des 
Grundgeſchäfts hatte jedoch zur Folge, daß der Beklagte durch die Leiſtung 
des Klägers 17325. ohne rechtlichen Grund erlangte, begründete alſo nach 
§ 812 Abſ. 1 Satz 1 BGB. die Verpflichtung des Beklagten zur Herausgabe 
des Erlangten. Die gleiche Verpflichtung trifft ihn nach 8 817 Satz 1 BGB. 
als den Empfänger einer Leiſtung, deren Zweck in der Art beſtimmt war, 
daß er durch ihre Annahme gegen ein geſetzliches Verbot verſtieß. Dieſe Aus— 
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führung entſpricht in ihrem negativen, wie in ihrem poſitiven Teile dem, 
was der 5. Zivilſenat des Reichsgerichts unter Zuſtimmung anderer Senate, 
für Leiſtungen zur Erfüllung eines gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Rechtsgeſchäfts in zahlreichen nur den Fall des Wuchers als beſonders geartet 
ausnehmenden Entſcheidungen grundſätzlich dargelegt hat (vgl. aus der Recht- 
ſprechung des 5. Zivilſenats insbeſondere RGEntſch. 63, 184; 75, 74; Gru⸗ 
chots Beitr. 59, 901; 62, 635 und aus der Rechtſprechung anderer Senate 
JW. 1907, 5481; Warneyer Rſpr. 1909 Nr. 183). Was dort für das Anwen⸗ 
dungsgebiet des § 138 Abſ. 1 BGB. entwickelt iſt, gilt ſinngemäß auch für 
das Anwendungsgebiet des § 134 (RGeEntſch. 68, 100). 

Es fragt ſich weiter, ob dem Bereicherungsanſpruche des Klägers § 817 
Satz 2 BGB. entgegenſteht, wonach die Rückforderung des Geleiſteten aus⸗ 
geſchloſſen iſt, wenn (auch) dem Leiſtenden ein Verſtoß gegen ein geſetzliches 

Verbot oder gegen die guten Sitten zur Laſt fällt. Dieſe Vorſchrift iſt nicht 
ſchon deshalb unanwendbar, weil der vorliegende Tatbeſtand nicht nur die 
Vorausſetzungen des $ 817 Satz 1, ſondern auch diejenigen des $ 812 Abſ. 1 
Satz 1 BGB. erfüllt. Denn, wie in der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
feſtſteht, enthält § 817 Satz 2 einen für alle Bereicherungsfälle maßgebenden 
Grundſatz (RGeEntſch. 99, 166). 

Durch das Verbot des Agiohandels mit deutſchen Banknoten ſollte deren 
Ausfuhr und ihre dem Deutſchen Reiche nachteilige Verwertung im Aus⸗ 
lande verhindert werden (Begr. zum G. v. 1. März 1919 bei Schlegelberger, 
Übergangsrecht 1920 S. 376). Das Geſetz ſtellt neben dem Unternehmen, 
deutſche Banknoten zu einem ihren Nennwert überſteigenden Preiſe zu er— 
werben oder zu veräußern, u. a. auch das Erbieten zu einem ſolchen Geſchäft 
unter Strafe. In letzterer Hinſicht hatte ſich der Beklagte ſchon vor dem Ein- 
greifen des Klägers ſtrafbar gemacht und gerade dadurch dieſes Eingreifen 
veranlaßt, durch das die Beſchlagnahme der für den Agiohandel beſtimmten 
Banknoten des Beklagten ermöglicht und das Gemeinweſen vor der ihm aus 
dieſem Agiohandel drohenden Gefahr bewahrt werden ſollte. Der Beklagte 
war von vornherein dazu entſchloſſen, die Banknoten mit Aufgeld zu veräußern, 
und ſetzte dieſen Entſchluß, ſobald ihm dazu Gelegenheit gegeben wurde, 
in die Tat um. War er hiernach zu der verbotenen Veräußerung ohnehin 
entſchloſſen, wurde dieſer Entſchluß nicht erſt vom Kläger hervorgerufen, ſo 
liegt, entgegen der von der Reviſion vertretenen Anſicht, keine Beſtimmung 
des Beklagten durch den Kläger im Sinne des $ 48 StGB. und deshalb keine 
ſtrafbare Anſtiftung vor (RGSt. 13, 121; Goltdammers Archiv 62, 113). 
Unter den angeführten Tatumſtänden hat der Kläger auch, obgleich er ohne 
Rückſicht auf einen etwaigen geheimen Vorbehalt, nicht Eigentümer der ſeiner 
Botin übergebenen Banknoten werden zu wollen, dieſe im bürgerlichrechtlichen 
Sinne gemäß 88 929. 116 BGB. erwarb, weder ſelbſt als Täter verbotenen 


Agiohandel unternommen noch als Gehilfe (§ 49 StGB.) an dem Agiohandel 
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des Beklagten teilgenommen. Seine Tätigkeit beſtand in einer Mitwirkung 
an der polizeilichen Aufgabe, die gemeingefährliche Verſchiebung deutſcher 
Banknoten in das Ausland zu verhüten, und beſchränkte ſich darauf, die Fort⸗ 
ſetzung des Vergehens gegen das Agiohandelsverbot, zu der der bereits ſtraf⸗ 
bar gewordene Beklagte entſchloſſen war, in eine ſolche Bahn zu lenken, daß 
der Eintritt einer gemeinſchädlichen Wirkung verhindert wurde. Dieſe Hand⸗ 
lungsweiſe verſtieß nicht gegen die Rechtsordnung, ſondern diente lediglich 
ihren Zwecken. Sie war ſchon objektiv nicht rechtswidrig und wurde von dem 
ſtrafrechtlichen Verbotgeſetz in keiner ſeiner Richtungen getroffen. Sie ſetzte 
ſich ebenſowenig mit dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden 
in Widerſpruch und verſtieß darum auch nicht gegen die guten Sitten. Damit 
entfällt die Anwendbarkeit des § 817 Satz 2 BGB.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 10. Febr. 1921. S. w. B. (OLG. 

Kaſſel). IV. 449/20. 


209. Haftung für außervertragliche Auskunfterteilung bei Derfchweigen 
eines für die Beurteilung der Kreditwürdigkeit weſentlichen Um⸗ 
ftandes*; es genügt fahrläſſiger Derftoß gegen die guten Sitten. 
| Val. 69 Nr. 98 m. N.; 71 Nr. 251. | 
BGB. §§ 676. 826. 

Der Kaufmann Joſeph H. bat am 1. Aug. 1911 die Klägerin, die in O. 
eine Schuhfabrik betreibt, um Waren zur Probe und gab dabei die Beklagte 
als „Referenz“ an. Die Klägerin bat darauf am 2. Aug. 1911 den Beklagten 
um Auskunft, ob man dem Joſeph H. einen Kredit von 5000 bis 6000 .i 
in aller Ruhe gewähren kann, und ob die Verbindung eine glatte iſt. Der 
Beklagte gab am 7. Aug. 1911 dahin Auskunft, ſie ſelbſt ſtehe mit Joſeph H. 
ſeit längerer Zeit in Verbindung und räume ihm gerne einen Kredit von 
einigen tauſend Mark ein; reguliert werde immer prompt laut Vereinbarungen. 
Die Klägerin lieferte hierauf der Firma Joſeph H. im Auguſt und September 
1911 Waren auf Kredit in Höhe von 5746,80 + 3486,50 —= 9233,30. . Die 
Firma Joſeph H. ſtellte im November 1911 die Zahlungen ein und geriet 
am 15. Febr. 1912 in Konkurs; eine Dividende wurde nicht erbracht. Für 
ihren Schaden machte die Klägerin den Beklagten verantwortlich, weil die 
erteilte Auskunft vom 7. Aug. 1911 wiſſentlich falſch geweſen jet. — Der Re- 
klagte wurde verurteilt. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Für außervertragliche Erteilung einer falſchen Auskunft, die hier allein 
in Frage ſteht, beſteht eine Schadenhaftung nur nach Vorſchrift des § 826 
BGB., alſo wenn die falſche Auskunft in einer gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßenden Weiſe vorſätzlich erteilt worden iſt. Dazu reicht es rechtlich aus, 
wenn der Beklagte ſich gegen die guten Sitten bloß in fahrläſſiger Weiſe 
vergangen hat, wenn nur die vorſätzliche Auskunftserteilung auf eine Schü- 
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digung der Klägerin bezogen werden kann (RGeEntſch. 72, 175; 90, 106; 
auch Urteil d. IV. Senats v. 14. April 1917 IV 419/16). In dieſer Hinſicht 
geht das Ber.⸗Gericht, was auch die Reviſion nicht beanſtandet, davon aus, 
es müſſe dem Beklagten nachgewieſen werden, daß er die falſche Auskunft 
in dem ſeinem Willen entſprechenden Bewußtſein erteilt hat, daß die Klägerin 
infolgedeſſen zu Schaden kommen könne. 

Allerdings enthält die Auskunft in dem, was mitgeteilt worden iſt, 
nichts Unrichtiges. Gleichwohl iſt ſie in dem, was ſie verſchweigt, in einem 
derart weſentlichen Punkte unvollſtändig, daß ſie nicht als „eingehende Aus⸗ 
kunft“, um die der Beklagte erſucht worden war, gelten kann. Denn mag 
es auch richtig ſein, daß der Beklagte ſelbſt dem Joſeph H. einen Kredit von 
mehreren tauſend Mark eingeräumt hat und ihm gegenüber „immer prompt 
laut Vereinbarungen“ reguliert worden iſt, ſo durfte doch der Klägerin, wenn 
ſich der Beklagte darauf einließ, ihr eine eingehende Auskunft zu erteilen, 
nicht verſchwiegen werden, daß der Lederhändler Albert H., der frühere 
Firmeninhaber, mit dem der Beklagte im Geſchäftsverkehr geſtanden hat, 
nicht lange vorher mit Schulden zuſammengebrochen iſt und ſeine Gläubiger 
mit 50% abgefunden hat und daß dann Joſeph H., ſein Bruder, der als 
Bäcker vom Lederhandel nichts verſtand, der Firmeninhaber geworden iſt. 
Das war für die Klägerin, die mit Joſeph H. erſt in Geſchäftsverbindung 
treten wollte, ein ſo weſentlicher Vorgang, von dem das Ber.⸗Gericht ohne 
Rechtsirrtum feſtſtellen konnte, daß die Klägerin, wenn er ihr nicht verſchwiegen 
worden wäre, von einer Kreditgewährung an dieſe neue Firma Joſeph H. 
abgehalten ſein würde. Das Verſchweigen dieſes Vorganges verſtieß aber 
nicht nur gegen die unter Kaufleuten nach Treu und Glauben zu beobachtenden 
Geſchäftsſitten, ſondern fällt auch dem Beklagten als ein vorſätzliches Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt, da das Ber.⸗Gericht feſtzuſtellen vermocht hat, daß der 
Beklagte ſich der daraus ergebenden Möglichkeit einer Schädigung der Klä⸗ 
gerin wohl bewußt war, gleichwohl aber wollte, daß auf die ihr erteilte Aus⸗ 
kunft hin Joſeph H. Kredit erhalte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 21. April 1921. S. w. L. (Kame 
mergericht). VI. 23/21. | 


210. Keine Rückforderung des Kaufpreifes bei Nichtigkeit des Geſchäftes 
wegen Kettenhandels. 
Vgl. 59 Nr. 81; 75 Nr. 74. 
BOB. 5817 Saß 2. | 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: „Das Ber.⸗Gericht hat zwar den 
Kaufvertrag der Parteien wegen unerlaubten Kettenhandels für nichtig er⸗ 
klärt, jedoch der Klägerin das Rückforderungsrecht verſagt, weil auch ihr die 
Verletzung des Verbotgeſetzes zur Laſt falle (BGB. § 817 Satz 2). 
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Die Reviſion rügt zunächſt rechtsirrtümliche Anwendung dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung. Auf die ſchuldrechtliche Vertragsſchließung jet § 817 Satz 2 
überhaupt nicht anzuwenden. Die Leiſtung des Kaufpreiſes aber habe nur 
der Abſicht, eine vertragsmäßige Verpflichtung zu erfüllen, gedient. Die 
Auffaſſung der Reviſion geht fehl. Wird — wie im vorliegenden Falle — 
objektiv und ſubjektiv unerlaubter Kettenhandel bezüglich beider Parteien 
feſtgeſtellt, ſo verwirkt der Käufer das Recht zur Rückforderung des von ihm 
bezahlten Kaufpreiſes, weil auch die Entrichtung des den Preisaufſchlag ent- 
haltenden Kaufpreiſes dazu beiträgt, den volkswirtſchaftlich ſchädlichen Erfolg, 
nämlich die Verteuerung der Ware, herbeizuführen; vgl. RGEntſch. 101, 45.“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 6. Mai 1921. S. & Co. w. W. 
u. Gen. (Kammergericht). II. 561/20. 


211. Begünſtigung iſt eine ſelbſtändige unerlaubte Handlung und fällt 
nicht unter den Begriff der Teilnahme oder Beihilfe. 
Vgl. 16 Nr. 114; 31 Nr. 35. 
BGB. §§ 830. 823. 826. 

Die Bahnbeamten E. und K. und der Beklagte, Ehemann M., wurden 
wegen im Oktober 1919 gemeinſchaftlich begangener Unterſchlagung von 
92000 „ gegenüber dem Kläger rechtskräftig zu Freiheitsſtrafen verurteilt. 
Der Kläger behauptete, daß auch die Ehefrau M. an der Straftat ſich beteiligt 
habe und beantragte die geſamtſchuldneriſche Verurteilung der beiden Ehe⸗ 
leute M. zur Zahlung von 23200 .ft. Die Klage gegen die Frau M. wurde 
abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Die Urteile beider Vorinſtanzen haben eine Teilnahme der beklagten 
Ehefrau an der Straftat ihres Ehemannes verneint; ſie erachten dagegen das 
ſelbſtändige Vergehen der Begünſtigung für gegeben, das aber ohne urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhang zu dem Schaden des Klägers geblieben ſei, da, ſoweit 
die Begünſtigung reichte, das entwendete Geld dem Kläger wieder zuge⸗ 
kommen ſei. 

Es ſei nichts dafür bewieſen, erwägt das Ber. Gericht, daß die beklagte 
Ehefrau in anderer Weiſe an der Straftat beteiligt ſei, als daß ſie nach deren 
Begehung ihrem Ehemann behilflich war, einen Teil des unterſchlagenen 
Geldes, nämlich 71800 , zu vergraben. Aber der vergrabene Betrag fei 
gefunden und vollſtändig wieder in den Beſitz des Klägers gelangt. Zu Un⸗ 
recht berufe ſich der Kläger auf § 830 BGB., der keine andere Bedeutung 
mit den Begriffen der Teilnahme und Gehilfenſchaft verbinde als das StGB. 

Die Reviſion war nicht für begründet zu erachten. 

Die Art und Weiſe der Beteiligung der beklagten Ehefrau a an dem von 
ihrem Ehemanne verübten Eigentumsvergehen iſt in dem vom Ber.⸗Gericht 
in bezug genommenen landgerichtlichen Urteil feſtgeſtellt. Darnach hat ſie 
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den Ehemann auf der Fahrt nach R., wo er den Geldbetrag von 71800 
vergrub, begleitet und während dieſer Tätigkeit ihres Ehemannes die Haus⸗ 
bewohner im Geſpräche feſtgehalten, wodurch ihm das unbeobachtete Ver⸗ 
graben des Geldes ermöglicht wurde. Das iſt Begünſtigung im Sinne des 
§ 257 StGB., nämlich wiſſentliche Beiſtandleiſtung gegenüber dem Mittäter 
der Unterſchlagung nach Begehung der Tat, und zwar nicht ſtrafloſe Begün⸗ 
ſtigung, wie das Ber.-Gericht annimmt, da ſie auf Sicherung der Vorteile 
der Straftat des Ehemannes, nicht nur auf Sicherung des letzteren vor Straf— 
verfolgung abzielte (8 257 Ab}. 2 StGB.). Die Begünſtigung iſt aber nicht 
nur im ſtrafrechtlichen Sinne ſondern auch im Sinne des § 830 BGB. eine 
ſelbſtändige unerlaubte Handlung und fällt nicht unter den Begriff der Teil- 
nahme oder Beihilfe (vgl. Warn., 1917 Nr. 17; RGeEntſch. 65, 160). Die 
Schadenfolgen der Begünſtigung ſind mithin auch ſelbſtändig zu ermitteln. 
Hat der Kläger das ganze Geld, das der Ehemann unter der begünſtigenden 
Mitwirkung der Beklagten vergrub, zurückerlangt, ſo iſt er in der Tat durch 
die Begünſtigungshandlung der beklagten Ehefrau nicht geſchädigt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 30. Mai 1921. Deutſches Reich 

w. M. (CLG. Hamburg). VI. 95/21. N 


212. Sur Auslegung des 81 des Haftpflichtgeſetzes; Einſteigen als 
Betriebsvorgang; Anforderungen an den Beweis eigenen Verſchuldens 
f des Verletzten. 
Vgl. 69 Nr. 252 m. N. 
ROpAlG. § 1. 

Der Kläger glitt beim Einfteigen in einen Durchgangswagen des auf dem 
Hauptbahnhof in M. ſtehenden Schnellzuges auf dem Trittbrett aus, fiel mit 
dem Knie gegen den Wagen und zog ſich einen Bruch der rechten Knieſcheibe 
mit Bluterguß zu. Sein gegen den Eiſenbahnfiskus erhobener Schadenerſatz⸗ 
anſpruch wurde für begründet erklärt. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„J. Der Kläger wurde „bei dem Betriebe einer Eiſenbahn“ körperlich 
verletzt. Daß der äußere (örtliche und zeitliche) Zuſammenhang zwiſchen dem 
Unfall des Klägers und dem Bahnbetrieb vorlag, wird vom Beklagten ſelbſt 
nicht in Abrede geſtellt. Aber auch der für den Begriff des „Betriebsunfalls“ 
nach § 1 a. a. O. weiterhin erforderliche innere (urſächliche) Zuſammenhang 
iſt gegeben. Wenn ſich wie hier ein Unfall beim Einſteigen in einen Eiſenbahn⸗ 
zug ereignet, ſo kommt es für die Annahme des inneren Zuſammenhangs 
mit dem Betrieb nicht darauf an, ob fic) hierbei beſondere, den Unfall urſäch⸗ 
lich beeinfluſſende und aus der Gefährlichkeit des Bahnbetriebs ſich ergebende 
Umſtände (z. B. Gedränge, Eile) nachweiſen laſſen. Vielmehr ſind die beim 
Einſteigen unmittelbar ſich ereignenden Unfälle ſtets zu den beim Betrieb 
der Eiſenbahn vorkommenden Unfällen zu rechnen. Denn zum Eiſenbahn⸗ 
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betrieb im engeren Sinne gehört die Beförderungstätigkeit. Mit dem Eins 
ſteigen aber beginnt, auch wenn der Zug noch auf der Abgangsſtation ſtill 
ſteht, die Beförderung. Das Einſteigen ſtellt ſich ſohin als ein die Beförderungs- 
tätigkeit betreffender Betriebsvorgang dar. Dies ijt vom Reichsgericht, im 
Gegenſatz zu früheren Entſcheidungen, nunmehr in ſtändiger Rechtſprechung 
anerkannt (Eiſenb. E. 25, 308 — Warn. 1909 Nr. 114; 25, 288 = Warn. 1909 
Nr. 8; 26, 199; FW. 16, 122; 20, 710; Eger Haftpfl.Geſ. 7. Aufl. S. 27). Die 
Entſcheidung in JW. 14, 407, auf die ſich die Berufungsbegründung ſtützt, 
ſteht nicht entgegen. Denn dort iſt das Reichsgericht nur deshalb dazu gelangt, 
die Frage des Vorliegens einer beſonderen Betriebsgefahr zu erörtern, weil es 
dahingeſtellt ließ, ob ſich der Unfall unmittelbar beim Einſteigen ereignete 
(ähnlich auch JW. 12, 919). 

II. Nachdem feſtſteht, daß der Kläger die Körperverletzung bei dem 
Bahnbetrieb erlitten hat, iſt es ausſchließlich Sache des Beklagten, ſeine da— 
mit begründete Haftpflicht durch den Nachweis einer der beiden vom Geſetz 
ihm offen gelaſſenen Einreden: Verurſachung des Unfalls durch höhere Ge⸗ 
walt oder durch eigenes Verſchulden des Verletzten abzuſchütteln. Der Be⸗ 
klagte hat den zweiten Einwand geltend gemacht, aber ein eigenes Verſchulden 
des Klägers nicht nachzuweiſen vermocht. Wie der nähere Hergang bei dem 
Unfall war, wurde auch durch die Beweisaufnahme nicht aufgeklärt. Es ſteht 
zwar feſt, daß am Unfalltage trockenes Wetter war. Auch geht aus der Aus⸗ 
ſage des Zeugen G. hervor, daß beim Einſteigen nicht viel Andrang herrſchte 
und daß im Hinblick auf die Abgangszeit des Zuges für den Kläger eine be- 
ſondere Eile nicht geboten war. Der Zeuge bekundet ferner, daß er von einer 
Schadhaftigkeit des Trittbretts oder von einem Aufliegen ſchlüpfriger Sachen 
auf dem Trittbrett des vom Kläger benützten Eiſenbahnwagens nichts be⸗ 
merkt habe. Damit iſt aber noch kein Anhaltspunkt gewonnen für die Be⸗ 
antwortung der Frage, aus welcher Urſache der Kläger zu Fall gekommen iſt. 
Die Behauptung des Beklagten, nach Lage der Sache könne der Unfall ſich 
nicht ohne eigene Unachtſamkeit des Klägers ereignet haben, reicht nicht aus, 
ihn von der Haftpflicht zu befreien. Seine Sache wäre es, diejenige Hand- 
lung oder Unterlaſſung des Klägers darzutun, in der nach ſeiner Meinung die 
Unachtſamkeit zu erblicken iſt. Da aber der Vorgang, der zum Unfall des 
Klägers geführt hat, nicht aufgeklärt iſt, vermag der Beklagte der Beweispflicht 
nicht nachzukommen, die ihm das Geſetz auferlegt. Es kann ſein, daß jener 
Unfall durch eine vom Zeugen G. nicht wahrgenommene Mangelhaftigkeit 
der Trittbretter des Wagens verurſacht wurde, jet es, daß die Bretter ver- 
ſchiedene Breite oder ungleichen Abſtand hatten oder daß eines der Bretter, 
vielleicht nur an der Stelle, wo der Kläger den Fuß aufſetzte, durch Abnützung 
beſonders glatt war oder einen ſchlüpfrigen Belag hatte. Angeſichts dieſer 
und anderer Möglichkeiten, die ein Verſchulden oder Mitverſchulden des Klä⸗ 
gers keineswegs in ſich zu ſchließen brauchen, muß die Ungewißheit über den 
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äußeren Hergang und über das Verhalten des Klägers beim Unfall ausſchließ⸗ 
lich zu Laſten des Beklagten gehen, der hinſichtlich ſeiner Einrede als beweis⸗ 
fällig zu erachten ijt (vgl. Eger, Haftpflichtgeſ. 7. Aufl. S. 117 ff.; Warn. 
1910 Nr. 7; Recht 1914, Nr. 1618; Hanj. G. Z. 1920 B. 108). Eine 
andere Auslegung würde dem § 1 Hpfl.Geſ., deſſen Bedeutung gerade in der 
Erleichterung der Beweislaſt für den Verletzten liegt, nicht gerecht werden. 
Allerdings wird dann, wenn bereits Tatſachen feſtgeſtellt ſind, die eine 
hohe Wahrſcheinlichkeit für ein eigenes Verſchulden des Verletzten begründen 
(3. B. Angetrunkenheit des beim Anfahren des Zuges vom Trittbrett Abge⸗ 
ſtürzten i. Eiſenb. E. 25, 312), nicht ohne weiteres die Eiſenbahn für haftbar 
zu erklären, ſondern dem Verletzten der Beweis zuzumuten ſein, daß eine 
erhöhte Betriebsgefahr den Unfall verurſachte. Ein ſolcher Fall liegt aber 
hier nicht vor.“ 
Urteil des OLG. in München (1. Sen.) v. 4. Febr. 1921. Sch. w. Reichs⸗ 
eiſenbahnfiskus. Brief⸗Reg. L 1048/1920. F—z. 


Regifter 


über 


den 21. Wand der dritten Bolge (der ganzen Reihe 76. Wand) 
des Archivs für Entſcheidungen der oberſten Gerichte in 
den dentſchen Staaten. 


(Die Zahlen bedeuten den Platz in der Aufeinanderfolge, die Nummer.) 


Erſter Teil. 
Bürgerliches Recht. 


I. Die allgemeinen Lehren. 
I. Die Rechtsregeln. 


: A. Geſetzliches Recht. 


Anwendbarkeit des § 627 ZPO. bei Scheidungsklagen in Deutſchland wohnender Aus 
länder. 149. 
B. Hergebrachtes Recht. 
Nach Handelsgebrauch müſſen in unſicheren Zeiten Poſtpakete von nicht unerheblichem 
Wert verſichert oder als Wert pakete verſandt werden. 10. 200. | 


C. Wirkſamkeit des Rechtes. 


a) Zeitliche. 

Der einigen Geſamtſchuldnern gegenüber nach dem 1. 1. 00 geſchehene Erlaß der unter 
altem Recht entſtandenen Forderung iſt in ſeinen Wirkungen nach BGB. zu beurteilen und 
iſt auf den Ausgleichsanſpruch des zahlenden Geſamtſchuldners ohne Einfluß. 1. 

Ortliches und zeitliches Anwendungsgebiet von Art. 129 Reichsverfaſſung. 97. 


bp) Ortliche. 
EG. 8 7. Die Frage, ob ein Stellvertreter Vertretungsmacht hat und kraft dieſer 
Machtbefugnis den Vertretenen verpflichtet, entſcheidet das Perſonalſtatut des Vertretenen. 2. 
§ 17. Der Ausſpruch eines deutſchen Rabbinats über die Scheidung der Ehe zwiſchen 
jüdiſchen Ausländern hat keine bürgerliche Wirkung; für die Scheidung einer lediglich 
ſtandesamtlich geſchloſſenen Ehe eines in Deutſchland wohnenden Türken und einer Deutſchen, 
die beide moſaiſch ſind, ſind die deutſchen Gerichte ausſchließlich zuſtändig. 105. 
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2. Perſonen. 


S$ 12. Das Namenrecht kann als höchſt perſönliches Recht nicht von dem Teſtaments— 
vollftreder geltend gemacht werden. 133. — Die entgeltliche Übernahme der Verpflichtung 
durch die geſchiedene Frau, den Namen des Mannes abzulegen, iſt nicht notwendig ſitten— 
widrig. 55. — Wirkungen der legitimatio per reseriptum prineipis bezüglich Führung eines 
adeligen Namens. 173. — Recht der Stadtgemeinde, die Bezeichnung eines in der Stadt 
belegenen Theaterunternehmens als „Stadttheater“ zu unterſagen. 67. 

S 13. Das Urteil gegen eine bereits für tot erklärte Perſon unterliegt der Beru— 
fung. 125. 

S 31. Erhöhte Sorgfaltspflicht des Schulverbandes hinſichtlich der Ungefährlichkeit 
der Einrichtungen des Schulgebäudes. 16 

§ 89. Ein Regimentskommando kann durch Vertrag den Reichsmilitärfiskus nicht 
verpflichten. 72. — Erhöhte Sorgfaltspflicht des Schulverbandes hinſichtlich der Ungefähr- 
lichkeit der Einrichtungen des Schulgebäudes. 16. 


5. Sachen. 
§ 95. Gasuhren ſind weder weſentlicher Beſtandteil noch Zubehör des Grundſtücks. 188. 


4. Rechtsgeſchäfte. 
A. Geſchäftsfähigkeit (58 104115). 


§ 114. Beweislaſt bei der Bereicherungsklage gegen einen unter vorl. Vormund⸗ 
ſchaft Stehenden, dem Kläger in Unkenntnis der Bevormundung ein Darlehn gegeben hat. 87. 


B. Willenserklärung ($$116—144). 


§ 119. Bloße Erkennbarmachung einer unrichtigen Vorausſetzung für den Vertrags⸗ 
gegner begründet keine Anfechtung des Vertrages wegen Irrtums. 153. — Irrtum über die 
Vertrauenswürdigkeit des Vertragsgegners als Grund für die Anfechtung des Vertrages. 3. — 
Konſtitutive Bedeutung eines Lebensverſicherungsſcheins; Anfechtung wegen irrtümlicher 
Angabe eines unrichtigen Zeitpunkts für die Fälligkeit der Verſicherungsſumme. 4. 

S 120. Die von dem Boten unrichtig übermittelte Erklärung iſt dem Auftraggeber 
gegenüber gültig, wenn ſie nicht rechtzeitig angefochten wird. 189. 

§ 128. 5 31 GBO. findet auf einen in der Form des shee BGB. geſchloſſenen Kauf- 
vertrag keine Anwendung. 171. 

§ 133. Auslegung geht der Anfechtung vor. 145. 

§ 134. Ein Vertrag, durch den ein Teil gegen die Verordnung vom W. 6. 17 über 
den Handel mit Tabakwaren verſtößt, iſt nichtig, wenn der andere Teil bewußt zu dem Ver— 
ſtoße mitwirkt; kein Anſpruch auf abſtrakten Schaden, wenn der Käufer durch Wiederverkauf 
gegen ein Verbotgeſetz verſtoßen hätte. 68. — Die dingliche Eigentumsübertragung iſt 
wegen Verbotswidrigkeit des Grundgeſchäfts nicht nichtig. 208. 

S 138. Nichtigkeit eines Darlehnsvertrags mit einem Spielklub zwecks Vervollſtändi⸗ 
gung ſeiner Einrichtung; eine Bereicherungsklage iſt ausgeſchloſſen. 204. — Die entgeltliche 
Übernahme der Verpflichtung durch die geſchiedene Frau, den Namen des Mannes abzu⸗ 
legen, iſt nicht notwendig ſittenwidrig. 55. — Verkauf eines Landgutes an den Schwieger⸗ 
ſohn zwecks Ausſtattung der Tochter enthält keinen Verſtoß gegen die guten Sitten. 26. 


a ce) Vertrag (§§ 145-157). | 

§ 145. Wenn ein Mäkler für Kaufluſtige Grundſtücke ſucht, jo enthält die Mitteilung 
eines Beſitzers über ein verkäufliches Objekt kein Angebot zum Abſchluß eines Mäklervertrags. 
47. — Schenkung unter Auflage erfordert eine rechtzeitig erklärte vorbehaltloſe Annahme. 156. 
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S 150 ff. Stillſchweigen auf den Empfang eines Beſtätigungsſchreibens hat für das 
Zuſtande kommen des Vertrages keine konſtitutive Bedeutung, kann aber ein Beweismoment 
für einen mündlich erfolgten Vertragsſchluß ſein. 190. — Stillſchweigen als Annahme im 
Vertragsangebot in bezug genommener, jedoch nicht beiliegender Bedingungen. 191. — 
Bei Beſtellung auf Grund eines freibleibenden Angebots gilt Schweigen nicht als Annahme. 
192. 

S 155. Verſteckter Mangel der Willenseinigung. 109. 

S 157. Über die Bedeutung von Beſtätigungsſchreiben. 5. — Keine allgemeine 
Geltung der Clausula rebus sie stantibus. 110. — Konſtitutive Bedeutung eines Lebens- 
verſicherungsſcheines; Anfechtung wegen irrtümlicher Angabe eines unrichtigen Zeitpunktes 
für die Fälligkeit der Verſicherungsſumme. 4. — Wenn cin Mäkler für Kaufluſtige Grund- 
ſtücke ſucht, ſo enthält die Mitteilung eines Beſitzers über ein verkäufliches Objekt kein Angebot 
zum Abſchluß eines Mäklervertrages. 47. 


D. Vertretung. Vollmacht. (88 164—181). 


S 164. Durch den vom Ehemann getätigten Kauf von Gemüſepflanzen, die dem 
Verkäufer erkennbar für das der Frau allein gehörende Gut beſtimmt ſind, wird die Frau 
berechtigt und verpflichtet, auch wenn der Verkäufer den Mann für den Gutseigentümer 
hält. 176. — Ein Regimentskommando kann durch Vertrag den Reichsmilitärfiskus nicht 
verpflichten. 72. — Befugnis des Trainers, Pferde in Verkaufsrennen laufen zu laſſen und 
den Einſatzwert zu beſtimmen. 73. — Die Frage, ob ein Stellvertreter Vertretungsmacht 
hat und kraft dieſer Machtbefugnis den Vertretenen verpflichtet, entſcheidet das Perſonalſtatut 
des Vertretenen. 2. . 

§ 164. EG. 77. Das Rechtsverhältnis, das durch Inverwahrungnahme von Gegen- 
ſtänden in einem Strafverfahren zwiſchen dem Staat und den Beteiligten entſteht, iſt ledig- 
lich öffentlich rechtlicher Natur und nach dem betreffenden Landesrecht zu beurteilen. 69. 127. 
EG. 177. Iſt die Schadenerſatzklage aus §839 BGB., §§1, 4 Geſ. v. 1. 8. 09 wegen Ver⸗ 
ſchuldens eines ſtädtiſchen Polizeibeamten, der als Hilfsbeamter der Staatsanwaltſchaft 
gehandelt hat, gegen den Staat oder gegen die Stadt zu richten? Zuläſſigkeit des Rechts- 
weges? 70. — Haftet in Sachſen die Gemeinde für Schaden, den der Gemeindebeamte bei 
Ausführung einer ſtaatlich angeordneten Maßnahme anrichtet? Iſt Entlaſtungs⸗Be weis 
aus $831 BGB. zuläſſig? 71. 

§ 166 Abſ. 2. Begriff der „beſtimmten Weiſung“. 175. 

§ 179. Wer auftritt, als ob er offener Handelsgeſellſchafter wäre, muß ſich als ſolcher 
behandeln laſſen, auch bezüglich der Zuſtändigkeit des Gerichts. 174. 


E. Einwilligung. Genehmigung. (88 182-185). 
§ 182. Weſen der zu Rechtsgeſchäften erforderlichen verwaltungsrechtlichen Ge- 
nehmigung; Nichtanwendbarkeit der Grundſätze des BGB. 111. 


S 185. Klagerecht des zur Einziehung im eigenen Namen vom Gläubiger Ermäd)- 
tigten. 40. 
Ä 5. Verjährung (88 194—225). 
§ 198. Die Verjährung des Rechtes auf Unterjagung des Gebrauchs des Namens 
in der Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft beginnt jedem neu eintretenden Geſellſchafter 
gegenüber von neuem zu laufen. 133. 


6. Ausübung der Rechte (88 226— 231). 
§ 227. Beweislaſt für Notwehr und für Überſchreitung derſelben. 128. 
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2. Sicherheitsleiftung (§§ 232—240). 
§ 232. Preuß. Hinterlegungsordnung v. 21.4.1913 §5. Durch die Hinterlegung 
erwirbt nur der Hinterleger ein Forderungsrecht gegen den Staat, nicht auch derjenige, der 
dem Hinterleger das Geld zur Verfügung geſtellt hat. 193. 


II. Recht der Schuld verhältniſſe. 


I. Inhalt der Schuldverhältniſſe (§§ 241-304). 

S 241. Verpflichtung des Zahnarztes, feinen Gehilfen eine diebesſichere Stleider- 
ablage zur Verfügung zu ftellen. 140. — Keine Verpflichtung des Speiſewirts für Abhanden⸗ 
kommen der an den Garderobehaken hängenden Kleidungsſtücke der Gäſte. 141. — Nicht⸗ 
haftung der Zechen für Entwendung der von den Bergleuten in den Kauen abgelegten Klei— 
dungsſtücke. 142. 

S 242. Bei Beſtellung auf Grund eines freibleibenden Angebots gilt Schweigen nicht 
als Annahme. 192. — Über die Bedeutung von Beſtätigungsſchreiben. 5. — Keine allgemeine 
Geltung der Clausula rebus sic stantibus. 110. — Befreiung von der Leiſtungspflicht infolge 
der durch den Krieg herbeigeführten Veränderung der Verhältniſſe beim Werkvertrag. 154. — 
Vertrag auf Lieferung eines Automobils nach dem Kriege; Befreiung des Händlers wegen 
Umwälzung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe auf Grund des § 242 BGB. trotz beſtehender 
Erfüllungsmöglichkeit. 134. — Vertrag auf Lieferung einer Lokomotive nach Kriegsende zu 
beſtimmtem Preiſe; kein Rücktrittsrecht wegen Preisſteigerung auf das Siebenfache. 177. — 
Aufhebung der Miete von Theaterräumen wegen Verſagung der Spielerlaubnis. 157. — 
Auslegung der Preisabrede „einſchl. Luxusſteuer“. 178. — Der Kaufpreis iſt von dem im 
Vertrage beſtimmten Zeitpunkt an zu verzinſen, auch wenn der Verkäufer noch darüber 
hinaus Nutzungen von der Kaufſache zieht. 11. 

S 244. Kann Bezahlung einer Vorkriegsſchuld in Gold verlangt werden? 199. 

S 249. Das Verlangen nach „Teuerungszulagen“ zu einem vom Kläger ziffern— 
mäßig berechneten Schadenbetrag iſt unbegründet. 74. 

S 254. Mitwirkendes Verſchulden des Gaſtes beim Verluſt eingebrachter Sachen. 51. 

S 267. Den Angehörigen der Kriegsteilnehmer ſteht in Höhe der bezogenen Familien- 
unterſtützung kein Unterhaltsanſpruch mehr gegen unterhaltspflichtige Verwandte zu. 25. 

S 268. Das Verlangen nach Befriedigung aus dem Grundſtück i. S. der §§ 1150, 268 
BGB. kann ſchon durch die eingetragenen Zahlungsbedingungen in Anſehung aller künftigen. 
Zinsrückſtände zum Ausdruck gebracht werden. 22 

§ 275. Befreiung des Verkäufers wegen Umwälzung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
trotz beſtehender Erfüllungsmöglichkeit. 134. N 

S 276. Verſendungspflicht des Verkäufers; in unſicheren Zeiten müſſen Poſtpakete 
von größerem Wert verſichert oder als Wertpakete verſandt werden. 10. 200. — Umfang der 
Verwahrungspflicht eines Gewerbetreibenden an fremden, ihm zur Bearbeitung über— 
gebenen Gegenſtänden. 6. — Haftung des Staates für Gegenſtände, die im Strafverfahren 
beſchlagnahmt ſind. 69. 

S 278. Haftet in Sachſen die Gemeinde für Schaden, den der Gemeinde beamte bei 
Ausführung einer ſtaatlich ange ordneten Maßnahme anrichtet? Dit Entlaſtungsbe weis aus 
§831 BGB. zuläſſig? 71. — Speicherleute als Erfüllungsgehilfen des Empfängers des 
Frachtgutes. 34. 

§ 279. Klagbarkeit und Gegenſtand des Anſpruchs auf Totaliſatorgewinn; die vom 
Rennvorſtand angeordnete Rückzahlung der Einſätze ſchließt den Anſpruch nicht aus. 81. 

§ 283. Bei vertraglicher Ausſchließung des § 326 BGB. iſt der Gläubiger auf den 
Rechtsbehelf aus § 283 BGB. beſchränkt. 76. 
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S 288 Abſ. 2. Schade nerſatzanſpruch des ausländiſchen Gläubigers zufolge des Kurs- 
rückganges des deutſchen Geldes. 195. — 


2. Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 
A. Begründung und Inhalt der Verträge (88 305-319). 

§ 311. Zur Auslegung des $311 BGB. 7. 

S$ 313. Auftrag zum Grundſtückserwerb bedarf nicht der Form des §313 BGB.; 
der formlos Beauftragte iſt zur Übereignung des erworbenen Grundſtücks an den Auftrag- 
geber verpflichtet. 8. — Abreden, die zur Erleichterung der Abwicklung eines Grundſtücks— 
kaufgeſchäftes dienen und den Inhalt der beiderſeitigen Leiſtungsverpflichtungen nicht berühren, 
ſind formlos gültig. 194. — Gültiges Verſprechen einer Vertragſtrafe für Nichterfüllung 
der aus dem Geſamtinhalt notariell beurkundeter Erklärungen zu entnehmenden Zuſage, 
ein Grundſtückskaufangebot bei Eintritt einer geſetzten Bedingung annehmen zu wollen. 198. 
— Die in einem formloſen Grundſtückskaufvertrag enthaltene Ausbedingung eines Wieder— 
kaufrechts wird durch die Auflaſſung des Grundſtücks an den Käufer gültig. 196. 


B. Gegenſeitiger Vertrag (§§ 320-327). 

§ 320. Das objektive Beſtehen eines materiellen Einrederechts aus § 320 BGB. 
ſchließt den Eintritt der Verzugsfolgen aus. 48. 

§ 326. Die auch bei ernſtlicher Erfüllungsweigerung erforderliche Erklärung des 
anderen Teils, Schade nerſatz ſtatt Erfüllung fordern zu wollen, darf nicht ungebührlich ver- 
zögert werden. 75. — Die Uſance, daß die Eindeckung ſofort nach feſtſtehender Lieferungs- 
weigerung erfolgen müßte, gilt nicht über die Kreiſe des Großhandels hinaus. 197. — Unter- 
ſuchungspflicht des Käufers im Weinhandel; im Ausnahmefall des § 378 HGB. finden dic 
Grundſätze über den Leiſtungsverzug des Verkäufers gemäß § 326 BGB. Anwendung. 33. — 
Kein Rücktrittsrecht aus § 326 BGB. wegen poſitiver Vertragsverletzung beim Dienſtvertrag. 
139. — Nichtanwendbarkeit des § 326 gegen den Beſteller bei ſchuldhafter Zögerung mit der 
Beſchaffung des zur Herſtellung des Werkes zu verarbeitenden Stoffes. 112. — Bei vertrag- 
licher Ausſchließung des § 326 BGB. iſt der Gläubiger auf den Rechtsbehelf aus § 283 BGB. 
beſchränkt. 76. 

C. Vertragſtrafe (§§ 339 — 345). 

§ 339. 3339 Satz 2 BGB. enthält nachgiebiges Recht; Vertragſtrafe für ſchuldhaftes 
Zuwiderhandeln gegen Unterlaſſungspflichten. 77. 

§ 314. Gültiges Verjprechen einer Vertragſtrafe für Nichterfüllung der aus dem Ge— 
ſamtinhalt notariell beurkundeter Erklärungen zu entnehmenden Zuſage, ein Grundſtücks— 
angebot bei Eintritt einer geſetzten Bedingung annehmen zu wollen. 198. 


5. Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 
A. Hinterlegung (§§ 372-386). 
S 383. Die Bekanntmachung des Selbſthilfe verkaufs gemäß § 373 HGB. erfordert 
die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns; ſchuldhaft ungenügende Bezeichnung der Ware 
kaun Unwirkſamkeit des Selbſthilfeverkaufs begründen. 96 


B. Aufrechnung (§§ 387-396). 
§ 387. Unzuläſſigkeit der Aufrechnung einer Forderung auf Befreiung von einer 
Verbindlichkeit. Aufrechnung einer während des Rechtsſtreits entſtandenen Prozeßkoſten⸗ 
forderung. 199. 
C. Erlaß (§ 397). 
S$ 397. Mündlicher ſchenkungsweiſer Schulderlaß unter der Bedingung des uͤber⸗ 
lebens des Beſchenkten iſt gültig. 202. 
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4. Übertragung der Forderung (58 398—413). 
§ 398. Abtretung eines Teiles der Wechſelforderung durch Einräumung des mittel— 
baren Mitbeſitzes am Wechſel. 135. 
8403. Schuldrechtliche Verpflichtung zur erneuten Ausſtellung einer Abtretungs⸗ 
urkunde bei Verluſt der dem Abtretungsempfänger ausgehändigten früheren Urkunde. 136. 


5. Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern ($$ 420432). 


§ 421. Unterſchied zwiſchen Bürgſchaft und kumulativer Schuldübernahme. 83. 
§ 426. Der einigen Geſamtſchuldnern gegenüber nach dem 1. 1. 00 geſchehene Erlaß 
der unter altem Recht entſtandenen Forderung iſt in ſeinen Wirkungen nach BGB. zu beur- 
teilen und iſt auf die Ausgleichungspflicht des zahlenden Geſamtſchuldners ohne Einfluß. 1. 


6. Einzelne Schuldverhältniſſe. 
A. Kauf. 
a) Allgemeine Vorſchriften (§§ 433-458). 

$433. Weſen des Vinkulationsgeſchäfts. 40. 

S 137. Bei Verkauf eines Pachtrechtes kann wegen argliſtiger Täuſchung über die 
Güte der Ausſaat Schade nerſatz nicht auf Grunde des § 463, ſondern nur unter dem Geſichts⸗ 
punkt der unerlaubten Handlung gefordert werden. 179. 

§ 440. Rechtliche Natur des Guthabens am Tilgungsfonds einer Amortiſationshypothek; 
das Nichtbeſtehen des mitverkauften Guthabens begründet keinen Minderungs-, ſondern nur 
einen Erfüllungsanſpruch. 113. 

§ 447. Verſendungspflicht des Verkäufers; in unſicheren Zeiten müſſen Poſtpakete 
von nicht unerheblichem Wert verſichert oder als Wertpakete verſandt werden. 10, 200. 

§ 452. Der Kaufpreis ift von dem im Vertrage beſtimmten Zeitpunkt an zu verzinſen, 
auch wenn der Verkäufer noch darüber hinaus Nutzungen an der Kaufſache zieht. 11. 


b) Gewährleiſtung wegen Mängeln der Sache (§§ 459 —493). f 


§ 459. Unterlaſſung der Rüge einer Teillieferung als Genehmigung auch der noch 
ausſtehenden Lieferungen bei Maſſenartikeln. 32. — Urheberrechtlicher Schutz am Poſtkarten⸗ 

§ 462. Unterlaſſung der Rüge einer Teillieferung als Genehmigung auch der noch 
ausſtehenden Lieferungen bei Maſſenartikeln. 32. — Rechtliche Natur des Guthabens am 
Tilgungsfonds einer Amortiſationshypothek; das Nichtbeſtehen des mitverkauften Guthabens 
begründet keinen Minderungs-, ſondern nur einen Erfüllungsanſpruch. 113. 

§ 463. Bei Abtretung eines Pachtrechtes kann wegen argliſtiger Täuſchung über die 
Güte der Ausſaat Schadenerſatz nicht auf Grund des § 463, ſondern nur unter dem Geſichts⸗ 
punkt der unerlaubten Handlung gefordert werden. 179. — Dem nur auf Wandelung ge— 
ſtützten Klage begehren darf nicht unter dem Geſichtspunkte des Schadenerſatzes ſtattgegeben 
werden; Vorausſetzungen des Schadenerſatzanſpruchs wegen Werkmängeln. 80. 

§ 472. Unterlaſſung der Rüge einer Teillieferung als Genehmigung auch der noch aus— 
ſtehenden Lieferungen bei Maſſenartikeln. 32. 


c) Beſondere Arten des Kaufs (§§ 494 —514). 
§ 494. Beweislaſt des Verkäufers für die Probe mäßigkeit der Ware. 201. — Kauf 
nach Beſicht; kein Recht zur Beanſtandung wegen vorhandener, nur bei oberflächlicher Be- 
ſichtigung nicht erkennbarer Mängel. 155. 
§ 497. Die in einem formloſen Grundſtückskaufvertrag enthaltene Ausbedingung 
eines Wiederkauſrechts wird durch die Auflaſſung des Grundſtücks an den Käufer gültig. 196. 
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B. Schankung (§§ 516-534). 

§ 516. Das nachträgliche Verſprechen einer Entſchädigung für unentgeltlich bewirkte 
Aufwendungen iſt kein Schenkungsverſprechen. 138. — Die Beweislaſt für die Schenkung 
hat der Beſchenkte trotz ſeines Beſitzes. 7. — Mündlicher, ſchenkungsweiſer Schulderlaß unter 
der Bedingung des Überlebens des Beſchenkten iſt gültig. 202. 

§ 525. Schankung unter Auflage; Erfordernis einer rechtzeitig erklärten vorbehalt- 
lojen Annahme. 156. 

C. Miete. Pacht (§§ 535—597). 

§ 535. Erfüllungsort für die Verpflichtung des Mieters zur Zahlung des Mietzinſes. 
166. — Aufhebung der Miete von Theaterräumen wegen Verſagung der Spielerlaubnis. 157. 

§ 537. Die Gefahr der Verſumpfung des Pachtgrundſtücks ſtellt einen Sachmangel 
im Sinne der §§ 537, 538 BGB. dar. 78. 

§ 564. Zur Kündigung des über ein Erholungsheim geſchloſſenen Pachtvertrags 
kann die Zuſtimmung des Mieteinigungsamts nicht auf Grund der zum Schutze der Mieter 
erlaſſenen Vorſchriften, wohl aber auf Grund der Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel 
in Frage kommen. 203. 

S 571. Entſprechende Anwendbarkeit des § 571 BGB. bei Aufgabe des Eigentums 
nach § 928 BGB. 79. 

S 581. Überlaſſung eines Anwejens zum Betrieb eines Erholungsheims als Pacht— 
vertrag. 203. — Die Gefahr der Verſumpfung des Pachtgrundſtücks ſtellt einen Sachmangel 
im Sinne der §8 537, 538 BGB. dar. 78. — Wann enthält die Behinderung der pachtwirt⸗ 
ſchaftlichen Benutzung eines Weges einen Eingriff in den Pachtbetrieb als ſolchen? 14. — 
Bei Abtretung eines Pachtrechtes kann wegen argliſtiger Täuſchung über die Güte der Aus- 
ſaat Schadenerſatz nicht auf Grund des § 463, ſondern nur unter dem Geſichtspunkt der un- 
erlaubten Handlung gefordert werden. 179. 


D. Darlehn (§8 607—610). 
§ 607. Nichtigkeit eines Darlehnsvertrags mit einem Spielklub zwecks Vervollſtändi⸗ 
gung ſeiner Einrichtung; Ausſchluß der Bereicherungsklage. 204. 


E. Dienſtvertrag (§§ 611-630). 


§ 611. Bühnenvertrag; keine Verpflichtung zum Auftreten an Orten, wo politiſche 
Unruhen herrſchen; Kündigungsrecht der Bühnenleitung. 12. 

§ 618. Juwieweit haftet der Fiskus für das Abhandenkommen der in Dienſtge bäuden 
von den Beamten abgelegten Garderobe? 50. — Verpflichtung des Zahnarztes, ſeinen Ge⸗ 
hilfen eine diebesſichere Kleiderablage zur Verfügung zu ſtellen. 140. 

§ 626. Kein Rücktrittsrecht aus § 326 BGB. wegen poſitiver Vertragsverletzung 
beim Dienſtvertrag. 139. — Bühnenvertrag; keine Verpflichtung zum Auftreten an Orten, 
wo politiſche Unruhen herrſchen; Kündigungsrecht der Bühnenleitung. 12. — Darf der 
Kritiker ſich um die Aufführung eines von ihm verfaßten Stückes bei dem Theater bemühen, 
bei dem er die Kritik ausübt? 114. 


F. Werkvertrag (§§ 631-651). 

S 631. Rechtliche Beurteilung des Auftrags zum Abſchluß von Rennwetten. 82. — 
Ein Regimentskommando kann durch Vertrag den Reichsmilitärfiskus nicht verpflichten. 72. — 
Befugnis des Trainers, Pferde in Verkaufsrennen laufen zu laſſen und den Einſatzwert zu 
beſtimmen. 73. — Umfang der Verwahrungspflicht eines Gewerbetreibenden an fremden, 
ihm zur Bearbeitung übergebenen Gegenſtänden. 6. — Befreiung von der Leiſtungspflicht 
infolge der durch den Krieg herbeigeführten Veränderung der Verhältniſſe beim Werkvertrag. 
154. 
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§ 633. Angebliche Unähnlichkeit eines Bildniſſes iſt bei ſonſt guter Ausführung des 
Gemäldes kein Grund, die Abnahme zu verweigern. 13. 

§ 635. Vorausſetzungen des Schadenerſatzanſpruchs wegen Werkmängeln. 80. 

§ 642. Nichtanwendbarkeit des § 326 BGB. gegen den Beſteller bei ſchuldhafter 
Zögerung mit der Beſchaffung des zur Herſtellung des Werkes zu verarbeitenden Stoffes. 112. 


G. Mäklervertrag (§§ 652656). 


§ 652. Grenzfall zwiſchen Mäklervermittlung und Kommiſſionsgeſchäft. 49. — 
Wenn cin Mäkler für Kaufluſtige Grundſtücke ſucht, jo enthält die Mitteilung eines Beſitzers 
über ein verkäufliches Objekt kein Angebot zum Abſchluß eines Mäklervertrages. 47. — 
Stellenverm.Gej. vom 2. Juni 1910 §§ 3, 4. Wann liegt ein nach § 4 des Stellenvermittlungs- 
geſetzes nichtiger Vertrag vor, durch den ſich der Vertraggegner für ſpätere Fälle an einen 
beſtimmten Stellenvermittler bindet? 205. 


H. Auftrag (§§ 662 — 676). 


§ 662. Befugnis des Trainers, Pferde in Verkaufsrennen laufen zu laſſen und den 
Einſatzwert zu beſtimmen. 73. 
§ 667. Auftrag zum Grundſtückserwerb bedarf nicht der Form des §313 BGB.; 
der formlos Beauftragte ift zur Übereigung des erworbenen Grundſtücks an den Auftrag- 
geber verpflichtet. 8. 
J. Verwahrung (§§ 688—700). 


§ 688. Umfang der Verwahrungspflicht eines Gewerbetreibenden an fenden ihm 
zur Bearbeitung übergebenen Gegenſtänden. 6. — In wie weit haftet der Fiskus für das Ab- 
handenkommen der in Dienſtgebäuden von den Beamten abgelegten Garderobe? 50. — 
Keine Haftung des Speiſe wirts für Abhandenkommen der an dem Garderobehaken hängenden 
Kleidungsſtücke der Gäſte. 141. — Nichthaftung der Zechen für Entwendung der von den Berg⸗ 
leuten in den Kauen abgelegten Kleidungsſtücke. 142. — Zuläſſigkeit der Haftungsbeſchränkung 
der Bahn für in Verwahrung gegebenes Gepäck auch im Falle von Fahrläſſigkeit der Bahn⸗ 
angeſtellten. 206. 

§ 690. Haftung des Staates für Gegenſtände, die im eee beſchlagnahmt 
ſind. 69. 


K. Einbringung von Sachen bei Gaſtwirten (§§ 701 —704). 
§ Ol. Keine Haftung des Gaſtwirts für Sachen, die ein auf dem Gaſthofsgrundſtück 
im eigenen Wohnwagen wohnender Fremder in eine unverſchließbare Scheune einbringt. 180. 
— Mitwirkendes Verſchulden des Gaſtes beim Verluſt einer von ihm eingebrachten Sache. 51. 
§ 702. Begriff der Koſtbarkeiten im Sinne des § 702 BGB. 51. 


L. Geſellſchaft (§§ 705— 740). 

§ 709, 710. Klage einer Geſellſchaft bürgerl. Rechtes gegen einen Geſellſchafter auf 
Zubuße, Frage der Aktivlegitimation. 158. 

§ 736. 3 736 bezieht fic) nur auf eine aus mehr als zwei Perſonen beſtehende Geſell⸗ 
ſchaft. 161. 

M. Spiel und Wette (§§ 762 — 764). 

§ 762. Rechtliche Beurteilung des Auftrags zum Abſchluß von Rennwetten. 82. — 
Klagbarkeit und Gegenſtand des Anſpruchs auf Totaliſatorge winn; die vom Rennvorſtand 
angeordnete Rückzahlung der Einſätze ſchließt den Anſpruch nicht aus. 81. 


N. Bürgſchaft (88 765 — 778). 
S 765. Unterſchied zwiſchen Bürgſchaft und fumulativer Schuldübernahme. 83. — 


Arten der Höchſtbe tragsbürgſchaften für laufende Kreditge währung. 84. 
Seuiferts Archiv Bb. 75. 8. Folge. Ab. 21. Heft 10-12. 25 
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§ 774. Wer, ohne perſ. Schuldner zu ſein, eine Sicherheit beſtellt, hat bei Befriedigung 
des Gläubigers aus der Sicherheit oder durch eigene Zahlung keinen Ausgleichsanſpruch gegen 
den Bürgen. 85. — Arten der Höchſtbetragsbürgſchaften für laufende Kreditge währung. 84. 


O. Anweiſung (§§ 783 — 792). 


Scheaheſetz v. 11. März 1908. § 18. Gegenüber der Klage aus einem zur Sicherung 
der Vertragserfüllung gegebenen Scheck trifft den Beklagten die Beweislaſt, daß dem Kläger 
weder ein Erfüllungs⸗ noch ein Schadenerſatzanſpruch zuſteht. 207. 


P. Ungerechtfertigte Bereicherung (§§ 812—822). 

§ 812. Bereicherungsanſpruch aus einer Vermiſchung von Sachen bei Unmöglichkeit 
der Feſtſtellung des Wertverhältniſſes. 21. — Verkauf eines Landgutes an den Schwiegerſohn 
zwecks Ausſtattung der Tochter; Herausgabeanſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung 
bei Nichtigkeit der Ehe, jedoch nur Zug um Zug gegen Erſtattung der Aufwendungen. 26. — 
Auf weſſen Koſten iſt der Girokunde bereichert, dem infolge unrichtiger Ausführung eines. 
Überweiſungsauftrags zu Unrecht ein Betrag gut geſchrieben iſt? 88. — Die auf Grund einer 
vermeintlichen, in Wahrheit nicht beſtehenden Verpflichtung vorgenommene Tilgung der 
Schuld eines Dritten begründet keinen Bereicherungsanſpruch gegen den Zahlungsemp⸗ 
fänger. 143. — Beweislaſt bei der Bereicherungsklage gegen einen unter vorläufiger Vor⸗ 
mundſchaft Stehenden, dem Kläger in Unkenntnis der Bevormundung ein Darlehn ge» 
geben hat. 87. 

§ 817. Keine Rückforderung des Kaufpreiſes bei Nichtigkeit des Geſchäfts wegen 
Kettenhandels. 210. — Nichtigkeit des einem Spielklub zwecks Vervollſtändigung ſeiner 
Einrichtung gegebenen Darlehns; keine Bereicherungsklage. 204. — Nicht jeder objektive 
Verſtoß gegen ein Verbotgeſetz ſchließt die Rückforderung nach §817 Abſ. 2 BGB. aus. 160. — 
Die Be wirkung einer verbotenen Leiſtung in der Abſicht, den Eintritt einer gemeinſchädlichen 
Wirkung eines von dem Empfänger beabſichtigten Vergehens zu verhindern, fällt nicht unter 
§817 Satz 2 BGB. 208. 


Q. Verſicherungsvertrag. VVG. v. 30. 5. 08. 

§ 32. Vereinbarung im Sinne des § 32 VVG.; fahrläſſige Verletzung der Bewahrungs⸗ 
pflicht des Verſicherungsnehmers. 89. 

Lebensvers. Konſtitutive Bedeutung eines Lebensverſicherungsſcheins; Anfechtung wegen 
irrtümlicher Angabe eines unrichtigen Zeitpunkts für die Fälligkeit der Verſicherungsſumme. 4. 

RED. § 903. Haftung des Unternehmers gegenüber der Berufsgenoſſenſchaft bei 
Nichtbeachtung der Unfallverhütungsvorſchriften. Fahrläſſigkeit des Verletzten beſeitigt die 
Haftpflicht des Unternehmers nicht. Recht, aber keine Pflicht der Berufsgenoſſenſchaft zur 
Kontrolle. 181. 


R. Unerlaubte Handlungen. 
a) BGB. 38 823—853. 


§ 823. Haftung des Unternehmers gegenüber der Berufsgenoſſenſchaft bei Nicht- 
beachtung der Unfallverhütungsvorſchriften. Fahrläſſigkeit des Verletzten beſeitigt die Haft⸗ 
pflicht des Unternehmers nicht. 181. — Erhöhte Sorgfaltspflicht des Schulverbandes hinſicht⸗ 
lich der Ungefährlichkeit der Einrichtungen des Schulgebäudes. 16. — Beſchäftigung von Ge⸗ 
fangenen; Haftung für den von dieſen zufolge ungenügender Beaufſichtigung den Nachbarn 
zugefügten Schaden. 15. — Begünſtigung iſt eine ſelbſtändige, unerlaubte Handlung und 
fällt nicht unter den Begriff der Teilnahme oder der Beihilfe. 211. — Keine Gefährdungs⸗ 
haftung des Beſitzers einer Sprengſtoffabrik für Exploſionsſchäden. 18. — Inwieweit haftet 
der Fiskus für das Abhandenkommen der in Dienſtgebäuden von den Beamten abgelegte n 
Garderobe? 50. — Gemeingebraud am öffentlichen Weg iſt kein Recht im Sinne des 8823 
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BGB.; wann enthält die Behinderung der pachtwirtſchaftlichen Benutzung eines Weges 
einen Eingriff in den Pachtbetrieb als ſolchen? 14. 

S 824. Unterlaſſungsklage wegen Außerungen aus Konkurrenzneid. 182. 

§ 826. Wahrnehmung berechtigter Intereſſen ſchließt die Sittenwidrigkeit nicht not- 
wendig aus. 182. — Haftung für außervertragliche Auskunft bei Verſchweigen eines für 
die Beurteilung der Kreditwürdigkeit weſentlichen Umſtandes; es genügt fahrläſſiger Verſtoß 
gegen die guten Sitten. 209. 

§ 830. Begünſtigung iſt eine ſelbſtändige, unerlaubte Handlung und fällt nicht unter 
den Begriff der Teilnahme oder der Beihilfe. 211. 

§ 831. Überwachungspflicht des Bauunternehmers hinſichtlich der von ihm beſtellten 
Aufſichtsperſonen. 116. — Haftet in Sachſen die Gemeinde für Schaden, den der Gemeinde- 
beamte bei Ausführung einer ſtaatlich ange ordneten Maßnahme anrichtet? Iſt Entlaſtungs⸗ 
be weis aus §831 BGB. zuläſſig? 71. 

§ 833. Haftung für den durch Bienen angerichteten Schaden. 115. — Die Tierhalter- 
eigenſchaft des Verletzten kommt nicht in Betracht, wenn der Schaden ſowohl durch das Tier 
als auch durch fremdes Verſchulden verurſacht iſt. 17. 

S 836. Bauzaun als Werk im Sinne des § 836; Nichtanwendbarkeit des § 836 bei 
Loslöſung eines Teiles des Werkes durch Menſchenhand; Überwachungspflicht des Bau- 
unternehmers hinſichtlich der von ihm beſtellten Aufſichtsperſonen. 116. 

§ 839. Haftung des Reichsmilitärfiskus für Schaden, der von Soldaten in Ausübung 
des Dienſtes angerichtet wird. 144. — Haftet in Sachſen die Gemeinde für Schaden, der der 
Gemeinde beamte bei Ausführung einer ſtaatlich angeordneten Maßnahme anrichtet? Iſt 
Entlaſtungsbe weis aus § 831 BGB. zuläſſig? 71. — Iſt die Schadenerſatzklage aus § 839 BGB., 
§§ 1, 4 Geſ. v. 1. 8. 09 wegen Verſchuldens eines ſtädtiſchen Polizeibeamten, der als Hilfs- 
beamter der Staatsanwaltſchaft gehandelt hat, gegen den Staat oder gegen die Stadt zu 
richten? 70. — Die Frage, ob die Amtspflichtverletzung vorſätzlich oder fahrläſſig begangen 
iſt, unterliegt auch bei Haftbarmachung des Staates auf Grund irreviſiblen Landesrechts der 
Nachprüfung des Reviſionsgerichts. 117. 

S 840 Abſ. 2. Die Tierhaltereigenſchaft des Verletzten kommt nicht in Betracht, 
wenn der Schaden ſowohl durch das Tier als auch durch fremdes Verſchulden verurſacht iſt. 17. 

S 847. Rechtliche Natur des Anſpruchs f Schmerzensgeld; keine Erhöhung auf 
Grund des 8 323 3PO. 183. 

§ 852. Die Verjährung des Anſpruchs auf Schmerzensgeld wird durch Erhebung der 
Klage auf Erſatz des Vermögensſchadens nicht unterbrochen. 183. 


b) Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 
§ 1. Einſteigen als Betriebsvorgang; Anforderungen an den Beweis für eigenes Ver- 
ſchulden des Verletzten. 212. 
§ 2. Keine Gefährdungshaftung des Beſitzers einer Sprengſtoffabrik für Exploſions- 
ſchäden. 18. | 


c) Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. Mai 1909. 

Krftfcs. §S 7. Maß der Anforderungen, die an die Sorgfaltspflicht des in ſeinem 
eigenen Kraftwagen mitfahrenden, dieſen aber nicht ſelbſt lenkenden Wagenbeſitzers zu ſtellen 
ſind. 159. 

S. Verfügungen der Staatsgewalt. 

N. § 129. Ortliches und zeitliches Anwendungsgebiet von Art. 129 Reichsverfaſſung. 
97. — Zum Begriff der „wohlerworbenen Rechte“ im Sinne des Art. 129 der Reidhsver- 
faſſung. 184. — Rechtliche Natur des Beamtenverhältniſſes; Zwangspenſionierung nach 
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RBG. 4, 8. Anſtellung der Reichsbeamten; Vorausſetzung einer zeitlich beſchränkten 
Anſtellung. 86. 

RBHpfl. Haftung des Reichsmilitärfiskus für Schaden, der von Soldaten in Aus⸗ 
übung des Dienſtes angerichtet wird. 144. 

G. v. 1. 8. 09, § 4. Iſt die Schadenerſatzklage aus § 839 BGB., 88 1, 4 Geſ. v. 1. 8. 09 
wegen Verſchuldens eines ſtädtiſchen Polizeibeamten, der als Hilfsbeamter der Staats- 
anwaltſchaft gehandelt hat, gegen den Staat oder gegen die Stadt zu richten? 70. — Haftung 
des Staates für Gegenſtände, die im Strafverfahren beſchlagnahmt ſind. 69. 

Pr. Waſſergeſ. § 50. Keine Unterlaſſungsklage gegenüber einem durch Verleihung 
des Landes waſſeramtes begründeten Waſſerbenutzungsrecht; die Einrichtung der vorge⸗ 
ſchriebenen Kläranlagen iſt nicht im Rechtswege, ſondern nur durch die Waſſerpolizeibe hörden 
erzwingbar. 99. 

Erbſch Sts. 73, Ausf. Beſt. § 3 A bſ. 5. Verpflichtung des Nachlaßgerichts, ſich auf Er⸗ 
ſuchen der Steuerbehörde über die Rechtsgültigkeit eines Teſtaments zu äußern. 172. 

StStG. Tarifſt. 2242. Apotheker⸗Realprivileg oder veräußerliche und vererbliche Kon⸗ 
zeſſion? 59. ö 

Umſ. StG. § 20. Auslegung der Preisabrede „einſchl. Luxusſteuer“. 178. 


III. Sachenrecht. 


1. Beſitz (§§ 854— 872). 


SS 854 858. Beim Getrenntleben der Ehegatten iſt der Mann nicht unmittelbarer 
Beſitzer der der Frau überlaſſenen Hausſtandsſachen. 52. N 

8 855. Veruntreuung der Sache durch den Beſitzdiener fällt unter §935 BGB. 119. 

§ 868. Abtretung eines Teiles der Wechſelforderung durch Einräumung des mittel- 
baren Mitbeſitzes am Wechſel. 135. — Kein Beſitzkonſtitut, wenn die Beteiligten den Eigen⸗ 
tumsübergang als ſchon geſchehen vorausſetzen. 20. 


2. Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken (88 873—902). 
§ 873. Die vor einem Notar mündlich erklärte Auflaſſung ift gültig, auch wenn das 
darüber aufgenommene Protokoll von einem Beteiligten oder dem Notar nicht unterſchrie ben 
iſt. 19. | 
§ 894. Der Wechſel der Mitglieder einer aus nur zwei Perſonen beftehenden Gefell- 
ſchaft bürgerl. Rechtes kann nicht im Wege der Berichtigung im Grundbuch eingetragen 
werden. 161. 


3. Eigentum. (58 903—1011). 


§ 906. Unterlaſſungsklage wegen Eindringens von Sickerwaſſer. 90. 

§ 920. Zur Auslegung des $ 920; die Vorſchrift des Abſ. 2 bezieht fic) auch auf den 
Fall des Abſ. 1. 118. 

§ 925. Die vor einem Notar mündlich erklärte Auflaſſung iſt gültig, auch wenn das 
darüber aufgenommene Protokoll von einem Beteiligten oder dem Notar nicht unterſchrieben 
tft. 19. 

§ 928. Entſprechende Anwendbarkeit des §571 BOB. bei Aufgabe des Eigentums 
nach § 928 BGB. 79. 

§ 929. Die dingliche Eigentums übertragung iſt wegen Verbotwidrigkeit des Grund- 
geſchäfts nicht nichtig. 208. 

8 930. Einräumung des mittelbaren Mitbeſitzes am Wechſel. 135. — Kein Beſiß⸗ 
konſtitut, wenn die Beteiligten den Eigentumsübergang als ſchon geſchehen vorausſetzen. 20. 

§ 935. Veruntreuung der Sache durch den Beſitzdie ner fällt unter §935 BGB. 119. 
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§ 948. 3948 BGB. jest voraus, daß die Feſtſtellung des Verhältniſſes der Werte der 
vermiſchten Sachen möglich iſt; andernfalls kommt nur ungerechtfertigte Bereicherung in 
Frage. 21. 

§ 985. Keine ordentliche Erſitzung ſtreitiger Grenzen nach gem. Recht. 91. 

§ 1004. Unterlaſſungsklage wegen Eindringens von Sickerwaſſer. 90 — Keine Unter- 
laſſungsklage gegenüber einem durch Verleihung des Landeswaſſeramtes begründeten Waſſer⸗ 
benutzungsrecht; die Einrichtung der vorgeſchriebenen Kläranlagen iſt Bon, im Rechtswege, 
jondern nur durch die Waſſerpolizeibehörden erzwingbar. 99. 

§ 1006. Die Beweislaſt für eine Schankung hat der Beſchenkte trotz feines Beſitzes. 7. 


4. Vorkaufsrecht. (§§ 1094 — 1104), 
NSie del. G. 4. 10. Vorkaufsrecht nach §§ 4ff. Reichsſiedelungsgeſetzes. 108. 


5. Hypothek, Grundſchuld, Kentenſchuld (88 1113—1203). 
§ 1150. Das Verlangen nach Befriedigung aus dem Grundſtück im Sinne der § 1150, 
268 BGB. kann ſchon durch die eingetragenen Zahlungsbedingungen in Anſehung aller 
künftigen Zinsrückſtände zum Ausdruck gebracht werden. 22. N 
§ 1154. Schuldrechtliche Verpflichtung zur erneuten Ausſtellung einer Abtretung 
urkunde bei Verluſt der dem Abtretungsempfänger ausgehändigten früheren Urkunde. 136. 


6. Pfandrecht an beweglichen Sachen und Rechten. (§§ 1204 — 1296). 

§ 1225. Wer, ohne perſ. Schuldner zu ſein, eine Sicherheit beſtellt, hat bei Befriedi⸗ 
gung des Gläubigers aus der Sicherheit oder durch eigene Zahlung keinen Ausgleichsanſpruch 
gegen den Bürgen. 85. | 


IV. Familienrecht. 
1. Bürgerliche Ehe. 


A. Verlöbnis (§§ 12971302). 


§ 1301. Rückforderung von Geſchenken nach Aufhebung des Verlöbniſſes; Be weis⸗ 
laſt für einen berechtigten Anlaß zum Rücktritt vom Verlöbnis. 53. 


B. Eingehung der Ehe (§§ 13031322). 
§ 1312. Unzuläſſigkeit der Berufung, die lediglich auf Feſtſtellung der Perſon des 
Ehe brechers abzielt. 107. 


C. Wirkungen der Ehe im allgemeinen (§§ 1353-1362). 

§ 1361. Der getrennt lebende Ehemann hat der Frau außer der Rente aus § 1361 
keine beſonderen Zahlungen für Einzelaufwendungen zu machen. 23. — Beim Getrenntleben 
der Ehegatten iſt der Mann nicht unmittelbarer Beſitzer der der Frau überlaſſenen Haus- 
ſtandſachen. 52. 

D. Eheliches Güterrecht (§§ 1363—1563). 

8 1386. Die Unterhaltspflicht der wiederverheirateten Frau gegenüber ihren erſt⸗ 
ehelichen Kindern beſtimmt ſich nicht nach § 1386, ſondern nach §§ 1603, 1604; der Ehemann 
braucht der Frau nicht ſo viel Unterhalt zu gewähren, daß ſie noch ihre erſtehelichen Kinder 
unterhalten kann. 54. 


E. Scheidung der Ehe (§§ 1564—1587). 


+ § 1568. Wann kann bösliche Verlaſſung einen Scheidungsgrund aus § 1568 BGB. 
bilden? 92. 
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§ 1574. Unzuläſſigkeit der Berufung, die lediglich auf Feſtſtellung der Perſon des 
Ehe brechers abzielt. 107. 

§ 1577. Die entgeltliche Übernahme der Verpflichtung durch die geſchiedene Frau 
zur Ablegung des Namens des Mannes iſt nicht notwendig ſittenwidrig. 55. 

§ 1578. Für den Umfang der Unterhaltspflicht des ſchuldigen Ehegatten find feine 
je weiligen Verhältniſſe, nicht der Zeitpunkt der Scheidung maßgebend. 24. 


2. Verwandtſchaft. 


A. Unterhaltspflicht (§§ 1601—1615). 
§ 1602. Den Angehörigen der Kriegsteilnehmer ſteht in Höhe der bezogenen Familien— 
unterſtützung kein Unterhaltsanſpruch mehr gegen unterhaltspflichtige Verwandte zu. 25. 
§ 1603. Die Unterhaltspflicht der wiederverheirateten Frau gegenüber ihren erſt⸗ 
ehelichen Kindern beſtimmt ſich nicht nach § 1386, ſondern nach §§ 1603, 1604; der Mann 
braucht der Frau nicht jo viel Unterhalt zu gewähren, daß ſie noch ihre erſtehelichen Kinder 
unterhalten kann. 54. 


B. Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder. ($$ 1616-1698). 


S 1624. Verkauf eines Landgutes an den Schwiegerſohn zwecks Ausſtattung der 
Tochter; Herausgabe anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung bei Nichtigkeit der Ehe, 
jedoch nur Zug um Zug gegen Erſtattung der Aufwendungen. 26. 

§ 1636. Das Recht des für ſchuldig erklärten Ehegatten zum perſönlichen Verkehr 
mit dem Kinde kann, wenn es ſich nicht um die Regelung des Verkehrs im einzelnen handelt, 
im Rechtswege verfolgt werden. 56. 


C. Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder. (§§ 16991704). 


§ 1706.66. Art. 209. Wirkungen der legitimatio per rescriptum princi pis bezüglich des 
Rechts auf Führung eines adligen Namens; Einwirkung der Reichsverfaſſung? 173. 


5. Vormundſchaft. (58 1773—1921). 
§ 1906. Beweislaſt bei der Bereicherungsklage gegen einen unter vorl. Vormund⸗ 
ſchaft Stehenden, dem Kläger in Unkenntnis der Bevormundung ein Darlehn gegeben 
hat. 87. 


V. Erbrecht. 


1. Rechtliche Stellung des Erben. (58 1942 — 2063). 


§ 2033. Der Alleinnacherbe kann über ſeine Anwartſchaft auf den Erwerb der Erb- 
ſchaft mit dinglicher Wirkung verfügen. 93. 

8 2039. Pflichtteilsklage bei gemeinſchaftlichem Teſtament; Aktivlegitimation des 
einzelnen Miterben für die negative Feſtſtellungsklage, daß dem Beklagten kein Pflichtteil 
zuſteht. 27. 


2. Teſtament. 
A. Allgemeine Vorſchriften (§§ 2064 — 2086). 


S 2065. Zuläſſigkeit der Anordnung einer Nacherbſchaft unter der Bedingung, daß 
der überlebende Ehegatte nicht anderweit über den beiderſeitigen Nachlaß letztwillig verfügen 
werde. 163. 

8 2075. Iſt im Teſtament beſtimmt, daß der die Verfügung Anfechtende auf den 
Pflichtteil geſetzt ſein ſoll, ſo iſt unter Anfechtung jede Zuwiderhandlung gegen den Willen 
des Erblaſſers zu verſtehen. 162. 
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§ 2078. Die Anfechtung eines durch Vernichtung der Teſtamentsurkunde vorge- 
nommenen Widerrufs eines Teſtaments ift zuläſſig. 185. 

§ 2084. Unrichtige Bezeichnung eines Vermächtniſſes bei deſſen Herabſetzung kann 
durch Auslegung richtiggeſtellt werden. 145. 


B. Einſetzung von Nacherben (§§ 2100— 2146). 

§ 2100. Zuläſſigkeit der Anordnung einer Nacherbſchaft unter der Bedingung, daß 
der überlebende Ehegatte nicht anderweit über den beiderſeitigen Nachlaß letztwillig verfügen 
werde. 163. — Der Alleinnacherbe kann über jeine Anwartſchaft auf den Erwerb der Erb- 
ſchaft mit dinglicher Wirkung verfügen. 93. 

§ 2139. Der Alleinnacherbe kann über ſeine Anwartſchaft auf den Erwerb der Erb» 
ſchaft mit dinglicher Wirkung verfügen. 93. 


C. Vermächtnis (§§ 2147—2191). 
S 2173. Die Vermutung des § 2173 wird nicht dadurch widerlegt, daß der Erblaſſer 
die vermachte Forderung einzieht und den Betrag verbraucht. 28. 


D. Teſtamentsvollſtrecker (§§ 2197— 2228). 


§ 2212. Das Namenredt kann als höchſtperſönliches Recht nicht von dem Teſtaments⸗ 
vollſtre cker geltend gemacht werden. 133. 


D. Errichtung und Aufhebung des Teſtaments (§§ 2229 — 2264). 
§ 2231. Iſt die Angabe „in meiner Wohnung Fettſtraße 11 III“ eine genügende 
Ortsangabe im eigenhändigen Teſtament? 29. 
§ 2255. Die Anfechtung eines durch Vernichtung der Teſtamentsurkunde vorge- 
nommenen Widerrufs eines Teftaments ift zuläſſig. 185. 


E. Gemeinſchaftliche Teſtamente (§§ 2265 — 2273). 
§ 2270. Gemeinſchaftliches Teſtament; Anordnung einer Nacherbſchaft unter der 
Bedingung, daß der überlebende Ehegatte nicht anderweit über den beiderſeitigen Nachlaß 


letztwillig verfügen werde; Ausſchließung der Bindung des Überlebenden an korreſpektive 
Verfügungen. 163. 


5. Erbvertrag. (§§ 2274 - 2302). 


S 2301. Mündlicher ſchenkungsweiſer Schulderlaß unter der Bedingung des Über— 
lebens des Beſchenkten iſt gültig. 202. 


4. Pflichtteil (88 23032338). 

§ 2303. Pflichtteilsklage bei gemeinſchaftlichem Teſtament; Aktivlegitimation des 
einzelnen Miterben für die negative Feſtſtellungsklage, daß dem Beklagten kein Pflichtteil 
zuſteht. 27. — Iſt im Teſtament beſtimmt, daß der die Verfügung Anfechtende auf den Pflicht- 
teil geſetzt ſein ſoll, ſo kommt dieſe Anordnung nicht zur Anwendung zufolge einer begründeten 
Anfechtung aus den §§ 2078, 2079 BGB. 162. 

§ 2315. Erforderniſſe einer wirkſamen Beſtimmung der Anrechnung auf den Pflicht- 
teil. 57. 


VI. Handelsrecht. 


I. Handelsftand. (85 1-104). 


§ 25. Der Erwerber eines Handelsgeſchäfts haftet auch für Verbindlichkeiten des Ver⸗ 
äußerers aus Konkurrenzverboten. 94. 
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2. Bandelsgejellfchaften (§§ 105 — 354). | 

§ 124. Eine Kommanditgeſellſchaft, der ein Ausländer als Kommanditiſt angehört, 
bedarf nach Hamburger Recht zum Grunderwerb ſtaatlicher Genehmigung; der Kommanditiſt 
iſt Miteigentümer des Geſellſchaftsvermögens. 146. — Die Verjährung des Rechtes auf 
Unterſagung des Gebrauchs des Namens in der Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft 
beginnt jedem neu eintretenden Geſellſchafter gegenüber von neuem zu laufen. 133. 

§ 128. Wer auftritt, als wenn er offener Handelsgeſellſchafter wäre, muß ſich als 
ſolcher behandeln laſſen. 174. 

§ 161. Der Kommanditiſt iſt Miteigentümer des Geſellſchaftsvermögens; beim Vor⸗ 
handenſein eines ausländiſchen Kommanditiſten bedarf die Geſellſchaft zum Grunderwerb 
nach Hamburger Recht ſtaatlicher Genehmigung. 146. 

§ 261. In die Bilanz find Wertpapiere auch mangels amtlicher Feſtſtellung nach dem 
tatſächlichen Börſenkurſe einzuſtellen; Bedeutung der Rückſtellung für Kursverluſte. 95. 


3. Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 
Iſt für die Gehaltsklage des von den beklagten Gründern einer G. m. b. H. vor deren 
Eintragung beſtellten Geſchäftsführers das Kaufmannsgericht zuſtändig? 60. 


4. Genoſſenſchaften. 
§ 73. Bleibt die genehmigte Bilanz trotz Unrichtigkeit für die Auseinanderſetzung 
mit dem ausſcheidenden Genoſſen maßgebend? 30. 
§ 51. Anfechtung des Generalverſammlungsbeſchluſſes einer G. m. b. H. nach Sächſ. 
Geſ. v. 15. 6. 1868; in die Bilanz ſind Wertpapiere auch mangels amtlicher Feſtſtellung nach 
dem tatſächlichen Börſenkurs einzuſtellen; Bedeutung der Rückſtellung für Kursverluſte. 95. 


5. Handelsgeſchäfte. 
A. Allgemeine Vorſchriften (§§ 343-372). 


§ 346. Die Uſance, daß die Eindeckung ſofort nach feſtſtehender Lieferungsweigerung 
erfolgen muß, gilt nicht über die Kreiſe des Großhandels hinaus. 197. — Verſendungspflicht 
der Verkäufers; in unſicheren Zeiten müſſen Poſtpakete von größerem Wert verſichert oder 
als Wertpakete verſandt werden. 10. 200. 

8 354. Das Verlangen nach „Teuerungszulagen“ zu einem vom Kläger ziffernmäßig 
berechneten Schadenbetrag iſt unbegründet. 74. 


B. Handelskauf (88 373382). 


§ 373. Selbſthilfeverkauf unter Bedingungen, die vom Vertrage abweichen; unbe- 
dingte Gültigkeit bei Erzielung des Marktpreiſes. 31. — Die Bekanntmachung des Selbit- 
hilfeverkaufs gemäß § 373 HGB. erfordert die Sorgfalt eines ordentl. Kaufmanns; ſchuldhaft 
ungenügende Bezeichnung der Ware kann Unwirkſamkeit des Selbſthilfeverkaufs begrün- 
den. 96. 

§ 377. Unterlaſſung der Rüge einer Teillieferung als Genehmigung auch der noch 
ausſtehenden Lieferungen bei Maſſenartikeln. 32. — Unterſuchungspflicht des Käufers im 
Weinhandel; im Ausnahmefall des § 378 finden die Grundſätze über den Leiſtungsverzug 
des Verkäufers gemäß § 326 BGB. Anwendung. 33. 

§ 378. Die Frage, ob eine andere als die bedungene Ware geliefert iſt, iſt nach ob- 
je ktivem Maßſtab zu entſcheiden. 58. 


C. Kommiſſionsgeſchäft (§§ 383—406). 
§ 383. Grenzfall zwiſchen Mäklervermittlung und Kommiſſionsgeſchäft. 49. 
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D. Frachtgeſchäft (§§ 425 —452). 

§ 425. Beförderung von Reiſegepäck durch den bahnamtlichen Rollfuhrunternehmer; 
keine Haftung der Eiſenbahn; Bedeutung der in dem bahnamtl. Tarif feſtgeſetzten Beſchränkung 
der Haftung des Unternehmers für die Reiſenden. 147. 

§ 431. Frachtgeſchäft; Pflicht des Empfängers zum Entlöſchen; Haftung für die 
Speicherleute als Erfüllungsgehilfen. 34. 

§ 433, 435. Inwieweit kann der Abſender nach Übergabe des Frachtguts an den 
Empfänger noch verfügungsberechtigt ſein? 120. 


E. Beförderung von Gütern und Perſonen auf den Eiſenbahnen (§§ 453—473). 
§ 456. EBD. 34 ff. Keine Haftung der Eiſenbahn für das durch den bahnamtlichen 
Rollfuhrunternehmer beförderte Reiſegepäck; Bedeutung der in dem bahnamtlichen Tarif 
feſtgeſetzten Beſchränkung der Haftung des Unternehmers für die Reiſenden. 147. 
§ 456 EBD. 39, Ausf. Beſt. 17. Zuläſſigkeit der Haftungsbeſchränkung der Bahn für 
in Verwahrung gegebenes Gepäck auch im Falle von Fahrläſſigkeit der Bahnangeſtellten. 206. 
§ 456 ESD. 58. 70. 77. 97. Inwiefern haftet die Eiſenbahn für Fehler der Wage? 120. 
§ 456 Es d. 84. Die Eiſenbahn haftet nicht für den durch Regen an in verſchloſſenen 
Wagen beförderten Gütern entſtandenen Schaden, wenn ſie die Güter in offenen Wagen 
zu befördern berechtigt war. 121. 


F. Binnenſchiffahrt. 


§ 131. Frachtgeſchäft; Pflicht des Empfängers zum Entlöſchen; Haftung für die 
Speicherleute als Erfüllungsgehilfen. 34. 


VII. Wechſelrecht. 

Art. 9. Abtretung eines Teiles der Wechſelforderung durch Einräumung des ntittel- 
baren Mitbeſitzes am Wechſel. 135. 

Art. 82. Gegenüber der Klage aus einem zur Sicherung der Vertragserfüllung gegebenen 
Scheck trifft den Beklagten die Beweislaſt, daß dem Kläger weder ein Erfüllungs⸗ noch ein 
Schadenerſatzanſpruch zuſteht. 207. — Die Beweislaſt für die Rückgabe des Prolongations- 
wechſels bei Nichtzuſtandekommen der Prolongation trifft den Wechſelkläger. 164. 


VIII. Gewerberecht. 


A. Gewerbeordnung. 


§ 6. Apotheker⸗Realprivileg oder veräußerliche und vererbliche Konzeſfion? 59. 

Gewd. § 26. Zur Auslegung des § 26 Gew. O. 35. 

Gew. D. § 120%. Nichthaftung der Zechen wegen Entwendung der von den Bergleuten 
in den Kauen abgelegten Kleidungsſtücke. 142. 


B. Kaufmannsgericht. 


Iſt für die Gehaltsklage des von den beklagten Gründern einer G. m. b. H. vor deren 
Eintragung beſtellten Geſchäftsführers das Kaufmannsgericht zuſtändig? 60. 


IX. Urheberrecht. 
Sef. v. 19. 6. 01 § 6. Urheberrechtlicher Schutz am Poſtkartentext. 137. 
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I. Allgemeine Lehren. 


A. Zuläſſigkeit des Rechtswegs. 


Das Recht des für ſchuldig erklärten Ehegatten zum perſönlichen Verkehr mit dem Kinde 
kann, wenn es ſich nicht um die Regelung des Verkehrs im einzelnen handelt, im Rechtswege 
verfolgt werden. 56. 

Unzuläſſigkeit des Rechtswegs für die Feſtſtellung der auf Vertrag geſtützten Befreiung 
von der Verpflichtung zur Entrichtung von Straßenanliegerbeiträgen. 98. 

Keine Unterlaſſungsklage gegenüber einem durch Verleihung des Landeswaſſeramtes 
begründeten Waſſerbenutzungsrecht; die Einrichtung der vorgeſchriebenen Kläranlagen iſt 
nicht im Rechtswege, ſondern nur durch die Waſſerpolizeibehörden erzwingbar. 99. 

Iſt die Schadenerſatzklage aus §839 BGB., §§1, 4 Geſ. v. 1. 8. 09 wegen Verſchuldens 
eines ſtädtiſchen Polizeibeamten, der als Hilfsbeamter der Staatsanwaltſchaft gehandelt hat, 
gegen den Staat oder gegen die Stadt zu richten? Zuläſſigkeit des Rechtsweges? 70. 

Die ordentlichen Gerichte ſind an eine Entſcheidung des Mieteinigungsamtes gebunden, 
wenn dieſes die Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit nicht überſchritten hat; nur hierüber haben 
die ordentlichen Gerichte zu entſcheiden. 61. 

Iſt für die Gehaltsklage des von den beklagten Gründern einer G. m. b. H. vor deren 
Eintragung beſtellten Geſchäftsführers das Kaufmannsgericht zuſtändig? 60. 


B. Rechtsanwaltſchaft. 


RAD. § 33. Beiordnung eines Anwalts gemäß §33 RA O., wenn ſämtliche beim 
Prozeßgericht zugelaſſenen Anwälte die Vertretung von der Verpflichtung zur Zahlung 
eines Teuerungszuſchlages abhängig machen. 165. 

Gebd. § 28. Anrechnung der Anwaltsgebühren bei einftw. Verfügungen aus § 627 
ZPO. auf die im Scheidungsprozeß verdienten Gebühren. 123. 

Gebb. § 38, 44, 45. Anrechnung der Gebühr für Erwirkung des Zahlungsbefehls 
auf die Verkehrsgebühr; Wegfall des entſprechenden Pauſchſatzes. 186. 

Gebd. S 45. Der Anwalt, der ſich im Beweistermin durch ſeinen Bureauvorſteher 
vertreten läßt, kann keine Gebühr, ſondern nur angemeſſenen Erſatz ſeiner Unkoſten bean⸗ 
ſpruchen. 124. 
| C. Gerichtskoſten. 

‘ORG. § 76. Der der armen Partei beigeordnete Anwalt kann ſeine Auslagen aus der 
Staatskaſſe auch dann erſetzt verlangen, wenn es nicht zur Zuſtellung der Klage gekommen 
iſt. 122. 

G86. § 79, 88. Der Gegner der armen Partei haftet für die Hälfte der dem Armen⸗ 
anwalt aus der Staatskaſſe bezahlten Beträge, auch wenn die Parteien durch Vergleich auf 
Erſtattung der außerge wöhnlichen Koſten verzichtet haben. 37. 


II. Zivilprozeß-Verfahren. 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 
A. Gerichte (§§ 1—42). 
§ 12. Inwieweit ein vereinbarter Gerichtsſtand ein ausſchließlicher iſt, richtet fic 


nach der getroffenen Vereinbarung. 62. 
§ 29. Erfüllungsort für die Verpflichtung zur Zahlung des Mietzinſes. 166. 
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§ 38. Vereinbarter Gerichtsſtand, wieweit derſelbe ein ausſchließlicher iſt, richtet 
ſich nach der getroffenen Vereinbarung. 62. 
N B. Parteien. 
a) Partei- und Prozeßfähigkeit (§§ 50—58). 
S 50. Klage einer Geſellſchaft bürgerl. Rechtes gegen einen Geſellſchafter auf Zu— 


buße; Frage der Aktivlegitimation. 158. — Urteil gegen eine bereits für tot erklärte Perſon; 
Zuläſſigkeit der Berufung gegen dieſes Urteil. 125. 


b) Beteiligung Dritter am Rechtsſtreit (§§ 64—77). 
§ 67. Zuläſſigkeit der Fortführung der Berufung durch den Nebenintervenienten 
trotz Zurücknahme der Berufung der Hauptpartei. 167. 
c) Proze ßkoſten (§§ 91—107). 
§ 91. Keine Verpflichtung, zur Erſparung von Koſten einen Korreſpondenzanwalt 
anzunehmen. 169. 
§ 92. Koſtenteilung bei Verurteilung Zug um Zug anſtatt der beantragten unbedingten 
Verurteilung. 36. 
§ 99 Abſ. 1. Erledigung der Hauptſache nach Einlegung der Berufung macht das 
Rechtsmittel wegen der Koſten nicht unzuläſſig. 103. 
§ 99 Abſ. 8. Wiederholte Einlegung des Einſpruchs und Zurücknahme des zweiten. 102. 


d) Sicherheitsleiſtung (§§ 108 —113). 
§ 110. Verf. Friedensvertrag 277. 278. Ausländerkaution im Verhältnis zu Frank⸗ 
reich. 187. 


e) Armenrecht (§§ 114— 127). 


§ 115. Der Armenanwalt kann Auslagenerſtattung aus der Staatskaſſe auch dann 
verlangen, wenn es nicht zur Zuſtellung der Klage gekommen iſt. 122. 

§ 121. Keine Entziehung des Armenrechts nach Beendigung der Inſtanz. 39. 

§ 124. Der Gegner der armen Partei haftet für die Hälfte der dem Armenanwalt 
aus der Staatskaſſe bezahlten Beträge, auch wenn die Parteien durch Vergleich auf Erſtattung 
der außergerichtlichen Koſten verzichtet haben. 37. — Dem Armenanwalt ſind die im Koſten⸗ 
feſtſetzungs⸗ und Zwangsvollſtreckungsverfahren entſtandenen Auslagen bei Nichtbeitreib⸗ 
barkeit beim Gegner aus der Staatskaſſe zu erſetzen. 38. — Im Falle des § 505 ZPO. hat 
die Feſtſetzung der Koſten, die dem von dem unzuſtändigen Gericht beſtellten Armenanwalt 
aus der Staatskaſſe zu erftatten find, durch das Gericht zu erfolgen, an das der Rechtsſtreit 
verwieſen iſt. 45. 

§ 125. Welches Gericht ift zuſtändig für die Anordnung zur Nachzahlung der Koſten 
durch die vorher zum Armenrecht verſtattete Partei? 39. 


C. Verfahren. 
a) Folgen der Verſäumung (§§ 230—238). 

§ 232. Inwieweit iſt der erſtinſtanzliche Anwalt nach Einlegung der Berufung noch 
Vertreter im Sinne des § 232 Abſ. 2 ZPO.? 132. 

§ 233. Bei Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Reviſionsfriſt bedarf es keiner 
beſonderen Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Reviſionsbegründungsfriſt. 65. — 
Verſehen eines Anwaltsangeſtellten als unabwendbarer Zufall. 100. 

§ 234. Tatſachen, die den bisherigen Wiedereinſetzungsgrund in weſentlicher Beziehung 
ergänzen ſollen, müſſen in der Friſt des § 234 Abſ. 1 ZPO. geltend und glaubhaft gemacht 
werden. 63. 
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b) Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens (§§ 239— 252). 
§ 249. Heilung der Unzuläſſigkeit des während der Unte N des Verfahrens 
eingelegten Rechtsmittels durch Unterlaſſung einer Rüge. 187. 


2. Verfahren in erſter Inſtanz. 
A. Verfahren vor den Landgerichten. 
a) Verfahren bis zum Urteil (§§ 253— 299). 


| § 253. Klagerecht des zur Einziehung im eigenen Namen vom Gläubiger Ermäd- 
tigten. 40. 

§ 256. Unterſchied zwiſchen Vollſtreckungsgegenklage und Feſtſtellungsklage. 46. 

8 268. Keine Klageänderung bei bloßem Wechſel der zur Begründung des Anſpruchs 
angezogenen Geſetzesvorſchriften. 41. — Eine an ſich zuläſſige Klageerweiterung iſt nach Ere 
ledigung des urſprünglichen Klage anſpruchs unſtatthaft. 148. — Tatſachen, die den bisherigen 
Wiedereinſetzungsgrund in weſentlicher Beziehung ergänzen ſollen, müſſen in der Friſt des 
§ 234 Abſ. 1 ZPO. geltend und glaubhaft gemacht werden. 63. 

§ 271. Lehnt der Verkäufer nach Einklagung des Kaufpreiſes die Erfüllung gemäß 
§ 326 BGB. unter Vorbehalt von Schadenanſprüchen ab, jo enthält ſeine Erklärung, der 
Hauptanſpruch ſei erledigt, eine Klagezurücknahme, die ihn zur Koſtentragung verpflichtet. 42. 
— Hat ſich der Kläger zur Zurücknahme der Klage verpflichtet, ſo iſt die Klage auf Antrag 
des Beklagten abzuweiſen. 43. 

§ 282. Beweislaſt für Notwehr und für lÜ[berſchreitung derſelben. 128. — Beweislaſt 
des Verkäufers für die Probemäßigkeit der Ware. 201. — Die Beweislaſt für die Schenkung 
hat der Beſcheukte trotz ſeines Beſitzes. 7. — Rückforderung von Geſchenken nach Aufhebung 
des Verlöbniſſes; Beweislaſt für einen berechtigten Anlaß zum Rücktritt vom Verlöbnis. 53. — 
Gegenüber der Klage aus einem zur Sicherung der Vertragserfüllung gegebenen Scheck 
trifft den Beklagten die Beweislaſt, daß dem Kläger weder ein Erfüllungs- noch ein Schaden- 
erſatzanſpruch zuſteht. 207. — Die Beweislaſt für die Rückgabe des Prolongationswechſels 
bei Nichtzuſtandekommen der Prolongation trifft den Wechſelkläger. 164. — Beweislaſt bei 
der Bereicherungsklage gegen einen unter vorl. Vormundſchaft Stehenden, dem Kläger in 
Unkenntnis der Bevormundung ein Darlehen gegeben hat. 87. 

§ 295. Heilung der Unzuläſſigkeit eines während der Unterbrechung des Verfahrens 
eingelegten Rechtsmittels durch Unterlaſſung einer Rüge. 187. 


b) Urteil (§§ 300— 329). 

§ 303. Das Zwiſchenurteil über den Anſpruch auf Rechnungslegung iſt nicht zugleich 
ein Teilurteil über den Grund des gleichzeitig erhobenen Zahlungsanſpruchs. 126. 

§ 307. Die Erklärung des Arreſtklägers im Widerſpruchsverfahren, daß er in Auf- 
hebung des Arreſtes und in Auszahlung des vom GVollzieher einge hobenen und hinter- 
legten Betrages willige, ſtellt kein Anerkenntnis im Sinne des § 307 ZPO. dar. 152. 

§ 322. Klage auf vorbehaltloſe Verurteilung des im Vorprozeß rechtskräftig zur 
Leiſtung Zug um Zug verurteilten en Umfang der Rechtskraftwirkung bei Ber- 
urteilung Zug um Zug. 64. 

§ 323. Keine Erhöhung des Schmerzensgeldes auf Grund des § 323 ZPO. 188. 

§ 328. Der Ausſpruch eines deutſchen Rabbinats über die Scheidung der Ehe zwiſchen 
jüdiſchen Ausländern hat keine bürgerliche Wirkung; für die Scheidung einer lediglich ftandes- 
amtlich geſchloſſenen Ehe eines in Deutſchland wohnenden Türken und einer Deutſchen, die 
beide moſaiſch find, find die deutſchen Gerichte ausſchließlich zuſtändig. 105. 


c) Verſäumnisurteil (§§ 330 —347). 
S 346. Wiederholte Einlegung des Einſpruchs und Zurücknahme des zweiten. 102. 
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B. Verfahren vor den Amtsgerichten (88 495—505). 


S 505. Ein Beſchluß nach § 505 BRO. ift nur inſoweit unanfechtbar, als er, die Zzu⸗ 
ſtändigkeitsfrage erledigt. 44. — Bei Verweiſung des Rechtsſtreits vom Amtsgericht an das 
übergeordnete Landgericht iſt dieſes nur hinſichtlich ſeiner ſachlichen Zuſtändigkeit gebunden. 151. 
— Zuläſſigkeit, einer Beſchwerde gegen einen im Einſpruchsverfahren ohne mündliche 
Verhandlung ergangenen Überweiſungsgeſchluß aus § 505. 168. — Im Falle des 5 505 hat 
die Feſtſetzung der Koſten, die dem von dem unzuſtändigen Gericht beſtellten Armenanwalt 
aus der Staatskaſſe zu erſtatten find, durch das Gericht zu erfolgen, an das der Nechtsfheit 
verwieſen iſt. 45. 


3. Rechtsmittel. 
A. Berufung (§§ 511—544.) 


S 511. Unzuläſſigkeit der Berufung gegen ein Scheidungsurteil mit dem Ziel auf 
Feſtſtellung eines weiteren Scheidungsgrundes, insbeſondere eines Ehebruchs. 150. — Un- 
zuläſſigkeit der Berufung, die lediglich auf Feſtſtellung der Perſon des Ehebrechers abzielt. 107. 

§ 514. Enthält die im Unterhaltsprozeß abgegebene Erklärung der Parteien, fie hätten 
ſich auch in dem in erſter Inſtanz bereits entſchiedenem Eheprozeß verglichen, einen wirk⸗ 
ſamen Verzicht auf Berufung? 101. 

§ 515. Zuläſſigkeit der Fortführung der Berufung durch den Nebenintervenienten 
trotz Zurücknahme der Berufung der Hauptpartei. 167. — Erledigung der Hauptſache nach 
Einlegung der Berufung macht das Rechtsmittel wegen der Koſten nicht unzuläſſig. 103. — 
Wiederholte Einlegung des Einſpruchs und Zurücknahme des zweiten. 102. 


H. Re viſion (§§ 545—566). 

8 549. Die Frage, ob die Amtspflichtverletzung vorſätzlich oder fahrläſſig begangen 
iſt, unterliegt auch bei Haftbarmachung des Staates auf Grund irreviſiblen Landesrechts 
der Nachprüfung des Reviſionsgerichts. 117. — Das Rechtsverhältnis, das durch Inver⸗ 
wahrungnahme von Gegenſtänden in einem Strafverfahren zwiſchen dem Staat und den 
Beteiligten entſteht, iſt lediglich öffentlich rechtlicher Natur und nach dem betreffenden Landes- 
recht zu beurteilen. 127. 

8 552. Bei Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Revijionsfrift bedarf es 
keiner beſonderen Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Reviſionsbegründungs⸗ 
friſt. 65. | 

§ 553. Zuläſſigkeit der Reviſionseinlegung durch Telegramm. 170, 

§ 554. Feſtſtellung neuer Tatſachen in der Rev.⸗Inſtanz bei Prüfung der Zuläſſig⸗ 
keit der Berufung. 104. 

§ 561. Feſtſtellung neuer Tatſachen in der Rev.-Inſtanz bei Prüfung der Zuläſſig⸗ 
keit der Berufung. 104. — Nachprüfung der Auslegung eines Zuſchlagsbeſchluſſes durch das 
Reviſionsgericht. 129. 

C. Beſchwerde ($$ 567—577). 


§ 567. Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen einen im Einſpruchsverfahren ohne mündl. 
Verhandlung ergangenen Überweiſungsbeſchluß aus $ 505 BRO. 168. 


4. Ehe⸗ und Entmündigungsſachen. (35 606—687). 

§ 606. Der Ausſpruch eines deutſchen Rabbinats über die Scheidung der Che zwiſchen 
jüdischen Ausländern hat keine bürgerliche Wirkung; für die Scheidung einer lediglich ftandes- 
amtlich geſchloſſenen Ehe eines in Deutſchland wohnenden Türken und einer Deutſchen, die 
beide moſaiſch ſind, ſind die deutſchen Gerichte ausſchließlich zuſtändig. 105. 

§ 627. Zuſtändig zum Erlaß einer einſtw. Verf. nach 5 627 BPO. iſt nicht das in der 
Hauptſache ange gangene, ſondern nur das für die Hauptſache zuſtändige Gericht. 106. — 
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Anwendbarkeit des § 627 ZPO. bei Scheidungsklagen in Deutſchland wohnender Ausländer; 
die Zuerkennung des Unterhalts ſetzt nicht Geſtattung des Getrenntlebens voraus. 149. — 
Anrechnung der Anwaltsgebühren bei einſtw. Verfügungen aus § 627 ZPO. auf die im 
Scheidungsprozeß verdienten Gebühren. 123. 


5. Mahnverfahren. (35 688 — 703). 

§ 697. Umfang der Bindung eines gemäß 8697 Abſ. 1 ZPO. ergangenen Über- 
weiſungsbeſchluſſes. 166. — Bei Verweiſung des Rechtsſtreites vom Amtsgericht an das 
übergeordnete Landgericht ijt dieſes nur hinſichtlich ſeiner ſachlichen Zuſtändigkeit gebun— 
den. 151. 


6. Swangsvollſtreckung. 
A. Allgemeine Beſtimmungen (§§ 704-802). 


S 766. Macht der Vermieter an einem für den Schuldner unentbehrlichen Gegenftande 
gleichzeitig das Vermieter- und ein Pfändungspfandrecht geltend, jo kann über beide Rechte 
einheitlich im Klagewege durch das Prozeßgericht entſchieden werden. 66. 

§ 767. Unterſchied zwiſchen Vollſtreckungsgegenklage und Feſtſtellungsklage; welche 
Bedeutung hat es für die Vollſtreckungsgegenklage, wenn ein Teil der Urteilsſumme frei- 
willig bezahlt ift? 46. — Klage auf vorbehaltloje Verurteilung des im Vorprozeß rechts- 
kräftig zur Leiſtung Zug um Zug verurteilten Beklagten; Umfang der Rechtskraftwirkung 
bei Verurteilung Zug um Zug. 64. — Iſt die Vollſtreckungsgegenklage gegen einſtw. Bere 
fügungen ſtatthaft? 131. 


B. Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen (§§ 803-882). 
§ 811 Kr. 5. Macht der Vermieter an einem für den Schuldner unentbehrlichen Gegen- 
ſtande gleichzeitig das Vermieter- und ein Pfändungspfandrecht geltend, jo kann über beide 
Rechte einheitlich im Klage wege durch das Prozeßgericht entſchieden werden. 66. 


C. Arreſt und einſtw. Verfügungen (88 916— 945). 

§ 925. Die Erklärung des Arreſtklägers im Widerſpruchsverfahren, daß er in Auf- 
hebung des Arreſtes und in Auszahlung des vom GVollzieher eingehobenen und hinterlegten 
Betrages willige, ſtellt kein Anerkenntnis im Sinne des § 307 BRL. dar. 152. 

§ 936. Aft die Vollſtreckungsgegenklage gegen einſtw. Verfügungen ſtatthaft? 131. 

§ 937. Zuſtändig zum Erlaß einer einſtweiligen Verfügung nach $ 627 ZPO. ift nicht 
das in der Hauptſache angegangene, ſondern nur das in der Hauptſache zuſtändige Gericht. 106. 


III. Konkursverfahren. 


§ 53ff. Wie iſt im Konkursverfahren eine geringere Gegenforderung zu verrechnen, 
wenn die Hauptforderung teils bevorrechtet, teils Maſſeforderung iſt? 199. 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit v. 17. Mai 1898. 

§ 73. Verpflichtung des Nachlaßgerichts, ſich auf NL der Steuerbehörde über die 
Rechtsgültigkeit eines Teſtaments zu äußern. 172. 

§ 132, 142. Die Regiſtergerichte haben nicht zu prüfen, a der Pächter eines Haudels⸗ 
geſchäfts vertragsmäßig verpflichtet iſt, die übernommene Firma weiterzuführen. 130. 

S 177. Die vor einem Notar mündlich erklärte Auflaſſung iſt gültig, auch wenn das 
darüber aufgenommene Protokoll von einem Beteiligten ane dem Notar nicht unterſchrie⸗ 
ben ift. 19. 
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2. Grundbuchordnung vom 24. März 1897. 


§ 13. Pflicht des Grundbuchrichters zur eigenen Prüfung der rechtlichen Voraus- 
ſetzungen für eine Eintragung; Vorkaufsrecht nach §§ 4ff. des Reichsſiedelungsgeſetzes. 108. 

§ 20. Die vor einem Notar mündlich erklärte Auflaſſung iſt gültig, auch wenn das 
darüber aufgenommene Protokoll von einem Beteiligten oder dem Notar nicht unterjdjrie- 
ben iſt. 19. 

S$ 22. Der Wechſel der Mitglieder einer aus nur zwei Perſonen beſtehenden 
Geſellſchaft bürgerlichen Rechtes kann nicht im Wege der Berichtigung im Grundbuch einge- 
tragen werden. 161. 

8 31. 531 GBO. findet auf einen in der Form des § 128 BGB. ae Kauf⸗ 
vertrag keine Anwendung. 171. 


ÜUberſicht. 
der Entſcheidungen nach den Gerichtshöfen. 
Augsburg. OLG.: Nr. 181. 
Caſſel. OL G.: Nr. 36. 59. 70. 111. 147. 168. | 
Dresden. OLG.: Nr. 6. 7. 24. 32. 37. 38. 41. 45. 51. 60. 71. 87. 95. 97. 102. 113. 
114. 122. 137. 140. 152. 162. 165. 174. 180. 188. 191. 192. 


Frankfurt. OLG.: Nr. 134. 
Hamburg. OLG.: Nr. 13. 15. 21. 25. 29. 30. 33. 42—44. 49. 52. 58. 69. 83. 123. 
124. 131. 136. 143. 146. 149. 155. 158. 161. 178. 184. 187. 190. 199. 


Hamm. OLG.: Nr. 79. 89. 142. 166. 

Kiel. OL G.: Nr. 72. 88. 106. 115. 141. 144. 167. 169. 172. 206. 

Königsberg. OLG.: Nr. 10. 27, 46. 50. 74. 85. 120. 121. 

Leipzig. RG.: Nr. 1—4. 8. 9. 11. 14. 16—20. 22. 26. 31. 34. 35. 39. 40. 48. 54—57. 
61. 63—68. 73. 7578. 80—82. 84. 86. 90—94. 96. 98 — 100. 104. 105. 109. 
110. 112. 116—119. 126—129. 132. 133. 135. 138. 139. 145. 148. 150. 153. 154. 
156. 157. 159. 160. 163. 164. 170. 171. 175—177. 179. 182. 183. 185. 189. 193 
bis 198. 201 —204. 207—211. 

München. OL G.: Nr. 62. 107. 125. 151. 212. 

Oldenburg. OLG.: Nr. 12. 

Roſtock. OL G.: Nr. 5. 23. 28. 47. 53. 101. 103. 108. 130. 173. 186. 200. 205. 


Berichtigungen. 
Bd. 76 S. 47 Z. 2 v. u. ſtatt „Erneuerung“: Ernennung. 
Bd. 76 S. 65 Z. 8. v. u. ſtatt „Geſchöpf“: Geſchäft. 
Bd. 76 S. 122 3. 8 v. o. ſtatt „1921“: 1920. 
Bd. 76 S. 130 Z. 2 v. u. ſtatt „1921“: 1920. 
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